


Phantom-Jäger-Absturz bei Detmold: 

Wie ein Geschoß ins Haus eingeschlagen 
Zwei Piloten und fünf Hausbewohner starben 

Sieben Personen, zwei Pilo- Augenzeugen sagten zu· 
ten der Luftwaffe und fünf nächst aus, das Flugzeug 
Bewohner eines Hauses, habe in sechzig Metern Höhe 
kamen In Lage bei Detmold plötzlich Feuer gelangen; 
beim Absturz eines Phan- später stellte sich aber her-
tom-Jägers des Geschwaders aus, daß der Pilot in geringer 
" Richtholen" am Montag, Höhe eine Schi eile - nach 
18. Juni , ums Leben. Die anderen Berichten zwei 
Maschine prallte nach Augen- Schieilen - gezogen haben 
zeugenberichten mit derartiger soll . Nach Ermittlungen des 
Gewalt auf das Haus, daß Bundesverteidigungsministe-
kein Stein mehr auf dem riums sei die Besatzung des 
anderen blieb. Das Flugzeug , Jägers offensichtlich von 
das in Wittmund (OsHriesland) ihrem Flugauftrag abgewi-
stationiert war, hatte sich ehen. Die Absturzslelle sei 
auf einem Tiefflug nach Bord- etwa sieben Kilomter vom 
radar befunden, wurde also Rand der offiziellen Tiefflug-
nicht von Bodensteilen gelührt strecke entfernt gewesen. 
und flog auch nicht auf Sicht. Offenbar hatte der Pilot noch 

In einen Berg aus Schutt und Asche wurde dieses Zweifamilien­
haus durch den Absturz eines Phantom-Jägers verwandelt. In 
der Bildmitte si nd noch die Reste des Jägers zu erkennen. 

Spezialisten der Bundeswehr suchten die Unglücksstelle nach 
Wraclcteilen und Instrumenten ab, um die genaue Ursache des 
Absturzes klären zu können. 

versucht, sein Flugzeug über der Dunkelheit unter Kontrolle 
das besiedelte Gebiet hin- gebracht werden konnte -
wegzuziehen, doch die Ma- doch züngelten bis spät in 
schine riß am Ende des Dor- die Nacht immer wieder 
fes , kurz vor dem freien Feld, Brandnester auf und er-
zuerst Dachteile eines Hauses schwerten die Bergungsarbei-
ab und zerschellte dann auf ten erheblich. Zwei Kinder 
der anderen Straßenseite der einen Familie und die 
in dem Zweifamilienhaus. 19iährige Tochter der zweiten 
Das Flugzeug sei wie ein Familie überlebten das Un-
Geschoß in das Haus einge- glück, da sie sich nicht am 
schlagen, weder Bewohner Unglücksort belanden. In 
noch Piloten hätten auch dem Haus starben zwei Ehe-
nur die kleinste Chance ge- paare und ein 74jähriger 
habt, mit dem Leben davon- Mann. Glücklicherweise hatte 
zukommen, berichteten Beob- die Phantom nur Übungsmu-
achter. Ausfließender Kraft- nition an Bord - andernfalls 
stoff verursachte einen Brand, hätte die Katastrophe ganz 
der aber noch vor Einbruch andere Ausmaße erreicht. 

Durch den auslaufenden Treibstoff des Flugzeuges und die Deto­
nation der Obungsmunition brannte das Haus wie eine Fackel. 
Die Feuerwehrmänner benötigten einige Stunden, um den Brand 
unter Kontrolle zu bekommen. 

Mit Stacheldraht mußte die Dorfstraße abgesperrt werden, um 
das Vordringen der Schaulustigen zur UnfallsteIle zu verhindern. 
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" Skylab" : Krisenstab war 
vorbereitet 

Der erwartete Absturz des amerikani­
schen Himmelslabors " Skylab" hatte 
Anfang Juti auch in der Bundesrepublik 
zahlreiche präventive Maßnahmen aus­
getöst. "Skylab" überflog in den Tagen 
vor dem Eintritt in die Erdatmosphäre 
innerhalb von 24 Stunden jeweils zwei­
mal für die Dauer von je einer Minute 
sudliche Teile der Bundesrepublik. Ein 
Stab von Experten beobachtete im La­
gezentrum des Bundesinnenministe­
riurns in Bonn die Schlußphase: vom 
Lagezentrum aus waren Direktleitungen 
zu den Innenministerien der Länder, 
zu Einsatzstäben des Katastrophen­
schutzes und anderen Stellen perma­
nent geschaltet. Zusätzliche Verbindun­
gen bestanden zum Satellitenkontroll­
zentrum der Deutschen Forschungs­
und Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt im bayerischen OberpfaHen­
hofen und zur Radarantage der For­
schungsgesellschaft für angewandte 
Naturwissenschaften und Hochfre­
quenzphysik in Werthoven bei Bonn. 
Weitere Informationen kamen auch 
von der US-Weltraumbehörde NASA. 

Die Bonner Experten hielten einen Ab­
sturz über dem Gebiet der Bundesrepu­
blik für höchst unwahrscheinlich, hatten 
jedoch alle Maßnahmen getroffen, um 
einen sofortigen Hilfseinsatz auslösen 
zu können. Das Absturzgebiet war nach 
den Ermittlungen der Fachleute drei 
bis zweieinhalb Stunden vor dem tat­
sachlichen Absturz genauer zu bestim­
men; trotz des sehr geringen " Restrisi­
kos" für die Bundesrepublik waren auch 
Vorbereitungen für eine plötzliche Alar­
mierung der Bevölkerung in bedrohten 
Gebieten getroffen worden, etwa Ver­
haltensanweisungen über Rundfunk 
und Femsehen. 

20 Verletzte bei Gasexplosion 
in Wuppertal 

Von einer schweren Gasexplosion 
wurde am 25. Juli 1979 gegen 11 Uhr 
das Zentrum des Wuppertaler Stadtteils 
Barmen erschüttert. Die Explosion 
drückte Hauswände ein, ließ zahllose 
Scheiben in Trümmer gehen und rich­
tete ein unbeschreibliches Chaos an. 
20 Menschen wurden bei der Explosion 
verletzt , drei von ihnen schwebten in 
Lebensgefahr. Die Explosion ereignete 
sich unmittelbar neben einem großen 
Wohnhaus, in dessen Erdgeschoß sich 
zahlreiche Ladengeschäfte befinden. 

Nach den Ermittlungen der Polizei ist 
das Unglück vermutlich darauf zurück­
zuführen, daß ein Bagger bei Erdarbei-

ten eine 40 Millimeter star1<e Gasleitung 
aufgerissen haben soll. Zwar hatten 
Mitarbeiter der Baufirma den Gasgeruch 
bemer1<t und unverzüglich die Stadt­
wer1<e alarmiert. Doch kam der Stör­
trupp um Minuten zu spät. Obwohl der 
Zustrom des Gases sofort unterbrochen 
wurde, herrschte noch mehrere Stunden 
nach der Detonation akute Explosions­
gefahr, da auch nach dem Stilllegen 
der Leitung große Mengen Gas ausge­
strömt waren. Deshalb tieß die Polizei 
die Häuser in der Nähe des Unglücksor­
tes räumen, darunter auch den Westflü­
gel des Wuppertaler Rathauses. Beim 
Oberstadtdirektor wurde ein Krisenstab 
eingerichtet. 

Nach der Explosion belagerten Hun­
derte von Schaulustigen die Unglücks-



stelle. Durch die Zuschauerrnassen 
wurde der Abtransport der Verletzten, 
für den Einsatzwagen aus der ganzen 
Stadt an den Unglücksort herangezogen 
worden waren, zum Teil behindert. 

Fernsprechverkehr nur durch 
"Katastrophenschaltung" 
gewährleistet 

Der Bundestagsabgeordnete Stutzer 
(CDU/CSU) hat an die Bundesregierung 
folgende schriftliche Frage zum Thema 
Funk- und Fernsprechverkehr im Zu­
sammenhang mit der Schneekatastro­
phe in Schleswig-Holstein gerichtet: 
" Was hat die Deutsche Bundespost 
nach Auswertung der Erfahrungsbe­
richte über die Schneekatastrophe in 
Norddeutschland unternommen, um 
den Funk- und Fernsprechverkehr in 
Schleswig-Holstein zu verbessern (siehe 
Drucksache 8/2464, Teil B Nr. 142)?" 

Der Pa~amentarische Staatssekretär 
Wrede beantwortete diese Frage am 
27. Juni 1979: 

"Die Schwierigkeiten im Fernsprechver­
kehr während der Schneekatastrophe 
in Schleswig-Holstein hatten im wesent­
lichen zwei Ursachen. Zum einen führte 
die Unterbrechung der Starkstromver­
sorgung zum Ausfall einiger Ortsvermitt­
lungssteIlen, weil es wegen der unpas­
sierbaren Straßen nicht möglich war, 
die fahrbaren Netzersatzanlagen recht­
zeitig an die Einsatzorte zu bringen. 
Auch ein Einsatz von Hubschraubern 
zum Transport der Netzersatzanlagen 
war nicht möglich, weil die Hubschrau­
ber während der Schneestürme keine 
Starterlaubnis erhielten . Zum anderen 
trat mit der Katastrophe eine außeror­
dentliche VerkehrsÜberlastung des 
Fernsprechnetzes auf. Deshalb wurde 
in den betroffenen Ortsnetzen von der 
sogenannten ,Katastrophenschaltung' 
Gebrauch gemacht, d. h. der abgehende 
Verkehr wurde zugunsten des notwen­
digen Femsprechverkehrs der Not-
und Hilfsdienste eingeschränkt. 

Die Auswertung der Erfahrungsberichte 
hat folgendes ergeben: 

1. In Katastrophengebieten kann der 
zur Bewältigung der Katastrophe erfo­
derliche Fernsprechverkehr nur gewähr­
leistet werden, wenn Verkehrsein­
schränkungen mit Hilfe der sogenannten 
,Katastrophenschaltung' vorgenommen 
werden. 

2. Soweit sich geringfügige Mängel 
hinsichtlich eines schnellen Transports 
der Netzersatzanlagen durch Hub­
schrauber ergeben haben, sind die 
Maßnahmen zu ihrer Beseitigung bereits 

angelaufen. Es werden z. Z. auch Mög­
lichkeiten untersucht, die es gestatten, 
Netzersatzanlagen an schwere Bun­
deswehrfahrzeuge anzukuppeln. 

3. Es hat sich gezeigt, daß das Fem­
sprechnetz im Katastrophengebiet durch 
ankommenden Fernverkehr aus dem 
Bundesgebiet und dem Ausland in er­
heblichem Umfang zusätzlich belastet 
wurde. Z. Z. werden technische und 
betriebliche Möglichkeiten untersucht, 
wie Femsprechverkehrsströme in Kata­
strophengebiete begrenzt werden kön­
nen, um den notwendigen Fernsprech­
verkehr zu gewährleisten. 

4. 1982 wird voraussichllieh mit der 
Einrichtung eines neuen Funkfem­
sprechnetzes begonnen werden, das 
zahlreiche zusätzliche Teilnehmer auf­
nehmen kann und damit in Katastro­
phenfällen ebenfalls wesentliche Er­
leichterungen verschaffen kann. 

In diesem Zusammenhang möchte ich 
noch darauf hinweisen, daß im Rahmen 
des nichtöffentlichen beweglichen Land­
funks den ,Behörden und Organisatio­
nen mit Sicherheitsaufgaben' Funkfre­
quenzen, d. h. eigene Funknetze, zur 
Verfügung stehen, um u. a. in Notlällen 
unabhängig vom öffentlichen Fernmel­
denetz zu sein." 

Leiter des Stuttgarter 
Zivilschutzamtes beging 
25jähriges Dienstjubiläum 

Der Leiter des Stuttgarter Amtes für 
Zivilschutz, Direktor Gerhard Maier, 
feierte am 26. Juli 1979 sein 25jähriges 
Dienstjubiläum bei der Landeshaupt­
stadt Stuttgart. Direktor Maier leitet 
das Amt seit zwölf Jahren mit Tatkraft 
und hohem Sachverstand. Maier ist 
Mitglied des Beirates für Katastrophen­
schutz, Brandschutz und Rettungswe­
sen des Deutschen Städtetages, Vorsit­
zender der Arbeitsgemeinschaft für 

Direktor Maier ernennt Im Januar 1979 
27 Selbstschutz-Berater (rechts im Bild 
der stv. Amtsleiter Börner). 

Fragen des Zivilschutzes im Städtetag 
Baden-Württemberg und gehört dem 
Vorsitz der Arbeitsgruppe Zivilschutz 
in der Kommunalen Gemeinschaftsstelle 
für Verwaltungsvereinfachung in Köln 
an. 

Direktor Maier wurde beim Bürgermei­
steramt Nellingen a. F. und beim Land­
ratsamt Esslingen für den gehobenen 
Verwaltungsdienst ausgebildet. Nach 
Ablegung der StaatsprÜfung übernahm 
er im Jahre 1948 bei der Stadt Esslin­
gen die Leitung der Verwaltungsrats­
schreiberei. Im Juli 1954 wechselte 
er zum Hauptamt der Stadt Stuttgart 
über und wurde Leiter der Abteilung 
Gemeindeverfassung. Seine Berufung 
zum Leiter des Amtes für Zivilschutz 
im Jahre 1967 ist Ausdruck der Aner­
kennung seiner erfolgreichen Tätigkeit 
bei der Landeshauptstadt Stuttgart. 

Künftig nur noch 
ein Sirenensignal 

Oie Konferenz der Innenminister von 
Bund und Ländern sprach sich für eine 
Vereinheitlichung der Sirenensignale 
aus. Künftig soll es nur noch das Signal 
" eine Minute Heulton" geben. In Frie­
denszeiten bedeutet das für den Bürger, 
daß er sofort sein Radio einschaltet 
und auf Durchsagen achtet. Im Kriegs­
fall heißt es: Sofort Schutz suchen und 
Radio einschalten. Daneben soll es 
nur noch den Dauerton geben, der Ent­
warnung signalisiert. 

Eine Stellungnahme 
zum Thema" Trinkwasserver­
sorgung im Katastrophenfall" 

In ZS-MAGAZIN 3/79 , Seite 26, ist 
von Stadtdirektor Dr. Gronwald, Hamm, 
unter der überschrift " Trinkwasserver­
sorgung im Katastrophenfall " ein erfolg­
reicher Versuch der Aufbereitung von 
Obertlächenwasser zu Trinkwasser 
in einer Schwimmbadanlage beschrie­
ben worden. Dazu teilt das Bundesamt 
für Zivilschutz in Bonn-Bad Godesberg 
mit: 

" Gemäß 1. WasSGVwv sind Vorsorge­
maßnahmen zur Sicherung der Trink­
wasserversorgung so zu planen, daß 
die Versorgung in erster Linie aus dem 
Grundwasser erfolgt, da die Aufberei­
tung von Oberflächenwasser erheblich 
problematischer ist. 

Nur wenn eine ausreichende Trinkwas­
ser-Notversorgung über Brunnen, Zi­
sternen usw. nicht gewährleistet werden 
kann, sollte die Aufbereitung von Ober­
flächenwasser ins Auge gefaßt werden. 

3 



4 

Der Bau und die Unterhaltung von 
Trinkwasser-Notbrunnen ist auf Jeden 
Fall vorrangig und nicht, wie in der Pu­
blikation impliziert, gleichrangig. 

Nach der Lektüre der Schlußfolgerung 
des Artikels ,Den Katastrophenschutz­
behörden dürfte ein interessantes Ver­
fahren für die Sicherung der Trinkwas­
serversorgung zur Verfügung stehen' 
muß der Eindruck entstehen, daß das 
beim Versuch verwendete Verfahren 
entwicklungsmäßig abgeschlossen und 
problemlos anwendbar ist. 

Zur Durchführung der Aufbereitung 
waren Vorversuche notwendig, die zu 
Versuchsparametern führten, ,die hoffen 
ließen, daß die erwünschte Wirkung 
der Reinigungsmaßnahrnen erreichbar 
war' . Von einem derartigen Verfahren 
zur Sicherung der Trinkwasserversor­
gung muß man aber erwarten, daß 
es zuverlässig Trinkwasser aus Oberllä­
chenwasser bestimmter Zusammenset­
zung ohne Vorversuche und Zweifel 
an der Wirksamkeit der Maßnahmen 
liefert (aus Industrieabwässern kann 
mit solchen Verfahren kein Trinkwasser 
gewonnen werden) . 

Im Katastrophen- und Verteidigungsfall 
kann nicht immer davon ausgegangen 
werden , daß die Zeit und Möglichkeit 
sowohl für die Untersuchung des Roh­
wassers als auch für die des aufbereite­
ten Trinkwassers vor Verwendung unter 
der Aufsicht des Gesundheitsamtes 
gewährleistet ist. So beträgt z. B. der 
Zeit bedarf für die bakteriologische Un­
tersuchung bereits zwei Tage. 

Aus einigen technischen Angaben zur 
Durchführung des Versuchs ist zu ent­
nehmen, daß eine Reihe von Verfah­
rensdetails noch zusätzlicher Klarung 
bedürfen. So ist der Versuch als wichti­
ger Schritt in Richtung auf ein Trinkwas­
ser-Aufbereitungsverfahren tür den 
Notfall, nicht aber als Abschluß der 
Entw'icklung dieses Verfahrens zu ver­
stehen." 

Schutzkommission 
tagt in Heidelberg 

Im Bereich des Zivilschutzes und der 
Zivilverteidigung bestehen große Lük­
ken, die im Rahmen einer langfristigen 
Planung ausgefüllt werden müssen. 
Dies stellten übereinstimmend der Vor­
sitzende des Bundestags-Verteidi­
gungsausschusses, Manfred Wörner 
(CDU) , General Altenburg , deutscher 
militärischer Vertreter bei der NATO 
in Brüssel , und der Publizist Wolfram 
von Raven als Gastredner bei der Jah­
restagung der"Schutzkommission beim 

Zwei Wohnhäuser bei Flugzeugabsturz schwer beschädigt 

Beim Absturz eines englischen 
"Harrier"-Düsenjägers in der Nähe 
von Wismar bei Gießen kam am 18. 
Juni 1979 der amerikanische Pilot der 

Bundesminister des Innem" in Heidel­
berg fest. Der Kommission gehören rund 
80 Wissenschaftler an, deren Aufgabe 
es ist, dem Bundesinnenministerium 
in Fragen des Schutzes der Zivilbevöl­
kerung bei Großkatastrophen und im 
Verteidigungsfall beratend zur Seite 
zu stehen. 

Abschlußbericht über 
Bretagne-Einsatz liegt vor 

Der " Arbeitsstab Bretagne" im Bundes­
amt für Zivilschutz legte jetzt den A~ 
schlußbericht über den deutschen Ein­
satz bei der Beseitigung der Olschäden 
an der bretonischen Küste im Frühjahr 
1978 vor. In dem umfangreichen Bericht 
wird der Ablauf des Einsatzes der Feu­
erwehr und des THW einschließlich 
der dabei gewonnenen Erfahrungen 
detailliert geschildert. Wie bekannt, 
handelt es sich um die schwerwiegend­
ste Olverschmutzung, die je in der Ge­
schichte der Menschheit eingetreten 
war. 223000 Tonnen Rohöl ergossen 
sich nach dem Stranden des Supertan­
kers " Amoco Cadiz" ins Meer. In dem 
nun vorliegenden Bericht wird beson­
ders darauf eingegangen, welche Erfah­
rungen man bei diesem Hilfseinsatz -
im Hinblick auf Planung und Durchfüh­
rung - gemacht hat, wie die bilaterale 
Zusammenarbeit abgelaufen ist und 
welche Erkenntnisse man über Ab­
wehrrnaßnahmen bei solchen Großkata­
strophen sammeln konnte: "Auf der 
Grundlage der in Frankreich gewonne­
nen Erfahrungen sollten die Untersu­
chungen zur rechtzeitigen Eindämmung 

Maschine ums Leben; zwei Wohnhäuser 
wurden schwer beschädigt. Unser Bild 
zeigt das Flugzeugwrack an der Ab­
sturzstelle. 

der Schäden auf See verstärkt fortge­
setzt werden. Die Organisation einer 
wirksamen Schadenabwehr einschließ­
lich der Entwicklung und Vorhaltung 
einer geeigneten Ausstatlung muß in 
Deutschland noch verbessert werden." 

Neue Schutzbaufibel 
erschienen 

Der Bundesverband für den Selbst­
schutz hat im Auftrag des Bundesmini­
steriums des Innern die 4. Auflage der 
" Schutzbaufibel" herausgegeben. In 
dieser über 50 Seiten umfassenden 
Fibel wurden die Zuschußrichtiinien, 
abschreibungsfähigen Höchstbeträge 
und die technischen Anforderungen 
für Hausschutzräume des Grundschut­
zes auf den neuesten Stand gebracht 
und linderungen, die sich in den letzten 
Jahren ergeben haben, eingearbeitet. 
Darüber hinaus wurden die praktischen 
Hinweise, z. B. Grundrißskizzen und 
Konstruktionshilfen, erweitert. 

Als zusätzliche Erleichterung für den 
Bauherrn wurde ein Hersteller- und 
Lieferantenverzeichnis aufgenommen, 
daß es dem zukünftigen Schutzraumbe­
sitzer ermöglicht, sich direkt an Firmen 
zu wenden, die komplette Lüftungsanla­
gen, Abschlüsse oder Einrichtungsge­
genstände herstellen, liefern und ein­
bauen. 

Das gestiegene Interesse der Bevölke­
rung für den Bereich Zivilschutz und 
im besonderen für den Schutzraumbau 
hat dazu geführt, daß innerhalb weniger 
Wochen über 200 000 Exemplare der 
"Schutzbaufibel" versandt werden muß-



ten. In einer Sonderaktion erhielten 
alle Architekten Ingenieure, Bauunter­
nehmer und Bauämter kostenlos die 
" Schutzbaufibel" übersandt; damit sollte 
nicht nur eine Verbesserung der Infor­
mation sichergestellt werden, sondern 
es sollte auch um Verständnis für die 

Belange des baulichen Zivilschutzes 
geworben werden. 
Die " Schutzbaufibel" kann bei allen 
Dienststellen und bei der Bundeshaupt­
steIle des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz kostenlos angefordert 
werden. 

Zehn .Jahre Luftrettungsstaffel Bayern 

Am 20. Juli 1979 feierte die Luftret­
tungsstaffel Bayern (LRST) in Bamberg 
ihr zehnjähriges Bestehen. Vor zahlrei­
chen Gästen überbrachte Staatssekretär 
Simon Nüssel die Grüße der Bayeri­
schen Staatsregierung und des Mini­
sterpräsidenten und Schirmherrn der 
Veranstaltung, Franz Josef Strauß. 
In seinem Grußwort wies Nüssel darauf 
hin, daß die LRST Bayern in der Bun­
desrepublik bisher ohne Beispiel sei . 
Intensive Luftaufklärung großer WaIdge­
biete in Trockenzeiten habe sich als 
das derzeit wirkungsvollte Mittel zur 
Früherkennung und damit zur raschen 
und rechtzeitigen Bekämpfung von 
Waldbränden erwiesen. 

Anschließend händigte Staatssekretär 
Nüssel , der zugleich Vizepräsident der 
Staffel ist, dem Präsidenten der Luftret­
tungsstaffel , Ernst Schramm, das -
auf Vorschlag des bayerischen Minister-

präsidenten vom Bundespräsidenten 
verliehene - Verdienstkreuz am Bande 
des Verdienstordens der Bundesrepublik 
Deutschland aus. Schramm erhielt die 
Auszeichnung für seine Bemühung 
um den Aufbau der Luftrettungsstaffel 
und die Schulung des fliegerischen 
Nachwuchses. 

In der Festrede gab der Präsident des 
Deutschen Aeroclubs, Georg Brütting, 
einen kurzen Überblick über die Entste­
hung und die Aufgaben der LRST. Die 
Luftrettungsstaffel wurde am 20. Juli 
1968 auf dem Fliegerhorst München 
Neubiberg aufgestellt. Heute verfügt 
die Staffel über 33 Stützpunkte mit 160 
Flächenflugzeugen, 2 Hubschraubern 
und 384 Piloten. Neben Einsätzen zur 
Waldbrandüberwachung fliegt die LRST 
auch für den Katastrophen- und Um­
weltschutz , die Denkmalpflege und 
die Verkehrsüberwachung. 

Für seine Verdienste um die Luftrettungsstaffel Bayern, die allgemeine Luftfahrt und 
die Luftfahrtindustrie erhielt Ministerpräsident Franz Josef Strauß Anfang Juli In der 
Münchner Staatskanzlei die goldene VerdienstmedaIlle der Luftrettungsstaffel Bayern. 
Auch diene Strauß als begeisterter Sportflieger der Weiterverbreitung des Luftfahrtge­
dankens, hieß es in der Laudatio. Der Ministerpräsident dankte mit den Worten, er 
habe in seinem politischen Leben schon viele Auszeichnungen erhalten, von dieser 
glaube er, sie auch verdient zu haben. Unser Bild zeigt von links nach rechts: Staats­
sekretär Simon Nüssel, Vizepräsident der Staffel , Ministerpräsident F. J. Strauß und 
Ernst Schramm, Präsident der Luftrettungsstaffel Bayern. 

Hustenreiz und tränende 
Augen . .. 

... verursachte Hunderten von Anwoh­
nem ein Großbrand in einem Lager 
für Kunststoffe und Pflanzenschutzmittel 
des Ludwigshafener Chemiekonzerns 
BASF. Von dem Brand, der am Sams­
tag, 16. Juni, ausgebrochen war, gingen 
dicke Rauchschwaden und beißende 
Dämpfe aus. Obwohl nach Darstellung 
der Polizei die giftigen Schwefel- und 
Kohlendioxyd-Dämpfe keine direkte 
Gesundheitsgefahr für die Bewohner 
der Stadt bedeuteten, wurde die Bevöl­
kerung dennoch in der Nacht zum 
Sonntag über Lautsprecher aufgefordert, 
Fenster und Türen geschlossen zu 
halten. Der Verkehr mußte umgeleitet 
werden. Als Brandursache wird eine 
Selbstentzündung durch Zersetzung 
eines importierten Pflanzenschutzmit­
tels, das zur Bekämpfung von Pilz­
krankheiten verwendet wird, nicht aus­
geschlossen. Das PflanzenschutzmiUel 
war zusammen mit anderen Herbiziden 
in einer großen, mehrstöckigen Halle 
auf dem Werksgelände gelagert. Die 
Werksfeuerwehr haUe das Feuer nach 
rund 20 Stunden im Griff - das Lager­
haus brannte jedoch bis auf die Grund­
mauern nieder. Die gesamte Schadens­
höhe geht in die Millionen. 

Genf: Verbot von 
Strahlenwaffen 

Nach zweijährigen Verhandlungen einig­
ten sich die Sowjetunion und die Verei­
nigten Staaten auf der Genfer Abrü­
stungskonferenz auf ein Verbot von 
Strahlenwaffen. Beide Seiten legten 
am 10. Juli einen 13 Artikel umfassen­
den Vertragsentwurf vor, der die An­
wendung, Entwicklung Produktion, La­
gerung, den Erwerb und Besitz von 
radiologischen Waffen untersagt. Nicht 
eingeschlossen in das Verbot sind die 
als Neutronenbomben bezeichneten 
Kleinnuklearwaffen mit beschränktem 
Radius. Neben dem strikten Bauverbot 
der Strahlenwaffen, die allgemein als 
Mittel zur Verbreitung von radioaktivem 
Material ohne eine damit verbundene 
Kernfusion definiert werden, erzielten 
beide Seiten weiter eine Einigung dar­
über, die " absichtliche Ausstreuung 
von anderen Stoffen mit dem Ziel von 
Zerstörung zu unterbinden". Alle Län­
der, die dem Abkommen beitreten wer­
den, sollen durch entsprechende Maß­
nahmen sicherstellen, daß kein radioak­
tives Material verlorengeht oder in 
fremde Hände gelangt und so zum 
Bau von Strahlenwaffen benutzt werden 
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könnte. tn der Frage der Verifizierung, So sei es notwendig, die Angehörigen gab es 1970 insgesamt 1126 todliehe 
die beim Salt-II-Abkommen erhebliche der Heilberufe - auch diejenigen, die Unfälle durch Ertrinken, während es 
Probleme bereitet hat, einigten sich nicht mehr berufstätig sind - einer Mel- 1977 592 waren. Wie die Deutsche 
Washington und Moskau auf eine Kon- depflicht zu unterwerfen. Dieser Perso- Lebens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG) 
trolle der Durchführung des Verbots nankreis müsse dann zu Übungen her- mitteilt, sei dieser erfreuliche Rückgang 
durch ein intemational besetzes Exper- angezogen werden, wobei man bei vor allem ein Erfolg ihrer umfassenden 
tengremium. Die Länder, die sich dem Frauen nur eine freiwillige Teilnahme Aufklärungs- und Ausbildungsarbeit. 
Abkommen anschließen, müssen da- erwarten könne, da laut Grundgesetz Das mache auch besonders die Ver-
nach mit den Ausschußmitgliedem zu- Frauen nur im Spannungs- und Vertei- minderung der Zahl der tod lichen Ertrin-
sammenarbeiten und von diesen ange- digungsfall verpflichtet werden können. kungsfälle von Kindem unter dem 
forderte Auskünfte erteilen . Etwaige Die Einsatzfähigkeit der im Zivilschutz 5. Lebensjahr von 259 im Jahre 1970 
Vertragsverstöße sollen vor den Sicher- tätigen Personen müsse durch eine auf 119 im Jahre 1977 deutlich. 
heitsrat der UNO gebracht und dort entsprechende Aus- und Fortbildung Die DLRG will ihre vorbeugende Tätig-
untersucht werden. erreicht werden. Bei diesen" Wehr- keit, aber auch den Rettungswachdienst 

übungen für den Gesundheitsdienst" weiter intensivieren, um die Zahl der 

Titzck: Zivilschutz 
solle die Fortbildung der Ärzte von der Ertrinkungsfälle noch mehr einzuschrän-

unzureichend 
Ärztekammer sichergestellt werden. ken. Sie appeliert in diesem Zusam-
Im Rahmen des Gesetzes zur Sicher- menhang vor allem an alle Eltern, Kin-

Zivilverteidigung und Zivilschutz seien 
stellung der gesundheitlichen Versor- der nicht mit schwimmbaren Untersät-

unabdingbare Bestandteile der Gesamt-
gung musse die Kompetenzfrage und zen (Luftmatratzen , Autoschläuchen, 

verteidigung; ohne ausreichenden 
bestmögliche Kooperation zwischen Badebooten u. a.) auf offene Gewässer 

Schutz der Zivilbevölkerung im Verteidi-
zivilen und militärischen Verantwor- zu lassen. 

gungsfall sei die militärische Abschrek-
tungsbereichen geregelt werden. 

kung nicht glaubhaft. Darauf hat der 
Dammbruch doch durch schleswig-holsteinische Innenminister 

Rudolf TItzck anläßlich eines Besuches MdB Würzbach kritisiert Trinkwasserleitung 
der Stabschefs des Heeres in Kiel hin- Zivilverteidigung 
gewiesen. Die Dammbruchkatastrophe am 

Um die Zivilverteidigung ist es in der Rhein-Main-Donau-Kanal im Nürnberger 
Unter Hinweis auf die Schutzvorkehrun- Bundesrepublik Deutschland nach An- Vorort Katzwang vom 26. März ist letzt-
gen des Ostblocks bezeichnete der sicht des CDU-Bundestagsabgeordne- lieh durch eine Trinkwasserleitung ver-
Minister den Zivilschutz in der Bundes- ten und Mitglieds des Verteidigungsaus- ursacht worden, die gen au an der 
republik als völlig unzureichend. Die schusses des Deutschen Bundestages, Bruchstelle die Großschiffahrtsstraße 
Bundesregierung sei von dem von ihr Kurt Wurzbach, schlecht bestellt. Der unterquert. Zu dieser Auffassung kommt 
selbst gesetzten Ziel eines angemesse- Abgeordnete wies in einem Vortrag ein Sachverständigen-Gutachten, das 
nen Verhältnisses zwischen den zivilen vor Kommandeuren der Bundeswehr, am Freitag von der Staatsanwaltschaft 
und militärischen Verteidigungsautwen- Reservisten und zahlreichen Vertretem beim Landgericht Nürnberg-Fürth veröf-
dungen noch weit entlernt. Titzck forder- von Verbänden und Organisationen fentlicht wurde. Die Trinkwasserleitung 
te, daß Zivilschutz und Zivilverteidigung in Bad Segeberg u. a. darauf hin, daß der Stadt Fürth sei zwar dicht gewesen, 
mehr im Mittelpunkt des öffentlichen im Ernstfall die Kampfmoral der SoIda- doch habe sich entlang des Rohrgra-
Interesses stehen müssen. ten darunter leide, daß sie ihre Familien bens im Untergrund ein "Bevorzugter 

nicht hinreichend geschützt wüßten. Wasserweg für Grundwasser" gebildet, 

"Wehrübungen" für den Zahlen sprächen hier eine deutliche hieß es, der auf die Dauer den Damm 

Gesundheitsdienst Sprache: Für 2,6 Millionen Schleswig- unterspülte und ihn schließlich zum 

Holsteiner gebe es nur 50 000 Schutz- Einsturz brachte. 

Der Präsident der niedersächsischen plätze . ..In einem Ernstfall wird es Mord Die Staatsanwaltschaft wies darauf 
Ärztekammer, Dr. Gustav Osterwald , und Totschlag geben bei dem Gerangel hin, daß mit der Ursachenfeststellung 
forderte anläßlich eines Presseseminars um die Überlebenschance." Würz bach über die Schuldfrage noch nichts gesagt 
in Bad Grund im Harz, daß der Bau forderte die Bundesregierung auf, sei. Bei den weiteren Ermittlungen 
privater, öffentlicher und Schutzräume die Zuschußregelung für die Schutz- werde nun geprüft " ob und gegebenen-
bei Krankenhausneubauten forciert räume attraktiver zu gestalten. Auch falls welche Personen den Geschehens-
werden solle und daß bereits vorhan- bei den Planungen von TIefgaragen ablauf hätten erkennen müssen und 
dene Schutz räume wieder hergestellt und ähnlichen Gebäuden müsse mehr durch geeignete Maßnahmen das Un-
werden müssen. Bei Krankenhausbe- Vorsorge für den Ernstlall getroffen glück hätten vermeiden können". 
darfsplanungen sollten überschüssige werden; Bauherren müßten stärker Bei der Katastrophe waren 340 000 
Betten nicht abgebaut, sondern als ermuntert werden, Schutzräume zu Kubikmeter Wasser ausgeflossen und 
Reserve vorgehalten werden. Außerdem bauen. hatten sich als Sturzflut über Katzwang 
sei es an der Zeit , das "Gesetz zur ergossen. Auf dem Weg zu der etwa 
Sicherstellung der gesundheitlichen 1,2 Kilometer entlernt vorbeifließenden 
Versorgung im Spannungs- und Vertei- Weniger Ertrinkungsfälle Rednitz zerstörten die Wassermassen 
digungsfall", dessen Entwürfe seit etwa in der Bundesrepublik fünfzehn Häuser total. Etwa 150 Ge-
zehn Jahren auf Eis lägen, wieder zu bäude wurden mehr oder weniger stark 
beleben. Die Zahl der Ertrinkungsfälle in der beschädigt. Ein dreizehnjähriges Mäd-
Mit HIlfskrankenhäusern allein sei es Bundesrepublik Deutschland ist seit ehen kam ums Leben. Die Schäden 
aber nicht getan. Man musse parallel 1970 fast um die HälHe zurückgegan- betragen nach Auskunft der Stadt Nüm-
dazu eine Personal reserve schaffen. gen. Nach der letzten amtlichen Statistik berg etwa zwanzig Millionen Mark. 
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Jochen von Arnim 

5. Bundeswettkampf des THW in Arnsberg 

Fotos: Hilberath, Kremer, Schwepfinger, Wagner u. a. 

Arnsberg, die sehenswerte Zentrale 
des Sauerlandes war dieses Mal von 
der THW-Leitung als Wettkampfort 
auserwählt worden, weil hier verschie­
dene wichtige Voraussetzungen gege­
ben waren: ein Wettkampfgelände 
in Verbindung mit Wasser, Platz für 
eine Leistungsschau und eine schöne 
Landschaft. Wichlig und erfreulich war, 
daß die Stadt Amsberg ihre volle Un­
terstützung zugesagl hatte. 

Eine Großveranstaltung, wie der Bun­
deswettkampf des THW, bringl natur­
gemäß eine zunehmende Konzentralion 
von Vorbereitungen vor dem Tage X 
mit sich, die der Bevölkerung nicht 
verborgen bleiben. Die Geschäftigkeit 
der Organisatoren erzeugt - freilich 
auch beabsichtigt - Spannung und 
Neugier bei den Außenstehenden, 
die eine gute Grundlage für den erhoff­
ten Publikumsbesuch darslellen. 

Gezielle Aklivitäten steigerten diese 
Wirkung noch beträchllich. Hierzu zäh­
len insbesondere musikalische Darbie­
tungen, mil denen arn frühen Morgen 
des Wettkampftages die Bevölkerung 
in den verschiedenen Innenstadtteilen 
aufmerksam gemacht wurde auf das 
große Treiben an der Ruhr. Fahrzeug­
konvois und der Marsch einiger Musik­
züge und Kapellen zum Wettkampfge­
lände trugen erheblich dazu bei, daß 
die Eröffnung vor gut besetzter Tribüne 
erfolgen konnte. 

Programmgemäß begann der Direktor 
des THW, Dipl.-Ing. Hermann Ahrens, 
am 9. Juni um 9 Uhr seine Ansprache. 
Nachdem er die Ehrengäste, die Wett­
kampfteilnehmer und die Helfer begrüßt 
hatte, ging er auf die Bedeutung der 
Wettkämpfe ein. Er sagte unter ande­
rem: 

"Die Helfer in den Wettkampfgruppen 
haben sich im vergangenen Jahr oder 
zu Beginn dieses Jahres in Ausschei­
dungswettkämpfen als Landessieger 
oder auf andere Weise qualifiziert. 
Unter vielen guten Mannschaften waren 
sie die besten. Ich weiß, daß sie einen 
hohen Leistungsstand haben und daß 
sie heute der Offenllichkeit erneut Qua­
lität und Zuverlässigkeit des THW de­
monstrieren werden. 

Unser aller Auftrag, humanitäre Hilfe 

197 
ARNSBER 

Der Direktor des 
THW, Dipl.-Ing. 
Hermann Ahrens, 
eröffnete den 
Bundeswettkampf 
der 11 Landesver­
bände am 9. Juni 
1979 in Arnsberg. 

Aufmarsch eines 
THW-Musikzuges. 

Das Zeltlager 
der THW-Helfer 
am Stadtrand 
von Arnsberg. 
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Oer Schiedsrichter-Turm auf dem Wett­
kampfgelände an der Ruhr. 

durch Einsatz unserer Person zu lei­
sten, erfordert eine ständige Stärkung 
der Leistungskraft. Der Ernst und die 
Glaubwürdigkeit unserer Bemühungen 
um eine optimale Vorbereitung auf 
den Ernstfall wird an unseren Anstren­
gungen in der Ausbildung gemessen. 

Daher Ist die Ausbildung im THW der 
nie endende Versuch, durch bessere 
Methoden und MiHel, durch kraftvolles 
Engagement, durch die Konzentration 
auf das Wesentliche, den guten Lei­
stungsstand durch einen noch besseren 
abzulösen. Stets mussen wir den er­
reichten Erfolg In Frage stellen, um 
einen noch größeren erreichen zu kön­
nen. Dies ist der richtige Weg; die gro­
ßen Erfolge der THW-Helfer bei den 
Einsätzen der vergangenen Jahre sind 
dafür deutlich sichtbarer Beweis. 

Der BundesleistungsweHkampf 1979 
wird mit starken Impulsen in die Lan­
des- und Ortsverbände hineinwirken. 
Jeder weiß, daß der Weg nach Arnsberg 
fur sie rnit Anstrengungen, rnit Mühe 
und Schweiß verbunden war. Am Ende 
dieses Weges steht neben dem WeH­
kampf das große Erlebnis einer verbin­
denden Gemeinschaft von Karneraden 
des THW. 

Zum ersten Mal beteiligen sich auch 
unsere Jugendgruppen. Ihr WeHkampf 
hat andere EIernente, als der der Er­
wachsenen. Die Junghelfer werden 
aber mit dem gleichen Ernst und dem 
gleichen starken Willen, als Sieger den 
Platz zu verlassen, ihren WeHkampf 
austragen. 

Und wie bei den vergangenen Bundes­
wettkämpfen ist auch hier in Arnsberg 
eine Leistungsschau wesentlicher Be-
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Zu den WeUkampfaufgaben gehörte auch 
die Holzbearbeitung. 

Hier kamen die Wettkampf teilnehmer 
Ins Schwitzen: In einem Kriechgang muß­
ten Holzhlndemlsse mit einer kleinen 
Handsäge beseitigt werden. 

standtei!." Direktor Ahrens schloß mit 
den Worten: " Die Technik der Hilfelei­
stung, die Technik für die Hilfeleistung: 
damit demonstrieren wir, wer wir sind. 
Männer und Frauen des THW, die nicht 
nur helfen wollen, sondern auch helfen 
können, weil sie es mühevoll, aber mit 
Begeisterung gelemt haben!" 

Schließlich ergriff Oberschiedsrichter 
Wagner das Wort. Er erläuterte die 
WeHkampfaufgaben und gab Mann­
schaften und Schiedsrichtern letzte 
Hinweise für Ablauf und Verhalten, 
um auf diese Weise zur Verringerung 
möglicher Fehlerpunkte beizutragen. 

Nach einigen weiteren Minuten für Auf­
stellung der Gruppen und letzte Kon­
zentration erklang der Startschuß des 
Direktors vom Schiedsrichterturm über 
das ausgedehnte Gelände. Unverzüglich 
entwickelte sich auf den WeHkampfbah­
nen ein reger Betrieb, galt es doch, 
mit der bewährten Kombination von 
Schnelligkeit und Genauigkeit die WeH­
kampfaufgaben zu erfüllen. 

Schwierige Aufgaben 

Ausgehend von den Erfahrungen der 
vorausgegangenen vier Wettkämpfe 
in Worms (1971), Muhlheim (1973). 
Kiel (1975) und Saarlouis (1977) waren 
die Aufgaben so zusammengestellt, 
daß sie einerseits von allen Ortsverbän­
den, entsprechend ihrer Ausstattung 
und Ausbildung, bewältigt werden konn­
ten und andererseits das Niveau höher 
lag als bisher. Schließlich mußte auch 
in starkem Maße die Attraktivität für 
Teilnehmer und vor allem Zuschauer 
berücksichtigt werden. Das heißt, es 
mußte für Spannung und Vergleichbar­
keit der einzelnen WeHkampfgruppen 
gesorgt werden, kurz, das Publikum 
sollte etwas zu sehen bekommen. 

Die Aufgaben bestanden aus sechs 
Gruppen mit verschiedenen Unterteilun­
gen: Zunächst mußten aus dem Bereich 
der Grundausbildung Fachfragen be­
antwort werden . Nach dieser Wissens­
überprüfung galt es, ein etwa 15 Meter 
breites Gewässer mit Schlauchbooten 
ohne Motorantrieb zu überwinden, um 
auf der anderen Seite Bergungsaufga­
ben durchzuführen. Hierzu gehörte 
dann auch das Aufrusten einer Behelfs­
fähre, bestehend aus zwei Schlauch­
booten (3-5 Mann) ohne Motor sowie 
einem einfachen Holzoberbau. 

Als Aufgaben aus dem Bereich Holzbe­
arbeitung mußten das fachgerechte 
Abstützen und das Durchstechen einer 
hölzernen Hinderniswand durchgeführt 
werden. Als ebenso anstrengend wie 
schwierig erwies sich das Vorarbeiten 
durch einen fünf Meter langen Kriech-



Eine schwierige 
Arbeit war das 
Durchschneiden 
von Elsenschie­
oen, die als Hin­
dernisse In den 
KrIechgang ein­
gebaut waren. 

Selbst eine relativ 
niedrige Hinder­
niswand kann 
es in sich haben, 
wenn es darum 
geht, einen Ver­
letzten fachge­
recht und schnell 
zugleich hinüber 
zu transportieren. 

Immer wieder 
kam es auf 
Schnelligkeit 
und auf Genauig­
keit an; so auch 
hier, als ein Ver­
letzter durch 
eine Im Wettkampf 
geschaffene Öff­
nung in einer 
Hlndemlswand 
gebracht werden 
mußte. 

Gleichzeitig waren 
die Junghelfer 
Innerhalb Ihres 
Wettbewerbs 
dabei, Hindernisse 
wie hier In Form 
eines Wackelste­
ges zu bauen. 

gang mit eingebauten Hindernissen, 
zum Beispiel quer oder senkrecht ange­
brachte Hölzer und Eisenträger. die 
von den Helfem in Zwangslage. das 
heißt liegend. beseitigt werden mußten. 
Außerdem mußten die angenommenen 
Schadensstellen beleuchtet werden. 

Als letzte Aufgabe folgte der Transport 
eines Verletzten auf einer Trage. Hierzu 
mußte der Verletzte durch einen Dek­
kendurchbruch von einem Turm aus 
Rohrbaugerüst waagerecht abgelassen 
werden. Anschließend ertolgte der 
Transport durch den Kriechgang. durch 
das oben erwähnte Loch in der Hinder­
niswand. über die Wand und über das 
Gewässer. 

Die Durchführung der Aufgaben wurde 
- wie auch bei den früheren Wettkämp­
fen - nach fachlichen und zeitlichen 
Gesichtspunkten bewertet Daneben 
spielten das äußere Erscheinungsbild 
und natürlich die angewandten Maß­
nahmen der Unfallverhütung auch eine 
wichtige Rolle. 

Sportlicher Rahmen 

Entsprechend den Ankündigungen des 
Direktors des THW waren den Junghel­
fem ganz anders geartete Aufgaben 
gestellt worden . Die Jugendgruppen. 
bestehend aus jeweils einem 
Leiter und 12 Junghelfem. mußten Ge­
räte für einen Spielplatz bauen: Entwe­
der ein Kriechstangengerüst an Ketten 
oder ein Hangelbalken mit Schaukeln. 
Zur Einsparung unnötiger Bauzeit waren 
Teile bereits in den Ortsverbänden vor­
gefertigt oder vorbereitet worden. Ein 
Stafettenlauf und Durchhangein und 
Durchkriechen der fertigen Spielplatzge­
räte bildeten den sportlichen Rahmen 
der Wettkämpfe der Junghelfer. wobei 
die anfeuernden Zurufe aus dem Publi­
kum sicher auch eine wesentliche Rolle 
spieiten. 

Parallel zu den Wettkämpfen zeigten 
die elf Landesverbände des THW inter­
essante Beispiele der Einsatzmöglich­
keiten in einer Leistungsschau, die sich 
von der Sauerlandhaite bis zum Wett­
kampfgelände hinzog. Spezialfahrzeuge 
und Geräte boten dem Publikum gute 
Gelegenheit. sich mit der Technik für 
die Hilfeleistung zu befassen. 

Im einzelnen wurden gezeigt: ein Pon­
ton-Steg •. eine Holzbrücke, ein Fahr­
bahnplattensteg als Schwimmsteg an 
Tragseilen. ein Grabensteg. ein Hoch­
wassersteg mit Rohrbaugerüst. sämtlich 
über die Ruhr führend . Als Einheiten 
des Katastrophenschutzes wurden ein 
Bergungs- . ein Instandsetzungs- und 
ein ABC-Zug sowie eine Abwasser-Ol-
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gruppe und eine Gas-Wasser-Gruppe 
präsentiert. Verschiedene Vorführungen 
wie der Einsatz der Sauerstoff tanze, 
Schweißen von Kunststoffrohren und 
Beteuchten einer Schadensstelle mit 
einer Flutlichtanlage, gespeist von ei­
nem Notstromaggregat, ergänzten das 
Programm. Eine zusätzliche anschauli ­
che Information boten Modelle von 
Schadenssituationen, gebastelt von 
Helfem aus Ellwangen und Mainz. 

Ein farbenfrohes Bild 

Die von den Zuschauern umsäumten 
beiden Teile des Weltkampfgeländes 
boten ein ebenso buntes wie interes­
santes Bild, daß sich ständig veränder­
te. So war es kein Wunder, daß Fern­
sehen und viele Fotografen Muhe hat­
ten, die einzelnen Phasen der Wett­
kämpfe, die Abläufe an den Stationen 
im Bild festzuhalten. Durch die pünktlich 
wieder aufgetauchte Sonne begünstigt, 
kamen die Hobby-Fotografen stärker 
auf Ihre Kosten: Hellgelbe THW-Helme, 
graue Dienstbekleidung, das Grün der 
Wiesen, helles frisches Holz, rote 
Schwimmwesten und im Hintergrund 
die blauweißen Fahnen des THW boten 
eine gute Farbzusammenstellung in 
Verbindung mit Stadt und bergigem 
UfelWald als Kulisse, durchzogen von 
der Ruhr, die schon bei früheren Gele­
genheiten Schauplatz örtlicher THW­
Veranstaltungen war. 

Um 15 Uhr versammelten sich Wett­
kampfmannschaften, Gäste und Publi­
kum auf dem Platz vor der Sauerland­
halle zur Siegerehrung. Direktor Ahrens 
faßte in seiner Schlußansprache das 
Wettkampfgeschehen wertend zusam­
men und bedankte sich bei den Teil­
nehmem für die gezeigte Leistung. 
Ein weiterer Dank galt den vielen Orga­
nisationen, Helfern und Förderern, ins­
besondere der Stadt Arnsberg und den 
Belgiern, deren gutes Zusammenwirken 
die Veranstaltung derart gelingen ließ. 

Nach dem Direktor des THW ergriff 
der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister des Innern, 
Andreas von Schoeler, das Wort. Er 
sagte: 

" Der Heutige Tag hat allen, die hier 
als Aktive oder als Zuschauer zusam­
mengekommen sind, eindrucksvoll vor 
Augen gefuhrt, daß kameradschaHliches 
Zusammenwirken und ein hohes Maß 
an Leistungsqualität die Arbeit des 
Technischen Hilfswerks kennzeichnen. 
Besonders begrüße ich das Engage­
ment der etwa 200 Junghelfer, die heute 
erstmalig anläßlich dieses Wettbewerbs 
ihr praktischen Fertigkeiten unter Be­
weis stellen. Dieses aktive Demokratie-
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Durch die Hindernisse mußten die Jung­
helfer dann einen Staffettenlauf machen. 

verständnis ist die tragende Grundlage 
für die Erhaltung und Fortentwicklung 
unseres Demokratischen Staatswesens. 
So erstrebenswert es auch sein mag, 
ein Höchstmaß an Vorsorge durch den 
Staat zu schaffen: Die freiwillige und 
ehrenamtliche Mitwirkung der Burger 
im Zivil- und Katastrophenschutz ist 
unverziehtbar. In diesem Bereich hat 
das THW bis heute die ihm übertragene 
Aufgabe trotz mancher Schwierigkeiten 

Nur die Ruhe kann es machenl Meine 
Gruppe gewinnt bestimmt! 

vorbildlich erfüllt. Ihre Leistungen sind 
der Beweis dafur, daß unsere moderne 
hochtechnisierte Gesellschaft nicht nur 
durch Konsumdenken geprägt ist, son­
dern sich die Fähigkeit zum humanitären 
Handeln erhalten hat. Ihr sachkundiges 
Engagement und Ihre unermüdliche 
Hilfsbereitschaft weisen unserer Geseil­
schaH die Richtung, wie demokratisches 
Verhalten gelebt werden muß. Sie haben 
dadurch dem THW heute bundesweit 

Oie Belgier ließen es sich nicht nehmen, dem THW-Festlval durch musikalische und relt­
sportliche Darbietungen einen bunteren Anstrich zu geben. 



und auch über unsere Landesgrenzen 
hinaus Beachtung und Respekt ver­
schafft. Darauf können Sie zu Recht 
stolz sein. 

Ein Staat, der seine Bürger zu aktiver 
Mitarbeit im Zivil- und Katastrophen­
schutz auffordert, muß sich natürlich 
die Frage stellen, welchen Beitrag er 
seinerseits dazu leistet. Sie wissen, 
daß wir seit längerem auf breiter Basis 
mit allen Beteiligten eine Diskussion 
über die Weiterentwicklung des Zivil­
und Katastrophenschutzes, auch über 
die Stellung des THW, führen. Dabei 
stehen sich der Wunsch nach zügiger 
Weiterentwicklung zu einem optimalen 
Leistungsstand und die Einsicht in die 
Notwendigkeit einer realistischen Ein­
schätzung der strukturellen und finan­
ziellen Möglichkeiten gegenüber. Hier 
gilt es, eine sachlich vertretbare und 
finanziell machbare Kompromißlinie 
zu finden. In der Beurteilung der Aus­
gangslage stimmen Bund, Länder, Ge­
meinden und Hilfsorganisationen auf 
Grund der Erfahrungen der Vergangen­
heit darin überein: Das jetzige Inte­
grierte Hilfeleistungssystem des einheit­
lichen Katastrophenschutzes ist ein 
funktionsfähiges Instrument im Frieden 
und im Verteidigungsfall. Diese Integra­
tion des Katastrophenschutzpotentials 
bedeutet zum einen: Verschmelzung 
des freiwilligen Engagements mit der 
staatlichen Vorsorge; Staat und Bürger 
müssen partnerschaftlich zusammenar­
beiten. Sie bedeutet darüber hinaus: 

Verzicht auf eigenständige Hilfelei­
stungssysteme für den Frieden und 
den Verteidigungsfall. Für das Techni­
sche Hilfswerk folgt hieraus, daß in 
beharrlicher Diskussion sinnvolle Mög­
lichkeiten für eine seiner Leistungskraft 
entsprechende Mitwirkung im Friedens­
mäßigen Katastrophenschutz geschaffen 
werden. Ich beurteile die bisherige Ent­
wicklung positiv. 

Zur Steigerung der Leistungskraft des 

Eine umfangreiche 
LeistungSSChau 
Informierte vielfäl­
tig und anschau­
lich über die Ein­
satzmöglichkeiten 
des THW. 

erweiterten Katastrophenschutzes sieht 
das Katastrophenschutzprogramm der 
Bundesregierung für die nächsten Jahre 
vor, die Ausstattung des Katastrophen­
schutzes in den einzelnen Fachdien­
sten, vor allem auf dem Fahrzeugsektor, 
deutlich zu verbessern. 

Unter Einbeziehung des vom 
Innenausschuß des Deutschen Bundes­
tages empfohlenen Finanzsonderpro­
gramms werden in diesem Jahr und 
in den nächsten Jahren für die Ausstat­
tung des erweiterten Katastrophen­
schutzes erheblich mehr Mittel als in 
den vergangenen Jahren zur Verfügung 
stehen. Dies ist ein wesentlicher Beitrag 
zur Konsolidierung des erweiterten Ka­
tastrophenschutzes. Die beachtliche 
Steigerung wird auch in den vom THW 
getragenen Fachdiensten Bergung und 
Instandsetzung deutlich spürbar werden. 
Es ist beabsichtigt, die bis 1963 be­
schafften MannSChaftskraftwagen und 
Gerätekraftwagen des Bergungsdienstes 
weitgehend zu ersetzen. 85 Geräte­
kraftwagen sollen zusätzlich bis 1984 
beschafft werden. Darüber hinaus sollen 
im gleichen Zeitraum die Instandset­
zungszüge des THW vollständig mit 
Fahrzeugen ausgestattet werden. Auch 
die Verbesserung der Ausbildung nimmt 
naturgemäß einen breiten Raum bei 
unseren Überlegungen ein: Die Ausbil­
dung auf der Bundes-, Landes- und 
Standort ebene wird neu geordnet; die 
Ausbildungsinhalte sollen den aktuellen 
Bedürfnissen angepaßt werden. Es 
ist zu begrüßen , daß die Ausbildungs­
angebote weitgehend genutzt werden. 
Das beweist die hohe Teilnahme des 
THW an den Lehrgängen der Katastro­
phenschutzschule des Bundes in Ahr­
weiler und Hoya: 1978 waren es über 
3500 Führungskräfte und Helfer. 

Diese Maßnahmen zur Verbesserung 
der Qualität von Ausstattung und Aus­
bildung gewinnen noch erheblich an 
Gewicht durch die Einführung des von 

Bund und Ländern erarbeiteten Modells 
einer Katastrophenschutzleitung und 
Technischen Einsatzleitung. Die Innen­
ministerkonferenz wird sich schon auf 
ihrer nächsten Sitzung am 22. Juni 
1979 mit diesem Modell befassen. Ich 
habe nach den vorangegangenen Erör­
terungen keinen Zweifel, daß sie ein 
zustimmendes Votum abgeben wird. 
Ich verspreche mir von den angestreb­
ten Maßnahmen in der Organisation, 
auf dem Ausstattungssektor und bei 
der Ausbildung auch für das THW eine 
beachtliche Stärkung der Leistungskraft. 

Die positive Entwicklung findet ihre 
Rechtfertigung nicht zuletzt durch die 
anerkennenswerten Leistungen des 
THW. Aus der Leistungsbilanz möchte 
ich nur folgende markante Beispiele 
hervorheben: 

• Das schwere Unwetter im Frühjahr 
1978 im südwestdeutschen Raum be­
anspruchte ca. 4000 Helfer mit rd. 
50 000 Einsatzstunden; 

• bei dem Erdbeben im Zollemalbkreis 
im vergangenen Jahr kamen 230 Helfer 
mit rd. 2000 Stunden zum Einsatz 

Lebhaft ist uns allen der schwere Win­
tereinbruch Anfang dieses Jahres im 
norddeutschen Raum in Erinnerung. 
Neben den Einheiten der Bergung ka­
men auch dem Instandsetzungsdienst 
durch den Einsatz von Notstromaggre­
gaten wichtige Funktionen zu. Allein 
in Norddeutschland sind insgesamt 
etwa 5700 Helfer mit ca. 160000 Ein­
satzstunden tätig gewesen. Auch anläß­
lieh des Dammbruchs bei Nürnberg 
Ende März dieses Jahres waren etwa 
320 Helfer im Einsatz . Ich möchte 
schließlich an die zahlreichen Einsätze 
des Alltags erinnern , die sich mehr 
im Stillen vollziehen, ohne deshalb in 
ihrer Bedeutung als Dienst an der Ge­
meinschaft zurückzustehen. 

Es erscheint mir besonders wichtig, 
diese Leistungen im Katastrophenschutz 
für die Offentlichkeit transparent zu 
machen. Dies kann nur durch zielgerich­
tete Aufklärung und Unterrichtung der 
Bevölkerung erreicht werden. Die heu­
tige Leistungsschau des THW im Rah­
men des 5. Bundesleistungswettbe­
werbs in Arnsberg bietet dazu eine 
hervorragende Gelegenheit. Die zahlrei­
chen Besucher sind der Beweis dafür, 
daß das THW die Anerkennung der 
Offentlichkeit genießt und daß seine 
vielfältigen Einsatzmöglichkeiten mit 
großem Interesse aufgenommen wer­
den. 

Allen, die an der Vorbereitung und 
Durchführung dieser Veranstaltung 
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Staatssekretär von Schoeler bei seiner Ansprache anläßllch 
der SIegerehrung vor der Sauertand-Halie In Amsberg. 

Bürgermeister Te riet, Regierungspräsident Grünschläger, Orts­
beauftragter Heltmann, Ministerialdirektor Wedler, Landesbeauf­
tragter Drogles und Präsident Dr. Kolb als Gäste und PreIsver­
leihende bei der Siegerehrung. 

Staatssekretär Andreas von Schoeler hat dem 1. Sieger, der 
Mannschaft aus Marktheldenfeld, Bayern, den Pokal des Bun­
desministers des Innern überreicht. Im Vordergrund Direktor 
Ahrens und Oberschiedsrichter Wagner. 

Großer Jubel bei den Bayerni Der Ortsverband Marktheldenfeld 
holte diesmal den 1. Preis, nachdem er schon 19n in Saartouls 
den 3. Platz erobert hatte. 

und insbesondere durch ihre Beteiligung 
an dem spannenden Wettbewerb ihren 
Anteil gehabt haben, spreche ich im 
Namen des Bundesministers des Innem 
Dank und Anerkennung aus. Für Ihr 
Wirken im Dienst der Gemeinschaft 
wunsche ich Ihnen, Liebe Helferinnen 
und Helfer, weiterhin viel Erfotg." 

Die Ergebnisse 
des Wettbewerbs 

Mit anerkennenden Worten schlossen 
sich an: Regierungspräsident Grün­
schlager und Leitender Ministerialrat 
Möllering für das Land Nordrhein-West­
falen und insbesondere für den Innen­
minister. ferner Bürgermeister Teriet 
fur die Stadt Amsberg und Bundesspre­
eher Peter Merck für die Helferschaft 
des THW. Als Mitinitiator und intensiver 
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Förderer der Jugendarbeit im THW hob 
Präsident Dr. Paul Kolb die wichtige 
Arbeit der inzwischen auf 170 ange­
wachsenen Zahl der Jugendgruppen 
in den Ortsverbänden des THW hervor. 
Die gegenwärtig 2500 Junghelfer seien 
als gut motivierte und qualifizierte Grund­
lagen für den Helfemachwuchs im THW 
anzusehen. 

Unter wachsender Spannung der Anwe­
senden verkündete Direktor Ahrens 
dann das Ergebnis dieses anstrengen­
den Wettbewerbes: Sieger wurde der 
Ortsverband Marktheidenfeld (Bayern) , 
2. Sieger der Ortsverband Lüchow-Dan­
nenberg (Niedersachsen) , 3. Sieger 
der Ortsverband Bergisch-Gladbach 
(Nord rhein-Westfalen) . Von starkem 
Beifall begleitet, überreichte Staatsse­
kretär von Schoeler der Siegermann­
schaft den Pokal des Bundesministers 
des Innem, während die Wettkampf-

gruppen aus Lüchow-Dannenberg und 
Bergisch-Gladbach mit Preisen vom 
Innen minister des Landes Nordrhein­
Westfalen und von der Stadt Amsberg, 
überreicht vom Ud. Ministerialrat Günter 
Möllering und Bürgermeister Gerhard 
Teriet, ausgezeichnet wurden. 

Der Siegermannschaft der Junghelfer 
vom Ortsverband Heusweiler (Saarland) 
konnte der Präsident des Bundesamtes 
für Zivilschutz Dr. Kolb den von ihm 
gestifteten Pokal überreichen. Der 2. 
Preis, gestiftet von Regierungspräsident 
Richard Grünschläger, ging an die Ju­
gendgruppe des Ortsverbandes Neu­
stadtlWeinstraße (Rheinland-Pfalz), 
der 3. Preis konnte vom THW-Ortsbe­
auftragten für Amsberg, Walter Heit­
mann, an die Jugendgruppe des Orts­
verbandes Pfungstadt (Hessen) überge­
ben werden. 



Hochwasser in Bayern: 

Schnee verhinderte die Katastrophe 
Drei Todesopfer zu beklagen - Speichersee bewährte sich - Unbürokratische Hilfe für die Geschädigten 

Über hundert Stunden Dauerregen führ­
ten Mitte Juni in weiten Teilen Bayerns 
zu zum Teil erheblichen Überschwem­
mungen, die nach ersten Schätzungen 
Schäden in Millionenhöhe verursacht 
haben. Fast alle Flüße südlich der Donau 
waren über ihre Ufer getreten. Keller 
und Straßenunterlührungen standen 
unter Wasser, Heizöltanks drohten aus­
zulaufen oder von dem steigenden 
Grundwasser hochgeschwemmt zu wer­
den, Campinggäste konnten sich man­
cherorts gerade noch in letzter Minute 
vor den Fluten retten. Zwischen Irschen-

berg und Weyam sackte die Fahrbahn 
der Autobahn München-Salzburg strek­
kenweise ab, zahlreiche Bundesstraßen 
mußten vorübergehend gesperrt werden, 
konnten aber noch rechtzeitig vor dem 
Ferienbeginn in Nordrhein-Westfalen 
wieder befahrbar gemacht werden, Fel­
der standen unter Wasser. 

Drei Menschen fanden in Zusammen­
hang mit den sintflut artigen Regenfällen 
den Toc : Im Chiemgau wurde ein Inge­
nieur von einem tödlichen Stromschlag 
getroffen, als er mit einer elektrischen 
Pumpe seinen überlluteten Keller aus-

pumpen wollte; in München lief ein 
80jähriger Passant, der seinen Schirm 
wegen des heftigen Regens zu dicht 
vor sein Gesicht gehalten hatte, vor eine 
Straßenbahn und wurde getötet; in der 
Nähe von Seefeld im Landkreis Starn­
berg geriet ein 39jähriger PKW-Fahrer 
bei einem Überhotmanöver in ein "Was­
serloch" und prallte gegen einen entge­
genkommenden Lkw. Für den Pkw-Fah­
rer kam jede Hil fe zu spät. 

Eine Katastrophe großen Ausmaßes 
aber verhinderte das Wetter selbst. 
Durch die sehr niedrigen Temperaturen 

Dammbrüche machten den Hlltsmannschaften Immer wieder 
zu schaffen. Hier wird ein Damm der Amper bei Moosburg von 
der Feuerwehr mit Sand provisorisch geflickt. 

Der über die Ufer getretene Lüssbach verwandelte die Straße 
von Münslng im Landkreis Tölz-Wolfratshausen In einen reißen­
den Fluß. 

Zahlreiche Staats- und Bundesstraßen mußten wegen Oberflu­
tung gesperrt werden, wie hier die Bundesstraße zwischen Bad 
Albllng und Fellnbach. 

Mit einem Bagger mußten von dieser Eisenbahnbrücke aus an 
der Strecke Weil heim - Schongau quertiegende Baumstämme, die 
das Hochwasser der Ammer angetrieben hatte, entfernt werden. 
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- in den Alpenländern spricht man von 
der traditionellen Schafskälte - schneite 
es bis auf 1400 Meter Höhe. Allein auf 
der Zugspitze wuchs die Schneedecke 
von 2,60 auf 4,30 Meter. Dadurch wur­
den Hunderttausende von Kubikmetem 
Wasser in Form von Schnee gebunden, 
der erst ganz allmählich schmolz und 
die Flüsse nicht weiter belastete. 

Dennoch brachen Dämme wie z. B. an 
der Isar in der Nähe von Peterreuth bei 
Landshut, wo das Hochwasser eine Bre­
sche von 25 Metern schlug. Hier mußte 
Katastrophenalarm ausgelöst werden. 
Bundeswehr, Feuerwehren, Technisches 
Hilfswerk und andere Einsatzgruppen 
bemühten sich, den Damm möglichst 
schnell wieder instand zu setzen. Kritisch 
wurde die Lage in Passau, wo die Donau 
eine Höhe von 8,30 Metern erreichte. 
Zahlreiche Keller, Lager- und Geschäfts­
räume standen unter Wasser, mehrere 
Zufahrtsstraßen mußten gesperrt und 
einige Familien evakuiert werden. Der 
Schiffsverkehr auf der Donau wurde 
eingestellt. 

Auch in Wasserburg am Inn mußte Kata­
strophenalarm ausgelöst werden, nach­
dem der Inn die Hochwasserstufe IV 
erreicht hatte. Durch einen Ringdamm 
aus Sandsäcken versuchten Feuerwehr, 
THW und Bundeswehr, den historischen 
Stadtkern von Wasserburg zu schützen. 
Im Landkreis Weilheim an der Ammer 
mußte der Krisenstab erwägen, die Ei­
senbahnbrücke Weilheim - Peißenberg 
zu sprengen, da sich an den Pfeilern 
Treibholz aufgestaut hatte. Doch die 
Sprengung der Brücke hätte eventuell 
weitere nicht berechenbare Staus her­
vorgerufen. Buchstäblich in letzter Minute 
konnte mit Hilfe eines Baggers das 
Treibholz entfernt werden. Die Ammer 
führte mit 325 Kubikmetern Wasser pro 
Sekunde das Zwanzigfache des norma­
len Wasserstandes! Bewährt hat sich 
der Sylvenstein-Speichersee in seiner 
Schutzfunktion für das Isartal. In dem 
See wurden die Wassermassen der 
sonst zahmen Bergbäche aufgefangen 
- 350 Kubikmeter pro Sekunde, jedoch 
nur 130 Kubikmeter/ sec. in das Bett 
der Isar abgelassen. So konnte eine 
Hochwasserwelle, die sich bis Nieder­
bayern ausgewirkt hätte, verhindert wer­
den. 

Ab 20. Juni begann die Lage sich all­
mählich zu normalisieren, die Katastro­
phenstäbe der Landkreise und Städte 
konnten aufatmen, die Alarmbereitschaft 
aufgehoben werden. Der bayerische 
Finanzminister Max Streibl wies die 
Landratsämter und Bezirksregierungen 
der betroffenen Gebiete an, die Schäden 
an Privatvermägen zu ermitteln und 
sagte den Geschädigten schnelle und 
unbürokratische Hilfe zu. 
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STELLENAUSSCHREIBUNGEN 

Zum 1. Januar 1980 ist die Stelle des 

Lefters der Katastrophenschutzschule Hessen 
- Vergütungsgruppe 11 a BAT-

in Geisenheim - Stadtteil Johannisberg/ Rheingau - zu besetzen. 

An der Katastrophensch utzschule Hessen werden Aus- und Fortbildungs­
lehrgänge für Helfer, Unterführer und Führer des Katastrophenschutzes 
durchgeführt. 

Gesucht wird eine dynamische Persönlichkeit, die über umlassende 
Kenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiet des Zivil- und Katastrophen­
schutzes verfügt und in diesem Bereich mehrjährige Tätigkeiten in leiten­
der Stellung bei Ausbildungseinrichtungen ähnlicher Art oder bei entspre­
chenden Einrichtungen von Dienststellen bzw. Organisationen nachwei­
sen kann. 

Der Bewerber muß über gute pädagogische und organisatorische Fähig­
keiten sowie über praktische Erfahrungen im Unterrichtswesen verfügen . 
Verwaltungskenntnisse sind erforderlich . 

Bewerbungen mit handschriftlichem Lebenslauf und Zeugnisabschriften 
sind bis zum 30. September 1979 zu richten an: 

HESSISCHER MINISTER DES INNERN 
Friedrich-Ebert-Allee 12 

6200 WIESBADEN 

Im Dienstbereich des BUNDESAMTES FÜR ZIVILSCHUTZ, Bonn 2 (Bad 
Godesberg), ist bei der 

Katastrophenschutzschule des Bundes in Bad Neuenahr-Ahrweiler 

die Planstelle einer 

Lehrkraft für Führung und Einsatz des 
Katastrophenschutzes sowie lür das 
Zusammenwirken der Fachdienste 

(männlich oder weiblich) mit einem Beamten oder Angestellten, der die 
Voraussetzungen zur Übernahme in das Beamtenverhältnis (höherer 
Dienst) erfüllt , neu zu besetzen . 

Die Planstelle ist nach Besoldungsgruppe A 13 (höherer Dienst) BBesO 
bewertet. 

Das Aufgabengebiet umfaßt u. a. das Vorbereiten und Durchführen der 
Lehrgänge lür Führer der Einheiten des Katastrophenschutzes. Damit ist 
insbesondere verbunden die Lehrtätigkeit aul dem gesamten Gebiet der 
Führung und des Einsatzes des Katastrophenschutzes an Schaden­
schwerpunkten, der Arbeit in Stäben verschiedener Führungsebenen und 
das Anlegen von Übungen jeder Art. Hinzu kommt Mitarbeit an Ausbil­
dungsunterlagen und Vorschriften. 

Gesucht wird ein Beamter, der die laulbahnmäßigen Voraussetzungen der 
Besoldungsgruppe A 13 h. D. BBesO erfüllt oder ein Angestell ter mit ab­
geschlossener wissenschaltlicher Hochschulbildung (z. B. Dipl.- Ing. 
Fachbereich Bauwesen) bzw. mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfah­
rungen (z. B. als Offizier der Bundeswehr oder des Bundesgrenzschut­
zes). Der Bewerber muß in der Lage sein, die vorgenannten Aufgaben ei­
genständig wahrzunehmen. 

Bewerbungen mit Lebenslauf, tabellarischer Übersicht über den Ausbil­
dungs- und beruflichen Werdegang, Zeugnisabschriften (Fotokopien) und 
Lichtbild werden bis zum 7. 9. 1979 unter Angabe der Kennzahl 472 erbe­
ten an das 

BUNDESAMT FÜR ZIVILSCHUTZ 
Postfach 200 850 

5300 BONN 2 



Entwicklung und Stand des Katastrophenschutzes in Nordrhein-Westfalen 

Kürzlich gab der Innenminisler von 
Nordrhein-Wesllalen, Dr. Burckhard 
Hirsch, vor dem Landlagsausschuß 
für Innere Verwaltung einen interes­
sanlen Berichl über den Kalaslro· 
phenschutz, den w ir nachsIehend 
im vollen Wortlaul veröffentlichen. 

Die Redaktion 

Die Schnee- und Eiskatastrophen im 
norddeutschen Raum lenkten die Auf­
merl<samkeit vieler Bürger und aller ver­
antwortlichen Stellen wieder auf den . 
Katastrophenschutz. Femsehen, Hörfunk 
und Presse belaßten sich in zahllosen 
Berichten mit dem Geschehen: Sach­
stands berichte, viele Erfolgsmeldungen, 
aber auch Fragen, warum diese oder 
jene Maßnahme nicht oder noch nicht 
durchgeführt worden war ... 

In dem vom Innenminister des Landes 
Schleswig-Holstein übersandten Erfah­
rungsbericht , auf den ich im einzelnen 
später noch eingehe, werden einige 
Grundkenntnisse bestätigt, die für die 
Arbeit des Katastrophenschutzes von 
wesentlicher Bedeutung sind: Die in 
jedem Haushalt und in den gewerblichen 
Unternehmen weitgehend technisierte 
Lebenswelt ist im besonderen Maße 
anfällig für Katastrophen. Dem weit ver­
breiteten Glauben an die Perfektion 
technischer Errungenschaften und an 
das "total Machbare" auch im Kampf 
gegen die Naturgewalten sind Grenzen 
gesetzt. Die öHentlichen Aufgabenträger 
des Katastrophenschutzes unternehmen 
demgegenüber unter umsichtiger Ab­
schätzung vorhersehbarer Katastrophen­
gefahren im Rahmen der finanziellen 
Möglichkeiten alle vorsorglichen Anstren­
gungen zum Schutz des Bürgers. 

Daneben behalten die Eigenhilfe der 
Bürger und deren Nachbarschaftshilfe 
ihre große Bedeutung. Der Katastro­
phenschutz wird auch in Zukunft in vielen 
Fällen nur Hilfe zur Selbsthilfe leisten 
können. Zwischen den Gefahren, die 
durch den öHentlichen Katastrophen­
schutz und denjenigen, die durch die 
Eigenhilfe abgedeckt werden können, 
bleiben Risiken, die im Rahmen der 
bestehenden Möglichkeiten verringert 
werden. 

Der Innenminister des Landes Nord­
rhein-Westfalen gibt dem Katastrophen­
schutz in der ausgewogenen Konkurrenz 

Dr. Burkhard Hirsch, Innenminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen. 

mit den anderen wichtigen Aufgaben 
des Landes den Stellenwert, der ange­
messen und vernünftig ist. Dabei werden 
die an einen wirksamen Katastrophen­
schutz im einzelnen zu stellenden Anfor­
derungen bestimmt unter Berücksichti­
gung von Art und Umfang der bei Kata­
strophenereignissen möglichen Schäden 
und des Grades der Wahrscheinlichkeit 
ihres Entstehens. 

Unter diesen grundsätzlichen Aspekten 
wird über die rechtlichen Grundlagen 
des Katastrophenschutzes, seine Organi­
sation, Ausstattung und Ausbildung be­
richtet. 

1. Rechtliche Grundlage 

Zum Zeitpunkt des letzten Berichtes 
zum Katastrophenschutz in der Sitzung 
des Ausschusses für Innere Verwaltung 
vom 16. 10. 1975 befand sich das Kata­
strophenschutzgesetz Nordrhein-Westfa­
len im Stadium des Referentenentwurfs. 
Die Grundzüge des Entwurfs - von der 
SchaHung klar abgegrenzter Kompeten­
zen und straffer Führungsstrukturen 
über die Regelung der Mitwirl<ung der 
privaten Hilfsorganisationen bis hin zur 
Aufstellung eines umfangreichen Kata­
logs von vorbereiteten Maßnahmen - , 
konnten in dem am 1. 1. 1978 in Kraft 
getretenen Katastrophenschutzgesetz 
(KatSG NW) verwirl<licht werden. Da 
dieser Ausschuß den Gesetzentwurf 

federführend beraten hat, darf ich es 
mir ersparen, die Einzelheiten nochmals 
vorzutragen. Die bisherigen Erfahrungen 
mit dem Gesetz sind positiv. 

Hinsichtlich der Übertragung von Kata­
strophen aufgaben auf kreisangehörige 
Gemeinden nach § 1 Abs. 3 des Geset­
zes ist nunmehr im Entwurf des Zweiten 
Gesetzes zur Funktionalreform in Arti­
kel 4 vorgesehen, daß die großen kreis­
angehörigen Städte örtliche Katastro­
phenschutzbehörden werden. Damit 
ist dem Anliegen des Landtags bei der 
Beratung des KatSG NW voll entspro­
chen worden. 

Leitstellen sind tür kreis angehörige 
Städte grundsätzliCh nicht vorgesehen; 
die Leitstellen bleiben nach § 19 KatSG 
NW, § 20 FSHG und § 5 RettG den Krei­
sen und kreisfreien Städten vorbehalten. 
Zum anderen könnten die für weitere 
Leitstellen notwendigen Funkfrequenzen 
nicht zur Verfügung gestellt werden. 
Da diese Städte zudem - wie übrigens 
alle anderen Gemeinden - schon nach 
der früheren Rechtslage zur SchaHung 
der notwendigen technischen Einrichtun­
gen für die Abwehr auch von Katastro­
phengefahren. jedenfalls zur Wahrneh­
mung der ersten vorläufigen Maßnahme, 
verpflichtet waren, sind keine Ansatz­
punkte dafür zu erl<ennen, daß für das 
Land erhebliche zusätzliche Kosten ent­
stehen. 

Die Verwaltungsvorschrift zum KatSG 
NW ist inzwischen im Entwurf fertigge­
steIlt und mit den Regierungspräsidenten 
abgestimmt worden. Zur Zeit werden 
die betroHenen Abteilungen des Hauses 
und die Ressorts beteiligt. Sodann erfolgt 
die Abstimmung mit den kommunalen 
Spitzenverbänden, den übrigen betroffe­
nen Verbänden und den pri vaten Hilfsor­
ganisationen. 
Im Bereich des erweilerten Katastro­
phenSChutzes war von seiten des Bun­
des zunächst eine Novellierung des Ge­
setzes über die Erweiterung des Kata­
strophenSChutzes von 1968 vorgesehen; 
die Arbeiten daran ruhen zur Zeit. Der 
Bund konzentriert seine Bemühungen 
aerzeit auf die dringend erforderliche 
Verbesserung der finanziellen Situation 
des erweiterten Katastrophenschutzes. 
In einem Finanzsonderprogramm sollen 
für die Jahre 197!f-1982 ca. 400 Mio. 
DM besonders für den Ersatz überalter­
ter Ausstattung, vor allem im Kraftfahr-
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zeug bereich, für die Beschaffung bisher 
fehfender Ausstattung und für den 
Schutzraumbau aufgebracht werden. 
Es wird erwartet, daß der Bund in diesem 
Zusammenhang auch die Ausstattung 
der nur für Zwecke des erweiterten Kata­
strophenschutzes aufgestellten ABC­
Züge vervollständigt, deren Ausstattung 
wiederholt Anlaß zu Kritik in der öffent­
lichkeit gab und Herrn Abgeordneten 
Pohlmann, SPD, zur Anfrage nach dem 
Stand des Katastrophenschutzes in 
Nordrhein-Westfalen veranlaßt hat. 

Die Verwirklichung der Pläne wird eine 
spürbare Verbesserung der Situation 
im erweiterten Katastrophenschutz und 
zugleich, da die Ausstattung des erwei­
terten Katastrophenschutzes auch für 
den friedensmäßigen Katastrophenschutz 
zur Verlügung steht, eine weitere Stär­
kung des friedens mäßigen Katastrophen­
schutzes bedeuten. 

2. Organisation 

Die Organisation des friedens mäßigen 
Katastrophenschutzes beruht auf den 
Ihnen bekannten Vorschriften des als 
reines Planungs- und Organisationsge­
setz konzipierten KatSG NW. Das Ge­
setz hat die vorher bewährten Organisa­
tjonsstrukturen im wesentlichen über­
nommen, klare Kompetenzabgrenzungen 
und straffe FÜhrungsstrukturen geschaf­
fen und alle Kräfte der Gemeinden, 
Kreise und des Landes sowie der priva­
ten Hilfsorganisationen und des Techni­
schen Hilfswerks für die Wahrnehmung 
von Katastrophenschutzaufgaben zu­
sammengefaßt. 

In Nordrhein-Westfalen stehen in den 
Einheiten und Einrichtungen des Kata­
strophenschutzes rd . 215460 Kräfte 
bereit, um im Katastrophenfall zu helfen: 

• Feuerwehr 
• Arbe~er-Samariter-Bund 

• Deutsches Rotes Kreuz 
(Landesverband Nordrhein) 

• Deutsches Rotes Kreuz 
(Landesverband Westfalen-lippe) 

• Johanniter-Unfall-Hilfe 

• Malteser-Hilfsdienst 

• Technisches Hilfswerk 

• Regieeinheiten 

Die Deutsche-Lebensrettungsgesellschaft 
(DLRG) hat sich ebenfalls zur Mitarbeit 
im Katastrophenschutz unseres Landes 
bereit erklärt; die Verhandlungen zwi­
schen der DLRG, dem Bund und den 
Ländern über die Organisation dieser 
Mifwirkung sind noch nicht abgeschlos­
sen. 
Während die Feuerwehren und die Ein­
heiten des THW kraft Gesetzes zum 
Katastrophenschutz gehören, wirken 
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die privaten Hilfsorganisationen aufgrund 
besonderer Bereitschaftserklärungen mit. 

Durch die im Interesse eines einheitli­
chen Katastrophenschutzes gegebenen 
Weisungen zur organisatorischen Zu­
sammenfassung der Einsatzkräfte der 
freiwilligen Hilfsorganisationen (ASB, 
DRK, JUH, MHD) in Einheiten sowie 
für ihre einheitliche Ausbildung und die 
sachgerechte Verwaltung der Ausstat­
tung entstehen den Hilfsorganisationen 
Aufwendungen auf Landes-, Bezirks-
und Kreisebene, die sie aus eigener 
Kraft nicht aufbringen können, die aber 
auch der Bund nicht trägt. Das Land 
hat sich daher mit den Kabinettsbe­
schlüssen vom 5. 1. 1971 und 21 . 3. 
1972 bereit erklärt, den freiwilligen Hilfs­
organisationen des Katastrophenschut­
zes zu den Verwaltungs- und Ausbil­
dungskosten Zuschüsse zu gewähren. 

Während die Zuschüsse für die Landes­
und Bezirksebene bereits in voller Höhe 
zur Vertügung gestellt werden, betragen 
die Zuschüsse für Kreisebene derzeit 
3861 500 DM = 80 v. H. des Gesamtbe­
trages von 4 826 700 DM. Es ist eine 
jährliche Steigerungsrate von 5 v. H. 
(= 241 400 DM) vorgesehen, damit der 
Endbetrag spätestens im Jahre 1983 
erreicht wird . 

Das Land hat ferner im Rahmen der 
Vorsorge tür eine die örtlichen Maßnah­
men überlagernde friedensmäßige Kata­
strophen abwehr die Ausstattung für 126 
K-Sanitätszüge und 12 K-Betreuungs­
züge beschafft. Nach der Soll stärke ver­
fügen die 126 K-Sanltätszüge über: 

• 469 VW-Kombi mit Einrichtung für 
zwei Krankentragen 

• 35 Rettungswagen 
• 126 Transporter für verlastbare 

Ausrüstung 

rd. 104000 

7487 

32406 

27636 
7081 

14886 

16964 

rd . 5000 

• 126 Kräder 
756 Kraftfahrzeuge 

Die 12 Betreuungszüge sind ausgestat­
tet mit: 

• 48 VW-Kombi mit Sitzeinrichtungen 
• 12 Küchenwagen 
• 12 Kräder 

72 Kraftfahrzeuge 

Für ausgesonderte Kraftfahrzeuge führt 
das Land im Rahmen vertügbarer Haus-

haltsmittel Ersatzbeschaffungen durch. 

Zur Sicherstellung der einheitlichen Aus­
bildung der K-Sanitätszüge sind fünf 
Lehr- und Ausbildungszüge aufgestellt 
worden. 

Die Kosten für die Ausstattung trägt 
das Land , da die Ausbildung vorwiegend 
im staatlichen Interesse ertolgt. Der Bund 
ist nach den Vorschriften des Gesetzes 
über die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes zu einer Ausstattung der Lan­
desverbände nicht verpflichtet. Das Per­
sonal für die Lehr- und Ausbildungszüge 
wird von den Hilfsorganisationen gestellt. 
Neben besonderem Gerät, wie Filmvor­
führgerät , Sauerstoffbehandlungsgerät, 
Schockbekämpfungssatz, Autoklav, Tor­
nisterfiltergerät U$W. verfügen diese Züge 
über je 

• 4 VW-Kombi mit Krankentragenein-
richtung 

• 1 Rettungswagen nach DIN 75 000 
• 1 Funksprechgerät (4-m-Band) 
• 5 Handfunksprechgeräte (2-m-Band). 

Strahlungsbehandlungszentren befinden 
sich in den Städtischen Krankenanstalten 
in Essen, Köln und seit 1977 auch in 
Wuppertal. Das Land besitzt außerdem 
u. a. drei große Feuerlöschboote und 
11 Flutlichtanlagen. Die großen Feuer­
löschboote sind in Düsseldort, Duisburg 
und Köln stationiert. Für die Modernisie­
rung dieser Boote und für die Beschaf­
fung von zwei neuen Feuerlöschbooten 
mittlerer Größe stehen die im Haushalts­
jahr 1979 ertorderlichen Mittel bereit. 

Das Vorsorgeprogramm des Landes 
auf dem Gebiet der Wasseraufbereitung 
zur Überwindung von Trinkwassemot­
ständen aus Anlaß von Grundwasserver­
seuchung, Trockenperioden, Über­
schwemmungen und dgl. umfaßt zur 
Zeit 30 Wasseraufbereitungsanlagen 
(Kapazität von je 8000 I/h) mit sechs 
öl absorptions- und sieben Dekontaminie­
rungsanhängern. Zur Sich erstellung des 
Katastrophenschutzes in der Umgebung 
kemtechnischer Anlagen ist vorgesehen, 
im laufenden Jahr eine WasseraufbereI­
tungsanlage und eine Dekontaminie­
rungsanlage zu beschaffen. 

Da es grundsätzlich nicht möglich ist, 
für alle denkbaren Katastrophenereig­
nisse ausreichende Katastrophenschutz­
kräfte vorzuhalten, muß im Bedartsfall 
auf die Hilfe der Bundeswehr, des Bun­
desgrenzschutzes und der Stationie­
rungsstreitkräfte zurückgegriffen werden. 
Entsprechendes gilt insbesondere auch 
für das Bereitstellen von Großgeräten. 
Ich denke in diesem Zusammenhang 
z. B. an schwere Räumgeräte. Neben 
den Fahrzeugen der Bundeswehr, des 
Bundesgrenzschutzes und der Stationie­
rungsstreitkräfte können die Katastro­
phenschutzbehörden im Einsatzfall nach 



§ 13 KatSG NW auch geeignetes Gerät 
der Privatwirtschaft einschließlich Bedie­
nungspersonal in Anspruch nehmen. 
Die Katastrophenschutzptäne weisen 
aus, wo entsprechendes Großgerät zur 
Verfügung steht. 

Für die im Land Nordrhein-Westfalen 
in Betrieb befindlichen kerntechnischen 
Anlagen - die Kernforschungsanlage 
Jülich sowie das Kernkraftwerk Wür­
gassen - sind ausführliche Katastrophen­
schutzpläne aufgestellt. Grundlage dieser 
Pläne sind die " Rahmenempfehlungen 
für den Katastrophenschutz in der Um­
gebung kerntechnischer Anlagen"; sie 
wurden mit Erlaß vom 12. 12. 1975 ver­
bindlich erklärt. 

Diese Katastrophenschutzpläne sind 
vollständig in der Sitzung am 11 . 1. 1979 
dem Unterausschuß " Reaktorsicherheit 
und Strahlenschutz" des Landtags über­
geben und erläutert worden. 

Daneben hat der Betreiber kerntechni­
scher Anlagen entsprechend den vom 
Bundesminister des Innem herausgege­
benen " Empfehlung zur Planung von 
Notfallschutzmaßnahmen durch Betreiber 
von Kernkraftwerken" Alarmpläne aufzu­
stellen 

Die KatastrophenSChutzpläne re~eln 
im einzelnen: 

• KatastrophenSChutzleitung 
• Gefahrenzonen 
• Alarmstufen 
• Sofortmaßnahmen und 
• konkrete Schutzmaßnahmen. 

Die sofort zu ergreifenden Maßnahmen 
bestehen zunächst darin, durch statio­
näre und mobile Meßeinrichtungen die 
Radioaktivität in der Umgebung festzu­
stellen. In der Zentralzone und in der 
Mittelzone mißt zunächst der Betreiber; 
später gelangen Meßdienste hinzu. Als 
Meßdienste sind in erster Linie fachkun­
dige Einrichtungen anzusehen. In Nord­
rhein-Westfalen stehen für diese Aufga­
ben zur Verfügung: 

• Staatliches 
Materialprüfungsamt 

• Zentral stelle für 
Sicherheitstechnik 

• Rheinisch-Westf. TÜV 
• TÜV Rheinland 
• NFA Jülich 
• Klinikum Barmen 

Dortmund 

Düsseldorf 
Essen 

Köln-Poil 
Jülich 

Wuppertal 

Da ein Kernkraftwerk nicht wie eine 
Atombombe explodieren kann, sondern 
noch Stunden nach einem Schadenser­
ei9nls bis zur evtL massiven Spalt pro­
dUktfreisetzung zur Verfügung stehen, 
können die professionellen Meßdienste 
rechtzeitig herangeholt werden. Zur wei­
teren Unterstützung werden Meßhilfs­
dienste hinzugezogen. Um die Einsatz­
möglichkeiten der in der Umgebung der 
kerntechnischen Anlagen stationierten 

A.BC-Züge für die Durchführung des 
Meßprogramms zu vergrößern, wurden 
Meßtrupps dieser Züge mit zusätzlichen 
Meßgeräten ausgerüstet. 

Zur Zeit wird geprüft, in welchem Umfang 
eine automatisch wirkende Kernkraft­
werkfernüberwachungsanlage, welche 
im Land Bayern betrieben wird, auch 
in Nordrhein-Westfalen eing~setzt wer­
den kann. 

Im Bereich der Organisation des Kata­
strophenschutzes sind folgende Einzel­
rnaßnahmen besonders hervorzuheben: 

Mit Erlaß vom 3. 10. 1975 sind - im 
Vorgriff auf § 19 KatSG NW - die Errich­
tung und der Betrieb von Leitstellen für 
Feuerschutz- und Katastrophenschutz­
aufgaben besonders geregelt worden. 
Dabei wurden im einzelnen Aufgaben, 
personelle Besetzung, Raumbedarf und 
technische Ausstattung festgelegt. Mit 
diesen Leitstellen, welche die Meldewege 
verkürzen und die Alarmierungsmöglich­
keiten verbessern , ist dem Katastrophen­
schutz ein wichtiges Führungsmittel ge­
geben worden. 

In einem gemeinsamen Runderlaß des 
Ministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und des Innenministers 
vom 22. 2. 1977 sind gemeinsame 
Schutz- und Abwehrmaßnahmen der 
Feuerwehren und der Forstbehörden 
gegen Waldbrand angeordnet worden. 
Diese reichen von forstbetrieblichen 
Maßnahmen über die Anlage von ausrei­
chenden Wasserentnahmestellen , Maß­
nahmen der Waldbrandüberwachung 
(auch aus der Luft) , Maßnahmen zur 
engen Koordinierung zwischen den 
Forstbehörden und der Feuerwehr bis 
hin zu gemeinsamen Übungen. Die bis­
herigen Erfahrungen sind pcsitiv. 

Die KatastrophenSChutzbehörden sind 
weiter auf die nach § 18 Abs. 1 KatSG 
NW bestehende gesetzliche Verpflich­
tung, für besondere Gefahrenobjekte 
SonderSChutzpläne zu erstellen und 
fortzuschreiben, mit Erlaß vom 15. 12. 
1978 nachdrücklich hingewiesen worden, 
ebenso auf die in § 18 Abs. 2 KatSG NW 
begründete Pflicht, Gefahrenbeschrei­
bungen über alle Einrichtungen zu erstel­
len, von denen wegen ihrer Eigenart 
Katastrophengefahren ausgehen können. 

3. Ausstattung 

Die Waldbrandkatastrophe in Nieder­
sachsen im Jahre 1975 hat Impulse 
für eine Reihe von Ausstattungsmaß­
nahmen gegeben. 

3.1 Hierzu gehören der weitere Ausbau 
der Leitstellen in den Kreisen und in 
den kreisfreien Städten: Neu- und Erwei­
terungsbauten, sowie Vervollständigung 
und Modemisierung der technischen 

Anlagen. Seitens des Landes werden 
Zuschüsse bis zu 600 000 DM je Leit­
stelle bereitgestellt. Das Ausbaupro­
gramm wird voraussichtlich 1984/85 
beendet sein. 

3.2 Neben den Leitstellen hat sich vor 
allem in den Kreisen das Vorhandensein 
von mobilen Führungseinrichtungen -
Einsatzleitwagen und mobile Bespre­
chungseinheiten (Busse) - als notwen­
dig erwiesen. Bei der Bekämpfung des 
Waldbrandes in Niedersachsen haben 
derartige mobile Führungseinrichtungen 
zum Herstellen und Aufrechterhalten 
der erforderlichen FernmeIdeverbindun­
gen gefehlt. Da im Lande Nordrhein­
Westfalen mit Ausnahme der großen 
Städte derartige Einsatzmittel ebenfalls 
nicht vorhanden waren, wurden seitens 
des Landes rd . 2 Mio. DM für die Be­
schaffung von 18 Einsatzleitwagen be­
reitgestellt. 

Die Fahrzeuge sind so über das Land 
Nordrhein-Westfalen verteilt worden, 
daß eine möglichst günstige Flächendek­
kung erzielt wird. Ein Einsatzleitwagen 
ist in der Regel jeweils für zwei Kreise 
vorgesehen. Standort ist in jedem Falle 
eine mit haupamtlichen Kräften ständig 
besetzte Feuerwache. Diese hält das 
entsprechend ausgebildete Personal 
vor und stellt die Fahrzeuge - im Be­
darfsfall einschließlich Personal - für 
überörtliche Einsätze zur Verfügung. 

Die Einsatzleitwagen haben eine Länge 
von rd. 7 m. Sie enthalten einen FermeI­
deraum mit 3-4 Arbeitsplätzen und einen 
Besprechungsraum für 6-8 Personen. 
Es sind drei Sprechfunkgeräte für den 
4-m-Bandbereich (FuG 8b) und ein 
Sprechfunkgerät für den 2-m-Bandbe­
reich (FuG 9b) eingebaut. Mit der Fern­
sprechanlage ist die Anbindung an das 
Fernsprechnelz der Deutschen Bundes­
post möglich . Mittels pneumatisch aus­
fahrbaren Funkmastes ist es möglich, 
die Sprechfunkverbindungen auch über 
größere Entfernungen oder in funktech­
nisch ungünstigem Gelände herzustellen . 
Die Fahrzeuge sind u. a. mit einem Not­
stromaggregat ausgerüstet und im übri­
gen so ausgestattet, daß Einsätze über 
eine längere Zeitdauer, z. B. bei Wald­
bränden, durchgeführt werden können. 

Mit vorhandenen Sprechfunkgeräten 
können Verbindungen mit der Leitstelle 
des Kreises, mit der Polizei, mit Luftfahr­
zeugen und mit anderen Einheiten des 
Katastrophenschutzes und des Ret­
tungSdienstes hergestellt werden. Es 
können, z. B. bei Waldbränden, mehrere 
Einsatzleitwagen zusammengezogen 
werden, um Abschnittsführungsstellen 
zu bilden. 

Zur Aufnahme einer Katastrophenschutz­
leitung oder einer Technischen Einsatz­
leitung (TEL) am Schadensort sind dar-
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uber hinaus zwei Besprechungsbusse 
aus Landesmitteln (rd. 200 000 DM) 
bestellt worden, die mit der fur diesen 
Zweck notwendigen Ausstattung und 
Fernmeldeeinrichtung ausgestattet sind. 
Sie werden noch in diesem Monat aus­
geliefert werden. 

Durch die Beschaffung der Einsatzwa­
gen und der Busse ist das Leitstellen­
netz gerade im dünner besiedelten 
ländlichen Raum durch mobile Einrich­
tungen ube~agert . 

3.3 Die Ausstattung der o. g. 138 regio­
nalen Katastrophenschutzzuge des 
Landes ist seit 1975 laufend ergänzt 
und verbessert worden . 

3.3.1 Die Fuhrungsfahrzeuge sind Inzwi­
schen sämtlich mit Funkgeräten im 
4-m-Band ausgestattet und dadurch 
in die Lage versetzt worden, über grö­
ßere Entlernungen die Verbindung zu 
den einheitlichen Leitstellen für Kata­
strophenschutz, Feuerschutz und Ret­
tungsdienst der Kreise und kreisfreien 
Stadte und den Führungszentren der 
Hilfsorganisationen aufzunehmen. Dar­
uber hinaus wird zur Zeit jedes Fahr­
zeug mit einem Handfunksprechgerät 
(2-m-Band) ausgestattet, um die Funk­
sprechverbindung auch innerhalb des 
Zugverbandes zu ermöglichen. 

3.3.2 Angesichts der Witterungs verhält­
nisse nach der Jahreswende 1978/79 
wurden fur jeden K-Sanitätszug 2 Satz 
Spikesreifen und 4 Satz Schneeketten 
und fur Jeden VW-Kombi der K-Be­
treuungszüge 2 Satz Schneeketten 
beschafft; die Küchenwagen waren 
bereits damit ausgestattet. 

3.3.3 Aus dem gleichen Anlaß wurde 
eine Uberprüfung der bei den regionalen 
Katastrophenschutzzugen vorhandenen 
Notstromaggregate veranlaßt. Das ab­
schließende Ergebnis steht noch aus. 
Soweit notwendig, werden Neuanschaf­
fungen noch in diesem Jahr getätigt 
werden. 

Es hat Sich herausgestellt, daß mit die­
sen Notstromaggregaten notfalls auch 
der ZiVilbevölkerung Hilfe geleistet wer­
den kann, z. B. bei der Stromversorgung 
In bauerlIChen Zucht- und MastbetrIe­
ben. Die Feuerwehren haben vereinzelt 
mit den Aggregaten in ihren Löschgrup­
penfahrzeugen bei Stromausfall Melk­
maschinen betrieben, da sich die Kuhe 
auch von westfälischen Bauem nicht 
melken ließen. 

3.3.4 Die in den regionalen K-Sanrtäts­
zügen vorhandenen Schutzmasken 
werden seit 1978 stufenweise ausge­
sondert und durch neue Schutzmasken 
ersetzt. Diese Maßnahme soll in diesem 
Jahr abgeschlossen werden; die regio­
nalen K-Betreuungszuge sollen in diese 
Maßnahme mit einbezogen werden. 
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3.3.5 Die Beschaffung von Kettenfahr­
zeugen fur den fnedensmaßigen Kata­
strophenschutz aufgrund der Erfahrun­
gen dieses Winters ist nicht vorgesehen, 
da es bei einer solchen Maßnahme 
fraglich ist, ob bei den hohen Beschaf­
fungskosten Autwand und Einsatzwert 
im richtigen Verhältnis zueinander ste­
hen, zumal auf das Potential der Streit­
kräfte und der Privatwirtschaft zuruck­
gegriffen werden kann. 

Besonders anfallig hat sich bekanntlich 
die Stromversorgung durch Freileitun­
gen gezeigt. Ob hier durch eine Erdver­
kabelung überhaupt Abhilfe geschaffen 
werden kann und soll , vermag ich nicht 
zu beurteilen; aus Mitteln des Katastro­
phenschutzes kann jedenfalls eine sol­
che Maßnahme nicht finanziert werden. 

4. Die Ausbildungl 
KatS-Obungen 

Das am 1. 1. 1978 in Kraft getretene 
Katastrophenschutzgesetz Nordrhein­
Westlaien verpflichtet die Katastrophen­
schutzbehörden ausdrucklieh, die Aus­
bildung zu überwachen und Übungen 
durchzufuhren. Die einzelnen Katastro­
phenschutzmaßnahmen sollen grundlieh 
eingeübt und gleichzeitig konkrete Auf­
schlüsse, Insbesondere uber den Aus­
bildungsstand und auch uber Schwach­
stellen Im Katastrophenschutz gewon­
nen werden. Für die Erfullung dieser 
besonderen gesetzlichen Verpflichtung 
wurden 1978 500 000 DM Landesmittel 
bereitgestellt. Für 1979 stehen in der­
selben Höhe Mittel bereit. 

In Nordrhein-Westfalen sind 1978 neben 
vielen anderen Ausbildungs- und 
Ubungsveranstallungen über 70 Stabs­
rahmen- oder " VolI " -übungen - d. h. 
Ubungen mit Beteiligung der KatS-Ein­
heiten - durchgefuhrt und ausgewertet 
worden . 

4.1 Die Ausbildung der Führungskräfle 
in den Katastrophenschutzbehörden 

Aufgrund der Erfahrungen der Wald­
brandkatastrophe in NIedersachsen 
Im August 1975 wurde In Nordrhein­
Westlaien gezielt geprüft, ob die Füh­
rungskräfte der KatS-Behörden und 
der KatS-Fachdienste unseres Landes 
fur die Bewältigung von Großschadens­
ereignissen ausreichend vorbereitet 
Sind. Der Erlaß vom 17 9. 1975 ver­
pfliChtete die Regierungsprasldenten 
sowie die Kreise und kreisfreien Städte 
zur unverzuglichen Durchfuhrung von 
Stabsrahmenübungen. 

Zudem wurde als Sofortmaßnahme 
eine " Checkliste" erarbeitet, um den 
Leitern der Katastrophenschutzbehörden 
und deren Führungskräften eine wir-

kungsvolle Hilfestellung zu geben für 
schnelle und ziel gerichtete Leitungs­
maßnahmen vor allem in der naturge­
mäß schwierigen Anlaufphase der Ab­
wehrmaßnahmen, aber auch für deren 
weitere Leitung und Überwachung. 
Diese "Checkliste" ist inzwischen einge­
führt worden, hat sich in den Übungen 
bewährt und hat bundesweit lebhaftes 
Interesse und allgemein Anerkennung 
gefunden. 

Die noch im Herbst 1975 und im Jahre 
1976 durchgeführten Übungen zeigten 
dann deutlich, daß die Organisation 
der Katastrophenschutzleitung und der 
unterschiedliche Informations- und Aus­
bildungsstand der FÜhrungskräfte in 
den KatS-Behorden verbessert werden 
mußte. In der Katastrophenschutzleitung 
mußten die vielgestaltigen Leitungs­
maßnahmen systematiSCh geordnet, 
rationell gestrafft, beschleunigt und 
wirkungsvoller werden: gleiChzeitig 
mußte eine bessere Übersicht und Er­
folgskontrolle ermöglicht und die in 
jedem Einsatzfall überlasleten Femmel­
deverbindungen dadurch entlastet wer­
den. 

In organisatorischer Hinsicht ist es er­
forderlich, die Arbeit der (gesamten) 
Katastrophenschutzleitung auf die ge­
genseitige Information, Koordination 
und auf Leitungsmaßnahmen von 
grundsätzlicher Bedeutung zu be­
schränken. Die Vorbereitung und die 
Durchfuhrung der in der Katastrophen­
schutzleitung getroffenen Entscheidun­
gen sowie weniger wichtige Entschei­
dungen müssen aus den " Plenar"-Sit­
zungen der Katastrophenschutzleitun­
gen herausgenommen und dem jeweils 
betroffenen Sachbereichen zugewiesen 
werden. Dadurch wird sowohl in der 
Katastrophenschutzleitung als auch 
in diesen Sachbereichen ein weitgehend 
ungestörtes Arbeiten ermöglicht; gleich­
zeitig wird vermieden, daß viele Füh­
rungskräfte mit Angelegenheiten befaßt 
werden, fur deren Regelung sie nicht 
zustandig sind . 

Um die Konturen der im Katastrophen­
fall plötzlich entstehenden zahlreichen 
Einzelaufgaben hinreichend deutlich 
zu machen und auch dadurch deren 
schnelle und sachgerechte E~edigung 
zu gewährleisten, war es femer notwen­
dig, innerhalb der Katastrophenschutz­
leitung eine neue Arbeitsgruppe als 
OrganIsatIOnseinheit zu bilden, die sich 
nahezu ausschließlich mit der Leitung 
des Einsatzes der Einheiten und Ein­
richtungen des Katastrophenschutzes 
befaßt. In dieser Arbeitsgruppe (Stab 
HVB) muß noch arbeitsteiliger als bisher 
gearbeitet werden. Die organisatorisch 
vorzugebende Arbeitsteilung ist den 
bewährten Organisationsstrukturen 



der Führungsstäbe der Bundeswehr 
und des Bundesgrenzschutzes - soweit 
wie sachlich möglich - anzupassen. 
Dadurch werden zudem bessere Vor­
aussetzungen für die Zusammenarbeit 
mit diesen Einrichtungen geschaffen. 
Im Innenministerium wurden unverzüg­
lich die Arbeiten aufgenommen. ein 
Modell für die Organisation einer Kata­
strophenschutzleitung zu entwiokeln. 
Nach den Erfahrungen der Waldbrand­
katastrophe in Niedersachsen ist es 
zweckmäßig, daß ein derartiges Modell 
auch in den anderen Ländern eingeführt 
wird , um den Einsatz von KatS-Einhei­
ten und KatS-Führungskräften aus und 
in anderen Bundesländern zu erleich­
tern . Seit Februar 1977 arbeitete eine 
Arbeitsgruppe aus Vertretern von Bund 
und Ländern an der Entwicklung dieses 
Modells. Die Arbeiten in dieser Arbeits­
gruppe, in der das Land Nordrhein­
Westfalen vertreten war, waren schwie­
rig, weil der Bund und die einzelnen 
Länder bereits unterschiedliche Aus­
gangsvorstellungen, die z. T. heute 
noch nachwirken, entwickelt hatten. 
Der von der Arbeitsgruppe gefertigte 
Vorentwurf, der mit den Vorstellungen 
des Landes Nordrhein-Westfalen weit­
gehend übereinstimmte und den " klein­
sten gemeinsamen Nenner" der unter­
schiedlichen Auffassung darstellte, 
wurde im August 1977 dem Unteraus­
schuß " Katastrophenschutz" des Ar­
beitskreies V " Feuerwehrangelegenhei­
ten, Rettungswesen, Katastrophen­
schutz und Zivilverteidigung" der 
Innenministerkonferenz vorgelegt. 
Der Unterausschuß " Katastrophen­
schutz" beriet den Vorentwurf, hörte 
dazu die kommunalen Spitzenverbände 
sowie den Deutschen Feuerwehrver­
band , die Bundesanstalt Technisches 
Hilfswerk und die im Katastrophen­
schutz mitwirkenden privaten Hilfsorga­
nisationen auf Bundesebene, erzielte 
bis auf den Deutschen Feuerwehrver­
band volle Zustimmung und legte dann 
den Entwurf dem o. g. Arbeitskreis V 
zur Beschlußfassung vor. 

Den gegen das KatSL- Modell vorgetra­
genen Vorstellungen des Deutschen 
Feuerwehrverbandes, unterhalb der 
Katastrophenschutzleitung lediglich 
eine ortsfest Technische Einsatzleitung 
einzurichten, konnte nicht gefolgt wer­
den. Einmal ist die Technische Einsatz­
leitung eine Führungseinrichtung, die 
nach § 22 KatS NW jeweils am Scha­
densort eingerichtet werden muß, um 
aus der Ortsnähe sachgerechte Füh­
rungsentscheidungen treffen zu können. 
Zum anderen müssen die personelle 
Besetzung und die materielle Ausstat­
tung der Technischen Einsatzleitung 
(TEL) jeweils genau auf das Schadens­
ereignis ausgerichtet werden; eine 

TEL für eine Waldbrandbekämpfung 
muß einfach anders aussehen als eine 
TEL für eine größere Evakuierung. 
Schließlich darf zwischen der am Scha­
densort notwendigen und deshalb nicht 
unbedingt ortsfest eingerichteten Füh­
rungsstelle und der Katastrophenschutz­
leitung keine ortsfest eingerichtete TEL 
dazwischengeschoben werden; damit 
würde eine - möglichst zu vermeidende 
- neue FÜhrungsebene geschaffen, 
für welche zudem ein zusätzlicher 
Funkverkehrskreis notwendig wäre, 
der wegen des bekannten Engpasses 
bei den Funkfrequenzen nicht zur Ver­
fügung gestellt werden kann . 

Der Arbeitskreis V hat in der Sitzung 
vom 5. 10. 1978 dem Vorschlag des 
Unterausschusses " Katastrophen­
schutz" grundsätzlich zugestimmt, je­
doch die (endgültige) Beschlußfassung 
bis zum Eingang einer - inzwischen 
vorliegenden - Stellungnahme der Aka­
demie für Zivile Verteidigung und eines 
Erfahrungsberichts über Übungen des 
Landes Bayern zur Erprobung des Mo­
dells zurückgestellt. Nach dem gegen­
wärtigen Sachstand ist zu erwarten, 
daß der Arbeitskreis V im Mai dieses 
Jahres die Einführung des Modells für 
die Organisation der Katastrophen­
schutzleitung einer Kreiskatstrophen­
schutzbehörde beschließt. Das für die 
Kreiskatastrophenschutzbehörden ent­
wickelte Modell ist in seinen Grundzü­
gen ohne weiteres auf die Katastro­
phenschutzbehörden der anderen Ver­
waltungsstufen zu übertragen. 

Inhalt des KatSL-Modelis ist die Darstel­
lung der Aufgaben und der fachlichen 
Zusammensetzung der Katastrophen­
sChutzleitung und die organisatorische 
Verselbständigung der besonderen 
Arbeitsgruppe (Stab HVB), welche im 
Katastrophenfall den Einsatz der KatS­
Fachdienste leitet. Dem Leiter dieses 
Stabes werden nachstehende Sachge­
biete zugeordnet: 

• S 1: Personal und innerer Dienst: 
mit den wesenllichen Aufgaben: Bereit­
stellen der Einsatzkräfte und Maßnah­
men zur Sicherstellung des Betriebes 

• S 2: Lage: 
mit den wesentlichen Aufgaben: Fest­
stellen der Lage (Erkunden, Auswerten, 
Darstellen) und Information nach innen 
und außen 
• S 3: Einsatz: 
mit den wesentlichen Aufgaben: Planen 
des Einsatzes, Einsatzentscheidungen 
und Erfolgskontrolle 

• S 4: Versorgung: 
Versorgung der Einsatzkräfte. 

Zum Stab HVB gehören Fachberater, 
insbesondere die der im Katastrophen­
schutz mitwirkenden Organisationen. 
Für die am Schadensort zu bildende 

Technische Einsatzleitung ist eine ent­
sprechende Organisationsform vorge­
sehen. 
Im Jahre 1977 wurden in Nordrhein­
Westfalen vereinzelt Versuche mit dem 
damals noch nicht ausgeformten 
KatSL-Modell gemacht. Für das Übungs­
jahr 1978 wurde angeordnet, das 
KatSL-Modell in der Fassung des damals 
schon weitgehend abgestimmten Ent­
wurfs in den Übungen zu erproben, um 
die KatS-Behörden mit der neuen Füh­
rungssystematik vorsorglich vertraut 
zu machen und weitere Erfahrungen 
zu sammeln. 

Diese Übungen haben folgende Erkennt­
nisse gebracht: 

• Die Stabsrahmen- und Vollübungen 
der Katastrophenschutzbehörden haben 
für die Wirksamkeit des Katastrophen­
schutzes unseres Landes eine große 
Bedeutung; es ist notwendig, daß die 
Leitung von Katastrophenabwehrmaß­
nahmen gründlich eingeübt wird , und 
daß alle beteiligten Kräfte sich eingehend 
immer wieder mit den Führungsunterla­
gen befassen (KatS-Pläne, KatS-Son­
derpläne, Rahmenempfehlungen für 
den Katastrophenschutz in der Umge­
bung kerntechnischer Anlagen u. a.); 

• Das KatSL-Modell findet grundsätzlich 
allgemeine Zustimmung; Einzelfragen 
bedürfen noch der Klärung; 

• Die Übertragung des KatSL-Modelis 
auf die einzelnen KatS-Behörden bereitet 
in einigen Fällen noch Schwierigkeiten; 
insbesondere sind noch Anleitungen 
erforderlich für die einzelnen Funktions­
abläufe und für die personelle Besetzung 
des Stabes HVB in den Sachgebieten 
S 1-S 4; 

• Insbesondere die Sachbearbeiter 
S 1-S 4 in den Katastrophenschutzlei­
tungen und in den Technischen Einsatz­
leitungen müssen für ihre Aufgaben ge­
zielt ausgebildet werden; 

• Organisatorisch und technisch nicht 
behebbare Schwierigkeiten im Fernmel­
dewesen können nur durch weitere Straf­
fung der Führungsvorgänge ausgeglichen 
werden. 

• Die Einrichtung eines besonderen 
Leitungs- und Schiedsrichterdienstes 
hat sich bewährt. 

Noch offene Einzelfragen zu dem 
KatSL-Modell können erst endgültig 
geklärt werden, wenn die Einführung 
des Modells durch den Arbeitskreis V 
der Innenministerkonferenz beschlossen 
worden ist; in diesem Zusammenhang 
wird u. a. auch über die Frage entschie­
den, ob - wie von einigen KatS-Behör­
den vorgeschlagen - ein weiteres Füh­
rungsgebiet S 5: Fernmeldewesen einge­
richtet wird. In dem Entwurf der Verwal­
tungsvorschrift zum KatSG NW sind 

19 



vorsorglICh die notwendigen Ausfuh­
rungsbestimmungen aufgenommen 
worden. 
Weitergehende Anleitungen für die ein­
zelnen Funktionsabläufe in den Katastro­
phenschutzleitungen und in den Techni­
schen Einsatzleitungen sowie Anleitun­
gen tur Art und Umfang der personellen 
Besetzung und räumlichen und techni­
schen Ausstattung dieser Stäbe sollen 
In einer Lehrübung gegeben werden , 
die für AugusVSeptember dieses Jahres 
geplant wird. Hierbei werden auch Wege 
zur weiteren StraHung der Führungsvor­
gänge zur Entlastung des Femmeldever­
kehrs aufgezeigt werden. 

Im Katastrophenfall haben die Katastro­
phenschutzbehörden ad hoc Aufgaben 
zu erfullen. die ungewöhnlich und 
schwierig sind: übliche Verwaltungsmaß­
nahmen und Leitungsmaßnahmen für 
den Einsatz der Einheiten und Einrich­
tungen des Katastrophenschutzes müs­
sen schnell aufeinander abgestimmt. 
in raschen Funktionsabläufen durchge­
fuhrt und uberwacht werden. Der ent­
sprechende Ausbildungsbedarf muß 
vor allem dadurch abgedeckt werden. 
daß in Katastrophenschutzbehörden 
ein Kader von Führungskräften zu .. Füh­
rungstechnikern" besonders aus- und 
fortgebildet wird und daß die bei den 
Abwehrmaßnahmen sonst beteiligten 
KräNe in den jährlichen übungen ihr 
Wissen erweitern und vertiefen. 

Für die Ausbildung der Leiter des Stabes 
(HVB) und der Technischen Einsatzleiter 
sowie die in den Führungssachgebieten 
S l-S 4 eingesetzten Kräfte wird z. Z. 
vom Bund unter Beteiligung der Länder 
ein Curriculum erarbeitet. Danach wer­
den die einzelnen Lehrprogramme fest­
gelegt und den Ausbildungsträgern. der 
Katastrophenschutzschule des Bundes 
und der Katastrophenschutzschule des 
Landes, zugeordnet. Die hierzu notwen­
digen Bund-Länder-Abstimmungen sollen 
im Mai dieses Jahres durchgeführt wer­
den. 

Das Land Nordrhein-Westfalen setzt 
sich nachdrücklich dafür ein. daß die 
Zahl der hier in Betracht kommenden 
Lehrgange der KatS-Schule des Bundes 
in Ahrweiler. die jetzt schon bis Ende 
1980 belegt sind . wesentlich erhöht wird . 

Die KatS-Schule des Landes Nordrhein­
Westfalen. die von Ende 1976 bis Anfang 
1978 mit einem Kostenaufwand von 
rd . 3.2 MII!. DM Bundesmitteln VOllständig 
renoviert und neu ausgestattet worden 
Ist und In der von 1975 bis Ende 1978 
rd 500 Stabsmitglieder Einweisungs-. 
Ausbildungs- und Fortbildungslehr­
gänge besucht haben. wird die Lehr­
programme überarbeiten. 
Der nach der Einführung des KatSL-Mo­
delis bestehende Sofortbedart an Infor-
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mation und Ausbildung soll durch die 
schon erwähnte Lehrübung gedeckt 
werden. 

4.2 Die Ausbifdung der Einheiten des 
Katastrophenschutzes 

Hierzu ist allgemein festzustellen. daß 
deren durchaus zufriedenstellender Aus­
bildungsstand weiter verbessert wurde. 
Den im Katastrophenschutz mifwirkenden 
Organisationen und den über 215 480 
ehrenamtlichen Helfern gebühren Dank 
und Anerkennung für die im Dienst der 
Burger unseres Landes geleistete Arbeit. 
Diese vielen Helfer bilden gleichsam 
eine recht verstandene Burgerinitiative 
zum Schutz der Mitbürger vor Katastro­
phengefahren. 

Die von den Katastrophenschutzbehör­
den durchgeführten übungen haben 
wieder deutlich gemacht. daß vor allem 
in den kreisfreien Städten wegen der 
standig zunehmenden Bebauung kaum 
noch übungsgelände und Übungsobjekte 
zu finden sind. die für eine wirklichkeits­
nahe Darstellung eines Großeinsatzes 
geeignet sind. Wegen des bei den Ubun­
gen z. T. noch festgestellten unterschied­
lichen Ausbildungsstandes sind beson­
dere Maßnahmen durchgeführt bzw. 
eingeleitet worden. 

Die Landesfeuerwehrschule NW in 
Munster ist mit einem Aufwand von rd . 
8 Mio. DM erweitert und technisch zu­
sätzlich ausgestattet worden. die Unter­
bringungskapazität wurde dabei von 
150 auf 260 Plätze erhöht. In das Lehr­
programm sind folgende fur den Kata­
strophenSChutz besonders wirksame 
Lehrgänge neu aufgenommen worden: 

• Lehrgang für Führer von Feuerwehr­
verbanden einschließlich Ausbildung 
In der Luftbeobachtung; 

• Lehrgang für die Feuerwehrkräfte 
in den Leitstellen; 

• Lehrgang für das Bedienungspersonal 
der Einsatzleitwagen. 

Wegen der Erweiterung der Schule und 
zur Durchführung der notwendigen 
Niveauhebung im Lehrangebot sind im 
Haushalt 1979 zunächst u. a. 1 Sielle 
fur einen Regierungsbranddireklor 
(Bes.-Gr. A 15) und 1 Stelle für einen 
Oberbrandrat (Bes.-Gr. A 14) bereitge­
stellt worden. 

Der Landesfeuerwehrverband NW. der 
entsprechend § 16 FSHG die Ausbildung 
der Freiwilligen Feuerwehren fördert. 
fuhrt seit 1976 jährlich mit Erfolg 3-4 
Wochenendseminare tur Bezirks- und 
Kreisbrandmeister. deren Vertreler und 
Wehrführer durch. Diese FuhrungskräNe 
der Freiwilligen Feuerwehr werden in 
den Seminaren. die vom Land bezu­
schußt werden. fur Großeinsätze beson­
ders vorbereitet. 

Die Grundausbildung der im Katastro­
phenschutz mitwirkenden Einheiten des 
Sanitäts- und Betreuungsdienstes wird 
von den Trägerorganisationen ertolgreich 
durchgeführt. Die vom Land den Sani­
tätsorganisationen auch für diese Aufga­
benwahmehmung gewährten Zuschüsse 
sind schon erwähnt worden. Die Führer 
und Unterführer werden im Sanitätsdienst 
in der DRK-Landesschule .. Bernhard 
5alzmann" in Münster und im Be­
treuungsdienst in der Katastrophen­
schutzschule NW in Wes el aus- und 
fortgebildet. Nach der Einzelauswertung 
der übungen sollen in diesem übungs­
jahr die Zusammenarbeit von Einheiten 
verschiedener Trägerorganisationen 
und die Abfösung dieser Einheiten im 
Einsatz besonders geübt werden. 

Für die Ausbildung der reg. K-Züge 
stehen auch im Haushalt 1979 
280 000.- DM zur Verfügung. Die Füh­
rungskräNe der regionalen K-Sanitäts­
und K-Betreuungszuge werden wie bis­
her durch Wochenend schulungen durch 
die Organisationen besonders ausgebil­
det. Diese Wochenendschulungen haben 
sich bewährt. Daneben werden Ausbil­
dungsmaßnahmen auf Landesebene 
durchgeführt. die auch die Sonderausbil­
dung für das Bedienungspersonal der 
K-Wasser-Aufbereitungsanlagen und 
die Sonderausbildung für Helfer in der 
Desinfektion umfassen. Im Ausbildungs­
jahr 1979 sollen die reg. K-Züge beson­
ders auf ihre Aufgabe als mobile Landes­
reserve weiter aus- und fortgebildet wer­
den. 

Die Ausbildung in den Fachdiensten 
Bergung. Instandsetzung. Fernmelde­
dienst, Versorgung und Veterinärdienst 
entspricht im wesentlichen den Erwar­
tungen. Es wird versucht. festgestellte 
Mängel durch gezielte Ausbildungsmaß­
nahmen zu beheben. Hinsichtlich der 
Ausbildung der ABC-Züge des erweiter­
ten Katastrophenschutzes hat sich her­
ausgestellt. daß die Führer wegen der 
Kompliziertheit des Lehrstoffes z. T. 
mit der Standortausbildung übertordert 
sind. Das Bundesamt für Zivilschutz 
prüN gegenwärtig. in welchem Umfang 
Lehrprogramme von der Standortebene 
in die Landes-Katastrophenschutz­
schulen verlagert werden können. 

Zusammenfassend kann ich mithin 
feststellen: 

Der Katastrophenschutz in Nordrhein­
Westfalen ist in den vergangenen Jahren 
wesentlich verbessert worden. Viel ist 
inzwischen zum Schutz der Bürger unse­
res Landes getan worden. einiges bleibt 
auch in der ZukunN noch zu tun . Die 
Landesregierung unternimmt im Rahmen 
der bestehenden Möglichkeiten alle An­
strengungen. den Bürger unseres Landes 
vor Unbill zu bewahren. 

l 
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Hotelbrand in Spanien: 

Das Feuer kam durch die Klimaanlage 
Über 80 Tote und 100 Verletzte - Brandursache: Brennendes Speiseöl­
Ungenügende Sicherheitsvorkehrungen 

über 80 Menschenleben und etwa hun­
derte Verletzte forderte ein verheerender 
Hotelbrand in der spanischen Stadt 
Saragossa - fast genau ein Jahr nach 
dem furchtbaren Unglück auf dem spani­
schen Campingplatz " Los Alfaques", 
als durch die Explosion eines Tankwa­
gens mehr als 200 Menschen auf grau­
enhafte Art und Weise ums Leben ka­
men. 

Der Tag in dem Fünf-Sterne-Hotel 
"Krone von Aragon" hatte ganz normal 
begonnen: In der Küche wurde das 
Frühstück für die Gäste bereitet, darunter 
auch Churros - ein Gebäck, das in sie­
dendem 01 ausgebacken und jeden Tag 
frisch zubereitet wird . Aus bisher noch 
nicht geklärten Umständen fing die 
Churros-Maschine Feuer, doch das 
hätte nicht unbedingt so verheerende 
Folgen haben müssen, wenn es nicht 
zu einer Kettenreaktion gekommen 
wäre: Die Flammen des brennenden 
Ols sprangen auf die Versorgungsan­
lage der Küche über, die mit Erdgas 
und Heizöl ausgestattet war; es kam 
zur Explosion. Dadurch wurde nicht 
nur das Heizöllager in Brand gesetzt, 
sondern auch die Klimaanlage des Hau­
ses. Die Flammen schlugen durch die 
Luftschächte in alle Etagen des Hotels, 
die zwei untersten Stockwerke wurden 
sofort gänzlich zerstört. Die Explosion 
und das Flammenmeer zerstörten vor 
allem den Innentrakt des Hotels und 
damit alle Aufgänge und Aufzugs­
schächte, die als letzte Fluchtwege 
aus den zehn Stockwerken hätten die­
nen können. 

Einige Gäste konnten noch auf das 
Dach des Hauses gelangen, wo sie 
sich im Swimming-Pool vor dem Feuer 
schützten und von Hubschraubern der 
nahegelegenen spanisch-amerikani­
schen Luftwaffenbasis gerettet werden 
konnten. Die meisten Gäste aber über­
raschte das Feuer im Schlaf. Viele er­
stickten an dem Qualm, der aus der 
Klimaanlage in die Zimmer drang, es 
gab kein Vor und Zurück mehr. 

Grauenvolle Szenen spielten sich ab, 
zahlreiche Gäste sprangen in panischer 

In Minutenschnelle 
breitete sich In dem 
spanischen Hotel 
" Krone von Aragon" 
das Feuer aus. Sämt­
liche Feuerwehrein­
heiten Saragossas 
beteiligten sich an 
den Rettungs- und 
Löscharbeiten. 

Auch mit Hilfe einfa­
cher Leitern versuch­
ten die Feuerwehr­
männer zu den Ein­
geschlossenen vor­
zudringen, um sie 
in letzter Minute 
vor dem Feuer- oder 
Erstickungstod zu 
retten. 
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Angst aus den Fenstern . Ein junger 
Mann, der wenige Minuten nach Aus­
bruch des Feuers in seinem Zimmer 
im sechsten Stock Brandgeruch bemerkt 
und aus dem Fenster geschaut hatte, 
sah eine Frau aus dem Fenster sprin­
gen. " Sie blieb zerschmettert unten 
liegen" erzählte er nach seiner Rettung, 
noch immer unter Schock stehend . 

Verzweifelt versuchte ein Ehepaar sein 
kleines Kind zu retten. Der Versuch, 
das Mädchen ins Sprungtuch der Feu­
erwehr zu werten mißlang, das Kind 
vertehlte das Tuch und fiel auf das 
Straßen pflaster. Eine Reihe von Gästen 
versuchte, mit Hilfe aneinandergebun­
dener Bettlaken dem Inferno zu ent­
kommen, was teilweise auch gelang. 

Alle Löschzüge der Stadt waren zur 
Rettung von Menschenleben und zur 
Bekämpfung des Brandes eingesetzt, 
dennoch dauerte es bis zum Nachmit­
tag, den Brand unter Kontrolle zu be­
kommen. Den Bergungstrupps bot sich 
In vielen Zimmern ein schreckliches 
Bild. Viele Leichen waren bis zur Un­
kenntlichkeit verbrannt. 

Rund 100 Menschen mußten mit Ver­
brennungen und Rauchvergiftungen 
in die Krankenhäuser der Stadt gebracht 
werden, 50 konnten nach ambulanter 
Behandlung wieder entlassen werden . 

Eine Welle der Hilfsbereitschaft kam 
aus der Bevölkerung. Nachdem über 
Rundfunk durchgegeben wurde, man 
benötige dringend Blut, folgte kurz dar­
auf die Bitte, nicht mehr die Erste­
Hilfe-Stationen zwecks Blutspenden 
zu belagern. 

Scharte Kritik an der Sicherheit des Ho­
tels übte der Bürgermeister von Sara­
gossa, Ramon Saiz de Varanda. So seien 
die Handfeuerlöscher schlecht gewartet 
oder sogar leer gewesen, es habe schon 
einmal in der Küche einen Brand aus 
gleicher Ursache gegeben. Dazu kommt, 
daß die Brandschutzbestimmungen den 
internationalen Normen nicht entspra­
chen. Auch gibt es innerhalb Spaniens 
keine für alle Hotels verbindlichen Be­
stimmungen. Nur die Städte Madrid und 
Barcelona vertügen über entsprechende 
Anordnungen, deren Erlaß aber in den 
Willen der einzelnen Bürgermeister ge­
steilt ist. Die Diskussion über den Brand­
schutz in Hotels hat wieder begonnen. 

Es wäre zu wunschen, wenn er den 
üblichen Normen angepaßt und vor allem 
verbindlich für alle spanischen Hotels 
würde. 
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ST ELLENAUSSCHREIBUNG 

Hubschrauber der 
amerikanischen 
Luftwaffe wurden 
eingesetzt, um die 
Gäste zu bergen, 
die sich auf das 
Dach gereUet hatten 
und im Swimming­
Pool gegen das 
Feuer geschützt 
waren. 

Im Dienstbereich des BUNDESAMTES FÜR ZIVILSCHUTZ, Bann 2 (Bad 
Godesberg), ist bei der 

Katastrophenschutzschule des Bundes 
- AußensteIle Hoya-

die Stelle eines 
Lehrgruppenleiters 

mit einem Angestellten neu zu besetzen. 

Die Stelle bietet einem Angestellten Eingruppierungsmöglichkeiten bis 
Vergütungsgruppe 11 a (zwei a) BAT. 

Dem Arbeitsplatzinhaber, der zugleich Vertreter des Dienststellenleiters 
ist, obliegt u. a. 

- Koordinierung der Ausbildung und Lehrgangsplanung, 

- Planung, Organisation und Durchführung von Lehrgängen des Ber-
gungs-, Brandschutz- und Instandsetzungsdienstes, 

- Lehrtätigkeit in besonders qualifizierten Themenbereichen, 

- Überwachung der Ausbildungs- und Unfallverhütungsvorschriften sowie 
Einhaltung der Sicherheitsbestimmungen, 

- Erstellung von Lehr- und Ausbildungsunterlagen sowie Musterausbil-
dungsplänen, 

- Bearbeitung von Ausbildungsvorschriften, 

- Mitwirkung bei der Entwicklung und Erprobung von Fachdienstgerät. 

Gesucht wird ein Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher 
Hochschulbildung (Fachrichtung Bergbau oder Maschinenbau) oder ein 
sonstiger Angestellter mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen. 
Kenntnisse der allgemeinen und inneren Verwaltung , organisatorische 
Fähigkeiten, Ertahrungen in Planung und in der Menschenführung sowie 
die Fähigkeit zur eigenverantwortlichen EntSCheidung werden vorausge­
setzt 

Praxis bezogene Kenntnisse und Ertahrungen auf dem Gebiet des Zivil­
und Katastrophenschutzes, insbesondere im Bereich der Ausbildung, sind 
ertorderlich. 

Bewerbungen mit Lebenslauf, tabellarischer Übersicht uber den Ausbil­
dungs- und beruflichen Werdegang, Zeugnisabschriften (Fotokopie) und 
Lichtbild werden bis zum 31. August 1979 unter Angabe der Kennzahl 
469 erbeten an das 

BUNDESAMT FÜR ZIVILSCHUTZ 
PosHach 200 850 

5300 BONN 2 



Richard Walbrodt 

Materialerhaltung 
im Katastrophenschutz 
Die herausragende Bedeutung der Zentralwerkstätten 

Fragen der Materialerhaltung slellen 
sich im friedensmäßigen und im erweiter­
len Bereich des Katastrophenschulzes. 
Soweit der Friedensbereich des Kala­
strophenschutzes angesprochen wird, 
sind grundsätzlich die einzelnen Bundes­
länder zusländig. Angelegenheilen der 
Materialerhallung im Erweiterungsbereich 
berühren dagegen zu einem Teil den 
Zuständigkeitsbereich des Bundes und 
sind daher im Prinzip bundesweit zu 
lösen. 

Das Ziel der Materialerhaltung bei der 
zusätzlichen Ausstattung besteht u. a. 
in der Gewährleistung der Einsatzbereit­
schaft der Einheiten und Einrichtungen, 
in der längeren Nutzungsdauer der ein­
zelnen Ausstattungsgegenstände, in 
der Verlagerung des Aussonderungszeit­
punktes, in der Zurückstellung von Er­
satzbeschaffungen und schließlich in 
der Einsparung von Haushaltsmitteln. 
So werden beispielsweise bei der Ermitt­
lung von Zeitwerten tür die einzelnen 
Ausstattungsgegenstände auch Zu­
schläge und Abschläge für die Pflege 
der jeweiligen Gegenstände berücksich­
tigt. 

Pflegerische Maßnahmen können aber 
auch zu Zielkonflikten führen, wenn etwa 
das einzig verbliebene Kraftfahrzeug 
einer Einheit ausgesondert werden muß 
und damit ihr Zerfall riskiert wird. 

Für die Materialerhaltung ist die verwal­
tende Stelle verantwortlich. Diese Auf­
sichtsfunktion obliegt damit für Einheiten 
und Einrichtungen dem Hauptverwal­
tungsbeamten sowie der zuständigen 
Landesbehörde (meist dem Regierungs­
präsidenten oder dem Innenminister 
des Landes) für KatS-Zentralwerkstätten 
und Katastrophenschutzschulen auf 
Landesebene (vgl. hierzu auch § 7 
KatSG, Nm. 13,20 KatS-Ausstattung­
VwV). 

Begriffsbestimmungen 

Die Materialerhaltung läßt sich nun nach 
der KatS-Ausstattung-VwV in die Berei­
che "Instandhaltung" und " Instandset­
zung" unterteilen. Diese Begriffsbestim­
mung deckt sich zwar nicht mit dem 
Instandhallungsbegriff nach DIN 31051. 
Hier wird " Instandhaltung" als die " Ge-

samtheit der Maßnahmen zur Bewahrung 
und Wiederherstellung des Sollzustandes 
sowie zur Feststellung und Beurteilung 
des Istzustandes" verstanden, der "War­
tung", " Inspektion" und " Instandsetzung" 
zugeordnet sind. Zugleich wird aber 
in den Erläuterungen zur DIN 31051 
ausgeführt, daß Begriffe wie Material­
erhaltung , Erhaltung und Unterhaltung 
in bestimmten Bereichen mehr ausdrük­
ken, als mit der Definition für den Begriff 
Instandhaltung umschrieben wird , und 
daß diese Begriffe ferner nicht Gegen­
stand der Norm seien . Ergänzend ist 
noch hinzuzufügen, daß die KatS-Aus­
stattung-VwV im Februar 1972 erlassen 
wurde, die DIN 31051 dagegen vom 
Dezember 1974 ist. 

In der vorliegenden Abhandlung wird 
nun dem Materialerhallungsbegriff ge­
folgt , wie er sich aus der KatS-Ausstat­
tung-VwV ergibt. 

Das Konzept 

Die Verantwortung der jeweiligen verwal­
tenden Stelle für die Materialerhaltung 
kann aber nur dann übernommen 
werden, wenn ein Materialer­
haltungskonzept besteht, in dem die 
Aufgaben der Einheiten und Einrichtung 
sowie die der KatS-Zentralwerkstätten 
eindeutig festgelegt worden sind. Nun 
wird in Nr. 21 der KatS-Ausstattung-VwV 
(vgl. dort auch Nr. 9 Abs. 1 Buchstabe b) 
bestimmt, daß die Pflege der zusätzli­
chen Ausstattung und sonstige einfache 
Arbeiten der Materialerhaltung zum Auf­
gabenbereich der Einheiten und Einrich­
tungen sowie ihrer Organisationen zäh­
len. Daraus ergibt sich aber die Frage, 
was "einfache Materialerhaltungsarbei­
ten" im Sinne obiger Vorschrift sind und 
wo sie zusammengefaßt werden . 
Einfache Materialerhaltungsarbeiten 
können bei der Vielzahl der im erweiter­
ten Katastrophenschutz verwendeten 
Ausstattungsgegenstände nicht vollzählig 
festgelegt werden. Außerdem führt die 
technologische Entwicklung ständig zu 
Änderungen, die kurzfristige und umfang­
reiche Anpassungen erforderlich machen. 
Schließlich wäre eine umfassende Auf­
zählung der "sonstigen einfachen Arbei­
ten der Materialerhaltung" im hohen 
Maße von sub'ektiven Vorstellungen 

abhängig, denn Helfer mit technischer 
Vorbildung und relativ hohem Kenntnis­
stand werden eine vom " Normalfall" 
abweichende Vorstellung von der " Ein­
fachheit" der zu erledigenden Arbeiten 
haben. Schließlich können Auffassungen 
über die zweckmäßigste Form der Pflege 
usw. auch von Meinungsverschiedenhei­
ten zwischen Fachkundigen geprägt 
sein. 
Aus diesen Gründen erscheint es sinn­
voll , Pflegernaßnahmen und sonstige 
einfache Materialerhaltungsarbeiten am 
Einzelfall zu orientieren und sie im übri­
gen von gesetzlichen Vorschriften, Richt­
linien, Betriebsanleitungen, Herstellungs­
anweisungen, Ausbildungsvorschriften 
usw. abzuleiten . Hieraus ergeben sich 
wichtige Aufgaben für die zuständige 
verwaltende Stelle (Nr. 8 KatS-Ausstat­
tung-VwV). 

Aufgabenorientierter 
Auf- und Ausbau 

Die Materialerhaltung, die über die Pflege 
und sonstige einfache Arbeiten hinaus­
geht, wird in KatS-Zentralwerkstätten 
als spezielle Betriebe der Bundesländer 
ausgeführt, und damit wird die vorrangige 
Bedeutung der KatS-Zentralwerkstätten 
im Rahmen des zweistufigen Materialer­
haltungssystems im Katastrophenschutz 
bestätigt. Die zenlrale Bedeulung der 
KatS-Zentralwerkstätten wurde in der 
Vergangenheit aufgrund festgestellter 
Unzulänglichkeiten in Einzelfällen gene­
rell in Zweifel gezogen und hatte zu 
einer meh~ährigen Untersuchung mit 
dem fast vollständigen Verbot der plane­
rischen Aktivitäten geführt. Es bleibt 
nun zu hoHen, daß die vorliegenden 
Untersuchungsergebnisse relativ rasch 
ausgewertet und Folgerungen in sachli­
cher und personeller Hinsicht gezogen 
werden. 
Die herausragende Bedeutung der Zen­
tralwerkstätten im Rahmen der Material­
erhaltung des Katastrophenschutzes 
und anderer Teilgebiete des Zivilschutzes 
erlordert einen aufgabenorientierten 
Auf- und Ausbau sowie eine zielgerich­
tete Organisation. 
Bei Auf- und Ausbau der Zentralwerk­
stätten ist von Art und Ausmaß der im 
Betreuungsbereich vorhandenen (bun­
deseigenen) Ausstattung unter Berück­
sichtigung der künftigen Entwicklungen 
auszugehen. Vorläufig ist zu unterstellen, 
daß im Einsatzfall überwiegend Fahr­
zeuge mit Spezialausstattung verwendet 
werden , so daß die Werkstätten prinzi­
piell in der Lage sein müssen, dieses 
Material sachgerecht und umfassend 
zu erhalten . Dies setzt eine zweckent­
sprechende Lage und Größe der Werk­
stätten sowie ihre sachorientierte Einrich­
tung voraus_ 
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Bei der Standortwahl und Größe der 
KatS-Zentralwerkstätten waren aus viel­
fältigen Gründen (z. B. unzureichende 
Objektlage, unbefriedigende Objektgröße) 
nicht immer Optimal vorstellungen zu 
verwirklichen, so daß unter diesen Vor­
aussetzungen eine begrenzte Unwirt­
schaftlichkeit hingenommen werden muß. 
Allerdings sollten bei offensichtlichen 
Fehlentwicklungen unverzüglich entspre­
chende Konsequenzen gezogen werden. 

Die Bereiche 

Die unterschiedliche Ausstattung im 
Katastrophenschutz fordert, daß die 
KatS-Zentralwerkstätten im Grundsatz 
aus dem Kraftfahrzeug-, dem FernmeIde­
und dem Atemschutzgerätebereich be­
stehen. Jeder dieser Bereiche ist hin­
sichtlich Größe, Einrichtung und Personal 
soweit als möglich nach einsatztakti­
schen und wirtschaftlichen Grundsätzen 
zu gestalten. Die Werkstattbereiche sind 
zweckentsprechend einzurichten; die 
Einrichtungsgegenstände für KatS-Zen­
tralwerkstätten, die nicht aus Baumitteln 
beschafft werden, sind in einer Einrich­
tungsnachweisung enthalten (Nr. 2 d 
KatS-Ausstattung-VwV). Die Einrich­
tungsnachweisung selbst muß auf die 
unterschiedlichen Formen von KatS-Zen­
tralwerkstätten abgestellt sein, und durch 
Betonung der Grundsätze von Wirtschaft­
lichkeit und Sparsamkeit in den Vorbe­
merkungen soll den unterschiedlichen 
Gegebenheiten entsprochen werden. 
Eine gegerelle stufenweise Unterteilung 
der Einrichtungsnachweisung etwa nach 
Grund- und Zusatzeinrichtung erscheint 
wenig sinnvoll. 

Bei dem Bestreben um Leistungssteige­
rung der Zentralwerkstätten sollte auch 
das Zusammenwirken der einzelnen 
Werkstattbereiche beachtet werden. 
Erst wenn die Einzelbereiche effektiv 
arbeiten (z. B. qualifiziertes Personal 
und moderne Einrichtungsgegenstände), 
läßt sich die Leistungsfähigkeit und damit 
meistens auch die Wirtschaftlichkeit des 
Gesamtbetriebes verbessern. Damit 
besitzt aber der Leiter einer KatS-Zen­
tralwerkstatt umfassende Lenkungs-
und Kontrollfunktionen, SO daß auf die 
Auswahl dieser Bediensteten und deren 
Vertreter besondere Sorgfalt zu legen 
ist. Der Werkstattleiter ist zum einen 
auch der aufsichtsfuhrenden Stelle (zu­
ständige Landesbehörde) und - indirekt 
- ebenfalls der Offentlichkeit gegenüber 
verantwortlich. 

Ständige Fortbildung 

Zur ordnungsgemäßen Aufgabenausfüh­
rung gehört auch eine ständige Fortbil-
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dung. Sollen Bedienstete Aufgaben der 
Menschenführung sowie velWaltungsmä­
ßige, organisatorische und technische 
Arbeiten übernehmen, müssen sie an 
geeigneten Fortbildungsveranstaltungen 
erfolgreich teilnehmen. Hinzu kommt, 
daß der Leiter einer KatS-Zentralwerk­
statt im Rahmen der Materialsteuerung, 
der Entwicklung von Durchschleusungs­
plänen, der Formänderung an STAN­
Ausstattung, der Betreuung von Hilfs­
krankenhausausstattung, der Lagerung 
von Vorratsgütern usw. mit einer Reihe 
von Dienststellen und anderen Institutio­
nen zusammenarbeiten muß. Es ist da­
her nur folgerichtig , den Werkstattleiter 
und seine Mitarbeiter auf die Vielfalt 
ihrer Aufgaben vorzubereiten. 

Die für das Werkstattpersonal geeigneten 
und den Kompetenzbereich der Länder 
nicht beeinträchtigenden Ausbildungsvor­
haben lassen sich auch deshalb relativ 
einfach realisieren, weil im Katastrophen­
schutz Ausbildungsstätten auf mehreren 
VelWaltungsebenen vorhanden sind. 

Durchschleusungspläne 

Eine Anzahl von Ländem hat Teilberei­
che der Materialerhaltung in ihrem Zu­
ständigkeitsbereich neu geordnet und 
dabei Wirtschaftlichkeitsüberlegungen 
in den Mntelpunkt der Reorganisation 
gestellt. Die Überlegungen zielen darauf 
ab, langfristig sogenannte Durchschleu­
sungspläne zu entwickeln, nach denen 
die zusätzliche Ausstattung von ehren­
amtlichen Helfern der Einheiten während 
der diensHreien Zeit im Rahmen von 
Bewegungsfahrten (Übungen) einmal 
jährlich vorzuführen bzw. von der Werk­
statt abzuholen ist. Die Einheiten/ Einrich­
tungen kennen daher frÜhzeitig die Pla­
nungen der zuständigen KatS-Zentral­
werkstatt und können ihre Ausbildungs­
veranstaltungen entsprechend gestalten. 

Für die KatS-Zentralwerkstatt ergibt sich 
aus dieser Langfristplanung die Verpflich­
tung, die Annahme- und Ausgabezeiten 
der Ausstattung einzuhalten und um 
eine ordnungsgemäße Materialerhaltung 
innerhalb des festgelegten Zeitraumes 
bemüht zu sein. Da für die bloße Entge­
gennahme/ Ausgabe von Material im 
Grundsatz keine besonderen Fachkennt­
nisse erforderlich sind, lassen sich tarifli­
che Vorschriften (Arbeitsbefreiung infolge 
Überstunden) relativ einfach einhalten. 

Die Neuordnung des Materialerhaltungs­
wesens wird begleitet von einem zwi­
schen HauptvelWaltungsbeamten und 
KatS-Zentralwerkstatt zu velWendenden 
Formblatt, mit dem zunächst die Material­
erhaltung durch die KatS-Zentralwerk­
stätten beantragt wird. Auf der Rückseite 
des Formblattes, auf dem Zutreffendes 
nur anzukreuzen Ist und Sich damit um-

fangreiche Ausführungen erübrigen, 
bescheinigt die betreffende KatS-Zen­
tralwerkstatt die ordnungsgemäße Aus­
führung der Arbeiten (z. B. Untersuchung 
nach § 29 StVZO) und bewertet zugleich 
den allgemeinen Pflege- und Wartungs­
zustand der vorgefuhrten Ausstattung . 

Weitere Formulare wurden u. a. für die 
Überprüfung beispielsweise der FernmeI­
deausstattung oder die Erstellung von 
Gutachten für die Einleitung und Durch­
führung des Fahrzeug-Aussonderungs­
verfahrens entwickelt. 

Aus Anlaufschwierigkeiten, die beispiels­
weise in der Unterschriftsbefugnis liegen 
können, sollten nicht vorschnell Rück­
schlüsse auf das Gesamtsystem gezo­
gen werden. 

Wirtschaftlichkeit 

Materialerhaltungsarbeiten können aus 
wirtschaftlichen (Beachtung der techni­
ehen und ökonomischen Wirtschaftlich­
keit) oder fachtechnischen Grunden 
durch Betriebe der öffentlichen Hand 
oder der gewerblichen Wirtschaft ausge­
führt werden (Nr. 23 (t) KatS-Ausstat­
tung-VwV), und die Kosten hierfür trägt 
der Bund (vgl. auch Nr. t 2 KatS-Ko­
sten-VwV). Daraus ergibt sich aber die 
Notwendigkeit, eine werkstattinteme 
Betriebsabrechnung zu erarbeiten und 
die Preisgestaltung der Werkstätten an­
derer Träger zu kennen . Schließlich 
müssen die KatS-Zentralwerkstätten 
auch bereit sein, im Rahmen ihrer Mög­
lichkeiten nach den in der privaten Wirt­
schaft üblichen Methoden zu arbeiten. 

KatS-Zentralwerkstätten können auch 
für die Instandsetzung der friedensmäßi­
gen Ausstattung der Einheiten und Ein­
richtung grundsätzlich gegen Kostener­
stattung in Anspruch genommen werden 
(Nr. 24 (2) KatS-Ausstattung-VwV i. V. m 
Nr. 11 KatS-Kosten-VwV) . Hierdurch 
sollen vorhandene Kapazitäten besser 
genutzt und Vereinheitlichungsbestre­
bungen im Katastrophenschutz gefördert 
werden. Hieraus wiederum resultiert 
die Forderung, den bewerteten Güter­
und Dienstleistungsverzehr der KatS­
Zentralwerkstatt zur Erstellung der be­
trieblichen Leistung zu ermitteln. Grund­
lage der Preisgestaltung ist der Betriebs­
abrechnungsbogen (BAB), dessen Er­
gebnisse den Entscheidungsträgern 
als Orientierungshilfe dienen werden. 

Zur Steigerung der Leistungsfähigkeit 
der KatS-Zentralwerkstätten gehört ne­
ben der Neuorganisation schließlich die 
Auflösung offensichtlich unzweckmäßiger 
Materialerhaltungseinrichtungen, wie 
dies einem Bericht des Bundesbeauftrag­
ten für Wirtschaftlichkeit in der VelWal­
tung zu entnehmen ist. 



Alle drei Frakt ionen im Deutschen Bundestag sind sich einig : 

Teilweise lebhafte Debatte über den Antrag der CDU/CSU - Innenminister Baum: Vo llschutz nicht erreichbar 

Am 16. November 1978 haben die 
Abgeordneten Gerlach (Obernau), 
Handlos, Dr. Dregger, Dr. Wörner, 
Dr. Marx, Dr. Miltner, de Terra, Spran­
ger, Weiskirch (Olpe), Biechele, Dr. 
Laufs, Frau Krone-Appuhn, Dr. Kras­
ke, Dr. Riedl (München), Gerster 
(Mainz), Dr. Wallenschm idt, Biehle, 
BroII , Regenspurger, Dr. Friedmann, 
Frau Pieser, Dr. Hübsch, Dr. Meyer 
zu Bentrup und die Fraktion der 
CDU/ CSU einen Antrag zum Thema 
"Gesamtverteidigung" im Deutschen 
Bundestag eingebracht (Drucksache 
8/2295 - vgl. ZS-MAGAZIN 12/78, 
Seiten 6-9). In zwölf Punkten fordert 
die CDU/ CSU gezielte Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung im 
Spannungs- und Verteid igungsfall 
sowie ein ausgewogenes Konzept 
der Gesamtverteidigung. 

In einer etwa zweistündigen Debatte 
über den Antrag im Plenum des Deut­
schen Bundestages am 27. Juni 1979 
nahmen Vertreter aller drei Fraktionen 
und der Bundesminister des Innern 
zu dem Themenkomplex Gesamtver­
teidigung und zivile Verteidigung aus­
führl ich Stellung. In der zeitweilig 
lebhaften Aussprache war eine weit­
gehende Obereinstimmung in der 
allgemeinen Zielsetzung erkennbar: 
Die zivile Verteidigung muß verstärkt 
werden. Im folgenden druckt das ZS­
MAGAZIN die Ausführungen der Spre­
cher der Fraktionen in vollem Wortlaut 
ab. Die Redaktion 

Dr. Dregger (CDU /CSU) : Frau Präsiden­
tin! Meine Damen und Herren! Gesamt­
verteidigung, zivile Verteidigung, ziviler 
Bevölkerungsschutz, Schutzraumbau: 
In all diesen Fragen - es sind Fragen 
der Existenzsicherung unseres Volkes 
- treten wir seit Jahren auf der Stelle. 
Kritik und Anregungen der Oppcsition 
werden weder widerlegt noch berücksich­
tigt; kleine Verbesserungen werden als 
große Erfolge gefeiert. Mitglieder der 
Regierung äußern sich allenfalls im Aus­
schuß; im Plenum haben sie in dieser 
Legislaturperiode bis heute beharrlich 
geschwiegen. Man hat den Eindruck, 
der Regierung wäre es am liebsten, 
wenn auch die Opposition dieses Thema 
vergessen würde. 

In der Debatte zur ersten Regierungser­
klärung nach der Bundestagswahl, am 
21. Januar 1977, also vor 2' I, Jahren, 

habe ich dieses Den-Kopf-in-den-Sand­
stecken kritisiert und im Namen der Op­
position die Regierung aufgefordert, 
Zielvorstellungen für die Zivilverteidigung 
zu entwickeln. Vorausgegangen war 
die Erklärung der Bundesregierung in 
der 100. Sitzung des Innenausschusses 
am t 8. Februar 1976, wonach das 
Schutzbauprogramm, das die Regierung 
noch am 26. März 1974 als unerläßlich 
bezeichnet hatte, eingestellt werden 
sollte. Ich habe damals gefragt, ob sich 
die Einschätzung des Unerläßlichen 
durch die Regierung geändert habe 
oder ob es ihr nur zu teuer sei, das tür 
den Schutz der Menschen Unerläßliche 
zu tun. In diesem Zusammenhang habe 
ich auf die außerordentlichen Anstren­
gungen der Sowjetunion auch auf dem 
Gebiet der Zivilverteidigung hingewiesen. 

Die Bundesregierung hat in der damali­
gen Debatle keine Antworten gegeben; 
sie hat geschwiegen. Warum? Aus 
Gleichgültigkeit? Aus Scham über das 
Versäumte? Aus Rücksichtnahme auf 
Moskau? Oder vielleicht aus Rücksicht­
nahme auf die linken Flügel der Regie­
rungsparteien? 

(Zurufe von der SPD) 

- Ja, es muß doch Gründe haben! Sie 
können ja nachher sagen, woran es 
liegt. 

In der Haushaltsdebatte vom 22. Juni 
1977 haben wir das Thema dann erneut 
aufgegriffen. Anlaß dazu war neben der 
Untätigkeit der Regierung eine Äußerung 
des Kollegen Pawelczyk. Er hatte damals 
nach einem Bericht der " Süddeutschen 
Zeitung" vom 5. Mai 1977 davor gewarnt, 
den Zivilschutz mit der militärischen Ver­
teidigung auf dieselbe Stufe zu stellen, 
und er begründete das mit der, wie ich 
meine, absurden These, ausgerechnet 
Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevöl­
kerung bedeuteten den Übergang von 
der Kriegsverhütungs- zur Kriegsfüh­
rungsstrategie. 

(Zurufe von der CDU/CSU : Unglaublich!) 

Ich habe dem entgegengehalten und 
möchte das heute wiederholen, da sich 
Regierung und Koalition von diesen The­
sen noch nicht ausdrücklich distanziert 
haben: 

Erstens. Der Ausbau des Zivilschutzes 
ist unentbehrlicher Bestandteil der 
Kriegsverhütungsstrategie; denn die 
Bundeswehr als Wehrpflichtarmee kann 

nicht kämpfen, wenn die Angehörigen 
der kämpfenden Soldaten schutzlos 
der Vernichtung preisgegeben sind. 
Wenn die Bundeswehr aber nicht kämp­
fen kann, kann sie auch nicht abschrek­
ken und damit nicht den von ihr erwarte­
ten Beitrag zur Friedenssicherung erbrin­
gen. 

Zweitens. Wenn unsere Kriegsverhü­
tungsstrategie scheitert, dann bedeutet 
ziviler Bevölkerungsschutz Substanz­
schutz für unser Volk. Er ist für kein 
Volk notwendiger als für das unsere; 
denn sowohl nach der Offensivstrategie 
des Ostens wie nach der Defensivstrate­
gie des Westens wäre unser Land im 
Falle eines Krieges Hauptkriegsschau­
platz. 

In der Debatle vom 22. Juni habe ich 
vier Schwerpunkte eines Konzepts für 
die Gesamtverteidigung genannt, erstens 
eine institutionalisierte Zusammenarbeit . 
zwischen der zivilen und der militärischen 
Verteidigung, zweitens die Stärkung 
der Zivilschutzorganisationen, drittens 
den Bau von Schutzräumen, viertens 
die Sicherung der Versorgung für den 
Krisen- und Spannungsfall. 

Da die Regierung auch in dieser zweiten 
Plenardebatle schwieg, habe ich damals 
Helmut Schmidt zitiert. Ich möchte dieses 
Zitat heute wiederholen: 

Ich meine, 

- es war damals auf den zivilen Bevölke­
rungsschutz bezogen -

man sollte sich mit großem sitllichen 
Ernst zur Maxime machen, daß wir die 
Verpflichtung haben, jede Chance, die 
es geben sollte, zum Schutze menschli­
chen Lebens zu nutzen. 

Das war die Meinung von Helmut 
Schmidt am 11. Juni 1962. Ich nehme 
an, daß das auch heute noch, und zwar 
im Hinblick auf den zivilen Bevölkerungs­
schutz, seine Meinung ist. Wenn er als 
Kanzler trotzdem seit Jahren dazu 
schweigt und , wie ich meine, durch Un­
terlassen seine Amtspflicht verletzt, 
Schaden vom deutschen Volk abzuwen­
den, dann muß das besondere Gründe 
haben. 

Ich habe den Grund damals in einem 
Dilemma gesehen. Ich habe gemeint 
und habe das auch in der Plenardebatte 
ausgeführt, Helmut Schmidt könne seine 
Partei nicht führen, weil er nicht ihr Vor­
sitzender sei, und er könne nicht kraftvoll 
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regieren, weil er steh nicht auf eine Partei 
stutzen könne, die er fuhre. Heute bin 
Ich der Meinung, daß meine damalige 
Analyse zu optimistisch war, weil sie 
voraussetzte, daß Herr Schmidt als Vor­
sitzender der SPD seine Partei auf sei­
nen Kurs in der Sicherheits politik bringen 
könne. Das glaube ICh heute nicht mehr 

Seitdem hat es Äußerungen des Kolle­
gen Wehner, also des Fraktionsvorsit­
zenden der SPD, und des Kollegen Bahr, 
des Bundesgeschäftsführers der SPD, 
gegeben, die mich daran zweifeln lassen. 
Ich meine die sonderbaren Ausfuhrungen 
des Herrn Bahr zur Neutronenwaffe und 
die ebenso sonderbaren Äußerungen 
des Herrn Wehner zum angeblich defen­
siven Charakter der SOwIetischen Aufru­
stung. 

Gegen diese mächtigen Stimmen in 
seiner Partei kann sich - davon bin ich 
heute uberzeugt - der Bundeskanzler 
In keinem Falle durchsetzen. In Sicher­
heitsfragen ist er in seiner Handlungsfä­
higkelt gelahmt; fur ein Volk in der geo­
graphischen und politischen Lage des 
unseren eine schlimme Sache. 

Unsere Vorstöße In den Plenardebatten 
vom 21 . Januar t977 und vom 22. Juni 
t 977 blieben freilich nicht ohne jede 
Wirkung. Über Zivilbevölkerungsschutz 
wird seitdem wieder geredet , wenn auch 
nicht vom Bundeskanzler. Die für das 
Haushaltsjahr t 979 ursprünglich vorge­
sehene Kürzung der ohnehin völlig unzu­
reichenden Mittel konnte verhindert wer­
den. Im Innenausschuß gab es einstim­
mige Empfehlungen zur allerdings ge­
nngfugigen Verstärkung der Haushalts­
mittel Der Innenausschuß setzte eine 
Arbeitsgruppe Zivilschutz unter Vorsitz 
des Kollegen Gerlach ein. 

Trotzdem: An der Lage hat sich im 
Grunde nichts geändert. Bisher ist auch 
nichts auf den Weg gebracht, was sie 
ändern könnte. Die ZivilbevÖlkerung 
Ist im Falle eines Krieges nach wie vor 
schutzlos der Vernichtung preisgegeben. 

(Zuruf von der SPD) 

Sie Ist damit Geisel In der Hand eines 
möglichen Angreifers. 

(Dr. Penner ISPDI: Eines mogllchen 
Angreifersi - Gegenruf des Abg . Dr. 
Laufs ICDU/CSUI : Der möglichen Ent­
spannungspolitik!) 

- Sie Ist Geisel in der Hand eines mögli­
chen Angreifers. 

Die Kampffahigkeit der Bundeswehr, 
damit aber auch ihre Fähigkeit zur Ab­
schreckung und das heißt ihre friedenssi­
chernde Funktion sind damit entschei­
dend beeinträChtigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da Anregungen und Vorschläge an die 
Adresse dieser Regierung offenbar nutz-
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los sind, versuchen wir nunmehr, durch 
einen förmlichen Antrag an den Bundes­
tag die Regierung zum Handeln zu zwin­
gen. Wir sind uns dabei klar darüber, 
daß wir als Opposition das Notwendige 
nicht durchsetzen können. Wir wissen 
auch, daß Einzelanträge zum Haushalt 
einem neuen realistischen Konzept nicht 
zum Durchbruch verhelfen können. Wir 
brauchen jedoch ein neues realistisches 
Konzept für die Gesamtverteidigung. 
In unserem Antrag wird es In Umrissen 
sichtbar. Herr Kollege Gerlach wird es 
nach mir im einzelnen begründen. Ich 
möchte einige Gesichtspunkte hervorhe­
ben. 

Ein Angriff gegen die Bundesrepublik 
Deutschland würde sich nICht allein ge­
gen die Armee, sondern gegen alle -
Männer und Frauen, Greise und Kinder, 
Stadt und Land, Staat und Wirtschaft 
- richten. So war es In den beiden Welt­
kriegen; so wurde os orst recht in einem 
kun~igen Krieg sein. Seine Totalitat 
würde noch zunehmen, weil die fünften 
Kolonnen des Angreifers bel uns Im 
vollem Umfange aktiV sein würden. Ein 
solcher Angriff wäre eine Kombination 
von Desinformation, Subversion , Propa­
ganda, Einschüchterung, Terror jeder 
Art und militärischer Aktion. 

(Jäger IWangenIICDU/CSUI : Leider 
wahr!) 

Die Konzentration unserer Verteidigungs­
vorbereitungen auf die militärische Ver­
teidigung ist bei dieser Sachlage eine 
Absurdität. 

(Dr. Worner ICDUICSUI: Sehr richtig!) 

Diese Absurdität äußert SICh einmal in 
einem außerordentlichen Ungleichgewicht 
zwischen den Ausgaben fur die militäri­
sche und die zivile Verteidigung. t 979 
beträgt die Relation 57: I. In der Sowjet­
union und in Schweden beträgt die Re­
lation 20:1, In der Schweiz 13:1. Dabei 
muß berücksichtigt werden, daß 60 % 
unserer Mittel für die Zivilverteidigung 
auf Personalkosten entfallen. 

Die einseitige Ausrichtung auf die militä­
rische Verteidigung außert sich ferner 
im Fehlen einer Konzeption, Im Fehlen 
der Organisation und Im Fehlen der 
Koordination für die Gesamtverteidigung. 

(Beifall bel der CDUICSU) 

Um dem abzuhelfen, fordern wir eine 
Stabsstelle im Bundeskanzleramt. In 
Frankreich gibt es dafur das Generalse­
kreteriat für die Gesamtverteidigung 
als Stabsorgan des Regierungschefs. 
In der Schweiz gibt es die Zentralstelle 
für Gesamtverteidigung. Schweden, 
Osterreich und Kanada haben den Ver­
teidigungsminister mit der Aufgabe der 
Koordination beauftragt. In der Sowjet­
union hat die Zivilverteidigung den Cha­
rakter einer Teilstreitkraft, die dem stell-

vertretenden Verteidigungsminister unter­
stellt ist. 

Im übrigen fordern wir Richtlinien für 
die zivil-militärische Zusammenarbeit 
auf allen Verwaltungsebenen, femer 
Richtlinien fur den Umfang der zivilen 
Verteidigung, einen Stufenplan fur ihre 
Verwirklichung, eine verbindliche Füh­
rungsorganisation fur alle Verwaltungs­
stufen sowie die Sicherstellung ihres 
Personalbedarls fur den Verteidigungs­
falt. 

Von besonderer Bedeutung ist die psy­
chologische Verteidigung, d. h. die gei­
stige Vorbereitung der Bevölkerung auf 
die Gefahren, die ihr drohen, und die 
Möglichkeiten, ihnen zu begegnen. 

(Haase IKasseIIICDUlCSUI: Baum 
rüstet die Bevölkerung ab statt auf!) 

österreich und die Schweiz nennen es 
die geistige Landesverteidigung, die 
als gleichrangig neben die militärische 
und die zivile tritt. 

Wir fordern ein Gesundheitssicherstel­
lungsgesetz. Die Bundesregierung hat 
soeben auf unsere Kleine Anfrage -
Drucksache 8/ 2992 - hin eingeräumt, 
daß wir die Gesundheitsvorsorge im 
Verteidigungsfall nicht sicherstellen 
können. 

(Jäger IWangenIICDU/CSUI : So ist 
es!) 

Wir fordern die Sicherstellung der Ver­
sorgung, insbesondere die Anlage einer 
Nahrungsmittelreserve. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Wichllgste ist meiner Überzeugung 
nach die Einführung einer Schutz bau­
pflicht, zunachst fur alle privaten und 
öffentlichen Neubauten. Was auf diesem 
Felde in den Jahren des Wiederaufbaus 
unterblieben ist, kann von allen, die dafür 
Verantwortung tragen, nur als schwere 
Gewissensbelastung empfunden 
werden. 

(Beifall bel der CDU/CSU) 

Eine Rechtlertigung gibt es dafür nicht. 
Niemand von uns kann garantieren, 
daß bei uns in Zukunft unterbleibt, was 
es bisher leider zu allen Zeiten gegeben 
hat und - das ist noch bedrückender­
auch heute noch um uns herum in der 
Welt geschieht. Wie wollen Wir es sittlich 
rechtfertigen, meine Kolleginnen und 
Kollegen, das unterlassen zu haben, 
was zum Schutz des Lebens unserer 
Mitbürger möglich ist und vielleicht not­
wendig sein wird? Das gilt um so mehr, 
als das Unterlassen von Schutzmaßnah­
men tür die Zivilbevölkerung die Wahr­
scheinlichkeit eines Angriffs auf unser 
Land nicht verringert, sondern eher ver­
größert. Von Krieg zu Krieg hat sich 
der Anteil der Zivilbevolkerung an den 
Gesamtverlusten erhÖht. Im Ersten Welt-



krieg waren es 5 %, im Zweiten Welt­
krieg 48 %, in Korea 83 %, für Vietnam 
fehlt es an Zahlen. Der private und öf­
fentliche Aufwand für Schutzbaumaß­
nahmen darf uns angesichts dieser Lage 
nicht schrecken. Wir sind angesichts 
der Finanznot der öffentlichen Hand 
ohnehin gezwungen, die Prioritäten un­
serer Ausgabenpolitik zu verändem. 
Auch auf anderen Gebieten werden Auf­
gaben der Existenzsicherung den Vor­
rang vor weiterer WOhlstandssteigerung 
haben müssen . 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unser Volk wird das begreifen, wenn 
Regierung und Parlament die Lage schil­
dern, wie sie ist , und ein vernünftiges 
Konzept zur Verwirklichung des Nofwen­
digen vorlegen. Dabei werden wir das 
Beispiel friedliebender Nachbarvölker 
in die Diskussion einführen können. So 
heißt es in einem Bericht des Banner 
"General-Anzeigers" aus diesen Tagen 
- ich zitiere -: 

Die Bundesregierung in Bern hat einen 
Plan vorgelegt, nach dem bis 1990 für 
alle 6,3 Millionen Eidgenossen ein 
Schutzraum zur Verfügung stehen soll, 
in dem es sich mehrere Wochen leben 
läßt. Alle in den vergangenen 30 Jahren 
errichteten Häuser und Wohn blocks 

- das ist bei uns unterblieben -

mußten mit gegen radioaktive Strahlung 
gefeiten Schutzräumen ausgestattet 
werden . 

(Jäger [WangenIICDU/CSUI : Hört! 
Hört!) 

Hinter dicken Betontaren sollen die Be­
wohner eiserne Rationen für drei Monate 
lagem. 

Ohne Mitwirkung der Regierung geht 
es allerdings nicht. Ob eine Schutzbau­
pflicht eingeführt werden soll, ist eine 
politische Frage, die nicht auf einen 
Staatssekretärausschuß verwiesen wer­
den kann, wie es diese Bundesregierung 
am 6. Juli 1977 getan hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Staatssekretäre können prüfen, wie eine 
Aufgabe gelöst wird, aber nicht, ob sie 
zu lösen ist. Das ist Sache des Kabi­
netts, Sache vor allem des Kanzlers. 
Deshalb mein Appell an den Bundes­
kanzler, sich seiner Amtspflicht auf die­
sem Felde nicht weiter zu entziehen. 
Friedenssicherung und Substanzschutz 
für unser Volk ist keine Staatssekretär­
frage, sondern eine Kanzlerfrage. 

(Beifall bei der CDUICSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort 
hat der Herr Abgecrdnete Möhring. 

Möhrlng (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Dr. Dregger, 
man merkt die Absicht, und man ist ver-

stimmt, möchte man fast sagen; denn 
der von Ihnen so bezeichnete " förmli­
che" Antrag, der uns hier vorgelegt wird, 
richtet sich mit allen seinen Forderungen 
fast ausschließlich an den Bundesmini­
ster des Innern und trägt trotzdem die 
Überschrift " Gesamtverteidigung". Es 
gäbe hier einmal einen Begriff zu klären, 
d. h., wenn Sie wollen, diese " Form" 
in Ordnung zu bringen. Korrekter wäre 
es nämlich, den Antrag mit "Zivilverteidi­
gung" zu überschreiben. Die Federfüh­
rung ist ja - das haben Sie inzwischen 
gemerkt - in Ordnung gebracht worden, 
und damit haben Sie sich indirekt schon 
korrigiert. Wir hoffen, daß in den An­
schlußberatungen auch sachlich einiges 
in Ordnung gebracht werden kann. 

(Dr. Jentsch IWiesbadenIICDU/CSU]: 
Jetzt kommen Sie doch zur Sache') 

- Ich komme gleich zur Sache. Schön 
wäre es nämlich, wenn Ihre Fraktion 
an diesem Antrag "Gesamtverteidigung" 
in die heutige Debatte auch ein Gesamt­
interesse durch Anwesenheit mit einge­
bracht hätte. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber es scheint sich wieder einmal zu 
spezialisieren. 

Als Mitglied des mitberatenden Verteidi­
gungsausschusses werde ich mich auf 
die Kommentierung von Bemerkungen 
Ihres Antrags beschränken, die die mili­
tärische Sicherheitspolitik betreffen. Der 
Kollege Dr. Nöbel wird sich dann mit 
dem eigentlichen Kern des Antrags, 

(Dr. Dregger ICDUICSUI: Also doch 
beides!) 

der Einbettung Ihrer Forderung nach 
Verbesserung der Zivilverteidigung 
in den großen Rahmen politischer und 
militärischer Sicherheitsvorsorge, befas­
sen und Ihren Maßnahmenkatalog einer 
kritischen Würdigung unterziehen. 

Der erste Absatz Ihres Antrages, meine 
Damen und Herren von der Opposition, 
lautet: 

Erstes Ziel unserer Sicherheitspolitik 
ist es, die Freiheit zu sichern, den Frie­
den zu erhalten und die demokratiSche 
Ordnung zu schützen. Daher muß alles 
getan werden, einen Krieg zu verhindern 
oder ihn - wenn unvermeidbar - zu 
überstehen. 

Diese beiden Sätze könnten einem 
Weißbuch dieser Bundesregierung ent­
nommen sein; ich unterstreiche sie 
durchaus. 

Der zweite Absatz allerdings kann stutzig 
machen. Er lautet: 

Seit Aufstellung der Bundeswehr haben 
sich die militärischen und politischen 
Rahmenbedingungen unserer Sicher­
heitspolitik grundlegend geändert. 

Was bedeutet diese Ihre Aussage? Soll 
dies innenpolitisch gemeint sein? 

(Dr. Dregger ICDUlCSU]: Gemeint ist: 
das Ungleichgewicht in Europa und die 
Veränderung der Nuklear1<räfte in der 
Welt!) 

Ich bitte Ihre Redner um Präzisierung. 
Das Wörtchen " unsere" , Herr Dr. Dreg­
ger, läßt mich allerdings hoffen, daß 
sich die jetzige Opposition auch voll 
zu ihrer Verantwortlichkeit von gestern 
bekennt. 

(Dr. Miltner ICDU/CSUI: Och, das müs­
sen Sie sagen! - Dr. Jentsch IWiesba­
denIICDU/CSUI : Immer!) 

Was soll übrigens die Bemerkung, die 
starke Betonung der Gesellschafts- und 
Sozialpolitik habe zur Minderung der 
Einsicht des Bürgers in die Notwendig­
keiten der Verteidigung geführt? Bedau­
ern Sie diesen starken sozialen Aufstieg 
der letzten Jahre unter unserer Regie­
rung? 

(Beifall bei der SPD und der FDP - Broll 
ICDU/CSUI : Wir bedauem die Einseitig­
keit! - Weitere Zurufe von der CDUI 
CSU) 

Bedauern Sie unsere Gesellschaftsstruk­
tur, die eine der freiesten der Welt ist? 
Was soll das? Wir Sozialdemokraten 
jedenfalls sind stolz auf das Erreichte. 
Im übrigen: Wenn wir in ihrem Sinne 
den Bürger informieren wollen, wie Sie 
es ja fordem , dann rennen Sie nach 
Kartsruhe und lassen uns die Verteilung 
von Broschüren verbieten . 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU: 
" Broschüren"! Reklame!) 

Und Ihre Haushaltsleute stellen, wo im­
mer es geht, Anträge, um die Mittel für 
Offentlichkeitsarbeit - Sie nennen das 
dann Regierungspropaganda - zu kür­
zen. 

(Broll rCDU/CSUI : Reklame würde alles 
verschlimmern!) 

Dies ist die Doppelbödigkeit Ihrer Politik. 

(Beifall bei der SPD - Abg. Haase r Kas­
sel[ ICDU/CSUI meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

- Herr Kollege Haase, ich würde Ihnen 
gem Rede und Antwort stehen, aber 
ich habe eine sehr begrenzte Redezeit; 
Sie verstehen dies sicher. 

(Dr. Jentsch IWiesbadenIICDU/CSUJ: 
Wenn Sie Ihre Zeit besser einteilen, 
können Sie auch dem Herrn Kollegen 
Haase eine Frage beantworten!) 

Im übrigen werden wir in den Ausschüs­
sen noch genug Gelegenheit haben, 
uns sehr, sehr eingehend damit zu be­
schäftigen. 

Herr Kollege Dregger, die Annahme, 
daß unser Land , wie Sie es gerade noch 
einmal unterstrichen haben , für mögliche 
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Angreifer sofort Hauptkriegsschauplatz 
wird , ist in dieser absoluten Form wohl 
umstritten. 

(Dr. Dregger jCDUICSUj : Falls es 
Kriegsschauplatz wird!) 

Einem Angreifer könnte es natürlich 
auch einfallen, den harten Kern mitteleu­
ropäischer NATO-Front auszusparen 
und ihn von den schwächeren Flanken 
her aufzurollen . Dies alles ist mehr oder 
weniger, 'w\enn Sie wollen, sicherheitspo­
litische Spekulation . Ich gebe Ihnen aber 
selbstverständlich zu: Ernsthaftes Nach­
denken ist hier jedem erlaubt. 

In Ihrem Antrag steht in Absatz 3 folgen­
der Satz: .. Aktive Sicherheit beruht auf 
den beiden Elementen militärische Ver­
teidigung und zivile Verteidigung". Ist 
dieser Satz wirklich so gewollt, oder 
haben die Initiatoren hier geschludert? 
Ist Ihnen denn noch immer nicht bekannt, 
daß unsere Gesamtverteidigung - ich 
komme zu dem Inhalt dieses Begriffs 
- ohne die Säule der aktiven Entspan­
nungspolitik - bei voller Zustimmung 
des gesamten westlichen Bündnisses 
- undenkbar ist? 

(Beifall bei der SPD) 

Ist Ihnen enHallen, daß auch Sie seit 
der Zeit der Großen Koalition dafür die 
Mitverantwortung tragen? Ich denke 
hier an das Signal von Reykjavik. Dort 
begann doch das, was Sie heute ver­
schweigen wollen. Dies gehört mit zu 
der Gesamtverteidigung. 

(Dr. Miltner jCDU/CSUj : " Verschweigen 
wollen?" Kommen Sie mal zur Sache! 
- Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

- Selbstverständlich, die Mitverantwor-
tung für die Entspannung, wie wir sie 
wollen, tragen Sie genauso! 

(Dr. Dregger jCDU/CSUj : Selbstver­
ständlich, aber Entspannung ist doch 
nicht Verteidigung!) 

Daher versuchen Sie bitte nicht, in dieser 
Debatte Entspannung durch Zivilverteidi­
gung zu ersetzen oder zu unterlaufen. 

(Broll jCDU/CSUj : Sie müssen wenig­
stens die Begriffe unterscheiden! - Wei­
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

- Ich darf wohl bitten, das einer näheren 
Erläuterung in Ihren Folgebeiträgen zu 
unterziehen. 

(Zuruf von der CDUICSU: Es ist doch 
so klar!) 

Das Fehlen eines geschlossenen 
NATO-Konzepts der Zivilverteidigung 
ist hinlänglich bekannt, genauso bekannt 
ist jedoch auch, daß Ursache und Beginn 
des Mißverhältnisses zwischen den Auf­
wendungen für Rüstung und Zivilschutz 
bei den seit Anfang der 50er Jahre von 
der CDU gefuhrten Bundesregierung 
liegen und daß diese sozialliberale Re-
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gierung in knapp zehn Jahren nicht den 
katastrophalen Nachholbedarf abdecken 
kann, der von diesen CDU-Vorgängern 
in der fast doppelten Zeit, die davor liegt, 
verursacht worden ist. 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der 
CDUICSU) 

- Ihre lautstarke Kommentierungen be­
weisen mir, daß hier wohl ein gewisser 
Nerv getroffen worden ist. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

In Ihrem Maßnahmenkatalog muß auf 
eine Richtigstellung gedrängt werden. 
Sie verlangen für die Territorialverteidi­
gung eine personelle und materielle 
Ausstattung, die sich schon im Frieden 
auf die ihr obliegenden Aufgaben des 
Verbindungswesens, der Sicherung, 
Versorgung und Unterstützung gegen­
über allen zivilen und militärischen An­
sprechpartnern auf allen Verwaltungs­
und Kommandoebenen wirksam vorbe­
reitet. So heißt es bei Ihnen. Ich gebe 
gern zu, daß der bestehende und von 
mir erwähnte Nachholbedarf zur Zeit 
nur punktuell und kontinuierlich beseitigt 
werden kann. Aber zur Ehrenrettung 
unserer Territorialverteidigung muß ich 
sagen, daß gerade sie in den von Ihnen 
kritisch betrachteten Bereichen den auf­
gezeigten Aufgaben hervorragend ge­
wachsen ist und daß die Ausstattung 
durch sozialdemokratische Verteidi­
gungsminister mit besonderer Aufmerk­
samkeit in diesen Bereichen auch spür­
bar modernisiert wurde. 

(Beifall bei der SPD) 

Sicher ist Ihrer Aufmerksamkeit nicht 
entgangen, daß durch das System einer 
Mobilmachungsarmee mit exaktem Errei­
chen geforderter NATO-Präsenzzeiten 
im Mob-Anteil auf eine ständige Friedens­
präsenz des gesamten Verteidigungs­
umfangs - einschließlich der von Ihnen 
gewünschten Einrichtungen - aus Ko­
stengründen verzichtet werden kann. 
Das Verbindungswesen ist voll einsatz­
bereit und personell in einem guten 
Stand. Davon habe ich mich bei meinen 
Übungen persönlich uberzeugt. Gele­
gentlich hakt es natürlich aus, nur, wie 
mir berichtet wurde, nicht bei der Territo­
rialorganisation, sondern bei dem Grad 
des Verständnisses ziviler verantwortli­
cher Verwaltungsstellen gegenüber den 
Wehrbereichen, besonders in einigen 
schwarzen Landesteilen unSerer Bundes­
republik. 

(Beifall bei der SPD) 

Vielleicht, meine Damen und Herren 
von der Opposition, reden Sie einmal 
mit Ihren CDU/CSU-Innenministern über 
die von Ihnen vorgetragenen Forderun­
gen. 

Ihre Forderung, im Spannungs- und 
Verteidigungsfall auch Reservisten au­
ßerhalb ihrer militärischen Verwendung 
nutzen zu können, ist eigentlich überflus­
sig. Sie wissen genau, daß große Teile 
der nicht mehr benötigten Personalre­
serve sofort über das Arbeitssicherstel­
lungsgesetz zu den von Ihnen ge­
wünschten Verwendungen heranziehbar 
sind . Man muß allerdings bereits in Frie­
denszeiten ausreichende Dienstplätze 
für solche Verwendungen ausweisen 
Wie dies zu geschehen hat, darüber 
fehlt in Ihrem Antrag jeder noch so kleine 
Hinweis. 

Wir werden Gelegenheit haben, in den 
Ausschüssen manche Ungereimtheit 
zu beseitigen . Eines dürfen wir hier aber 
mit aller Eindeutigkeit heute schon fest­
stellen: eine totale Verbunkerung der 
Bundesrepublik Deutschland ist weder 
möglich noch erforderlich. Und so viel 
kann schon heute gesagt werden: so­
lange Sie hier nur pauschale Forderun­
gen aufstellen, ohne zu sagen, wer die 
Auswirkungen dieses Antrages aus wei­
chen Mitteln bezahlt und ob Ihre Mitglie­
der im Haushaltsausschuß Ihren Forde­
rungen zustimmen werden , solange Sie 
nicht sagen, ob Sie diese Mittel etwa 
dem Beschaffungstitel oder sogar dem 
Topf beabsichtigter sozialer Verbesse­
rungen für Soldaten entnehmen wollen, 
so lange bleibt leider vieles bei Ihnen 
reine Deklamation. Schade, hier gibt 
es manche Substanz. Welche Überein­
stimmungen zu erreichen sind , werden 
die Beratungen ergeben. 

Die SPD-Fraktion stimmt der Überwei­
sung dieses Antrags an den Innenaus­
schuß - federführend - und zur Mitbera­
tung an den Ausschuß für Verteidigung, 
an den Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit und an den Haushalts­
ausschuß zu. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Möllemann. 

Möllemann (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Ich gebe zunächst meiner Genug­
tuung Ausdruck, daß nun offenbar auch 
die Opposition das Thema Gesamtvertei­
digung fü r sich entdeckt hat. Ich meine 
das ganz im Ernst. Schließlich haben 
wir Liberalen lang genug auf dieses Pro­
blem hingewiesen. Da freut man sich, 
wenn man sieht, daß die Sache in Be­
wegung gerät. 

(Dr. Miltner jCDU/CSUI : Viel zu spätl) 

Liebe Kollegen, ich wollte gerade Ihrem 
Sprecher, Herrn Kollegen Dr. Dregger, 
sagen, daß der Vorwurf, Rücksicht auf 
die Linken in den Parteien - das ist ja 
immer ein schön griffiger Vorwurf -



(Zuruf von der CDU/CSU: Bei Ihnen 
nicht!) 

oder gar auf den Osten sei das Motiv 
dafür, daß im Bereich der Gesamtvertei­
digung nicht alles so weit , wie man es 
sich vorstellen kann, entwickelt ist, auch 
nicht dadurch überzeugender wird, daß 
man ihn besonders schneidig vorträgt . 

Ich meine auch, daß Ihr Hinweis auf 
die vermeintliche FÜhrungsschwäche 
des Bundeskanzlers in einer Situation, 
in der sich die Union mit dem Thema 
"Führung und Führungsschwäche" be­
findet , eigentlich gar nicht so fröhlich 
wirkt. 

(Dr. Dregger ICDU/CSUI : Das sind zwei 
verschiedene Dinge! Er ist Kanzlert) 

- Eben! Er ist Kanzler und bleibt Kanzler; 
und der andere ist kein Kanzler und 
wird auch nicht Kanzler. Da haben Sie 
völlig recht. 

(Beifall bei der FDP) 

Im übrigen: Sie haben von geistiger Ver­
teidigung gesprochen, Herr Kollege 
Dregger. Geistige Verteidigung selzt 
aber eines voraus, nämlich eine gewisse 
Ehrlichkeit in bezug darauf, warum wir 
eine bestimmte Schwierigkeit jetzt haben. 
Sie sollten sagen, daß alle drei Fraktio­
nen des Deutschen Bundestages in einer 
bewußten Prioritätensetzung in den letz­
ten Jahren und Jahrzehnten den 
Schwerpunkt auf den Bereich der militä­
rischen Landesverteidigung gesetzt und 
den anderen Bereich bewußt zurückge­
stellt haben. Ich finde, dies ist ehrlicher 
und überzeugender, als hier den Ein­
druck zu erwecken, Sie hätten, wenn 
Sie nur gekonnt hätten, das alles anders 
gemacht. 

Die Gesamtverteidigung ist ein uraltes 
Thema liberaler Sicherheits- und Vertei­
digungspolitik . Wer das bezweifeln möch­
te, den verweise ich auf das Jahr t 968. 
Das war die Zeit der sogenannten Gro­
ßen Koalition . Da waren nämlich wir 
es, die die Bundesregierung dazu ge­
bracht haben, ein erstes Konzept der 
zivilen Verteidigung vorzulegen. 

Es ist aber - das muß ich sagen - leider 
auch eine Tatsache, daß die im Bericht 
vom 20. Dezember 1968 bekundeie 
Absicht der Bundesregierung, " die zivile 
Verteidigung gegenüber der militärischen 
nicht zu vernachlässigen", gewiß nicht 
so verwirklicht worden ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Elf Jahre!) 

Die zivile Komponente der Verteidigung 
ist gegenüber der militärischen nach 
wie vor unterbelichtet. Die tatsächliche 
Vorbereitung auf Krisen und Katastro­
phenfälle ist eher kümmerlich und zur 
schnellen Bewältigung auch nur regiona­
ler Störtälle kaum ausreichend. 

Ich teile durchaus auch nicht die durch­
weg optimistische Bewertung der Ge­
samtverteidigung durch manchen öffentli­
chen Diskussionsbeitrag. Von einem 
funktionierenden Konzept der Gesamt­
verteidigung oder einem System der 
Gesamtverteidigung kann man noch 
nicht sprechen. Eine Anzahl gesetzgebe­
rischer Einzeimaßnahmen macht noch 
kein System. Auch der Verweis auf die 
verteidigungspolitischen Richtlinien oder 
das militärstrategische Konzept hilft da 
nicht viel. Erstens kennt die keiner, und 
zweitens ersetzen Papiere keine einge­
spielte und auf allen Ebenen funktionie­
rende Führungsorganisation . Ich fürchte, 
daß wir bei der nächsten Naturkatastro­
phe die gleichen erregten Fragen nach 
Zuständigkeit und Verantwortlichkeit 
hören werden, wie sie in diesem Winter 
in Schleswig-Holstein gestellt worden 
sind . 

Alle stimmen darin überein, daß sich 
das Szenario der Bedrohung erweitert 
hat, daß unsere hochempfindliche Indu­
striegesellschaft heute und in Zukunft 
mit einer ganzen Anzahl neuer Krisen 
und Bedrohungslagen fertig werden muß. 

Militärische Verteidigung allein kann 
dem nicht mehr gerecht werden. Es 
kommt vielmehr darauf an , in einem 
realistischen praktikablen und finanzier­
baren Konzept der Gesamtverteidigung 
alle politischen, militärischen, wirtschaMli­
chen und technischen MögliChkeiten 
unseres Landes zu nutzen, um erstens 
die Versorgung und das Überleben der 
Bevölkerung zu sichern, zweitens die 
Verteidigungsfähigkeit der Streitkräfte 
zu gewährleisten, drittens die Regie­
rungs- und Verwaltungsfunktionen auf­
rechtzuerhalten und viertens die lebens­
wichtigen Güter einschließlich der Ver­
sorgungs- und Energiezentren unseres 
Landes zu schützen. 

Nicht alles, was wünschenswert ist, ist 
auch machbar. Die finanziellen Mittel 
und Möglichkeiten setzen vor allem beim 
Aufbau eines wirksamen Zivilschutzes 
enge Grenzen. Es wird nicht möglich 
sein, jedem Bürger vollen Schutz zu 
gewähren. Möglich ist nur ein teilweiser 
Überlebensschutz. Aber dieses Minimal­
konzept sollten wir verwirklichen. 

Das ist nicht zuletzt deshalb notwendig, 
um dem Bürger das Bewußtsein zu ver­
mitteln, daß militärische Verteidigung 
ihm eine Überlebenschance läßt. Der 
Staat kann schließlich auch nicht alles 
machen und überall zugleich sein. Wir 
müssen dem Bürger klar sagen, daß 
es ohne größere Bereitschaft zur Selbst­
hilfe als bisher nicht geht. Wir Liberalen 
haben angeregt, daß die Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes hier mit gutem 
Beispiel vorangehen sollten. Ich wieder­
hole an dieser Stelle die Aufforderung 

an die Bediensteten in Gemeinden, Land 
und Bund, wenigstens einen erweiterten 
Erste-Hilfe-Kursus freiwillig zu absolvieren. 
Das ist das Mindeste, was der einzelne 
tun kann. Wir wollen die DDR nicht ko­
pieren, aber etwas mehr als bisher müs­
sen wir tun. Wenn man heute sieht, wie 
die Menschen bei Unfällen und Katastro­
phen hilflos herumstehen, ist man fast 
geneigt, Grundkenntnisse in Selbst-
und Katastrophenschutz als Einstellungs­
voraussetzung oder Ausbildungsanteil 
für den öffentlichen Diensl zu fordern. 

Ich halte es nicht für angebracht, in die­
ser ersten kurzen Aussprache das Kon­
zept der FDP zur Gesamtverteidigung 
in allen Details zu präsentieren. 

(Dr. von Geldem ICDU/CSUI : Das lohnt 
sich auch gar nich!!) 

Lassen Sie mich aber immerhin bemer­
ken, daß die FDP die einzige Partei ist, 
die ein geschlossenes Konzept der Ge­
samtverteidigung seit Jahren anzubieten 
hat. Herr Kollege von Geldern, wenn 
Sie sagen " nein, bloß nicht! ", nehme 
ich fast an, daß Sie an einer sachlichen 
Aussprache gar nicht interessiert sind. 

(Or. von Geldern ICDU/CSUI : Sie haben 
mich mißverstanden! Ich habe gesagt: 
Das lohnt sich nich!!) 

- Ich habe Sie also mißverstanden. Sie 
sagen: Das lohnt sich nicht. Ich finde 
es interessant, daß Sie das von einem 
Konzept sagen, das Sie nicht kennen. 
Also muß ich doch ein bißchen ausführti­
cher darauf zu sprechen kommen. Hören 
Sie jetzt einmal gut zu. 

Ich möchte, damit Sie wissen, wovon 
Sie sprechen, zitieren, was ich dazu 
auf dem sicherheits politischen Kongreß 
der FDP in Münster gesagt habe: 

Zur Analyse der sicherheits politischen 
Notwendigkeiten und Möglichkeiten un­
sers Staates im Rahmen des NA TO­
Bündnisses, aber auch hinsichtlich der 
nationalen Aufgaben und zur Erarbeitung 
von Optionen und Entscheidungshilfen 
sollte ein zusätzliches interministerielles 
Gremium geschaffen werden. In diesem 
Gremium soHen Politiker, weisungsunab­
hängige Fachleute der im Bundessicher­
heitsrat vertretenen Ressorts sowie Wis­
senschaMler und andere fachkundige 
Experten übergreifende Probleme unse­
rer Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
untersuchen. Durch dieses interministe­
rielle Gremium soll die Arbeit des Bun­
dessicherheitsrates effektiv ergänzt und 
der Einfluß auf Struktur, Strategie und 
Konzeption auch zur Gesamtverteidigung 
des Bündnisses verbessert werden. Dar­
über hinaus sollen die Arbeitsergebnisse 
dieses Gemiums die Voraussetzungen 
für eine versachlichte und gleichblei­
bende qualifizierte öffentliche Diskussion 
verbessern. Hinzuzufügen wäre noch, 
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daß dieses Gremium auch den zustand,­
gen Ausschussen des Bundestages 
beratend zur Seite stehen sollte. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, bislang 
war es nichl möglich, einen Konsens 
mit den ubogen Frakltonen über die 
Notwendigkeit einer solchen Einrichtung 
herbeizufuhren. 

(BroIlICDU/CSUI : Nicht einmal mit der 
SPD?) 

- Nein, auch nicht mit der SPD. Dies 
ist bisher eine Position nur der FDP. 
Wir werden allerdings bemuht sein, ein 
konkretes Organisationsmodell zu ent­
wickeln, daß die Notwendigkeit und den 
Sinn dieser Einrichtung noch deutlicher 
werden laßt 

Weiterhin mochte ich folgendes feststel­
len. Wir brauchen ein realistisches Kon­
zept der Gesamtverteidigung. Wir haben 
die Bundesregierung in unserem Arbeits­
programm aufgefordert, ein zusammen­
hängendes Konzept der Gesamtverteidi­
gung unter starkerer Beachtung der Zivil­
verteidigung zu erarbeiten. Das vorhin 
angesprochene Gremium könnte dabei 
gute Dienste leisten. Bel diesem Konzept 
kommt es Insbesondere auf folgende 
Punkte an: erstens ein einheitliches Kri­
senmanagement Im Frieden und Im Ein­
satz einschließlich des Katastrophen­
schutzes im Frieden, zweitens eine bes­
sere Nutzung der Quellen des Landes 
zur Unterstutzung der militärischen Ver­
teidigung, drittens einen besseren Schutz 
der Bevolkerung durch vorbereitete Pläne 
für Krisen im Spannungsfall und Einsatz, 
viertens ein einheitliches Konzept gegen 
subverSive Tatigkeit und gegen verdeck­
ten Kampf und fünftens die Heranzie­
hung von mehr freiwilligen Kräften fur 
den Zivilschutz. 

Die Gesamtverteidigung ist also nach 
einem klaren Konzept zu fuhren, das 
ein einheitliches FÜhrungssystem für 
den Verteidigungsfall erhält und durch 
das die Hilfeleistung bel Katastrophen 
auch Im Frieden erleichtert Wird. Sie 
erfordert vorbereitete und koordinierte 
Organisationsstrukturen und Durchfuh­
rungspläne auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene. 

Für den Einsatz der Bundeswehr bei 
Katastrophen im Frieden bestehen feste 
verfassungsrechtliche Grenzen. Oie Im 
Rahmen des Grundgesetzes und der 
ZIvIlschutzgesetze gegebenen Moghch­
kelten für den Einsatz der Bundeswehr 
sollten allerdings auch voll ausgeschopft 
werden 

Auch die militärische Verteidigung ist 
in vielfältiger Weise von der Zivilverteidi­
gung abhanglg. Ein Netz militärischer 
und ziviler Dienststellen für Führung, 
Unterstutzung und Versorgung verknupft 
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belde Elemente der Verteidigung mitein­
ander 

Ein enges Zusammenspiel zwischen 
den militärischen und den Zivilen Fach­
bereichen erhöht die Fähigkeit, nach 
Katastrophen den Schadens umfang 
zu begrenzen und schnelle Hilfe zu lei­
sten. Trager dieser Zusammenarbeit 
Sind auf der militärischen Seite das Terri­
tOrIalheer und die BundeswehrvelWal­
tung, so jedenfalls, wenn es nach unse­
ren Vorstellungen läuft. 

ZiVilverteidigung will den Burger schutzen 
und dient der Linderung von Kriegsfol­
gen. Der Bau von SChutzraumen, das 
Sicherstellen lebenswichtiger Versorgun­
gen sowie Maßnahmen zur Hilfeleistung 
und Rettung in Katastrophenfällen tragen 
hierzu bei. 
Die Aufrechterhaltung von Regierungs­
und VelWaltungsfunktionen in Krisenla­
gen und im Verteidigungsfall Wird durch 
rechtzeitige Vorkehrungen der Zivilvertei­
digung wesentlich gefördert. ZiVilverteidi­
gung Wird erst wirksam, wenn die staatli­
chen Vorkehrungen durch die Einsicht 
des Burgers ergänzt werden, daß er 
selbst Vorsorge zu treffen hat und in 
kritischen Situationen zur kritischen Mit­
wirkung aufgerufen ist. Wir fordern also 
ein solches System der Gesamtverteidi­
gung 

Oie Bundesregierung hat also ein Kon­
zept zu entwickeln, in dem Bund, Land, 
Kreis und Kommune in einem geschlos­
senen System miteinander verbunden 
sind . Aus der Konzeption müssen sich 
Richtlinien für die Gesamtverteidigung 
ergeben. Dabei ist die Bundesregierung 
nicht nur auf ihre eigene Entschlossen­
heit, auf den guten Willen, sondern na­
turlich auch auf die Kooperallonsbereit­
schaft der Länder und Kommunen ange­
wiesen. Wir sollten in unseren Parteien 
jeweils auf diesen Ebenen darauf hinwir­
ken , daß diese gegeben ist. 

Die Opposition verlangt in ihrem Ent­
schließungsantrag eine Zentralstelle 
im Bundeskanzleramt zur Koordination 
aller Maßnahmen der Gesamtverteidi­
gung - da ist der Bundeskanzler also 
nicht zu fuhrungsschwach, die soll er 
trotzdem bekommen - , den Erlaß von 
Rahmenrichtlinien, die Festlegung einer 
verbindlichen Führungsorganisation, 
die Zusammenfassung und Vereinfa­
chung der Zivilschutzgesetzgebung und 
weiteres, alles Forderungen, die im 
Grundsatz von uns geteilt werden. Dar­
uber ISt dann en detail zu reden. 

Wir hoffen indessen, daß der Entschlie­
ßungsantrag der CDU/CSU zur Gesamt­
verteidigung keine politische Eintags­
fliege ist. Wir wünschen uns vielmehr, 
daß Sich die Ausschusse eingehend 
mit dem Thema Gesamtverteidigung 
beschäftigen. Namens meiner Fraktion 

darf ICh Ihnen versichern, daß wir gem 
bereit sind, den vorliegenden Antrag 
zur Gesamtverteidigung mit Ihnen inten­
siv zu beraten und dort, wo es in einem 
realistischen Konzept möglich ist, Nägel 
mit Köpfen zu machen. 

(BroIlICDU/CSUI : Gu!!) 

Es gibt ein Wort von Johann GOllfried 
Herder: "Wer der Vernunft dient, kommt 
der Notwendigkeit zuvor" Dieses Motto 
sollten wir uns zu eigen machen, wenn 
wir uns darüber unterhalten, was sich 
auf dem Feld der Gesamtverteidigung 
zum Schutz der Bürger und zur Aufrecht­
erhaltung unserer freiheitlichen Ordnung 
besser machen laßt. Was notwendig 
ist und realistischerweise gemacht wer­
den kann, muß schon heute getan wer­
den; denn wenn der Sturm erst einmal 
da ist, kann man die Segel nicht mehr 
flicken . 

Ich bin zuversichllich, daß die Bundesre­
gierung und insbesondere der Bundesin­
nenmintster Gerhart Baum durch gezielte 
Aktivitäten in dieser als richtig erkannten 
Richtung vorgehen werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD - Zuruf 
von der CDU/CSU: Besser als der Vor­
redner war er schon! - Jäger IWangenl 
ICDU/CSUI: Gezielt, aber nicht getrof­
fen!) 

Vizepräsident Frau Funke: Das Wort 
hat Herr Bundesminister Baum. 

Baum, Bundesminister des Innern: Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Herr Kollege Dregger, es 
ist zu begruBen, daß wir dieses Thema 
behandeln. Ich begrüße das außerordent­
lich, weil ich genausowenig wie Sie leug­
nen kann, daß das Thema des Schutzes 
der ZivilbevÖlkerung in den letzten Jah­
ren gegenuber der Landesverteidigung 
hintanstehen mußte. Ich begrüße also, 
daß wir hier diskutieren und daß wir 
im Ausschuß weiterdiskutieren werden. 

Aber ich kann nicht einsehen , warum 
Sie, Herr Dregger, es nicht lassen kön­
nen, auch bei diesem Thema unserer 
Bevölkerung Angst zu suggerieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD - Broll 
ICDU/CSUI Nicht Angst, sondern Sorge!) 

Dafür besteht überhaupt kein Anlaß, 
jedenfallS dann nicht, wenn Sie Ihren 
eigenen Antrag ansehen; denn selbst 
die Realisierung dieses Antrages kann 
gar keinen Vollschutz garantieren, wie 
Sie es geradezu suggerieren, wenn Sie 
der Bevölkerung Angst machen. Wir 
können keinen Vollschutz garantieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD - Dr. 
Dregger ICDU/CSUI : WO ist denn von 
Vollschutz die Rede?) 

Sie sind in Ihrem Antrag auch so redlich 
- der Antrag ist sehr sachlich im großen 



ganzen -, keine Angst zu schüren. 
Warum tun Sie es hier wieder? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat er 
doch nicht gesagt! - Weiterer Zuruf von 
der CDU/CSU: Was soll denn diese 
Polemik? - Dr. Dregger [CDU/CSU[: 
Wo ist denn von Voll schutz die Rede?) 

- Sie haben hier den Eindruck erweckt, 
als sei die Bevölkerung schutzlos preis­
gegeben, und das stimmt nicht, Herr 
Kollege Dregger. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU[: Da ist falsch, 
was Sie gesagt haben!) 

Angesichts der Fortschritte, die auf die­
sem Gebiet in den letzten Jahren erreicht 
wurden, die auch von diesem Bundes­
kanzler mit zu verantworten sind, halte 
ich es für absurd , daß Sie Bundeskanzler 
Schmidt eine Amtspflichtverletzung vor­
werfen. Dazu besteht überhaupt kein 
Anlaß. 

(Beifall bei der FDP und der SPD - Zuruf 
von der CDU/CSU: Sie hätten Ihrem 
Kollegen MÖllemann etwas genauer 
zuhören sollen!) 

Die Sicherheitspolitik der Bundesregie­
rung schließt die Bereiche der Gesamt­
verteidigung und der zivilen Verteidigung 
als gleichwertige Elemente eines ge­
schlossenen und glaubwürdigen Verteidi­
gungskonzepts ein. Allerdings - ich wie­
derhole -: Die Probleme der Gesamtver­
teidigung haben immer, wenn auch in 
unterschiedlichem Maße, im Schatten 
der verteidigungspolitischen Diskussion 
gestanden. Ich bedaure das. Wir sind 
jetzt längst in einer Phase, da dies an­
ders wird, nicht allein durch Ihren Antrag, 
Herr Dregger. 

Dr. Dregger [CDU/CSU[: Das steht doch 
in der Regierungserklärung!) 

Ich halte es für außerordentlich wichtig, 
daß im Mittelpunkt der heutigen Debatte 
nicht die gesamte Sicherheitspolitik steht, 
sondern die zivile Verteidigung und die 
Zusammenfügung der militärischen und 
der zivilen Verteidigung zu einem einheit­
lichen Konzept der Gesamtverteidigung. 

Ich begrüße es, daß uns der Antrag der 
Opposition Gelegenheit gibt, diese 
Themen zu debattieren. Die Debatte wird 
dazu beitragen, den Stellenwert der Ge­
samtverteidigung und der zivilen Vertei­
digung im Rahmen eines geschlossenen 
Verteidigungskonzepts deutlicher zu 
machen. 

(Dr. von Geldern [CDU/CSU[ : Warum 
dann die Polemik zwischendurch?) 

- Die Polemik, Herr Kollege, ist ja nur 
eine Reaktion auf die unnötige Schärfe, 
die Herr Dregger in die Debatte gebracht 
hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD - Dr. 
Dregger [CDU/CSU[: Ich habe nur die 
Wahrheit gesagt!) 

Die Sache ist so wichtig und so ernst, 
daß wir sie hier in Ruhe behandeln soll­
ten. Ich werde das jetzt jedenfalls versu­
chen. 

Vorweg kann ich daher feststellen: Ge­
samtverteidigung ist für uns eine Selbst­
verständlichkeit. Sie ist keine Frage und 
ist nie eine Frage gewesen. Wir wollen 
den Frieden wahren und die Freiheit 
schützen. Es gilt, alles dafür zu tun, 
einen Krieg zu verhindern. In dem Ein­
gangssatz Ihres Antrags haben Sie das 
auch hervorgehoben. 

Dazu gehört auch, daß der Krieg als 
kalkuliertes Mittel der Politik ausscheidet, 
daß er selbst als Kalkül der Drohung 
unvorstellbar wird . Deshalb muß unser 
Verteidigungskonzept so ausgestaltet 
sein, daß ein Gegner seine Ziele nicht 
schon durch bloße Erpressung mit einer 
Kriegsandrohung erreichen kann . Dazu 
bedarf es nicht nur militärischer Verteidi­
gungsbemühungen, sondern cben auch 
entsprechender Anstrengungen auf der 
zivilen Seite. 

(Broll [CDUICSUJ : Das ist richtig!) 

Die Verteidigungsbereitschaft ist insge­
samt in Frage gestellt, wenn die Bevölke­
rung schutzlos bleibt, wenn die Versor­
gung der Bevölkerung und der Streit­
kräfte nicht geSichert ist, wenn die Streit­
kräfte nicht ausreichend unterstützt wer­
den können und wenn der Staatsapparat 
unter Kriegsbedingungen nicht arbeitsfä­
hig ist. Darüber sind wir uns sicher einig. 

Zur Verteidigungsfähigkeit und Verteidi­
gungsbereitschaft im Frieden gehört 
also auch die zivile Verteidigung. Ohne 
Zivilverteidigung ist Verteidigungsfähig­
keit nicht glaubwürdig . 

Die zivile Verteidigung ist also nicht 
Hemmschuh, sondern Ergänzung der 
Entspannungspolitik. Entspannungspolitik 
setzt Verteidigungsfähigkeit des Westens 
voraus. Maßnahmen der zivilen Verteidi­
gung und damit des Zivilschutzes sind 
von ihrer Zielrichtung her nur auf die 
Erhaltung der Verteidigungsfähigkeit 
ausgerichtet und schon von daher nicht 
entspannungsfeindlich. 

Im Gegenteil: Die Entspannung würde 
gefährdet, wenn Verteidigungsfähigkeit 
und Verteidigungswille nachließen, weil 
Unsicherheit in der Selbstbehauptung 
kein Boden ist, von dem aus sich Ent­
spannungs- und Friedenspolitik führen 
ließe. 

Nun erweckt Ihr Antrag, Herr Dregger, 
den Eindruck, als sei die Funktionsfähig­
keit von Gesamtverteidigung und Zivilver­
teidigung aus konzeptionellen Gründen 
gefährdet. Ich bin der Meinung, das Ge­
genteil ist der Fall. Die konzeptionellen 
Grundlagen der Gesamtverteidigung, 
auch für den zivilen Bereich, lagen und 
liegen vor. Die konzeptionellen Grundla-

gen berücksichtigen bereits jetzt die 
Belange des jeweils anderen Bereichs 
und sind auf ein enges Zusammenwirken 
der zivilen und der militärischen Verteidi­
gung ausgerichtet. 

Wir brauchen daher keine neue Konzep­
tion der Gesamtverteidigung. über eine 
Zusammenfassung der konzeptionellen 
Grundlagen in Rahmenrichtlinien, wie 
Ihr Antrag es vorschlägt, läßt sich reden. 

Allerdings: Rahmenrichtlinien, die nach 
dem Wunsch der Opposition auch den 
Umfang der zivilen Verteidigung festle­
gen sollen, würden an der Konzeption 
nichts ändern und nichts Neues bringen . 
Sie könnten aber u. a. ein Mehr an 
Transparenz bedeuten. 

Ich möchte also ganz deutlich sagen: 
Wir haben kein Verzahnungsdefizit auf 
der Konzeplionsebene, auch wenn Ihr 
Antrag dies suggeriert und der Bundes­
regierung sogar vorwirft, sie habe sich 
ihrer Verantwortung für den SChutz der 
Bevölkerung entzogen. 

Angelpunkt der Gesamtverteidigung 
ist die Koordinierung des zivilen und 
des militärischen Bereichs, die jeweils 
eine eigenständige Struktur und Organi­
sation besitzen. Auch hier wird die 
Glaubwürdigkeit der Gesamtverteidigung 
weder durch ein Defizit in der Führungs­
organisation noch durch ein Praxisdefizit 
in Frage gestellt. Der Bundessicherheits­
rat hat nach Aufgabe und Kompetenzzu­
weisung die Funktion eines politischen 
Gesamtverteidigungsorgans, das im 
übrigen seine Funktion sehr wohl wahr­
nimmt. Des weiteren arbeiten die Res­
sorts, bei denen die Zuständigkeiten 
für die anderen Verteidigungsgebiete 
liegen, in guter, ja vorbildlicher Weise 
zusammen. Ob daneben zusätzliche 
Stellen und Organisationseinheiten, wie 
im Entschließungsantrag verlangt - zen­
trale Koordinierungsstellen - wie Sie 
sagen - , der Sache wirklich förderlich 
wären, ist daher, von rechtlichen und 
sonstigen Erwägungen abgesehen, die 
Frage. 

Ich meine, auch auf Länderebene kann 
von einem Defizit nicht gesprochen wer­
den. Die Länder nehmen diese Aufgabe 
ernst und haben entsprechende Organe 
gebildet. Es wird allerdings darauf an­
kommen, jetzt durch ständige übung 
den Einsatzstand der Führungsorganisa­
lion weiter zu verbessern und damit 
auch die zivil-militärische Zusammenar­
beit zu fördern. Wer hier Defizite beklagt, 
muß schon, Herr Kollege Dregger, kon­
kreter werden und darf sich nicht mit 
allgemeinen Vorwürfen begnügen. Viel­
leicht hören wir von Herrn Kollegen Ger­
lach gleich etwas dazu. 

Diese zivil-militärische Zusammenarbeit, 
d. h. das im Rahmen der Gesamtvertei-
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digung unerläßliche Zusammenwirken 
der militärischen und der zivilen Verteidi­
gung, lunktioniert; das möchte ich auch 
für den Zivilen Bereich ausdrucklich be­
tonen. Sie wird auf der Ebene der Bun­
desregierung durch die Zusammenarbeit 
der zivilen Verteidigungs ressorts mit 
dem Verteidigungsministerium sicherge­
stellt. Zwischen den Ländern einschließ­
lich Ihren nachgeordneten Bereichen 
und den verschiedenen FiJhrungsebenen 
des Territorialheeres sowie der Bundes­
wehrverwaltung bestehen ebenfalls ge­
meinsame zivil-militärische Koordinie­
rungsgremien . Die Zusammenarbeit er­
streckt sich auf alle Tätigkeiten der zivi­
len und militärischen FlJhrungsstelien 
und hat zum Ziel, alle Moglichkeiten 
der gegenseitigen Unterstutzung auszu­
schöpfen. Auch insoweit bedarf es nicht 
einer zusätzlichen Führungsstruktur, 
die, wie wir meinen, das bestehende 
System eher belasten wurde. 

Zur Vermeidung von Schwierigkeiten 
bei der Umstellung der Verwaltung auf 
einen Verteidigungsfall sollten die vor­
handenen FlJhrungsstrukturen weitge­
hend aufrechterhalten werden. Soweit 
zur Erfüllung von Aufgaben der zivilen 
Verteidigung ein von den obersten bis 
zu den unteren Behörden durchgehender 
Weisungsstrang erforderlich gehalten 
wurde, werden wesentliche Aufgaben 
schon jetzt in bundeseigener Verwaltung 
wahrgenommen. 

Insgesamt stelle ICh noch einmal fest: 
Es besteht keine Diskrepanz zwischen 
Regierung und OPPOSition in der Zielrich­
tung, das zweite Bein der Gesamtvertei­
digung kräftiger werden zu lassen. Es 
bestehen auch keine Meinungsverschie­
denheiten darüber, daß es in unserer 
geographischen Lage und bei dem Stand 
der Weiterentwicklung der Waffentechnik 
keinen alsoluten Schutz , keinen Voll­
schutz der Bevölkerung geben kann. 
Wer etwas anderes sagt, handelt unred­
lich. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

In der Regierungszeit der sozialliberalen 
Koalition ist in der Zivilverteidigung eine 
Menge geschehen, Herr Kollege Dreg­
ger. Es gilt, zwei Bereiche zu unterschei­
den: einen Bereich, in dem, wenn ich 
von den persönlichen und sachlichen 
Verwaltungsaufgaben absehe, grundsätz­
lich kein Geld erforderlich ist. um Fort­
schritte zu erzielen, und einen anderen 
Bereich, in dem es ohne angemessene 
Haushaltsmittel nicht geht. Ich mÖChte 
zunächst die finanzneutralen Maßnah­
men und das, was dort geschehen Ist, 
darstellen. 

Die AusflJllung der Sichersteilungsge­
setze durch Verordnungen und andere 
Maßnahmen ist von der jetzigen Regie­
rung kontinuierlich betrieben worden, 
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wie ein Blick In die Gesetzblätter der 
zurückliegenden Zeit beweist; die Ergän­
zung noch fehlender Rechtsgrundlagen 
ist in Angriff genommen. So wird z. B. 
vom Bundesminister tur Jugend, Familie 
und Gesundheit derzeit ein Gesetzent­
wurf zur Gesundheitssicherstellung vor­
bereitet, den Sie Ja auch in Ihrem Antrag 
ansprechen. In diesem Gesetz sollen 
vor allem die Aufgaben und Befugnisse 
der Gesundheitsbehörden bei der Pla­
nung und Durchfuhrung von Vorsorge­
maßnahmen geregelt werden. Einer 
besonderen Aufforderung in diesem 
Punkte an die Bundesregierung bedarf 
es daher nicht. 

Ich komme nun zu dem Bereich, in dem 
ohne angemessene Haushaltsmittel 
nichts geht, dem Zivilschutz. Der Zivil­
schutz ist das Herzstück und die bürger­
nächste SMe der zivilen Verteidigung. 
Gerade diese Zielrichtung der zivilen 
Verteidigung. der Uberlebensschutz des 
Bürgers, ist von eminenter politiSCher 
Bedeutung Bel aller Anerkennung des 
Stellenwertes der zivilen Verteidigung 
kommen wir um folgende Feststellungen 
nicht herum: 

Erstens. Wenn wir keine Totalverbunke­
rung der Bundesrepublik Deutschland 
wollen, wie es auch schon mein Vorred­
ner ausgefuhn hat, erfordert auch ein 
Minimalkonzept des Zivilschutzes, Herr 
Kollege Dregger, ganz erhebliche finan­
zielle MiUel. Der Zivilschutz tritt damit 
in Konkurrenz zu anderen Staatsaufga­
ben. Wir müssen uns hierbei schwierigen 
politiSChen Prloritatsentscheidungen 
stellen. Jeder, der Forderungen aufstellt , 
auch Sie, muß sagen, wie er die zusätz­
lichen Ausgaben bei gleichzeitiger Stabi­
lisierung des Haushalts und Abbau 
der Verschuldung - das fordern Sie ja 
- finanzieren will . Das heißt, Sie müssen 
sagen, welche anderen Staatsaufgaben 
Sie zurücktreten lassen wollen. Herr 
Dregger, um diese zu finanzieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und 
der SPD - Dr. Dregger ICDU/CSUI : 
Wofur haben wir eine Regierung? - Wei­
terer Zuruf von der CDU/CSU: Machen 
Sie mal einen Vorschlag!) 

Sie haben bereits vorbeugend im Hin­
blick auf diese Bemerkung, die ich jetzt 
eben gemacht habe, gesagt, Sie wurden 
keine Anträge stellen, weil Sie das ganze 
Konzept nicht fur richtig hielten oder 
weil Sie ein neues Konzept erwarteten. 
Ich mÖChte Sie, meine Damen und Her­
ren von der Opposition, aber nicht aus 
der Verantwortung entlassen, in Kürze, 
wenn wir den Haushalt 1980 beraten , 
Roß und Reiter zu nennen 

(Jäger IWangenIICDUICSUI: Zuerst 
soll einmal die Regierung Roß und Reiter 
nennen!) 

und uns zu sagen, wo Sie mehr MiUel 
einsetzen und wo Sie andere Aufgaben 
zurücktreten lassen wollen. 

(Beifall bei der FDP und der SPDl 

Zweitens. Wenn ein Voll schutz der Be­
völkerung nicht möglich ist, gilt es, den 
rechten Mittelweg ZWischen den einzu­
gehenden Risiken und dem vertretbaren 
Aufwand fur einen Tellschutz zu finden. 

Drittens. Wir müssen der Bevölkerung 
sagen, welcher Schutz mit welchen Mit­
teln möglich ist. Vor diesem Grundpro­
blem stand und steht jedes Parlament, 
jede Regierung und Jede Partei. Dies 
gilt es in der Offentlichkeit deutlich zu 
machen, vor allem dann, wenn versucht 
wird , der Bev61kerung einzureden, es 
fehle nur am guten Willen von Parlament 
und Regierung, an der theoretischen 
Konzeption tür den Zivilschutz, um einen 
wirksamen Uberlebensschutz zu gewähr­
leisten. 

(Jäger IWangenIICDU/CSUI : Warum 
Sind wir dann so weit hinter der Schweiz 
zuruck?) 

Wir mussen in Anbetracht anderer WICh­

tiger Staatsaufgaben gemeinsam reali­
sierbare Wege aufzeigen. Die Bundesre­
gierung hat In den letzten Jahren schon 
Akzente gesetzt und die Mittel für die 
zivile Verteidigung Schritt fur Schritt er­
höht. Das gilt auch für das vom Innen­
ausschuß empfohlene Finanzsonderpro­
gramm fur den Ersatz überalterter Fahr­
zeuge im Katastrophenschutz und für 
den hier schon so oft genannten Schutz­
raumbau. Die Gesamtausgaben für die 
zivile Verteidigung betrugen 1969 432 
Millionen DM. Sie sind in diesem Jahr 
auf 730,7 Millionen DM gestiegen. Davon 
sind die Mittel für den Zivilschutz von 
297 Millionen DM im Jahre 1969 auf 
583 Millionen DM in diesem Jahr ange­
wachsen. Schwerpunkte liegen insbe­
sondere in der Wiederaufnahme der 
Schutzbauförderung, in der Weiterent­
wicklung des Katastrophenschutzes und 
in der Wiederaufstockung und Fortfüh­
rung der Lebensmittelbevorratung. 

Ein Mangel des Konzepts der zivilen 
Verteidigung lag darin, daß Perfektionie­
rung der zivilen Verteidigung der tra­
gende Gedanke des Konzepts war. Der 
Perfektionismus ehrgeiziger Pläne stand 
wegen der nicht zu beschaffenden Haus­
haltsmittel dem Ausbau der Zivilverteidi­
gung im Wege. Die Entschlackung ehr­
geiziger Pläne ist daher der erste Schritt 
zur Steigerung der Wirksamkeit der Zivil­
verteidigung. Die Schritt-flJr-Schritt-Ver­
wirklichung eines realistischen Konzeptes 
ist ein größerer Beitrag zur zivilen Vertei­
digung als das unerfüllbare theoretische 
Konzept optimaler Lösungen, die sich 
ohnehin in kurzer Zeit oder mittelfristig 
nicht verwirklichen lassen. 



Nun ein Wort zum Schutzraumbau. Si­
cher, die bisherige Bilanz des Schutz­
raumbaus ist nicht zufriedenstellend. 
Bisher sind nur 1,8 Millionen neue 
Schutzplätze eingerichtet worden, zum 
Teil allerdings mit einer sehr aufwendi­
gen Ausstattung, die vereinfacht werden 
könnte. Ich bin also der Meinung, man 
könnte mehr Schutzräume bauen, wenn 
man auf eine allzu aufwendige Ausstat­
tung, wie sie in der Vergangenheit vor­
gesehen worden ist, verzichtete. Hinzu 
kommt eine Anzahl von Schutzmöglich­
keiten in Altbauten, natürlichen Stollen 
und ähnlichen Einrichtungen, über die 
jedoch keine genauen Zahlenangaben 
vorliegen. Wichtig sind daher ehrlicher 
Verzicht auf vollen Atomschutz - meine 
Damen und Herren, der ist nicht möglich 
- und Reduzierung technischer Anforde­
rungen zum Schutz gegen die Auswir­
kungen selektiven Einsatzes taktischer 
Atomwaffen und zum Schutz gegen Wir­
kungen konventioneller Waffen ein­
schließlich chemischer Angriffe. 

Die Leitidee einer neuen Konzeption 
der Schutzbauförderung ist: Breitenwir­
kung im Schutzraumbau muß Vorrang 
vor der technischen Perfektion bei einer 
geringeren Anzahl von Schutzplätzen 
haben. 

Wer heute das Fehlen von Schutzräu­
men beklagt, Herr Kollege Dregger, muß 
auch einmal die wirklichen Ursachen 
dafür nennen. Ende der 50er und Anfang 
der 60er Jahre, bei einem großen Neu­
bauvolumen, ist der Grundstein für die 
Probleme gelegt worden, über die wir 
heute diskutieren. Die Regierung Erhard 
hat die Schutzbaupflicht mit dem Haus­
haltssicherungsgesetz 1966 suspendiert. 
Damals wäre es sehr wirkungsvoll gewe­
sen, diese Schutzbaupflicht in den Neu­
bauboom der Nachkriegszeit einzuführen. 
Ich will diese Entscheidung, Herr Kollege 
Dregger, jetzt im nachhinein gar nicht 
kritisieren. Aber was damals nicht ge­
schehen ist, kann jetzt nicht im Eiltempo 
nachgeholt werden, und das müssen 
vor allen Dingen diejenigen einsehen , 
die jetzt Vorwürfe machen, aber damals 
an der Entscheidung mitgewirkt haben 
und sie mit zu verantworten haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Eine realistische Schutzbauförderung 
hat drei Ansatzpunkte: erstens Förderung 
des Baus von Hausschutzräumen in 
Wohngebäuden und Schulen durch Zu­
schüsse sowie steuerliche Abschrei­
bungsmöglichkeiten; zweitens Förderung 
des Baus von Mehrzweckanlagen - Tief­
garagen, Haltestellen und Bahnhöfen 
von unterirdischen Bahnen -, ohne daß 
zu hohe technische Schutzanforderungen 
gestellt würden; drittens Instandsetzung 
ehemaliger Schutzbauwerke, ebenfalls 

ohne überspannte technische Anforde­
rungen. 

Bei aller Forcierung der Schutzbauförde­
rung darf jedoch eines nicht außer acht 
gelassen werden: Die Verwirklichung 
dieser Konzeption braucht Zeit, meine 
Damen und Herren, braucht viel Zeit. 
Der Bedarf an Mehrzweckbauten kann 
nicht künstlich gesteigert werden, und 
Mehrzweckbauten dieser Art können 
auch nicht einfach befohlen werden. 
Bei aller Förderung des Baus von 
Schutzräumen bleibt es Sache des Bür­
gers, von den Zuschüssen und steuerli­
chen Abschreibungsmöglichkeiten als 
einer Hilfe zur Selbsthilfe Gebrauch zu 
machen. Zu einer Breitenwirkung im 
Schutzraumbau kann es nur dann kom­
men, wenn staatliche Maßnahmen und 
die Bereitschaft der Bürger, für Krisensi­
tuationen selbst Vorsorge zu treffen, 
zusammenkommen. 

Lassen Sie mich einige Bemerkungen 
zum Katastrophenschutz machen. Die 
Zielplanung der 60er Jahre zielte darauf 
ab, im Frieden 600000 für den Verteidi­
gungsfall ausgerüstete Helfer vorzuhal­
ten. Ich möchte hier erklären: Wollten 
wir an dieser Zahl festhalten - ich lasse 
das einmal offen - , müßten die Finanz­
mittel vervielfacht werden. Aber auch 
bei der jetzigen Finanzausstattung kann 
die Leistung des Katastrophenschutzes 
wesentlich gesteigert werden . Gerade 
weil sich die im Gesetz über die Erweite­
rung des Katastrophenschutzes festge­
legte Grundkonzeption eines einheitli­
chen Katastrophenschutzes in Frieden 
und im Verteidigungsfall als sachgerecht 
bewährt hat, haben wir eine solide 
Grundlage für Verbesserungen im Detail. 

Für den erweiterten KatastrophenSChutz, 
für den der Bund die Verantwortung 
trägt und der den Gefahren eines Ernst­
falles zu begegnen hat, ist in intensiven 
Verhandlungen mit den Ländern , kom­
munalen Spitzenverbänden und den 
Hilfsorganisationen ein mehrjähriges 
Programm der Weiterentwicklung erar­
beitet worden. Es gibt also keinen Still­
stand auf diesem Gebiet. Ich skizziere 
dieses Programm: 

Erstens. Die Konzeption eines einheitli­
chen KatastrophenSChutzes zur Bekämp­
fung von Katastrophen im Frieden und 
im Verteidigungsfall wird beibehalten. 

Zweitens. Auf die Mitwirkung von freiwil­
ligen Helfem im erweiterten Katastro­
phenschutz wird nicht verzichtet. Der 
Aufbau eines Zivilschutzkorps des Bun­
des aus berufsmäßigen Angehörigen 
und aus Wehrpflichtigen wird nicht ange­
strebt. Die Schaffung eines solchen In­
struments wäre weder finanziell realisier­
bar noch gesellschaftspolitisch eine Al­
ternative zu den freiwilligen Hilfsorgani­
salionen; es ware eine Diskriminierung, 

eine Herabsetzung der Menschen in 
den freiw illigen Hilfsorganisationen, 
meine Damen und Herren; die schaffen 
das nämlich selber. 
Drittens. Das Führungselement im Kata­
strophenschutz wird verbessert. Durch 
das von Bund und Ländern gemeinsam 
erarbeitete Modell einer Katastrophen­
schutzleitung und technischen Einsatzlei­
tung sind die strukturellen Voraussetzun­
gen für eine Optimierung der Zusam­
menarbeit im Katastrophenschutz ge­
schaffen worden. 
Viertens. Die Ausstattung der bestehen­
den Einheiten des erweiterten Katastro­
phenschutzes wird verbessert. Ein erster 
Schritt ist mit der schon erwähnten Erhö­
hung der Mittel für den Ausstattungsbe­
reich getan. Ich möchte dem Bundestag 
für seine Initiative ausdrücklich danken. 
Weitere Schritte werden folgen müssen. 
Wir werden uns über diese Schritte im 
Ausschuß im einzelnen unterhalten müs­
sen. 
Fünftens. An einer verwaltungsmäßigen 
Vereinfachung des Katastrophenschutzes 
wird gearbeitet. In einer Arbeitsgruppe, 
in der alle Beteiligten vertreten sind, 
konnten bereits beachtliche Ergebnisse 
erzielt werden. 
Sechstens. Die Zivilschutzgesetzgebung 
wird vereinfacht und damit auch transpa­
renter gemacht. In der nächsten Legisla­
turperiode wird dem Hohen Haus ein 
Gesetzentwurf vorgelegt werden können, 
der das Zivilschutzgesetz, das Gesetz 
über die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes und möglicherweise auch das 
Schutzbaugesetz zusammenfaßt. Hierzu 
werden die gerade in der letzten Zeit 
reichlich gewonnenen Erfahrungen noch 
abschließend ausgewertet und einge­
bracht werden. Ich bin geme bereit, über 
diese Vorbereitung im Ausschuß im ein­
zelnen zu berichten. 
Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Aul­
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung. Im Spannungs- und Ver­
teidigungsfall - ich möchte das nur kurz 
anreißen - ist sie für die Funktionsfähig­
keit der Gesamtverteidigung von beson­
derer Bedeutung. Diese Aufgabe fällt 
Bund und Ländern gemeinsam zu. Dies 
ist auch in dem " Programm für die In­
nere Sicherheit" der Ständigen Konfe­
renz der Innenminister so festgeschrie­
ben. Bereits nach dem heutigen Rechts­
stand ist sichergestellt, daß im Span­
nungs- und Verteidigungsfall der Grenz­
schutzdienstpflicht unterliegende Perso­
nen vom Polizeivollzugsdienst im Bun­
desgrenzschutz herangezogen werden 
können. Die Personalreserve nimmt 
allerdings ab; noch ermöglicht sie es 
jedoch, einen etwaigen Personalfehlbe­
stand des Bundesgrenzschutzes auszu­
gleichen und eine Verstärkung vorzu­
nehmen. 
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Es ist allerdings davon auszugehen, 
daß in einem Verteidigungsfall zur aus­
reichenden Erfüllung aller polizeilichen 
Aufgaben im Rahmen der Aufrechterhal­
tung der öffentlichen Sicherheit und Ord­
nung die Bildung von Polizeireserven 
in Bund und Ländem diskutiert werden 
muß. Ich muß hier deutlich sagen, das 
ist ntcht und gar n;chl an erster Stelle 
ein Problem des Bundes, sondern das 
sind Probleme, die die Länder haben. 

Lassen Sie mich einen letzten Punkt 
erwähnen: Aufklärung der Bevölkerung. 
Aufklärung der Bevölkerung über Fragen 
der Gesamtverteidigung und damit auch 
der zivilen Verteidigung ist dringend 
notwendig. Wir messen ihr besonderen 
Wert bei. Die Bundesregierung ist be­
müht, die Aufklärung der Bevölkerung 
gleichermaßen freimütig wie verständlich 
vorzunehmen, weil nur so Verteidi­
gungswille und Verteidigungsfähigkeit 
gefördert werden können. Dies bedeutet 
ehrliche, nüchterne und umfassene Un­
terrichtung der Bevölkerung über die 
Fragen der zivilen Verteidigung. Zivil­
schutzpolitik kann nur erfolgreich sein, 
wenn ihr im politischen Bereich und in 
der Offentlichkeit ein entsprechender 
Stellenwert eingeräumt wird . Es ist gar 
kein Zweifel, daß viele Jahre lang nach 
dem Kriege die Offentlichkeit für diese 
Fragen nicht sensibilisiert war, daß sie 
nicht bereit war, diese Fragen aufzuneh­
men. Das hat sich, meine ich, jetzt etwas 
geändert. 

Um es pointiert zu formulieren: Zivile 
Verteidigung muß als ganz normale, 
selbstverständliche Aufgabe angesehen 
werden. Die Aufklärungsarbeit zur 
Selbsthilfe der Bevölkerung ist daher 
elementarer Baustein eines Konzepts 
der zivilen Verteidigung. Es ist unerläß­
lich - ich greife das auf, was Herr Kol­
lege Möllemann gesagt hat - , daß der 
Bürger fur seinen privaten Bereich soweit 
wie möglich selbst Vorsorge trifft. Dieses 
Vorsorgebewußtsein drückt sich eben 
in freien Entscheidungen des Bürgers 
aus, selber, ohne staatlichen Zwang 
Vorsorge zu treffen. LeIder ist das bisher 
noch nicht in genügendem Maße ge­
schehen. Die Erfahrungen der Schneeka­
tastrophe in Schleswig-Holstein haben 
das gezeigt. Maßnahmen des Staates 
und Selbsthilfe des Bürgers müssen 
SICh also ergänzen, um eine Großkata­
strophe bewältigen zu können. 

Die Mitwirkung des Bürgers beschränkt 
sich aber nicht auf den Bereich der Ei­
genvorsorge. Sache des Bürgers muß 
auch die Mitarbeit in den Einheiten und 
Einrichtungen des Zivilschutzes sein. 
Ohne freiwillige, ehrenamtliche, aktive 
Beteiligung der Bevölkerung innerhalb 
und außerhalb der humanitären Hilfsor­
ganisationen ist Zivilschutz überhaupt 
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nicht möglich. Viele Tausende von eh­
renamtlichen Helfern geben ein hervorra­
gendes Beispiel für einen staatSbürgerli­
chen Dienst an der demokratischen Ge­
meinschaft. Wenn wir uber zivile Vertei­
digung diskutieren, sollten wir hervorhe­
ben, daß viele Tausende unserer Mitbür­
ger auf diesem Gebiet tagtäglich ehren­
amtltch tätig sind . 

Daher gilt es auch, die Effektivität des 
Bundesverbandes fur den Selbstschutz 
zu steigern. Ich nenne als Stichworte: 
Organisations- und Strukturmaßnahmen, 
Neuakzentuierung der Offentlichkeitsar­
beit, Aus- und Fortbildungsveranstaltun­
gen und verstärkte Kooperation mit an­
deren Stellen. 

Also ein weites Feld schwieriger Proble­
me. Sie lassen sich nicht einfach durch 
Deklarationen lösen, Herr Kollege Dreg­
ger. Hier darf nicht nur der Mund gespitzt 
werden, hier mußt gepfiffen werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber nicht 
auf dem letzten Loch! - Dr. Wömer 
[CDU/CSUj : Dann pfeifen sie endlich!) 

Ich bin gespannt, welche Vorschläge 
Sie im Ausschuß machen. Das Thema 
ist zu emst, um in Polemik zerredet zu 
werden. Die Bundesregierung sieht kei­
nen Anlaß für Vorwurfe an sie oder an 
die Koalitionsfraktionen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Gerlach. 

Gerlach (Obernau) jCDU/CSUj : Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Da­
men und Herren! Wohl noch nie in den 
letzten 25 Jahren wurde so oft, so inten­
siv und mit so beschwörenden Worten 
über die Notwendigkeit einer funktions­
tüchtigen Gesamtverteidigung gespro­
chen wie in den ersten drei Jahren dieser 
LegiSlaturperiode - leider etwas zu 
einseitig: seitens der Fraktion der 
CDUICSU. Heute hat sich beim ersten 
Redner der SPD-Frakllon gezeigt, daß 
noch sehr viellnformationsarbeit not­
wendig ist. Seine Ausführungen strotzten 
von Unsachlichkeit und offensichtlicher 
Unkenntnis der Zusammenhänge. Das 
war nicht sehr ermutigend. Ich hoffe, 
daß in den Beiträgen seitens der anderen 
Kollegen von Ihrer Seite noch etwas 
Besseres kommt. 

Die FDP-Fraktion hat In der Tat Ermuti­
gendes vorgetragen. Wir kennen natür­
lich die Programme. Nur, Herr Mölle­
mann, die Botschaft hor' ich wohl, allein 
es fehlen die Taten . Ich hoffe, daß bei 
den Ausschußarbeiten auch die Taten 
folgen werden. 

Wir können ein gut Teil dessen begrü­
ßen, was der Bundesinnenminister vor­
getragen hat. Wir wurden ihm weitge­
hend zustimmen. Nur, er verweist uns 

wiederum auf die Zukunft, auf die näch­
ste LegiSlaturperiode. Herr Innenminister, 
das habe ich von thren Vorgängem in 
der letzten Legislaturperiode ebenfalls 
gehört. Heute tragen wir die Veranwor­
tung in dieser so schwierigen Frage, 
Sie, ich, wir alle miteinander. Deswegen 
müssen wir heute die Steine setzen, 
die für eine funktionierende Gesamtver­
teidigung notwendig sind . 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich verrate kein Geheimnis, wenn ich 
feststelle, daß es die Fraktion der 
CDU/CSU war, die gleichsam das Tabu 
durchbrochen hat. Es schmeckt Ihnen 
nicht, wenn der Kollege Dr. Dregger 
in klarer Formulierung das zum Ausdruck 
bringt, was die Realität ist. 

(Dr. Wörner jCDU/CSUj : Sehr richtig!) 

Sie müssen zugeben, daß es um die 
Gesamtverteidigung sehr, sehr schlecht 
steht. Der Kollege Dregger legt den Fin­
ger auf die Wunde, die dadurch gekenn­
zeichnet ist, daß hinter einer hochgerü­
steten und hochqualifizierten Bundes­
wehr heute eine fast völlig schutzlose 
Zivilbevölkerung steht. Wir wissen aus 
Erfahrungen und Gesprächen mit Ange­
hörigen der Bundeswehr, daß dieses 
Mißverhältnis nicht ohne psychologische 
Auswirkungen auf den einzelnen Solda­
ten und seine Einsatzbereitschaft für 
die auf der Wehrpflicht beruhende Bun­
deswehr bleibt. 

Erstes Ziel unserer Sicherheitspolitik 
ist es, den Frieden zu erhalten, die Frei­
heit zu sichern und die demokratische 
Ordnung zu schutzen. Jüngste Studien 
der NATO und die Auswertung der Ma­
növer Wintex 1977 und 1979 haben 
bestätigt und unterstrichen, daß sich 
seit Aufstellung der Bundeswehr die . 
militärischen und politischen Rahmenbe­
dingungen unserer Sicherheitspolitik 
grundsätzlich geändert haben. Herr Bun­
desinnenminister, deswegen müssen 
wir heute andere SChwerpunkte setzen, 
als sie vor zehn Jahren gesetzt werden 
mußten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In dem gleichen Maße, wie die atomare 
Abschreckung an Wirkung verloren hat, 
ist der konventionelle Krieg wieder denk­
barer geworden. Unser Land wäre heute 
Hauptkriegsschauplatz. Dieser Situa­
tionsanalyse wird jedoch das Verteidi­
gungskonzept der Bundesregierung nicht 
gerecht. Selbst Freunden der Bundesre­
gierung ist aufgefallen, daß ihrer Antwort 
auf die Große Anfrage unserer Fraktion 
zur Sicherheitspolitik jeder Ansatzpunkt 
für ein Konzept der Gesamtverteidigung 
leider Gottes fehlt. 

Was macht die Situation so bedenklich? 
Erstens: Es fehlen Schutzplätze. Zur 
Zeit sind solche nur fur etwa 3 % - das 



sind 1,8 Millionen Bürger - vorhanden. 
Andere Staaten können das besser. 
Die Schweiz hat für über 80 %, die 
Schweden haben für über 65 %, die 
Dänen für 50 %, die Norweger für 40 % 
ihrer Bevölkerung Schutzräume. Es muß 
dazu gesagt werden: Bei unserer Bevöl­
kerung besteht ein großes Interesse 
an Schutzräumen. Nur sind die Mittel 
nicht vorhanden. Auch hier müssen nun 
einfach andere Schwerpunkte gesetzt 
werden, Herr Bundesminister. Ich be­
daure sehr, daß der Finanzminister jetzt 
nicht auf seinem Platz sitzt; denn er 
wäre in dieser Frage in der Tat der An­
sprechpartner. 

(Sehr richtig! bei der CDUICSU - Dr. 
Schäfer [Tübingenl [SPD] : Er ist in To­
kio!) 

Ich habe hier ein Schreiben des Innen­
ministers von Baden-Würt1emberg an 
meinen Kollegen Biechele. Er antwortet 
dem Kollegen Biechele, daß er sich um 
Schutzraumbauten in Schulen bemüht. 
Er stellt aber gleichzeitig fest, daß ihm 
eine Antwort des Bundesinnenministe­
riums zugegangen ist, daß die Mittel 
bis 1981 erschöpft sind . Was nutzt es, 
wenn draußen die Bevölkerung Schutz­
räume bauen will , wenn wir das forcieren 
und keine Mittel vorhanden sind? Hier 
muß die Konzeption geändert werden. 

(Beifall bei der CDUICSU) 

Ich habe hier weiter ein Schreiben der 
katholischen Pfarrcuratie St. Philippus 
aus München an meine Kollegin Krone­
Appuhn, sie wolle auch einen Schutz­
raum für 300 Personen bauen. Sie se­
hen, die Bürger wollen. Sie haben auch 
Mittel zugesagt bekommen; aber es 
sind viel zuwenig Mittel. Wegen der 
nunmehrigen Konzeption der Bundesre­
gierung reichen die Mittel nicht einmal , 
wenn man in den Anforderungen an 
die Qualität der Schutzräume ganz her­
untergeht, um primitiven Schutzraumbau 
zu betreiben. Das heißt, daß selbst die­
ser primitive Schutzraumbau wieder 
mangels Finanzmasse aufgegeben wer­
den muß, wenn die Konzeption nicht 
geändert wird . 

Ein weiteres Beispiel für das Interesse 
der Bevölkenung draußen ist die Tatsa­
che, daß Meldungen vorliegen, daß viele 
Bürger Schutzräume von Leuten kaufen 
- meine Damen und Herren, Sie hören 
richtig: kaufen -, die Schutzräume ge­
baut haben, sie aber wegen der geringen 
Familiengröße nicht voll ausnutzen. Sol­
che Leute bieten Schutzräume an, die 
man also, wie gesagt, kaufen kann. Das 
heißt, daß hier ein Interesse besteht 
und daß wir als Parlament die Verant­
wortung dafür tragen, daß dieses berech­
tigte Interesse auch realisiert werden 
kann. 

(Dr. Jentsch [Wiesbaden] [CDU/CSU]: 
Sehr richtig!) 

Zweitens. Ich habe gefragt: Was macht 
die Situation so bedenklich? Die techni­
sche Ausrüstung der Hilfsorganisationen 
ist veraltet. Viele von uns waren sicher 
schon draußen bei Übungen der Hilfsor­
ganisationen. Sie haben gemerkt, mit 
welchen Fahrzeugen, mit welchen Gerä­
ten sich diese Leute begnügen müssen: 
vom alten Borgward bis zum nicht mehr 
funktionierenden Funkgerät. Doch sie, 
die Frauen und Männer der Hilfsorgani­
sationen, beherrschen die Situation. 
Ich darf die Gelegenheit hier einmal 
nutzen, um ihnen zu danken, daß sie 
nicht aufgeben, daß sie weitermachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist, Herr Bundesminister, nicht damit 
gedient, wenn wir die Ziel projektion 
600 000 Helfer reduzieren und an den 
Mitteln ausrichten, die der Finanzminister 
zur Verfügung stellt. Die 600 000 sind 
vorhanden; wir können und wollen sie 
nicht einfach nach Hause schicken, son­
dern wir wollen ihren Idealismus nutzen. 
Denn bezahlen könnten wir das im 
Endergebnis alles nicht. Aber wir müssen 
sie unterstützen, die Frauen und Männer 
der Hilfsorganisationen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Drittens. Heute verläßt man sich bei 
Katastrophen - ich darf an die Großkata­
strophen erinnem - auf die Schützenhilfe 
von Bundeswehr und BGS. Aber: Die 
Bundeswehr steht im Verteidigungsfall 
nicht zur Verfugung, meine Damen und 
Herren. Ich hätte vom Innenminister 
heute, wo er ja viel Zeit hatte, seine 
Überlegungen hier darzulegen, auch 
gern einmal etwas zu der Frage gehört: 
Wie ist es denn mit schwerem Gerät? 
Soll solches angeschafft werden? Wie 
will man solchen Katastrophen - ohne 
Bundeswehr - künftig begegnen? 

Viertens. Viele Verwaltungsvorschriften 
hemmen mehr, als sie helfen. Hier muß 
eine Bereinigung stattfinden. 

(Dr. Dregger ]CDU/CSUI : Sehr richtig!) 

Fünftens. Es hapert am Zusammenspiel 
der Hilfsorganisationen. Das fängt bei 
unterschiedlichen Ausbildungskonzepten 
an und hört bei unterschiedlichen Funk­
frequenzen auf. 

Sechstens. Ehrenamlliches Engagement 
wird durch Bürokraten erschwert und 
oft sogar belächelt. Ich darf nur daran 
erinnern , daß die freiwilligen Helfer für 
ihre Honorare auch noch Steuern bezah­
len müssen. 

Siebtens. Die Nahrungsmittelreserven 
wurden ersatzlos gestrichen. Was an 
Ansätzen jetzt wieder vorhanden ist, 
ist ganz einfach zuwenig und für die 
Zukunft nicht ausreichend . Hier muß, 

wenn wir feststellen, daß in einer Kata­
strophensituation nicht einmal die not­
wendige Säuglingsmilch vorhanden ist, 

(Jäger [Wangen] ICDU/CSU]: Verant­
wortungslos!) 

eine grundsätzliche Ändenung stattfinden. 

Achtens. Kein Arzt, kein Lehrer, kein 
Familienvater weiß, was er im Ernstfall 
zu tun hat. Nur einer weiß es: der Soldat. 
Welch ein Mißverhältnis, meine Damen 
und Herren! 

(BroIlICDU/CSUI : Richtig!) 

Es braucht nicht besonders betont zu 
werden, daß es heute nicht mehr allein 
die Armee ist, die gegen Armeen anzu­
treten hätte. So wie sich ein Angriff auf 
einen Staat heute gegen seine pOlitische 
Struktur, seine Wirtschaft, die Nation 
als Ganzes und nicht nur gegen die 
Armee richtet, so muß auch die Verteidi­
gung auf allen Gebieten ins Auge gefaßt 
werden, auf denen der Staat angegriffen 
werden kann . Wenn es an irgendeiner 
Stelle fehlt, wenn die geistige Bereit­
schaft des Volkes zum Widerstand fehlt, 
wenn die wirtschaftlichen Vorbereitungen 
schlecht getrOffen worden sind , wenn 
nicht durch Zivilschutz für das Überleben 
der Nation gesorgt worden ist , wird das 
Ganze in Frage gestellt. Die größten 
Anstrengungen auf anderen Teilgebieten 
können dann nicht zum Ziele führen. 
Das in diesem Zusammenhang öfter 
gebrauchte Bild von der Kette ist offen­
bar richtig . Es ist absurd, zu denken, 
das dritte oder das fünfte Glied dieser 
Kette könne ruhig etwas schlechter sein, 
wenn nur das erste und noch das zweite 
kräftig seien. Die Kette wird an ihrer 
schwächsten Stelle reißen; das Ganze 
hält nicht. 

Die militärische Verteidigung ist von 
der zivilen Unterstützung abhängig. Das 
betrifft die MOB-Ergänzung aus dem 
zivilen Bereich, die zivilen Leistungen 
für die Versorgung und auch das Trans­
port- und Fernmeldewesen. Es ist aller­
dings bedauerlich, in diesem Zusam­
menhang erwähnen zu müssen, daß 
allseits Klage darüber geführt wird , Ge­
neräle der Bundeswehr und auch Spitzen 
des Bundesverteidigungsministeriums 
würden den Aufgabenbereich der zivilen 
Verteidigung nicht genügend unterstüt­
zen, vor allem die finanziellen Forderun­
gen zur ErhÖhung der entsprechenden 
Haushaltsansätze nicht mit vertreten. 
Sogar der Bundeskanzler erinnert sich 
nicht mehr daran , was er seinerzeit­
Herr Dr. Dregger hat es zitiert - als In­
nensenator von Hamburg für unabding­
bar notwendig erachtet hat, nämlich 
eine funktionstüchtige Zivilverteidigung 
als Ergänzung der militärischen Verteidi­
gung. 

Ich fasse zusammen: Was ist zu tun? 
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Erstens. Das Engagement des Staates 
und der in ihm Verantwortung Tragenden 
für die Bedeutung und die Aufgabe der 
zivilen Verteidigung muß in der öffent­
lichkeit verstärkt werden. 

Zweitens. Die Zivilverteidigung muß 
durch Bereitstellung adäquater Finanz­
mittel des Bundes Insbesondere für die 
Ersatzbeschaffung von standardisierten 
Fahrzeugen und Geräten, für den 
Schutzraumbau und für eine Verbesse­
rung des Alarmsystems aller Katastro­
phenschutzeinheiten gestärkt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Drittens. Die Zusammenarbeit der zivilen 
und militärischen verantwortlichen Stellen 
auf Kreis-, Landes- und Bundesebene 
muß verbessert werden, vor allem durch 
die Förderung der freiwilligen Hilfsorgani­
sationen in ihrem Engagement und durch 
den Abbau der eine wirkungsvolle Zu­
sammenarbeit der Organisationen hem­
menden VerwaltungslJorschriften. 

Viertens. Die Aufklärung über die Frie­
dens- und Sicherheitspolitik der Bundes­
republik Deutschland und somit auch 
über die Bedeutung und die Aufgaben 
der zivilen Verteidigung im Rahmen des 
Sozial- und Gemeinschaftskundeunter­
richts in den Schulen muß vertieft wer­
den. 

Wenn man die funktionelle Bedeutung 
der verschIedenen Sektoren für die Ver­
teidigung richtig sieht, muß von diesen 
anderen Diensten der Schatten des Sub­
sidiären und des Zweitklassigen genom­
men werden. Gesamtverteidigung ver­
langt eine besondere Straffung der Funk­
tionen des Staates fur den Fall des 
Druckes von außen. Alles, was dieser 
Verstärkung dient, muß als Dienst grund­
sätzlich gleichen Wert und gleiche Würde 
besitzen. Strategische Einsicht ist Ein­
sicht in Funktionszusammenhänge. Wer 
funktionell denkt, darf zwar durchaus 
Prioritäten setzen, er muß das zweifellos, 
aber er wird Hierarchien bejahen, die 
funktionell legitimiert sind. Gesamtvertei­
digung erstreckt sich nicht nur auf alle 
Sektoren des nationalen Lebens, son­
dem bedarf der tieferen Begründung. 
Alle pragmatische Politik und alle prakti­
schen Vorbereitungen zur Verteidigung 
sind an geistige Fundierungen gebunden. 

Im ubelgen darf ich auf den vorgeschla­
genen Beschlußkatalog in unserem An­
trag zur GesamtverteidlQung in der 
Drucksache 8/2295 verweisen. Uns ist 
bewußt, daß unsere Vorschläge noch 
mancherlei Bereicherungen erfahren 
können. Trotz des wenig erfreulichen 
Anfangs heute durch den Vertreter der 
SPD-Fraktion hege ich die Erwartung, 
daß das Parlament bei den weiteren 
Beratungen unseres Antrags nicht an 
wesentlichen Problemen vorbeihastet, 
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so wie das heute in dieser zweistündigen 
Debatte getan werden muß, oder sich 
an den Problemen vorbeimogelt. 

Ich sehe durchaus gute Ansätze für 
eine gedeihliche Zusammenarbeit zwi­
schen Koalition und Opposition in dieser ' 
für unsere Bürger so lebenswichtigen 
Frage. Voraussetzung bleibt allerdings, 
daß unsere Vorschläge nicht ausgelaugt, 
vielmehr eher zielstrebig bekräftigt und 
ergänzt werden. Ich meine, es ist aller­
hÖChste Zeit, in den Problembereichen 
der Gesamtverteidigung Nägel mit Köp­
fen zu fertigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vize präsident Frau Funcke: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Nöbet. 

Or, Nöbel (SPD): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die SPD-Fraktion 
im Deutschen Bundestag begrüßt jede 
Initiative, die geeignet ist, bei der Lösung 
von Problemen auf dem schwierigen 
Gebiet der zivilen Verteidigung mitzuhel­
fen. Es ist unbestritten, daß hier ein ech­
ter Nachholbedarf besteht. 

Ich bedaure die Art und Weise und die 
Härte, mit der die Auseinandersetzung 
heute hier geführt wurde. Von Herrn 
Dregger sind wir ja einiges gewöhnt. 
Aber Sie, Herr Gerlach, habe ich nicht 
wiedererkannt. Wahrscheinlich sind Sie 
anders , wenn Sie ein Mikrophon vor 
dem Mund haben. 

(Dr. Schäfer ITübingenllSPDI: Er ist 
programmiert worden! - Gertach I Ober­
nauI ICDU/CSUI : Habe ich etwas 
Schlimmes gesagt, Herr Kollege? Brin­
gen Sie ein Zita!!) 

- Sie haben z. B. gesagt, daß - sehr 
einseitig - in den letzten drei Jahren 
wie noch nie in den letzten 25 Jahren 
über zivile Verteidigung geredet worden 
sei 

(Gerlach l0bernauIICDU/CSUI : In die­
sem Haus!) 

und daß immer Ihre Fraktion dazu den 
Anstoß gegeben habe. Ich muß Sie erin­
nem: Sie sind Leiter der Arbeitsgruppe 
Zivilschutz im Innenausschuß des Bun­
destages. Was ist denn von Ihrer Seite 
außer Fragen an die Regierung gekom­
men? In dieser Gruppe ist so viel wie 
nichts gelaufen. Dort ist eines positiv 
gekommen: das Programm, das unsere 
Fraktion eingebracht hat. Und wir muß­
ten mit unseren Haushaltsleuten im 
Haushaltsausschuß dafur sorgen, daß 
diese Zusatzmittel bewilligt werden konn­
ten. So sieht es aus. 

(Beifall bei der SPD - Gerlach l0bernaul 
ICDU/CSUI : Herr Kollege, da haben 
Sie in dieser Zeit aber geschlafen!) 

Nun zu Ihrem Antrag. Auch ich habe 
nur eine kurze Redezeit. Ein ernstge­
meinter Antrag kann ja wohl nicht vom 

Erwecken des Eindrucks ausgehen, 
wir ständen vor einem Nichts und durch 
Ihren Antrag sei der Schlüssel zu der 
gewünschten Optimallösung geliefert. 
Unter dem Stichwort " Gesamtverteidi­
gung" - das ubelgens keine neue Erfin­
dung ist - soll der Eindruck erweckt 
werden, unsere Verteidigungsfähigkeit 
sei nicht gewährleistet. Unter " Gesamt­
verteidigung" verstehen wir alle gesamt­
politischen Voraussetzungen zur Frie­
denserhaltung: die Politik der Friedenssi­
cherung . 

Kern Ihres Entschließungsantrags ist 
die Forderung nach Maßnahmen auf 
dem Gebiet der zivilen Verteidigung, 
ausgehend von dem pauschalen Vorwurf, 
die Bundesregierung habe sich ihrer 
Verantwortung für den Schutz der Zivil­
bevölkerung entzogen. Diesen Vorwurf 
weisen wir zurück. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie hätten - das ist schon angesprochen 
worden - diesen Vorwurf bis einschließ­
lich 1966 allen Bundesregierungen un­
eingeschränkt so global tagtäglich ma­
chen können . Das haben Sie versäumt. 
Zugegeben, auch heute ist manches 
noch nicht in Ordnung. Aber es wurden 
nicht unwesentliche, sondern wesentliche 
Verbesserungen geschaffen bzw. gerade 
in dieser Wahlperiode, Herr Gerlach , 
in Angriff genommen. 

Ich komme jetzt zu Ihren einzelnen For­
derungen und Vorschlägen. 

Sie fordern Rahmenrichtlinien zur " Orga­
nisation und Koordination der zivil-militäri­
schen Zusammenarbeit auf allen Verwal­
tungsebenen", in denen " der Umfang 
der zivilen Verteidigung festzulegen und 
ein Stufenplan fur ihre Verwirklichung 
vorzusehen" ist. 

Hierbei vermissen wir Genauigkeit. Sie 
haben sich ja durch Herrn Dr. Dregger 
sehr geschickt herausreden lassen, der 
sogleich einschränkte: Ein neues Kon­
zept wird in "Umrissen" sichtbar. Ich 
wiederhole: Hier vermissen wir Genauig­
keit. Wollen Sie - so fragen wir - die 
bereits gültigen und geltenden Konzep­
tionen für den zivilen und den militäri­
schen Bereich abgeschafft, geändert 
oder ergänzt wissen? Sie sind ja aufein­
ander abgestimmt Oder geht es darum, 
oHene Richtlinien mit dem Ziel zu formu­
lieren, die Sicherheitspolilik für die Be­
völkerung durChSichtiger zu machen -
natürlich mit den Nachteilen, die Offen­
legungen in diesem Bereich zum Teil 
ohne weiteres mit sich bringen? Hier 
sind Grenzen gesetzt. Oder geht es 
Ihnen um Kompetenzverlagerung auf 
den Bund, z. B. in Form eines Rahmen­
gesetzes? Darüber müßte erst einmal 
detailliert gesprochen werden. Wir sind 
dazu bereit. Denn mehr Richtlinien kön-



nen mehr Verwirrung und mehr Kompli­
zierung stiften. 

(Zuruf des Abg. Pensky [SPDJ) 

- In diesem Haus wird doch dauernd 
von Verwaltungsvereinfachung gespro­
chen. Wir haben es begrüßt, daß die 
Exekutive einen Wust von Verwaltungs­
vorschriften abgebaut hat und dies in 
Absprache mit den Ländern weiter for­
ciert . Das haben wir zunächst einmal 
als wesentlich angesehen. 

Sie wollen - ich zitiere - "für die lau­
fende Koordination der Maßnahmen 
der Gesamtverteidigung eine Zentral­
steIle im Bundeskanzleramt" eingerichtet 
wissen. Dies geht nicht, und zwar zum 
einen nicht aus verfassungsrechtlichen 
Gründen, weil die Ressortaufgaben den 
Ressortministern in eigener Verantwor­
tung obliegen. Zum anderen fragen wir 
uns, ob Sie den Bundessicherheitsrat 
ersetzen wollen. Er ist die Koordinie­
rungsstelle als Gesamtverteidigungsor­
gan zwischen den Ressorts. Die Ent­
scheidungsbefugnis liegt ohnehin beim 
Kabinett. 

Sie fordern " die Festlegung einer ver­
bindlichen Führungsorganisation für alle 
Verwaltungsebenen". Die Führungsrnög­
lichkeit der bundeseigenen Verwaltung 
ist gegeben. Die Bundesauftragsverwal­
tung existiert auch im Verteidigungsfall. 

Nun gilt natürlich im Zivilschutz- und 
Sicherstellungsbereich für die Kommu­
nalebene bei dem, was im Auftrag des 
Bundes auszuführen ist, die generelle 
Zuständigkeit des jeweiligen Hauptver­
waltungsbeamten. Entwürfe zur Bildung 
von Arbeitsstäben für die obersten Lan­
desbehörden durch die Landesregierun­
gen und ebenso für die obersten Bun­
desbehörden im Rahmen der Ausweich­
planung liegen vor. Für den letzteren 
Bereich bereitet die Bundesregierung 
eine gemeinsame Geschäftsordnung 
für den Verteidigungsfall vor. 

Was man kritisieren könnte, ist die Tat­
sache, daß vieles mehr oder weniger 
vom persönlichen Engagement etwa 
des jeweiligen Hauptverwaltungsbeamten 
bzw. des von ihm eingesetzten Dezer­
nenten abhängig ist. Aber wollen Sie 
persönlichen Einsatz durch Modelle, 
durch immer wieder neue Richtlinien 
bewerkstelligen? Sorgen Sie bitte mit 
dafür, daß die örtlichen Räte, die Ge­
meinderäte, die Stadträte, die örtlichen 
Kommunalpolitiker, die örtlichen Partei­
gremien sich auf diesem Felde mehr 
bemühen als bisher, daß Zivilschutzaus­
schüsse in den Kommunen eingerichtet 
werden, daß die Verwaltungen durch 
die örtlichen Politiker auch auf diesem 
Felde besser kontrolliert werden! Das 
wäre eine Aufgabe jeder politischen 
Partei. Wenn ich Ihre Forderung nach 

" verstärkter Vorbereitung der Verwaltung 
auf ihre Verantwortung im Verteidigungs­
fall " so deuten darf, daß die Führung 
von Einsatzverbänden damit gemeint 
ist, so kann ich Ihnen unser uneinge­
schränktes Ja mitteilen. Zur Zeit wird 
zwischen den Innenministern von Bund 
und Ländern das Modell einer bundes­
einheitlichen Katastrophenschutzleitung 
für diesen Zweck auf Kreisebene erörtert. 
Insofem ist Ihre Forderung überholt. 
Ich möchte auch daran erinnern, daß 
in den Fällen, in denen zur Erfüllung 
von Aufgaben ein von den obersten 
bis zu den unteren Behörden durchge­
hender Weisungsstrang für unerläßlich 
gehalten wird , diese Aufgaben in bun­
deseigener Verwaltung wahrgenommen 
werden. 

Vize präsident Frau Funcke: Herr Kolle­
ge, gestatten Sie eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Gerlach? 

Dr. Nöbel (SPD): Bitte sehr! 

Gerlach (Obernau (CDU/CSU) : Herr 
Kollege, würden Sie mir zustimmen, 
daß unser Antrag vom 16. November 
1978 stammt und daß ein ganzer Teil 
der von Ihnen genannten und in Erarbei­
tung befindlichen Vorlagen damals noch 
nicht in Angriff genommen worden war? 

Dr. Nöbel (SPD): Daß der Antrag vom 
November 1978 ist, kann ich bestätigen. 
Wieviel von den Vorarbeiten der Regie­
rung schon in Ihrem Antrag enthalten 
ist, vermag ich nicht genau zu umreißen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr 
gut!) 

Wamdienst, Technisches Hilfswerk, 
Bundesverband für den Selbstschutz, 
Teile des Sicherstellungsbereiches -
all das sind Aufgaben, die in bundes­
eigener Verwaltung wahrgenommen 
werden. Andererseits sind doch regionale 
und dezentrale GeSichtspunkte nicht 
von der Hand zu weisen. Die Entschei­
dung vor Ort können Sie nicht aus­
schließlich in Bonn fällen. Im übrigen 
haben wir ein Grundgesetz. Natürlich 
sehen auch wir personelle, finanzielle 
und andere Rahmenbedingungen im 
Bereich von den Gemeinden an aufwärts. 
Das ist klar. Natürlich sind die Vorberei­
tungen der Verwaltung auf ihre Verant­
wortung im Verteidigungsfall zu verstär­
ken, und dies geschieht auch. Es gibt 
eine Reihe kontinuierlicher Maßnahmen 
für diesen Zweck: zivile Übungen, zivile 
Beteiligungen an militärischen übungen 
- diese hat es früher nicht gegeben - , 
Verbesserung des Ausbildungswesens, 
organisatorische, personelle und mate­
rielle Vorkehrungen, zivile Alarmplanung 
bis hin zur Komplettierung der noch feh­
lenden Rechtsgrundlagen. 

Sie wollen nach Ihrem Antrag die Heran-

ziehung der von Wehr- und Zivildienst 
Freigestellten zur Dienstleistung im Zivil­
schutz mit Eintritt des Verteidigungsfalles 
sichergestellt wissen. Speziell in diesem 
Punkt kommt es in der Tat darauf an, 
klare Regelungen in Ergänzung des 
Arbeitssicherstellungsgesetzes zu finden, 
auf das Kollege Möhring hingewiesen 
hat. Nach diesem Gesetz können be­
kanntlich Männer und Frauen für Vertei­
digungszwecke an ihre Arbeitsplätze 
gebunden oder in private Arbeitsverhält­
nisse verpflichtet werden. 

Die Opposition fordert die Vereinfachung 
der Zivilschutzgesetzgebung. Im Gesetz 
über die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes von 1968 ist als Grundkonzep­
tion der einheitliche Katastrophenschutz 
zur Bekämpfung von Katastrophen im 
Frieden und im Verteidigungsfall festge­
legt, eine bewährte Konzeption, die von 
den Ländern als Modellgesetz anerkannt 
ist und die LandeskatastrophenSChutzge­
setzgebung nach sich gezogen hat -
leider noch nicht in allen Ländern; auch 
das müssen wir sehen. 

Das Zivilschutzgesetz wurde 1976 novel­
liert. Die Gesetzgebung entspricht nach 
unserer Meinung bisher der gegenwärti­
gen Bedürfnislage, was nicht bedeutet, 
daß Ausbildung, Ausstattung und insbe­
sonere Leitungs- und FÜhrungsstruktur 
nicht verbessert werden müßten. Die 
Innenminister des Bundes und der Län­
der haben ein Modell erarbeitet, um 
bundesweit die unverzügliche Einsatzbe­
reitschaft im Bedarfsfall, im Frieden und 
im Verteidigungsfall gleichermaßen, 
sicherzustellen. 

Ich erinnere auch an die Abstimmung 
mit den Ländem und kommunalen Spit­
zenverbänden über ein neues Ausbil­
dungskonzept. 

Was die Ausstattung betrifft, so kann 
ich auf die Bemühungen gerade meiner 
Fraktion hinweisen, auf die Mittelaufstok­
kungen im vorigen Jahr und das Finanz­
sonderprogramm für die Jahre 1979 
bis 1983. 
All diese konkreten und konzeptionellen 
Verbesserungen, die umfassende Verein­
fachung der Verwaltung sind der realisti­
sche Beitrag zur Verbesserung des ge­
samten Zivilschutzes. Dies mußte vor­
dringlich sein und muß auch vorangetrie­
ben werden. 

Nachdem wir nun endlich nach vielen 
Jahren, nach Jahrzehnten des Hin und 
Her, sogar des Rückschritts - an den 
Eklat von 1965/66 will ich hier gar nicht 
mehr erinnern - , handfeste Ergebnisse 
vorweisen können und auch die Länder 
auf der Grundlage des Gesetzes von 
1968 nachgezogen haben bzw. dabei 
sind nachzuziehen, ist Ihre Forderung 
nach Gesetzesvereinfachung zwar nicht 
abwegig, aber doch nur eine Bestätigung 
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für die Bundesregierung, die die Realisie­
rung dieses Zieles bereits mit Vorrang 
betreibt. wie der Herr Bundesinnenmini­
ster hier soeben bestätigt hat 

Dabei bleibt es bei der vollzogenen Inte­
gration von friedenszeitlichem und erwei­
tertem Katastrophenschutz durch Kon­
zentration der Bundesrnaßnahmen auf 
die Bereiche, deren Funktionsfähigkeit 
im Verteidigungsfall entscheidende Be­
deutung hätte. 

Sie fordern die gesetzliche Pflicht zum 
Schutzraumbau in privaten und öffentli­
chen Neubauten. Die Bilanz des Schutz­
raumbaus ist insbesondere deshalb ne­
gativ - darauf ist schon mehrfach hinge­
wiesen worden,.und Herr Dregger hat 
gesagt, dies sei seine Gewissensbela­
stung - , weil er in der Wiederaufbau­
phase versäumt wurde. Aber so einfach 
kann man sich nicht zurückziehen. Da­
mals wäre es schon allein aus baulichen 
Gründen leichter gewesen; das muß 
man doch hinzufügen. 

Ich möchte wiederholen, was damals, 
am 15. April 1964, der heutige Vorsit­
zende des Haushaltsausschusses zu 
diesem Punkt von dieser Stelle gesagt 
hat - ich zitiere - : 

Wir sollten uns aber auch in ZukunH 
hüten, auf dem Gebiet des zivilen Bevöl­
kerungsschutzes Fehlinvestitionen vorzu­
nehmen. 

(Dr. Schäfer ITübingenJ ISPDI: Sehr 
richtigl) 

Er sagte das als Antwort auf die eindeu­
tigen Forderungen der SPD-Fraktion. 
Er fuhr fort: 

Wir sollten uns im wohlverstandenen 
gemeinsamen Interesse darüber unter­
halten, ob wir den LuHschutzbau dadurch 
unmöglich machen wollen, daß wir dem 
Staat die volle Last aufbürden ... 

Das wollen Sie heute nachholen. 

Wir haben die Mittel für den Schutz­
raumbau erhöht Die Hälfte der Mittel 
geht an die Altbunkersanierung, was 
natürlich auch aus städtebaulichen Grün­
den eine wichtige Angelegenheit ist 
Ebenso wichtig sind die Mittel für Hilfs­
krankenhäuser. Dadurch sind entschei­
dende neue Impulse zu erwarten, nicht 
zuletzt fur die eigene Initiative der Bür­
ger. Ohne die Bereitschaft der Bürger, 
unter Ausnutzung der staatlichen Hilfen 
- über die HÖhe kann man streiten, Herr 
Gerlach, das gebe ich Ihnen zu; hier 
können wir gemeinsam noch etwas ver­
suchen - selbst etwas für ihren eigenen 
Schutz zu tun, ist der Schutzraumbau 
nicht möglich. Es bedarf dieser Bürgerini­
tiative auf breiter Basis. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Eine Schutzbaupflicht brächte überdies 
Erschwernisse beim Bauen, auch uner-
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wünschte Baupreissteigerungen. Mieter­
höhungen und was damit alles verbun­
den ist 

Wir sehen auch den mündigen Burger, 
der von uns etwas anderes erwartet 
als die Schutzbaupflicht Durch verstärkte 
Aufklärung ist vieles zu machen. 

Die Opposition fordert ein Gesundheitssi­
ehersteIlungsgesetz. Dieses ist in Vorbe­
reitung. Auf Grund der erforderlichen 
Vorabstimmungen mit den Verbänden, 
mit den Ländern, innerhalb der Ressorts 
und auch auf Grund neuer wissenschaft­
licher Erkenntnisse, durch die Berück­
sichtigung von Obungserfahrungen hat 
sich die Erstellung des Entwurfs etwas 
verzögert. Er kommt aber. 

Die Opposition fordert den Vollzug der 
Gesetze zur Sicherstellung der Versor­
gung der Bevölkerung, der Streitkräfte 
usw. Natürlich werden die Rechtsgrund­
lagen angewandt In dieser Wahlperiode 
wird die sogenannte zivile Verteidigungs­
reserve wieder aUfgestockt Ziel ist die 
Versorgung mit verzehrfertigen Lebens­
mitteln als tägliche warme Mahlzeit für 
30 Tage. Daneben besteht die " Bundes­
reserve Getreide". Die Babynahrung 
als besonderes Produkt ist nicht zu ver­
gessen. Eine Mitteiaufstockung um 8,5 
Millionen DM wurde bereits vorgenom­
men. 

Es sind also auch auf diesem Gebiet 
Fortschritte zu verzeichnen. Es läßt sich 
leicht sagen: Das ist alles zuwenig, das 
reicht nicht 

Oie Nachversorgungsmöglichkeiten durch 
die EG und das Atlantische Bündnis 
erwähne ich am Rande. Das wird bei 
diesen Argumentationen immer wieder 
vergessen; ich nehme an: bewußt. 

Sie fordern die verbesserte Aufklärung 
der Bevölkerung. Darüber ließe sich 
angesichts der morgigen Fragestunde 
viel sagen. Ich stelle nur fest: 50 Millio­
nen DM stellt der Bund dem Bundesver­
band für den Selbstschutz jährlich zur 
Verfügung. Diesem Verband obliegt es, 
im Frieden die Bevölkerung über die 
Wirkungen von Angriffswaffen und über 
Schutzmöglichkeiten, über Aufgaben 
und Maßnahmen des Selbstschutzes 
aufzuklären, die Gemeinden, Landkreise, 
Behörden und Betriebe bei der Unterrich­
tung und Ausbildung im Selbstschutz 
zu unterstützen. 

Uns liegt daran - das versichere ich 
hier -, die Effektivität dieses Verbands 
zu verbessern. Wir stellen in letzter Zeit 
fest, daß bereits erhebliche Fortschritte 
erzielt werden konnten. Nur möchte ich 
davor warnen, immer nur zu kritisieren 
und die dort Tätigen mutlos zu machen. 
Wir müssen ihnen helfen. 

Sie fordern von der Regierung, sie solle 
alle zwei Jahre über die Lage der Ge-

samtverteidigung unterrichten. Dabei 
wird andererseits interfraktionell, wenn 
ich das richtig begriffen habe, versucht, 
das Parlament vor der Flut der Berichte 
seitens der Regierung zu bewahren. 
Regierungserklärungen, Berichte zur 
Lage der Nation, Haushaltsberatungen, 
Debatten über die Sicherheitspolitik ge­
ben ausreichend Gelegenheit, Ihrem 
Anliegen gerecht zu werden. Wir sollten 
nicht noch zusätzliche Berichte anfor­
dern. 

Lassen Sie mich abschließend ergänzen: 
Tagtäglich tun unsere Hilfsorganisationen 
draußen ihre Pflicht. Sie sind mir in der 
Debatte heute hier etwas zu kurz ge­
kommen. Sie würden ihre Pflicht auch 
im Verteidigungsfall erfüllen. Das Deut­
sche Rote Kreuz, der Malteser-Hilfs­
dienst, der Arbeiter-Samariter-Bund, die 
Feuerwehren - das alles zusammenge­
nommen macht über 1,2 Millionen freiwil­
lige Helfer aus 

Denken wir an die Leistungen in der 
Katastrophenmedizin - darüber wurde 
hier kein Wort gesagt - , an die Wissen­
schaftler und ihre Leistungen in der 
Schutzkommission beim Bundesminister 
des Innern; denken wir an die beispiel­
haften, großartigen Erfolge im Hub­
schrauberrettungsdienst. 

(Pensky I SPDj : Paßt nicht ins Bild!) 

Das wird immer wieder verschwiegen, 
es paßt nicht ins Bild. 

Aber wir möchten diese Gelegenheit 
wahrnehmen, von dieser Stelle aus wie­
derum unseren Dank und unsere Ver­
bundenheit all denen gegenüber auszu­
sprechen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Biehle. 

Siehle (CDU/CSU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Da­
men und Herren! Lassen Sie mich nach 
den Ausführungen meiner beiden Kolle­
gen Dr. Dregger und Gerlach auch ein­
mal aus der Sicht eines Verteidigungspo­
litikers der CDU/CSU-Fraktion einige 
Gesichtspunkte zur Gesamtverteidigung 
ansprechen. Doch zunächst ein paar 
Vorbemerkungen. 

Herr Bundesminister Baum meinte zu 
dem Kollegen Dregger, er sollte es nicht 
bei Allgemeinplätzen belassen, obwohl 
in der Tat eine ganze Reihe von konkre­
ten Punkten aufgeführt worden sind . 
Jedenfalls - und das darf ich hier fest­
stellen - ist das erste Mal in dieser Le­
gislaturperiode durch die Initiative der 
CDUICSU erreicht worden , daß ein Bun­
desminister überhaupt zu den Fragen 
der Gesamtverteidigung Stellung bezo­
gen hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 



Herr Bundesminister Baum meinte, wir 
sollten der Bevölkerung nicht Angst sug­
gerieren. Es geht nicht darum, Angst 
zu suggerieren, sondern ähnlich wie 
bei den Renten, bei der Schuldenwirt­
schaft und vielen anderen Bereichen 
der Bundespolitik darum, dem Bürger 
die Realitäten aufzuzeigen, die Wahrheit 
zu sagen und daraus die Konsequenzen 
zu ziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte auf das zurückkommen, was 
der Kollege Möhring gesagt hat. Unter 
Entspannungsbemühungen verstehen 
wir natürlich auch Gegenleistungen, 
nicht einseitige Leistungen. Wenn wir 
auf der anderen Seite die enorme Aufrü­
stung des Warschauer Paktes, wenn 
wir die Grenzbefestigungen, wenn wie 
die Betriebskampfgruppenaufstellung 
in der DDR und vieles andere mehr se­
hen, dann dient dies sicherlich nicht 
der Entspannung. 

Gesamtverteidigung ist die Zusammen­
fassung aller zivilen und militärischen 
Verteidigungsanstrengungen. Das heißt, 
daß der Staat nicht nur im militärischen 
Bereich abwehrbereit sein muß, sondern 
er muß auch sicherstellen, daß im Ernst­
fall die Substanz und die Grundfunktio­
nen des öffentlichen und privaten Lebens 
erhalten bleiben. Der Bürger hat einen 
Rechtsanspruch auf Zivilschutz. Das 
ergibt sich auch aus dem unveräußerli­
chen Recht auf Leben und freie Entfal­
tung der Persönlichkeit. Militärische Ver­
teidigung ohne zivile Verteidigung ist 
sinnlos. Wie soll denn ein junger Wehr­
pflichtiger motiviert werden , sich für die 
Verteidigung unserer freiheitlichen Ord­
nung einzusetzen und notfalls auch tap­
fer zu kämpfen, wenn er weiß, daß seine 
Familie und die Heimat ungeschützt 
sind? 

Der Stellenwert der militärischen und 
zivilen Verteidigung bemißt sich ohne 
Zweifel an der nüchternen und realisti­
schen Beurteilung der Sicherheitslage , 
in der sich unser Land, Europa und das 
Bündnis befinden. Dazu muß ich Ihnen 
sagen, Herr Minister Baum, die Rahmen­
bedingungen in der Sicherheitslage ha­
ben sich verändert, sowohl im konventio­
nellen als auch im nuklearen Bereich. 
Dies ist zu beachten. 

Lassen Sie mich trotz der Dienstvor­
schrifthinweise des Kollegen Möllemann 
als der FDP-Mehrzweckwaffe heute 
morgen auch einen Hinweis auf Herrn 
Wehner geben. Wer wie Wehner wider 
besseres Wissen und gegen die Feststel­
tungen aller militärischen und zivilen 
Fachleute die in der Geschichte einma­
lige Aufrüstung in der Sowjetunion und 
im Warschauer-Pakt-Bereich als defensiv 
bezeichnet oder, wie es der DGB-Vorsit­
zende Vetter in einer Ansprache vor 

deutschen Soldaten in EI Paso in Texas 
getan hat, diese Bedrohung durch die 
Sowjet union überhaupt nicht anspricht, 
aber den jetzigen Verteidigungshaushalt 
der Bundesregierung zugunsten - wie 
er sagte - gesellschaftlicher Reformen 
zur Disposition stellt, hat natürlich ein 
gespaltenes Verhältnis zur Gesamtver­
teidigung und zu den dafür notwendigen 
Maßnahmen. 

Man fragt sich eigentlich: Wo bleibt denn 
der Bundeskanzler, um diese irreführen­
den Thesen und Feststellungen im Inter­
esse der Sicherheit zu korrigieren und 
den großen Worten auch die entspre­
chenden Taten folgen zu lassen? Wenn 
ich sage, Taten folgen zu lassen, dann 
bestreite ich nicht, daß es einige Mini-Er­
gebnisse auf dem Gebiet der Gesamtver­
teidigung gegeben hat. Doch es fehlt 
das geschlossene Konzept, der scharfe 
Biß in diesen Dingen. Was nutzt es dem 
Bürger, wenn die Sirenen im Lande ein­
gebaut und über die Warnämter ausge­
löst werden können, die Bevölkerung 
aber nur die einzige Chance hat, sich 
vielleicht zu einem gemeinsamen Gebet 

. zusammenzufinden, weil es nur für die 
Bundesregierung und einige privilegierte 
Bürger Schutzräume in diesem Lande 
gibt? 

(Wehner I SPDI : Na, hören Sie mall) 

Vor wenigen Wochen hatte ich die Gele­
genheit, in der Schweiz zusammen mit 
einigen Kollegen die zivilen Verteidi­
gungseinrichtungen kennenzulernen. 
Da gibt es nicht nur ähnlich wie z. B. 
im neutralen Schweden und in anderen 
Staaten umfassende Aufklärungsmaß­
nahmen für die Bevölkerung über die 
Gesamtverteidigung und über die Zivil­
verteidigung, sondern fast zu 100 % 
- das ist schon gesagt worden - auch 
die notwendigen Schutzräume für die 
Bevölkerung. Auch die Zivilschutzorgani­
salionen und die Ausrüstungen sind 
mustergültig und vorbildlich. 

Der Schweizer Bundespräsident stellt 
in einer Informationsschrift als Motivation 
der Gesamtverteidigung heraus: 

Wir wollen unsere Sicherheit auf zwei 
Arten erhöhen: 

1. indem wir einerseits weiterhin zur 
Gestaltung und Sicherung eines dauer­
haften Friedens beitragen und versu­
chen, Spannungen abzubauen; 

2. indem wir andererseits fortfahren, 
alle nötigen Verteidigungs- und Durch­
haltemaßnahmen zu treffen. Dabei gilt 
es, dem Ausland glaubhaft zu zeigen, 
daß die Schweiz nicht oder nur mit un­
verhältnismäßig hohem Aufwand be­
zwungen werden kann. 

Daran sollte sich auch die Bundesregie­
rung ein Beispiel nehmen angesichts 
der Tatsache, daß wir natürlich auch 

I 
aus der wehrgeographischen Lage in 
Europa und aus unserer Grenzlage zum 
Warschauer Pakt wohl der gefährdetste 
Bereich sind . 

Was geschieht denn eigentlich, so muß 
man fragen, bei Grenzverletzungen und 
konventionellen kleineren Zwischenfällen 
an der Grenze zum andern Teil Deutsch­
lands, nachdem der Bundesgrenzschutz 
durch diese Bundesregierung systema­
tisch seiner ursprünglichen Fähigkeiten 
zu bestimmten Sicherungs aufgaben 
an der Zonengrenze, Übungen in Ver­
bandsgröße, Ausbildung seiner Offiziere 
und vieler anderer Möglichkeiten beraubt 
wurde? 

Als letzte Sonderaktion - dies wurde 
heute in der Fragestunde bestätigt­
solle nun auch die Zahl der gepanzerten 
BGS-Sonderfahzeuge auf 300 bzw. 350 
reduziert werden, nachdem schon die 
Grenzstreifen und die Grenzüberwa­
chungsflüge in den letzten Jahren merk­
lich eingeschränkt worden sind. Wenn 
dies Ihre Entspannung ist, wie Sie immer 
sagen, dann haben Sie dafür leider nur 
neue Grenzbefestigungen und Selbst­
schußanlagen durch die DDR eingehan­
delt. Von der militärischen Aufrüstung 
im gesamten Bereich des Warschauer 
Pakts ist nicht mehr die Rede. Wer soll 
denn im kleinen Konfliktfall an der 
Grenze eingesetzt werden, da die Bun­
deswehr nicht zuständig ist? Da hat 
es zwar 1977 einen Grenzsicherungser­
laß des Bundesministers der Verteidi­
gung gegeben, aber bis heute gibt es 
dazu keine Ausführungsbestimmungen, 
so daß auch die Zuständigkeit nicht ge­
klärt ist. Hier, so meine ich, ist eine ganz 
gravierende Sicherungslücke, die auch 
nicht durch Entspannungspolitik zu erset­
zen ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kolle­
ge, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Kühbacher? 

Biehle (CDUlCSU) : Ich habe leider eine 
so begrenzte Zeit, daß ich sie ausnutzen 
muß, wie dies die Kollegen von der SPD 
vorhin auch getan haben. 

Seit Jahren - und da komme ich auf 
ein Thema, das wiederholt angesprochen 
worden ist - weiß die Bundesregierung, 
daß das Gesundheitswesen in der Bun­
desrepublik Deutschland sowohl für den 
Frieden als auch im Verteidigungsfall 
für die Truppe nicht sichergestellt ist. 
Wie sieht dies erst im Krisen- und Ver­
teidigungsfall für die Truppe und die 
Bevölkerung aus? Seit Jahren fordern 
wir das Gesundheitssicherstellungsge­
setz, um auch personell alle Vorausset­
zungen für den Ernstfall zu schaffen. 
Leider gibt es aber immer wieder nur 
Versprechungen. Auch heute haben 
wir nur gehört, daß dies in Vorbereitung 
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sei. Dies horen wir seit Jahren. Selbst 
die Verteldigungspohtiker der Koalition 
haben im Verteidigungsausschuß be­
klagt, daß das Gesetz noch nicht vor­
handen sei Es Ist bisher immer wieder 
am Gesundheitsministerium gescheitert. 

Die Ausbildung von Personal genügt 
einfach nicht, wenn im Ernstfall mangels 
Gesetzes nicht auch Dienstverpflichtun­
gen ausgesprochen werden können. 
Dies gilt ebenso für Ärzte und medizini­
sches Fachpersonal. 

Das Bundesministerium der Verteidigung 
löst jetzt sogar noch das als Modell gut 
angelaufene Sanitätskonzept mit seinen 
SanItätszentren in Schieswig-Hoistein 
auf und entblößt dabei auch die Truppe 
- dies sei hier auch bemerkt - von Sani­
tätspersonal, um andere Ziele der Hee­
resstruktur zu erreichen. Dies zeigt nicht 
unbedingt große Verantwortung, wie 
ich meine 

In den Regierungsbezirken - auch das 
muß einmal angesprochen werden -
lagern im Rahmen des Gesundheitswe­
sens und der Gesundheitsvorsorge Hilfs­
krankenhäuser originalverpackt. Sie ver­
kommen nahezu , weil man jegliche 
Übungen und öffentliche Einsätze aus 
Furcht vor linken Kriterien in den eigenen 
Reihen unte~äßt. Man weiß nicht einmal, 
ob diese Ausrüstungen überhaupt voll­
ständig sind . Auch da sollte man sich 
ein Beispiel an der Schweiz nehmen, 
wo mit diesen Einrichtungen laufend 
geübt wird und der praktische Einsatz 
auch mit den Hilfskräften durchgeführt 
wird, damit im Emstfall dies alles funktio­
niert. 

Von den fehlenden Schutz raum bauten 
für Krankenhäuser, Altenheime und son­
stige Einrichtungen ist gar nicht die 
Rede. Auch auf diesem Gebiet kann 
man sich in neutralen Staaten ein Bei­
spiel nehmen. Wenn man hier Vergleiche 
zieht - und dies ist heute wiederholt 
geschehen -, habe ich das Gefühl , daß 
wir in tausend Jahren noch nicht so weit 
sind , den Stand anderer Länder zu errei­
chen, wenn diese Koalition das Sagen 
behält. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Aber ich meine, trotz der Möllemann­
schen Thesen und Träumereien wachsen 
auch da die Bäume dieser Koalition si­
cherlich nicht in den Himmel. 

Was fur den Schutzraumbau gilt, ist 
auch für die nationale Nahrungsmittelre­
selVe zutreffend. Nachdem die finanziel­
len Mittel fur diese Nahrungsmitteleinla­
gerungen in den letzten Jahren immer 
mehr gekürzt wurden, gingen natürlich 
auch die Bevorratungen entsprechend 
zuruck. Dasselbe Spiel beobachten wir 
ja auch beim 01 oder allgemein im Zu­
sammenhang mit den Energieversor-
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gungsproblemen. Seit Monaten behaup­
tet die Bundesregierung, es gebe genü­
gend 01, aber jetzt rennt man sich überall 
im Ausland die Hacken ab, um über 
die Klippen zu kommen, weil man sich 
selbst über Monate hinweg etwas vorge­
gaukelt hat. 

Man vergißt dabei - und dies bezieht 
sich wieder auf die Nahrungsmittelre­
selVe - , daß im Krisen-, Spannungs-
und Verteidigungsfall auch die Zuführung 
von Versorgungsgütern - so der Bun­
desminister für Ernährung in einem La­
gebericht - für lange Zeit ausfällt und 
ausschließlich die Vorräte eine entschei­
dende Grundlage auch für die Überle­
benschance der Bevölkerung dar­
stellen. 

Im Verkehrsbereich ist - lassen Sie mich 
auch dies ansprechen - bei der letzten 
Wintex-Übung die Erfahrung gemacht 
worden, daß man insbesondere im 
Nachschub- und Transportbereich sowie 
auch für die Bewältigung von angenom­
menen Flüchtlingsströmen größten Wert 
auf die Bundesbahn legt, weil die Stra­
ßen einen starken zweibahnigen Verkehr 
nicht aufnehmen können. 

Zu den gerade jetzt aktiv laufenden Be­
strebungen der Bundesregierung und 
der Bundesbahn, viele Bahnstrecken 
stillzulegen, kann man der Bundesregie­
rung nur ins Stammbuch schreiben, daß 
hier - neben der Außerachtiassung vieler 
lokaler struktureller Belange - eine be­
deutende Stütze der Gesamtverteidigung 
nicht nur im Zonenrandgebiet, sondern 
auch in den Auffangräumen abgebaut 
wird. 
Die großen Lücken und Mängel bei der 
zivil-militärischen Zusammenarbeit haben 
sich nicht nur bei der großen Waldbrand­
katastrophe in Niedersachsen bemerkbar 
gemacht. Die Verteidigungsbezirkskom­
mandos müssen auf Grund des Fehlens 
von Verteidigungskreiskommandos große 
geographische Räume auf Regierungs­
bezirksebene abdecken. Dies führt 
zwangsläufig zu größten Engpässen 
auch im Zusammenwirken der erforder­
lichen Kräfte. 

Ich darf deshalb den vom Kollegen de 
Terra und meiner Fraktion wiederholt 
vorgelegten Vorschlag in diese Debatte 
einbringen und erweitern, nach dem 
Offiziere nicht nur zur Wahrnehmung 
von Aufgaben und zum Ausbau einer 
wirksamen Gesamtverteidigung zu den 
Landkreisverwaltungen abgestellt wer­
den, sondern auch als Zivilschutzbeauf­
tragte in den kommunalen Gebietskör­
perschaften einzusetzen sind. Dies wäre, 
so meinen wir, nicht nur ein Beitrag zur 
Gesamtverteidigung, sondern hätte auch 
noch den Nebeneffekt, einen Beitrag 
zum Abbau des Verwendungs- und Be­
förderungsstaus der Bundeswehr zu 

leisten; zwei Fliegen würden also mit 
einer Klappe geschlagen. 

Hinzu kommt auch noch das in unserer 
Großen Anfrage angesprochene Problem 
der Territorialverteidigung mit Verbin­
dungs-, Sicherungs-, Unterstützungs­
und Versorgungsaufgaben. Wir haben 
ein ungeheures Reservistenreservoir, 
das mit großen finanziellen Mitteln aus­
gebildet wurde, aber fast völlig brachliegt. 
Nachdem weder die Polizei noch der 
BGS z. B. den Objektschutz übernehmen 
können, wäre hier eine wichtige Aufgabe 
auch durch Reservisten zu erfüllen. 
Diese Einbindung gilt auch für die Wehr­
pflichtigen und die ReselVisten im BGS 
und in den Einheiten der Zivilverteidi­
gung. Als Beispiel kann man anführen, 
daß die Schweiz z. B. auch eine Zivil­
schutzdienstpflicht hat, die auch für die 
Wehrpflichtigen und die Reservisten 
gilt. 

Lassen Sie mich zu dem Wert des K­
Schutzes folgendes feststellen. Wann 
wollen Sie denn eigentlich verbindlich 
auch die offene Frage losen, daß die 
Kräfte des Katastrophenschutzes bei 
Eintritt eines eventuellen Verteidigungs­
falles wirklich vom Wehr- und Zivildienst 
freigestellt werden, um zu verhindern, 
daß der Katastrophenschutz durch die 
Entblößung von diesen gut ausgebildeten 
Helfem zu einer eigenen Katastrophe 
wird? Dabei darf wohl der Idealismus 
der Helferinnen und Helfer nicht über­
strapaziert werden, indem nur unzurei­
chendes oder veraltetes Gerät zur Verfü­
gung steht. Das durch den Einsatz der 
Union erreichte Sonderprogramm wird 
sicherlich als ein erster Schritt in die 
richtige Richtung gelten. 

Bei dieser Gelegenheit darf ich wohl 
einmal allen Kräften der Territorialvertei­
digung, des Zivilschutzes und den Helfe­
rinnen und Helfern aller Zivilorganisatio­
nen, die wir auch weiterhin stärken wol­
len, Dank und Anerkennung für ihren 
aufopfernden Dienst sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich stimme auch dem zu, was Herr Bun­
desminister Baum gesagt hat, daß ange­
sichts der Lage in unseren Hilfsschutzor­
ganisationen das Zivilschutzkorps keinen 
Platz hat; denn unsere Organisationen 
sind personell bestens gerüstet. Das 
Materielle muß der Bund tun, um den 
Idealismus und die guten Initiativen zu 
unterstützen. 

In den Dank möchte ich aber auch aus­
drücklich das Bundesamt für Zivilschutz 
einbeziehen, das sich die größte Mühe 
gibt, mit den geringen Mitteln das Beste 
aus seinem Auftrag zu machen. 

Herr Bundesminister Baum hat u. a. 
die Frage nach der Finanzierung unserer 
Anregungen und Forderungen gestellt. 



Ich glaube, zunächst einmal ist es Auf­
gabe der Regierung, Vorschläge zu un­
terbreiten. Sie können sicher sein, daß 
wir immer wieder ein offenes Ohr für 
solche Finanzierungsvorschläge haben. 
Ich empfehle aber der Koalition, nicht 
immer gleich soziale Demontage ins 
Spiel zu bringen, sondern vielleicht doch 
auch einmal u. a. zu prüfen, ob das 
der DDR gemachte finanzielle Ge­
schenk von Hunderten von Millionen 
der nicht ausgeschöpften Transitpau­
schale oder auch das 1,3-Milliarden­
DM-Geschenk an Polen im Rahmen 
der pauschalen Abgeltung nicht beste­
hender individueller Rentenansprüche 
gerechtfertigt oder, wie 1976 ein Kom­
mentator schrieb, nur ein politischer 
Trick war. 

Lassen Sie mich zusammenfassen: 

1. Gesamtverteidigung ist mit der zivilen 
Verteidigung lebensnotwendiger Dienst 
für den Frieden. 

2. Gesamtverteidigung bedeutet keines­
falls Militarisierung des öffentlichen Le­
bens, sondern die sinnvolle Zusammen­
fassung aller Komponenten für jeden 
Katastrophen- und Verteidigungsfall. 

3. Nur wer Zivilschutz auch ernst nimmt, 
stärkt zugleich den militärischen Bereich 
und macht Abschreckung erst glaubwür­
dig. 

4. Zivil-militärische Zusammenarbeit 
ist im Frieden notwendig, damit sie im 
Ernstfall funktioniert . 

5. Ausrüstung und Organisation der Zivil­
verteidigung müssen dringend verbes­
sert, ergänzt und gestärkt werden. 

6. Das Reservistenpotential ist sinnvoll 
in die Gesamtverteidigung einzubauen. 

7. Die realistische Aufklärung der Bevöl­
kerung unter Einschaltung bestehender 
Einrichtungen muß verstärkt werden, 
wobei ich davon ausgehe, daß dabei 
nicht nur Ausweitung im personellen 
Bereich erfolgt. 

8. Der verstärkte Schutzraumbau unter 
Einführung einer Schutzraumbaupflicht 
ist voranzutreiben, wobei die öffentliche 
Hand mit gutem Beispiel vorangehen 
muß. 

9. Gesamtverteidigung darf nicht in Büro­
kratie ausarten. Die Zivilschutzgesetzge­
bung ist zu vereinfachen und z. B. durch 
Zusammenfassung des Zivilschutzgeset­
zes mit dem Gesetz über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes zu verbes­
sern . 

10. Das Zusammenwirken, insbesondere 
auch im Sanitätsdienst, ist dringend aus­
zubauen und schnellstens das Gesund­
heitssicherstellungsgesetz vorzulegen . 

Handeln Sie rasch! Unsere Unterstützung 
habe Sie immer, wenn es um den Schutz 

unserer Bevölkerung und damit um einen 
wichtigen Beitrag zur Erhaltung des Frie­
dens geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vize präsident Frau Funcke: Meine 
Damen und Herren, Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

den Vorschlägen des Ältestenrates -
vereinbart worden, den Antrag auf 
Drucksache 8/ 2295 an den Innenaus­
schuß - federführend - und an den Ver­
teidigungsausschuß, den Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit und 
den Haushaltsausschuß - mitberatend 

Interfraktionell ist - abweichend von 

- zu überweisen. Ist das Haus damit 
einverstanden? - Ich höre und sehe 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlos­
sen. 

STELLENAUSSCHREIBUNGEN 

Der Bundesverband für den SelbstSChutz, bundesunmittelbare Körper­
schaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern) , sucht 

tür seine Öffentlichkeit sarbeit 
eine 

Mitarbeiterin 
mit abgeschlossenem Hochschulstudium (z . B. Pädagogik, Soziologie, 
Politologie, Psychologie). 

Sie sollte das 45. Lebensjahr nicht überschritten haben. 

Es ist ihre Aufgabe, über Zivilschutz und Katastrophenschutz zu informie­
ren und über Gefahren und Schutzmöglichkeiten aufzuklären, insbeson­
dere über Selbsthi lfemaßnahmen. 
Zielgruppe ihrer Tätigkeit ist vornehmlich der weibliche Teil der Bevölke­
rung. 
Erfahrungen auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung und der Öffentlich­
keitsarbeit sind von Vorteil. Fehlendes Wissen über Zivilschutz und 
Selbstschutz kann vermittelt werden . 
Geboten wird eine Vergütung bis Vergütungsgruppe 11 a BAT sowie die im 
öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen. Trennungsgeld und Um­
zugskostenvergütung werden nach den gesetzlichen Bestimmungen ge­
währt. 
Bewerbungen mit ausgefülltem Personalbogen, handgeschriebenem Le­
benslauf, Lichtbild aus neuester Zeit sowie Ausbildungs- und Befähi­
gungsnachweisen sind bis zum 25. September 1979 zu richten an den 

BUNDESVERBAND FÜR DEN SELBSTSCHUTZ 
BUNDESHAUPTSTELLE 

Eupener Str. 74, 5000 KÖLN 41 

Personalbogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. 

Bei der Katastrophenschutzschule Hessen ist die Stelle des 

Lehrgruppenleiters Sanitätsdienst 

am 1. 2. 1980, spätestens jedoch am 1. 4. 1980, neu zu besetzen . 

Gesucht wird eine Persönlichkeit, die über fundiertes Fachwissen im Sani­
tätsdienst verfügt, Erfahrungen in der Ausbildung Erwachsener haben 
sollte und Kenntnisse über den Katastrophenschutz und den Aufbau der 
allgemeinen inneren Verwaltung besitzt. 
Der Lehrgruppenleiter hat die Mitarbeiter seiner Lehrgruppe anzuleiten 
und zu beaufsichtigen. 
Bevorzugt werden Unterrichtspfleger mit abgeschlossener Fachhoch­
schulausbildung . 
Für die Stelle gilt der Bundesangestelltentarifvertrag (BAn. Eingruppie­
rung nach BAT IV a. Daneben werden die im öffentlichen Dienst üblichen 
Sozialleistungen gewährt. 
Bewerbungen mit Personalbogen, Lichtbild, handgeschriebenem Lebens­
lauf und Befähigungsnachweisen sind an den Leiter der 

zu richten. 

KATASTROPHENSCHUTZSCHULE HESSEN 
Hansenbergallee, Postfach 22 

6225 GElSENHEIM, Stadtteil Johannisberg, 

Fernmündliche Auskünfte sind über 0672218091 zu erhalten . 
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SOHL8SWIGrvHOLST81n e 
So mußte z. B. eine für den frühen Abständen zu treffen. Dies soll entweder Zwischen Nord- und Ost see 
Nachmittag angekündigte Einsatzübung in den Diensträumen des BVS oder 

l!zehoe. Tips für Camper gab die der Plöner DLRG-Gruppe mehrfach des Amtes für Zivilschutz geschehen. 

BVS-Dienststelle bei einem großen verschoben werden, weil die Rettungs-
Neugliederung des Treffen der Freunde mobiler Wohn- boote dreimal kurz hintereinander zu 

heime in Elmshorn . Dabei ging es in Kenterungen auf den Großen Plöner Dienstbereiches 

erster Linie darum, welche Kenntnisse See hinausgerufen wurden. 
Anläßlich eines Arbeitstreffens konnte 

und Geräte man braucht, um einen Ein zahlenmäßiges Indiz für das starke der Leiter der BVS-Dienststelle Itzehoe, 
Brand im Wohnwagen wirksam bekämp- Interesse, das die zum zweiten Male von Gruenewaldt, die nach der Auflö-
fen zu können. Damit auch die notwen- gemeinsam veranstaltete Schau von sung der bisherigen BVS-Dienststelle 
dige Praxis nicht zu kurz kam, wurde Fahrzeugen, Gerät und Einsatzmöglich- Pinne berg zur neuen Großraumdienst-
das Löschen unter Einsatz von Hand- keiten der in Plön tätigen Hilfsorganisa- stelle Itzehoe versetzten hauptamtlichen 
feuerlöschern geübt. tionen bei der Bevölkerung fand, war Bediensteten und die ehrenamtlichen 
Über die Brandbekämpfung mit einfa- der enorme " Sturm" auf die vom THW Mitarbeiter begrüßen und offiziell einfüh-
chen Mitteln, den Schutz gegen die bereitgestellte Erbsensuppe: Innerhalb ren. Die BVS-Dienststelle Itzehoe um-
Wirkung von ABC-Waffen, über lebens- einer Stunde waren über 1000 Portio- faßt nunmehr neben den Landkreisen 
rettende Sofortmaßnahmen und eine nen verkauft. Steinburg und Dithmarschen auch den 
geeignete Lebensmittelbevorratung In ihren Ansprachen erinnerten die zahl- Kreis Pinne berg. 
informierten BVS-Fachlehrer und eine reichen Ehrengäste, unter ihnen auch Der Helfervertreter bei der BVS-LM-
Ausbildungshelferin in einem für 36 Bürgermeister Hansen, an die Notwen- desstelle Schleswig-Holstein, Heinz 
Schüler eines Itzehoer Gymnasiums digkeit der freiwilligen Hilfsbereitschaft. Müller, Pinneberg, berichtete über aktu-
durchgeführten Selbstschutz-Grundlehr- In diesem Zusammenhang erinnerte elle Fragen aus seinem Aufgabenbe-
gang. Trotz der Ferien ließen die Schü- der schleswig-holsteinische Landwirt- reich. Anschließend nahm der Helferver-
ler diese Informationsmöglichkeit nicht schaftsminister Günter Flessner an treter bei der BundeshauptsteIle, Jürgen 
ungenutzt und nahmen an den prakti- die Schneezustände des vergangenen Grabke, zu verschiedenen, den ehren-
schen Vorführungen und dem theoreti- Winters. Sie seien nur dank des Einsat- amtl ichen Bereich betreffenden Fragen 
sehen Unterricht teil. zes der Hilfsorganisationen und der Stellung, insbesondere zu den Proble-

Neumünster. Haushalt, Hobby und tätigen Mithilfe vieler Bürger so men, die sich für die ehrenamtlichen 

Freizeit, darüber informierte die 5. Hol- glimpflich ausgegangen. Mitarbeiter durch die Strukturänderung 

stein-Schau in der Holstenhalle in Neu- des Verbandes ergeben haben. 

münster. Mit von der Partie waren auch Alles für die 
diesmal wieder die Helfer und Bedien- Selbstschutz-Grundlehrgang 
steten der BVS-Dienststelle Neumün- für Berater "Aktion Sorgenkind" 

ster. Sie informierten die Besucher die-
Die von der Stadt Neumünster bestell- Mit einem Informationsstand und einem 

ser zu den größten Ausstellungen in 
ten sieben Selbstschutz-Berater wurden Kinderkino war der BVS an einem Wo-

Schleswig-Holstein zählenden Messe 
jetzt vom Oberbürgermeister der Stadt chenende für die "Aktion Sorgenkind" 

über die Aufgaben des BVS. 
zu einem Selbstschutz-Grundlehrgang im schleswig-holsteinischen Timmaspe 

Aufgrund einer langjährigen, guten Zu- in die Dienststelle des BVS eingeladen . vertreten, bei dem das Zweite Deutsche 
sammenarbeit zwischen der BVS- Der Sachbearbeiter für Selbstschutz Fernsehen Aufnahmen für eine Sen-
Dienststelle Neumünster und der däni- des Amtes für Zivilschutz, Bubbei, erläu- dung machte. Neben der Einweihung 
schen Schule in Eckernförde kam man terte in seinen Begrüßungsworten, daß des neues Sportplatzes standen eine 
überein, ab 1980 den Selbstschutz- damit der Anfang für eine entspre- Orientierungsfahrt, Geschicklichkeits-
Grundlehrgang fest in den jährlichen chende Vorbereitung nach dem § 5 spiele, ein Fußball turnier und ein Hand-
Stundenplan der Schule zu nehmen. Vwv Selbstschutz gemacht worden ball-Wettbewerb auf dem Programm. 
Bei einer gemeinsamen Besprechung sei. Man werde sich alle Mühe geben, Selbstschutz betonte der Schulleiter, daß er von der die Werbung des Nachwuchses in die-
Notwendigkeit dieser Maßnahme über- sem Bereich und dessen Ausbildung 

als Aufsatzthema 
zeugt sei, da die Schule auf das Leben sicherzustellen. Bisher konnten die Eine nachahmenswerte Idee hatte kürz-vorbereiten solle und man auch mit Berater aus den Reihen des BVS ge- lieh ein Lehrer mit seiner Klasse der Katastrophen und Gefahren leben müs- worben werden . Kreisberufsschule in Itzehoe: UnmitteI-se. Zur optimalen Vorbereitung gehöre 
u. a. auch der Selbstschutz-Grundlehr- Wie in vielen anderen ehrenamtlichen bar im Anschluß an eine Filmvorführung 

gang. Bereichen gebe es auch hier das Pro- des BVS und eine Einführung in die 
blem der Überalterung; doch sei zu Mögliqhkeiten der Selbsthilfe mußte 

Der Ernstfall führte mit Regie begrüßen, daß sich immer wieder Bür- die Klasse über das eben Geschehene 
ger finden, die sich zum Wohle der einen Aufsatz schreiben. Dabei bewie-

Völlig unverholn geriet der Plöner " Tag Allgemeinheit einsetzen. Der Selbst- sen die Berufsschüler, daß sie der Film-
der Helfer" zu einer Demonstration schutz-Grundlehrgang, der vom Fach- vorführung und dem Vortrag mit großer 
der Einsatzfähigkeit und Schnelligkeit bearbeiter der BVS-Dienststelle Neu- Aufmerksamkeit und Interesse gefolgt 
der beteiligten Organisationen, vom münster, Holtorf, durchgeführt wurde, waren, denn kaum eine der wesentli-
THW über DRK, ASB, JUH bis hin zum veranlaßte die Berater zu dem Ent- chen Einzelheiten fehlte in den Aufsät-
BVS. schluß, sich künftig in regelmäßigen zen. 

42 



Bremen G) 
Stadtteil-Beirat 
informierte sich 

Auf Einladung des Stadtteil-Beirates 
Schwachhausen informierten Senatsrat 
Dr. Jürgen Engelmann, Senator für 
Inneres, und BVS-Fachgebietsleiter 
Heinz Günter Freese in einer öffentli­
chen Sitzung Mitglieder des Stadtteil­
Beirates und interessierte Bürger über 
Vorsorgemaßnahmen für die Bevölke­
rung, die im Rahmen des Zivil- und 
Katastrophenschutzes in der Stadtge­
meinde Bremen getroHen werden . Auch 
über Aufgaben des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz wurde informiert. 

Lehrerkonferenz 
im Schutzbau 

"Zivilschutz in unserer Welt" war das 
Thema einer Konferenz, an der mehr 
als 40 Lehrer der Berufsschule für den 
Großhandel , Außenhandel und Verkehr 
im Schutzbauwerk Admiralstraße in 
Bremen teilnahmen. Dazu eingeladen 
hatten der Leiter der Berufsschule, 
Oberstudiendirektor Curt-Wilhelm Bö­
mermann, und die BVS-Landesstelle 
Bremen. BVS-Landesstellenleiter Diet­
helm Singer sprach über die Aufgaben 
und Maßnahmen des Zivil- , Katastro­
phen- und des Selbstschutzes. Nach 
dem Referat fand eine Besichtigung 
des Schutzbauwerkes mit fachlichen 
Erläuterungen statt. Die Pädagogen 
hatten dann Gelegenheit, mit Politikern 
über die Maßnahmen im Zivilschutz 
zu diskutieren. MdBB Ernst von Schön­
feldt (F.D.P.), Bremen, und MdBB Egon , 
Kauffmann (CDU), Bremerhaven, hatten 
sich dazu zur Verfügung gestellt. Beide 
Kommunalpolitiker sind bereits als 
BVS-Gastreferenten aufgetreten . MdBB 
Karl-Eddi Armgott (SPD) , konnte wegen 
dringender auswärtiger Termine nicht 
teilnehmen. Auch er ist BVS-Gastrefe­
rent. 

Dank an den BVS 

In einem Schreiben an die BVS-Dienst­
stelle Bremen bedankte sich der Rektor 
der Schule Kattenturm für die Durchfüh­
rung der Projekttage des BVS zum 
Thema " Damit Hilfe kein Zufall bleibt": 
" Sie haben sicherlich durch diese Tätig­
keit nicht nur einer Reihe von Schülern 
neue Erkenntnisse auf dem Gebiet 
des Selbstschutzes vermittelt, sondern 
gleichzeitig dieser Gruppe drei inhalts­
und erlebnisreiche Tage bereitet. Dafür 
möchte ich mich im Namen der Schüler 

Aufmerksam verfolgen die Schüler im 
Schulzentrum Vorkampsweg in Bremen­
Horn die Übung mit dem Handfeuerlö­
scher. 

Auch beim " Ablöschen einer brennenden 
Person" folgt der übende Schüler genau 
den Anweisungen des BVS-Mitarbeiters. 

und meines ganzen Kollegiums recht 
herzlich bei Ihnen bedanken. Gleichzei­
tig möchte ich den Wunsch ausspre­
chen, weiterhin in Fragen des Selbst­
schutzes gut mit Ihnen zusammenzuar­
beiten." 

BVS-Ausstellung 
in Bremerhaven 

Die BVS-Landesstelle Bremen beteiligte 
sich mit einem Informations- und Mes­
sestand in der Stadt halle Bremerhaven 
an der Verbraucherausstellung 
" Schauen und Kaufen". Die größte und 
wirtschaftlich bedeutendste Ausstellung, 
die jemals in der Seestadt durchgeführt 
wurde, fand bei der Bevölkerung großes 
Interesse. 
Im Wechsel gaben acht BVS-Helfer 
aus Bremerhaven und drei Bedienstete 
am BVS-Stand den Besuchem Anre­
gungen, Hinweise, Empfehlungen und 
Informationen über sinnvolle Vorsorge­
und Selbstschutzmaßnahmen, z. B. 
zur Trinkwasser- und Lebensmittelbe­
vorratung sowie Dokumentensicherung. 
In zahlreichen Gesprächen konnten 
Aufgaben und Bedeutung des Selbst­
schutzes der Bevölkerung in Wohn­
und Arbeitsstätten erklärt werden . 
Neben Mitgliedern der Bremischen Bür­
gerschaft und Stadtverordneten aus 
Bremerhaven war Barbara Steinmetz, 

1. Vorsitzende des Deutschen Haus­
frauenbundes e. V., Ortsverband Bre­
merhaven, eine der ersten Besucher 
am Eröffnungstag. 

Verdienter Ruhestand 

Viele Gratulanten waren im Katastro­
phenschutzzentrum Surfeldstraße in 
Bremerhaven anwesend, darunter Se­
natsrat Dr. Jürgen Engelmann vom 
Senator für Inneres, Bodo Seige, Ober­
bürgermeister a. D., als Vorsitzender 
des DRK-Kreisverbandes Bremerhaven, 
Heinz Seiferth, Leiter des Zivilschutz am­
tes, Diethelm Singer, BVS-Landesstel­
lenleiter, Vertreter der Feuerwehr und 
der Katastrophenschutzorganisationen 
aus der Seestadt, um Paul Köpp zu 
ehren, der mit 65 Jahren in den Ruhe­
stand trat, und der den Aufbau des 
Katastrophenschutzes innerhalb des 
Zivilschutzamtes in Bremerhaven von 
Anbeginn miterlebt und tatkräftig geför­
dert hat. 
Der gebürtige Pommer war im Herbst 
1955 nach Bremerhaven gekommen 
und vier Jahre später mit dem Aufbau 
der Einheiten für den Katastrophen­
schutz beauftragt worden. Zehn Jahre 
darauf wurde das Zivilschutz amt von 
der Ortspolizeibehörde übernommen. 
Köpp hat sich besonders für die Be­
lange des Selbstschutzes eingesetzt 
und weit über den dienstlich festgeleg­
ten Rahmen hinaus die Idee des 
Selbstschutzes gefördert. Sein besonde­
res Anliegen lag in letzter Zeit bei der 
Vorbereitung für entsprechende Rege­
lungen auf dem Gebiet des Behörden­
selbstschutzes und der Vorbereitung 
der Bestellung und Ausbildung von 
Selbstschutz-Beratern in Bremerhaven. 
Für diese Verdienste überreichte BVS­
Landesstellenleiter Singer die BVS-Eh­
renn adel an den engagierten Förderer. 

Kurz notiert 

In einem Pressegespräch und Hörfunk­
interview stellte BVS-Landesstellenleiter 
Diethelm Singer die erste "Fahrbare 
Aufklärungs- und Ausbildungsstelle" 
im Lande Bremen vor. Leiter der FAASt 
ist Georg Jakubeit, Ausbilder Manfred 
Moh. 

Insgesamt 870 Interessenten, davon 
710 Frauen, besuchten den BVS-Infor­
mationsstand mit Fragenbeantworter 
in der "Informationsbörse für Frauen," 
die jeweils für einen Tag in fünf zen­
trumsfemen Stadtteilen Bremens einge­
richtet worden war. 
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18 000 Besucher sahen 
"Schutz und Wehr" 

In der Zeit vom 17. Mai bis zum 
16. Juni zeigte die BVS-Dienststelle 
Hamburg-Nord die Ausstellung " Schutz 
und Wehr" im " Hamburg-Haus" in 
Eimsbüttel. Diese Einrichtung mit star­
kem Publikumsverkehr beherbergt eine 
Bücherhalle, ein Haus der Jugend, eine 
Eltemschule, eine Altentagesstätte, 
mehrere Gemeinschaftsräume sowie 
einen großen Saal. 

Für die Begrüßung der Gäste anläßlich 
der Eröffnung konnte BVS-Dienststel­
lenleiter Bochert Bezirksamtsleiter Ka­
stenmeier gewinnen. 

Vor Vertretern anderer Bezirksämter, 
der Hilfsorganisationen, Sicherheitsbe­
auftragten von Behörden und Firmen, 
der Hamburger Feuerkasse, BVS-Lan­
desstellenleiter Franz Beiter und Fach­
gebietsleiter Kurt Marjan sowie weiteren 
Freunden des " Hamburg-Hauses" hob 
Kastenmeier in seiner Begrüßung den 
besonderen Wert der Ausstellung 
" Schutz und Wehr" hervor. Es werden 

hier Probleme angesprochen, die für 
die meisten Menschen tabu sind . 
Dienststellenleiter Bochert unterstrich 
in seinen Ausführungen die gute Zu­
sammenarbeit mit den Bezirksämtern, 
den Hilfsorganisationen, den Berufsge­
nossenschaften, den Sicherheitsbeauf­
tragten von Firmen und Betrieben sowie 
den Feuerwehren. 

Während der Ausstellungszeit fanden 
mehrere große und kleinere Veranstal­
tungen im " Hamburg-Haus" statt. So 
tagte die Bezirksversammlung, Wahl­
versammlungen der politischen Parteien 
fanden im großen Saal statt. Zwei Kunst­
ausstellungen wurden eröHnet, eine 
Jubiläumsveranstaltung der Arbeiter­
wohlfahrt und viele kleine Veranstaltun­
gen führten zahlreiche Besucher auch 
in die BVS-Ausstellung. Am Europa­
wahltag (10. Juni 1979) war das " Ham­
burg-Haus" Wahllokal. 

Nach Aussagen der Verantwortlichen 
des " Hamburg-Hauses" haben während 
der vierwöchigen Ausstellungsdauer 
ca. 18000 Personen die Ausstellung 
besucht. 

25jähriges Dienstjubiläum 

Sein 25jähriges Dienstjubiläum feierte 
der Leiter der BVS-Dienststelle Ham­
burg-Bergedorf, Hans-DeUef Meyer. 
Ursula Ott überreichte dem Jubilar die 
Urkunde der BVS-Bundeshauptstelle. 

Der geborene Hamburger Hans-Detlef 
Meyer wurde 1937 zur Wehrmacht ein­
gezogen. Nach seiner Entlassung 1945 
ging der ehemalige Oberleutnant zur 
Hamburger Polizei. Nach einer Tätigkeit 
bei einer Bank trat er 1962 hauptamtlich 
in den BVS (damals noch BLSV) ein. 
Nach fünf jähriger Tätigkeit bei der 
BVS-Landesstelle übernahm er 1967 
die Bergedorfer Dienststelle. 

nledersOOHsen 0 
Zivilschutz 
in der Volkshochschule 

Die Kreisvolkshochschule in Bad 
Rothenfelde hat sich etwas Besonderes 
vorgenommen: Sie will mit ineressierten 
Bürgern eine Studienfahrt in die 
Schweiz unternehmen; die Teilnehmer 
sollen die dortigen Zivilschutzeinrichtun­
gen kennenlernen. Zur Vorbereitung 
auf diese ungewöhnliche Bildungsreise 
hatte die Volkshochschule den General­
sektretär des Schweizerischen Zivil­
schutzverbandes, Herbert Alboth, einge­
laden. Er zeigte Filme und Lichtbilder 
und stellte die bedeutenden Leistungen 
des Zivilschutzes in der Schweiz her­
aus. Die Neue Osnabrücker Zeitung 
schrieb über diese Vorinformation: 

" Der Zivilschutz ist ein Teil der Schwei­
zer Landesverteidigung . Er hat keine 
Kampfaufgaben und ist deshalb unbe­
waffnet. Aufgabe des Zivilschutzes ist 
es, in Kriegs- und Katastrophenfällen 
möglichst vielen Menschen das Überte­
ben und Weiterleben zu sichern. Nach 
dem Gesetz sind alle Männer vom 20. 
bis zum 60. Altersjahr, sofern sie nicht 
in der Armee eingeteilt sind . zur Mitar-
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beit im Zivilschutz verpflichtet. Der Zivil­
schutz schützt und rettet die Bevölke­
rung vor den grausamen Auswirkungen 
des Krieges. Doch nicht allein in Kriegs­
zeiten, auch bei Katastrophen wie Über­
schwemmungen, Lawinenniedergängen 
oder Großbränden kann der Zivilschutz 
aufgeboten werden!" 

Selbstschutz 
auf dem Stundenplan 

Zwei Tage lang gab es in den Abgangs­
klassen der Schulen in Verden einen 
ungewöhnlichen Stundenplan: Anstelle 
von Deutsch, Englisch und Mathematik 
stand ein Selbstschutz-Grundlehrgang 
auf dem Programm. Betreut wurden 
die Lehrgänge von der BVS-Dienststelle 
Nienburg. Für die meisten Schüler war 
die Unterrichtung in Selbstschutz maß­
nahmen völlig neu. nur wenige hatten 
Vorkenntnisse aus Tätigkeiten in Hilfs­
organisationen. 
Völlig neu waren für die Schüler auf 
jeden Fall die vorbereitenden Selbst­
schutzmaßnahmen in Wohnungen und 
Gebäuden. Voller Interesse ließen sich 
die jungen Leute über die Bevorratung 
von Lebensmitteln und Trinkwasser 

informieren und erfuhren die wichtigsten 
Dinge uber die Errichtung und Ausstat­
tung von Schutzräumen. Außerdem 
wurden sie über die Gefahren, die der 
Bevölkerung durch Waffenwirkungen 
drohen und über Schutzmaßnahmen 
dagegen aufgeklärt. 

Frauen-Informationsbörse 
in Wilhelmshaven 

Auf der " Informationsbörse für die Frau" 
in Wilhelmshaven waren die Männer 
keineswegs ausgesperrt; vielmehr soll­
ten die Vertreter des " starken" Ge­
schlechts in die Diskussion einbezogen 
werden. Machte doch sogar ein Mann 
den Auftakt: Oberbürgermeister Eber­
hard Krell eröffnete die Veranstaltung, 
an der 26 Verbände und Organisationen 
teilnahmen, in der neuen Wilhelmsha­
vener Stadthalle. Danach sprach Dr. 
Hedi Flitz, langjähriges Ratsmitglied 
der Stadt und ehemalige F.D.P.-Bun­
destagsabgeordnete, über die Situation 
der Frau in unserer Gesellschaft. Sie 
zeigte Vor- und Nachteile auf; vor allem 
aber die Möglichkeiten, die Frauen 
heute haben, um sich selbst zu verwirk­
lichen. 



Oberbürgermeister Eberhard Krell, links 
im Bild, im Gespräch mit einer BVS-Helfe­
rin , Fachgebietsleiter Häckel (2. v. links) 
und BVS-Dienststellenleiter Titzmann 
sind Interessierte Zuhörer. 

Die bundesweite Aktion, die von Bun­
desminister Antje Huber ins Leben geru­
fen wurde, steht unter dem Motto: 
" Mitmachen macht Mut - Frauen kön­
nen mehr' und soll Frauen aktivieren 
und dazu anregen, sinnvolle Aufgaben 
in der Gesellschaft zu übernehmen. 
Offensichtlich ist die Nachfrage nach 
solchen Informationen groß, denn die 
Veranstaltung war zeitweilig sogar über­
füllt. Viele Hausfrauen - aber auch 
berufstätige Frauen - haben den 
Wunsch, sich zu engagieren. Häufig 
jedoch fehlen Informationen darüber, 
auf welche Weise dieser Wunsch in 
die Tat umgesetzt werden kann. 

Auch der BVS nutzte die Gelegenheit, 
darüber aufzuklären, daß Frauen zahl­
reiche Möglichkeiten haben, im Zivil­
schutz und im Selbstschutz mitzuarbei­
ten. Die drei Helferinnen am BVS-Stand 
führten zahlreiche Informationsgesprä­
che. Zudem wurden neue Verbindungen 
zu anderen Organisationen geknüpft 
und so manche Anregung für künftige 
Ausbildungs- und Aufklärungsveranstal­
tungen gegeben. Einhellige Meinung 
der " BVS-Frauen": ein Erfolg für den 
BVS. 

BVS auf der 
Wirtschaftsschau 

Die Hilfsorganisationen hatten auf der 
großen Wirtschaftsschau in Barsinghau­
sen am Deister das inoffizielle Wahrzei­
chen gesetzt: Die aufragende Drehleiter 
der Freiwilligen Feuerwehr wurde zum 
Mittelpunkt. Die Aktivitäten von ASB, 
DRK, DLRG, THW, Polizei , Feuerwehr 
und BVS wurden diesem weithin sicht­
baren "Ausrufezeichen" gerecht. Die 
Organisationen hatten eine eigene Halle 
bekommen, in der sie sich und ihre 
Arbeit vorstellten. Alle diese Aktionen 
waren durch den Sicherheitswettbewerb 
des BVS , der - leider bei strömenden 
Regen - durchgeführt wurde, miteinan­
der verknüpft. Fast 60 Personen hatten 

sich gemeldet, darunter Ratsmitglieder 
und Jugendliche. 

BVS-Dienststellenleiter Ingram Bonny 
aus Hannover war zunächst mit ge­
mischten Gefühlen nach Barsinghausen 
gekommen. Der Stand des BVS war 

, 

Mit Mut und Geschick zeigt dieser junge 
Mann, wie man eine "brennende Person" 
ablöscht. 

nämlich als " Eigenbau" hergestellt wor­
den. Doch der Stand kam beim Publi­
kum gut an - er war ständig umlagert. 
Die ehrenamtlichen Helfer hatten viel 
zu tun, um die Fragen der Besucher 
zu beantworten. Attraktivster Ausstel­
lungsgegenstand war ein Feuerlöscher 
aus dem Jahre 1900 aus Privatbesitz. 
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Ein Feuerlöscher aus dem Jahre 1900, 
der am BVS-Stand zu sehen war, erweckte 
das besondere Interesse vieler Besucher. 

Bundesverdienstkreuz für 
Heinz Hillmann 

Dem langjährigen ehrenamtlichen Leiter 
der BVS-Dienststelle Verden, Heinz 
Hillmann, ist für seine Verdienste um 
den BVS und um den Aufbau des 
Selbstschutzes das Bundesverdienst­
kreuz am Bande verliehen worden. 
In einer Feierstunde im Kleinen Sit­
zungssaal des Kreishauses überreichte 
BVS-Landesstellenleiter Edgar Sohl 
in Gegenwart von früheren Persönlich­
keiten aus der Stadt und dem Landkreis 
Verden die Auszeichnung. Zuvor hatte 
Sohl noch einmal die Leistungen Hill­
manns hervorgehoben. Immerhin waren 
es über 20 Jahre, in denen Heinz Hill ­
mann für den BLSVlBVS ehrenamtlich 
tätig war, davon 17 Jahre als Leiter 
der BLSV-Kreisstelle und der BVS­
Dienststelle Verden. In dieser Zeit hat 
er beachtliche Initiati ven entwickelt, 
den Selbstschutzgedanken populär 
gemacht und bei den zuständigen Be­
hörden nachhaltig vertreten. 

Thema: Schutzraumbau 

Nachdem wieder Bundesmittel für den 
privaten Schutzraumbau zur Verfügung 
stehen, hat dies bei privaten Bauherren 
zu einem erfreulichen Interesse geführt. 
Die Baubehörden beraten - unterstützt 
vom BVS - die Interessenten dabei 
nach besten Kräften. 

Unter der Leitung der BVS-Dienststelle 
Meppen trafen sich jetzt die Sachbear­
beiter der Bauaufsicht und die Mitarbei-

Unerwartet großes Interesse fand die 
kleine Ausstellung "Schutzraumbau" 
des BVS bei einer Informationsschau 
des Beamtenhelmstättenwer1<.es (BHW) 
In Hannover. 

ter der Stadt Nordhorn und des Kreises 
Grafschaft Bentheim, die die Anträge 
für die Zuschüsse bearbeiten. Auch 
der ehrenamtliche Bauberater für den 
Kreis nahm an diesem Treffen teil. 
Zweck der Zusammenkunft war es, 
Klarheit zu schaffen über die Zuständig­
keiten bei der Bauberatung und den 
Ablauf des Verfahrens vom Bauantrag 
bis zur Endabnahme des Schutzraumes 

"-------------- --------------- ---- ----------- -
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und der Auszahlung der Zuschüsse. 
Es wurden dabei eine ganze Reihe 
von Fragen geklärt. Die Teilnehmer 
der Gesprächsrunde waren sich darüber 
einig, daß dies ein Schrill zur weiteren 
kontinuierlichen Zusammenarbeit war. 

Solche Gespräche sollen künftig in 
allen Dienstbereichen Niedersachsens 
geführt werden. 

Erster Sicherheitswett­
bewerb im Emsland 

Die Gemeinde Emsbüren im Emsland 
halle zu einem " Tag des Zivilschutzes" 
aufgerufen, für den der Oberkreisdirek­
tor die Schirmherrschaft übernahm. 
DLRG, DRK, Feuerwehr, Polizei und 
THW boten eine Geräteschau, als zen-
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trate Veranstattung richtete der BVS 
unter Mitwirkung der Organisationen 
einen Sicherheitswettbewerb aus unter 
dem Motto: " Damit Hilfe kein Zufall 
bleibt." 67 Teitnehmer machten mit. 
Es war der erste Sicherheitswettbewerb 
dieser Art im Emsland. 

Bei der Siegerehrung gab es dann eine 
kleine überraschung: gewonnen hatte 
ein Mädchen. 

Ein erster sichtbarer Erfolg dieser Ver­
anstaltung: 10 Interessenten meldeten 
sich für einen Selbstschutz-Grundlehr­
gang, 13 für einen Ergänzungslehrgang. 
Aus zwei Nachbargemeinden kam die 
Anfrage, ob man auch dort einen 
Sicherheitswettbewerb ausrichten 
könne. 

Oberkreisdirektor 
Brummer als Schirm­
herr eröffnet vor 
zahlreichen Gästen 
den Sicherheitswett­
bewerb In Emsbüren. 

Ein geschickt zu­
sammengestelltes 
Programm bildet 
den Rahmen für 
den Sicherheitswett­
bewerb In Emsbüren. 

Oie spätere Siegerin, 
Jullane Hüsing, In 
Aktion: Sie beweist 
Mut, Geschicklichkeit 
und Können bei 
der Lösung der ge­
stellten Aufgaben. 
Hier löscht sie blitz­
schnell mit wenigen 
Pulverslößen einen 
Brand. 

Gemeindedirektor 
Sielker (hinter den 
Gewinnern) und 
BVS-Dienststellenlel­
ter Hauser (rechts) 
gratulieren den Ge­
winnern Juliane 
Hüsing, Anne Kirsch 
und Karl Enklng 
zu ihren Leistungen. 

BVS-Sonderschau -
ein großer Erfolg 

Wie schon bei früheren Messen war 
auch diesmal die BVS-Sonderschau 
im Rahmen der Weser-Ems-Ausstellung 
in Aurich ein voller Erfolg. Gleich nach 
der Eröffnungsfeier besuchten zahlrei­
che prominente Gäste beim Messe­
rundgang den BVS-Stand. Die Gruppe 
wurde angeführt von Bundesarbeitsmi­
nister Ehrenberg, dem niedersächsi­
schen Landwirtschaftsminister Glup, 
Regierungspräsident Schweer, den 
Bundestagsabgeordneten Ewen und 
Nordlohe, dem Landtagsabgeordneten 
Lüttge sowie dem Auricher Bürgermei­
ster Hildebrand und Stadtdirektor Frie­
mann. 

Doch auch bei der Bevölkerung fand 
die BVS-Ausstellung großen Anklang, 
besonders natürlich das Ratespiel. Vor 
allem Fragen aus dem Bereich des 
Zivilschutzes und zum Schutzraumbau 
wurden den Betreuern gestellt. 

Kurz und bündig 

Großenkneten/Oldenburg. Beim Dorf­
gemeinschaftsfest in Großenknetenl 
Landkreis Oldenburg zeigte die BVS­
Dienststelle Oldenburg die Ausstellung 
" Der Mensch im Mittelpunkt". Besonde­
res Interesse fanden - wie so häufig -
vor allem die praktischen Vorführun­
gen, z. B. das Ablöschen in Brand gera­
tener Personen und das Löschen eines 
Olbrandes. 

Götlingen. Die Selbstschutz-Mitarbeiter 
bei der Post in Göttingen machten der 
BVS-Dienststelle einen ungewöhnlichen 
Vorschlag: Sie wollten Selbstschutz­
Vorträge in den einzelnen Postämtern 
durchführen. Inzwischen haben schon 
sieben solcher Veranstaltungen stattge­
funden. über 230 Mitarbeiter, davon 
46 Frauen, haben daran teilgenommen. 

Emsland/Hannover. Viele Redakteure 
zeigen sich dem Thema Zivilschutz 
und Katastrophenschutz gegenüber 
immer aufgeschlossener. Eine im Ems­
land, vor allem in Lingen und Meppen 
erscheinende Zeitung, die eine Auflage 
von über 70 000 Exemplaren hat, 
brachte eine Sonderseite zum Thema 
Zivil- und Katastrophenschutz . 

Das Hannoversche Wochenblatt - Auf­
lage 340 000 - räumte dem Thema 
Schutzraumbau im Zusammenhang 
mit Vorankündigungen über eine große 
Bauausstellung einen besonderen Platz 
ein. 
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Information für Frauen 

" Gut gelungen", das war das einmütige 
Urteil aller beteiligten Organisationen, 
Aussteller und Besucher über die 
" Informationsbörse für Frauen" , die 
in der Bürgerhalle des Rathauses von 
Minden veranstaltet wurde. Eine Woche 
lang herrschte ein ständiges Kommen 
und Gehen; die Stände der Organisatio­
nen, die die Frauen in Minden und Um­
gebung zum Mitmachen aufforderten, 
waren fast immer dicht umlagert. 

Informationen, Tips und Hinweise erhiel­
ten die Frauen auch am Stand des 
BVS. Gemäß dem Motto der Informa­
tionsbörse " Mitmachen macht Mut­
Frauen können mehr" , war die BVS­
Dienststelle mit einer attraktiven Tafel­
ausstellung vertreten. Die Tafeln geben 
einen Überblick über wichtige Selbst­
schutzmaßnahmen, sie sollen beson­
ders die Frau ansprechen. U. a. geht 
es um Dokumentensicherung, Lebens­
mittelbevorratung und Brandbekämp­
fung . An einem Modell können die Be­
sucher ihr Wissen über den Zivilschutz 
testen; eine Angelegenheit also, über 
die nicht nur die Männer, sondern auch 
die Frauen Bescheid wissen sollten. 

Selbstschutz in Düsseldorf 

Unter dem Motto " Mehr Sicherheit in 
Schulen" waren der BVS und das Zivil­
schutzamt der Stadt Düsseldorf bei 
der .. didacta 79" vertreten. 

Rund 4600 Schulleiter, Mitarbeiter der 
Schulaufsichtsbehörden und der nord­
rhein-westfälische Kultusminister infor­
mierten sich darüber, wie in Schulen 
über richtiges Verhalten bei Unfällen 
und Katastrophen aufgeklärt werden 
kann. 
Beifall von den Helfern des Kata­
strophenschutzes für die Damen am 
Feuerlöscher: Bei einem Besuch des 
Zivilschutzamtes der Stadt Düsseldorf 
machten Mitglieder der Arbeitsgemein­
schaft Düsseldorfer Frauenverbände 
mit zarter Hand einen Übungsbrand 
nieder. Sehr gekonnt, wie die Experten 
urteilten. 

Gute Resonanz 
in der Bevölkerung 

Ein voller Erfolg waren die Informations­
veranstaltungen .. Selbstschutz - Ihre 
Sicherheit auch im Urlaub", die in 40 
Städten und Gemeinden Nordrhein­
Westfalens gleichzeitig stattfanden. 

Beweise dafür waren nicht nur die über­
einstimmenden Berichte der Dienststel­
len, sondern auch das lebhafte Presse­
Echo, das bei der BVS-Landesstelle 
einen dicken Ordner mit Artikeln, Bildern 
und Kommentaren füllt und die große 
Beteiligung der Bevölkerung erkennen 
läßt. 

Ob In Lüdenscheid, in Tecklenburg, 
SIegburg oder Kleve, die Bevölkerung 
zeigte besonderes Interesse, wenn es galt, 
eine brennende Person" abzulöschen. 
Hier ein Bild aus Mülheim/ Ruhr. 

Das Interesse der Bürger in Stadt und 
Land, sich über Selbstschutzmaßnah­
men zu informieren, dürfte nicht zuletzt 
auf den eindringlichen Appell des nord­
rhein-westfälischen Innenministers 
Dr. Burkhard Hirsch zurückzuführen 
sein , der als Schirmherr der Veranstal­
tung über die Medien u. a. erklärte: 
"Auch unsere verwaltete und durchor­
ganisierte Welt kann auf die eigenver­
antwortliche Selbsthilfe und auf den 
spontanen Beistand des Nächsten bei 
Unglücksfällen und in Notsituationen 
nicht verzichten. 
Viele Schäden könnten durch schnelle 
und richtige Selbstschutzmaßnahmen 
im Entstehen verhindert - beziehungs­
weise in ihrer Auswirkung gemindert 
werden. In vielen Fällen kommt die 
Hilfe trotz aller Verbesserungen noch 
immer zu spät, weil der Betroffene 
selbst oder die nächsten Anwesenden 
nicht zu den erforderlichen Sofortmaß­
nahmen in der Lage waren. Ein jeder 
von uns sollte sich daher zum eigenen 
Nutzen und zur Hilfe für andere wenig-

stens Grundkenntnisse . .. im Selbst­
schutz und in der Unfallverhütung ver­
schaffen und das Angebot des Bundes­
verbandes für den Selbstschutz zu einer 
entspreChenden Ausbildung nutzen." 

Den Berichten der Dienststellen ist zu 
entnehmen, daß sie sowohl bei den 
Vorbereitungen als auch bei der Durch­
führung der Informationsveranstaltungen 
von den kommunalen Behörden tatkräf­
tig unterstützt wurden. So haben Stadt­
verwaltungen für die Aktionen gute 
Plätze in den Fußgänger:zonen zur Ver­
fügung gestellt. Aus dem Bericht einer 
BVS-Dienststelle: .. Zur gleichen Zeit 
wurde - ebenfalls in der Fußgänger:zone 
- hier der jährlich stattfindende Trödel­
markt abgehalten; für den Infostand 
brachte das eine Steigerung der Besu­
cherzahL Die Bürger waren eher bereit, 
mit den Interpreten am Stand zu reden 
und zu diskutieren," 

Durch eine Großveranstaltung des 
Deutschen Roten Kreuzes im Zentrum 
einer Stadt wurde in einem anderen 
Falle ein zusätzlicher Effekt er:zielt: 
DRK-Helfer machten auf den 
BVS-Stand aufmerksam. Warum das 
beabsichtigte .. Ablöschen einer bren­
nenden Person" in einer westfälischen 
Stadt vom Ordnungsamt nicht erlaubt 
wurde, ist zwar nicht zu verstehen, 
doch wurden andere Maßnahmen ge­
zeigt. Als .. Magnet" erwies sich der 
Filmwagen, der ständig von Besuchem 
umlagert war. 

An vielen Orten zeigten die Kommunal­
politiker und die leitenden Verwaltungs­
beamten ihr Interesse am Selbstschutz. 
Unter fachmännischer Aufsicht löschten 
sie u. a. eine brennende Puppe, die 
im Rahmen der Aktion " Selbstschutz 
- Ihre Sicherheit" als Demonstrations­
objekt diente. 

Bei Durchsicht der vielfältigen Presse­
berichte war unschwer zu erkennen, 
daß bei den Inforrnationsveranstaltun-

Ständig umlagert - der Filmwagen des 
BVS. 

47 



In Fußgängerzonen - wie hier In Sieg burg 
- fanden die Infostände stets Interessier­
tes Publikum. 

gen das Ablöschen der brennenden 
Puppe stets die große Attraktion war. 
Die Zuschauer staunten, wenn sie sa­
hen, wie einfach die Flammen mit einer 
Decke oder einem alten Mantel zu er­
sticken sind. Die Mitarbeiter des BVS 
nennen die Oemonstrations-Brandpuppe 
übrigens " Jakob". 

Eine Versicherung 
gegen Gefahren 

Das Bewußtsein der Bevölkerung für 
den Zivilschutz zu stärken, bezeichnete 
Stadtdirektor Dr. Hans Lemmen, Dül­
man, in seiner Begrüßungsrede als 
ein wichtiges Ziel der Ausstellung des 
BVS, die unter dem Motto " Schützen -
Retten - Helfen" in der Eingangshalle 
des Rathauses eröffnet wurde. Die 
Existenzberechtigung des BVS sei ge­
rade bei verschiedenen Katastrophen 
in der letzten Zeit unter Beweis gestellt 
worden. Auch der vorbeugende Nutzen 
des Zivilschutzes nahm in Lemmens 
Erläuterungen einen breiten Raum ein. 
So wie sich der Bürger durch die ver­
schiedensten Versicherungen gegen 
eventuelle Schäden absichere, müsse 
auch der Zivilschutz als eine Art Versi­
cherung gegen Gefahren im Verteidi­
gungs- und Katastrophenfall oder bei 
Unfällen gesehen werden. 

Harte Worte der Kritik an die Adresse 
der Bundesregierung richtete Bürger­
meister Hans-Rudolf Schlieker. Für 
ihn seien die Versäumnisse in Sachen 
Zivilschutz geradezu skandalös. Wäh­
rend die Schweiz für ihre sechs Millio­
nen Einwohner 4,7 Millionen Schutz­
räume anbiete, fänden in der Bundesre­
publik nur drei von hundert Menschen 
in solchen Schutzräumen Platz. Ein 
nicht ganz unerheblicher Faktor bei 
der BetraChtung der Schutzraummisere 
ist für ihn auch die psychische Bela­
stung der Bundeswehrsoldaten. Aus 
Gesprächen habe er die Erfahrung 
gewonnen, daß die Soldaten im Vertei­
digungsfall mit Sorgen um ihre unge-
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schützten Angehörigen an die Front 
gehen würden. Nach seiner Meinung 
sei es höchste Zeit, diese Situationen 
zu verändem. 

Nur noch bei hübschen 
Mädchen ... ? 

Vier "Schwer"· und zwei "Leichtverletz­
te" mit Atemstillstand, Schock und 
Brandwunden waren die Folge einer 
" Explosion" auf dem übungsgelände 
des BVS an der Sedanstraße in Hoch­
feld. So schrieb es wenigstens die 
" Lage" vor. Mit ihr mußten 35 Bedien­
stete der Bundespost in Duisburg, junge 
Männer von 19 und 20 Jahren, fertig 
werden. Sie vertauschten für drei Tage 
die blaue Postdienstkleidung mit dem 
grauen Schutzanzug des Katastrophen­
schutzes. 

Die " Postler" lernten das An- und Ab­
seilen von Personen, Bunde, Stiche 
und Knotenschlagen, das Anlegen 
von Notverbänden und die Atemspende. 
" Die Atemspende von Mund zu Mund 
wird heute nur noch geübt, wenn es 
sich um besonders hübsche Mädchen 
handelt", erläuterte Fritz Grimm, der 

Ein Appell an die Bürger 

Daß trotz vielseitiger Informationen 
und Initiativen durch den BVS immer 
noch Gleichgültigkeit gegenüber dem 
Selbstschutz in breiten Kreisen der 
Bevölkerung vorherrsche, bedauerte 
Leverkusens Oberstadtdirektor Bruno 
Krupp als Schirmherr der Ausstellung 
"Schutz und Wehr" in einer kurzen 
Ansprache. Er appellierte an die Lever­
kusener Bürger, sich verstärkt mit den 

Übungsleiter. Die Post verfügt jetzt 
in Duisburg über 176 ausgebildete 
Männer für den vorbeugenden Brand­
und Katastrophenschutz. Sieben junge 
Postlerinnen wurden als Sanitäter aus­
gebildet. 

Nachruf 

Die BVS-Dienststelle Muhlheim an der 
Ruhr verlor am 3. Juli 1979 ihren akti­
ven Mitarbeiter 

Wilhelm Schröder. 

Der Verstorbene hat von 1960 bis 1963 
als Leiter einer Teilabschnittsstelle und 
bis 1974 als Leiter einer Abschnittsstelle 
aktiv am Aufbau des BVS mitgewirkt. 
Nach der Auflösung der AbschnittssteI­
len wurde Schröder BVS-Berater. Stets 
war er bereit, sich für das Wohl der 
Bürger einzusetzen. Neben seiner Tä­
tigkeit als BVS-Berater stellte er sich 
der Gemeinde als Selbstschutz-Berater 
zur Verfügung. 

Im Kameradenkreis war Wilhelm Schrö­
der sehr beliebt und geachtet, so vertrat 
er als Mitglied der Helfervertretung die 
Interessen der ehrenamtlichen BVS-Mit­
arbeiter. 

Bemühungen des BVS und anderer 
Hilfsorganisationen zu identifizieren. 

Als ein Mittel, den Bürger mehr als 
bisher für den Selbstschutz und seine 
Aufgaben zu interessieren, bezeichnete 
BVS-Mitarbeiter Gerhard Merten von 
der Landesstelle Nordrhein-Westlalen 
die Ausstellung, die im Foyer des Le­
verkusener Rathauses gezeigt wurde. 

Aus dem Jahre 1904 stammt die Feuerspritze, die hier im Rahmen der Ausstellung 
" Schutz und Wehr" zu sehen war und die AufmerXsamkeit der männlichen Besucher 
erregte. 



Hessen 0 
Fortbildungslehrgang für die 
Bundesbank 

Auch in diesem Jahr lud die Deutsche 
Bundesbank die freiwilligen Helfer des 
Behördenselbstschutzes zu einem Fort­
bildungslehrgang in der BVS-Landes­
schule Birkenfeld ein . 

Ein Teil der 32 Helfer war bereits zu 
Wiederholungslehrgängen in dieser 
Schule gewesen. 

Nach der Begrüßung durch Schulleiter 
Schnittker erfolgte die Aufteilung der 
Teilnehmer in eine Bergungsstaffel, 
zwei Brandschutzstaffeln und eine Sani­
tätsstaffel. Der kurzen theoretischen 
Einweisung folgte die praktische Wie­
derholung. Nachdem Grund-, EinzeI­
und Fachausbildung durchgearbeitet 
waren, kamen nun die Führungsgrund­
lagen, -taktiken und -techniken an die 
Reihe. Diese Begriffe waren für die 
meisten Teilnehmer neu. Es wurde 
ein " Zug" gebildet; dabei kam es auf 
die Zusammenarbeit an. Jeder Stalfel­
führer mußte die Lage erkennen und 
entsprechende Anordnungen erteilen. 

Natürlich stellte das fremde Gelände 
bei der Beurteilung der Lage erhöhte 
Anforderungen an die Staffelführer. 
Es mußten " Verletzte"'aus einem 
Trummerhaus geborgen und Brände 
gelöscht werden. Bei der Brandbekämp­
fung ging es jedoch keinesfalls immer 
problemlos vor sich. Es gab Schwierig­
keiten beim Ausrollen der Schläuche, 
ein defekter Verteiler erforderte Improvi­
sationen. 

Das Lehrpersonal konnte abschließend 
zufrieden feststellen, daß alle Teilneh­
mer interessiert bei der Sache waren. 
Von den 2500 Bediensteten der Bun­
desbank sind etwa 300 als Helfer frei­
willig im Behördenselbstschutz tätig. 
Die Auffrischung und Erweiterung der 
Kenntnisse ist für jeden Helfer wichtig, 
damit er mit seiner persönlichen Ausrü­
stung und dem technischen Gerät im 
Ernstlall richtig eingesetzt werden kann. 

BVS bei Feuerwehr-Jubiläum 
in Wiesbaden-Schierstein 

Die Freiwillige Feuerwehr Wiesbaden­
Schierstein veranstaltete am 7. Juli 
1979 eine Fahrzeug- und Geräteschau 
zu ihrem 100jährigen Bestehen. Die 
BVS-Dienststelle Wiesbaden beteiligte 
sich daran mit einer Ausstellung unter 
dem Motto: " Menschenrettung aus 
Brandgefahren". 

Ziel der Ausstellung war, dem Bürger 
die Aufgaben und das Ausbildungsan­
gebot des BVS aufzuzeigen. Unter an­
derem wurde das Ablöschen einer 
brennenden Person mit Hilfe einer 
Decke oder eine Jacke vorgeführt. 

Diese Vorführungen lösten einen wahr­
haften Run auf den Stand des BVS 
aus, so daß die mit der Betreuung der 
Ausstellung beauftragen Mitarbeiter 
alle Hände voll zu tun hatten. Mehr 
als 1200 Bürger ließen es sich nicht 
nehmen, eigenhändig die Brandübungs­
puppe abzulöschen. 

Ein weiterer Blickfang war ohne Zweifel 
das neue Fahrzeug der Fahrbaren Auf­
klärlJ'lgs- und Ausbildungsstelle, das 
mit seiner Signallackierung werbewirk­
sam zur Geltung kam. 

Der Verantwortliche der Freiwilligen 
Feuerwehr Wiesbaden-Schierstein, 
Stritter, bedankte sich für die Mitwirkung 
des BVS und sprach in diesem Zusam­
menhang von einer deutlichen 
Bereicherung der Fahrzeug- und 
Geräteschau . 

Vortragsreihe in Alsfeld 

Zu einer Vortragsreihe "Die zivile Ver­
teidigung der Bundesrepublik Deutsch­
land" und " Selbstschutz - eine Aufgabe 
des Bürgers?" hatte die BVS-Dienst­
stelle FUlda, gemeinsam mit der Stadt 
Alsfeld, eingeladen. Dienststellenleiter 
Ludwig konnte zahlreiche Gäste, unter 
ihnen MdB Erwin Horn, MdL Karl Hisse­
rich, Bürgermeister Hans-Ullrich Lipp­
hardt sowie zahlreiche Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens, Vertreter von 
Behörden, Industriebetrieben und Hilfs­
organisationen begrüßen. 

Bürgermeister Lipphardt betonte die 
gute und enge Zusammenarbeit zwi­
schen der Stadt Alsfeld und dem BVS 
und bat die Anwesenden, den Verband 
auch weiterhin bei seiner schweren 
Aufgabe zu unterstützen. 

"Die zivile Verteidigung bleibt unver­
ziehtbarer Bestandteil der Gesamtver­
teidigung", erklärte MdB Erwin Horn. 
Ein einheitliches Krisenmanagement 
sei notwendig und müsse auch auf 
Krisensituationen vorbereitet sein. Wich­
tigster Teil der Zivilverteidigung sei 
der Zivilschutz, der alle Maßnahmen 
umfasse, die erfordertich sind, um die 
Bevölkerung, lebens- und verteidi­
gungswichtige Betriebe und Anlagen 
zu schützen. Jeder Bürger sei aufgefor­
dert, zu seinem eigenen Schutz beizu-

tragen . Die zivile Verteidigung müsse 
im Leben des Bürgers selbstverständlich 
werden. 

BVS-Dienststellenleiter Ludwig führte 
aus, die Rüstungsausgaben in der Welt 
haben sich auf rund 800 Milliarden DM 
jährlich gesteigert; wie man einen Krieg 
verhindern könne, das habe allerdings 
bis heute niemand überzeugend sagen 
können. Darum sei Selbstschutz wichtig; 
es seien damit Maßnahmen gemeint, 
die der Bürger selbst ergreift, um mög­
liche Gefahren abzuwenden. 

Aktion "Sirenensignale" 

In jedem Halbjahr findet der Sirenen­
Probealarm statt. In einem solchen 
Augenblick werden vielen Mitbürgern 
schreckliche Realitäten der Vergangen­
heit in Erinnerung gerufen. Fragt man 
aber einmal die Menschen, welche 
Bedeutung die verschiedenen Signale 
haben, sind die meisten unwissend. 

Aufgrund der geschilderten Tatsachen 
wurde von drei BVS-Dienststellen in 
Hessen eine Befragungsaktion gestartet. 
In vorher bestimmten Orts- bzw. Stadt­
teilen wurden an alle Haushaltungen 
die Handzettel " Sirenensignale", auf 
denen auch die Notrufnummem für 
Feuerwehr, Polizei, Notarzt und Kran­
kentransport gedruckt waren, einige 
Tage der Durchführung des Probe­
alarms verteilt . Wenige Tage nach die­
sem Alarm wurden etwa zehn Prozent 
der Haushalte folgende vier Fragen 
gestellt: 

1. Wurde der Handzettel aufbewahrt? 

2. Wurde der Handzettel innerhalb der 
Wohnung oder des Hauses für jeden 
Bewohner sichtbar angebracht? 

3. Wurde der Handzettel in unmittelbarer 
Nähe des Telefonapparates aufbewahrt 
oder angebracht? 

4. Hat der Handzettel die Deutung der 
Sirenensignale erteichtert? 

Hier das Resultat: Mit " ja" antworteten 
zu Frage 1 
54,15 %, zu Frage 2 
26,06 %, zu Frage 3 
20,88 % und zu Frage 4 
50,25 % 

Das Ergebnis zeigt immerhin, daß der 
Bürger bereit ist, etwas aufzubewahren, 
wenn er der Ansicht ist, daß es ihm 
nutzen kann, auch wenn es sich nicht 
um angenehme Dinge des Alltags han­
delt. 

49 



rH81nLonDIVPFOLZ CD 
Volksbanken informieren 
über Selbstschutz 

Eines wichtigen Themas zur Information 
ihrer Bankkunden und weiter Teile der 
Bevölkerung von Grünstadt hatte sich 
die dortige Volksbank angenommen. 
Anlaß fur die Information über den 
Selbstschutz und Zivilschutz waren 
nicht zuletzt die katastrophalen Not­
stände des letzten Winters in Nord­
deutschland. 

Vor einer Reihe geladener Gäste eröffnete 
BVS-Landesslellenleiter Awlszus die 
Zivilschutz-Ausstellung In der Volksbank 
Grünstadl. 

Die vom BVS zur Verfugung gestellte, 
aus insgesamt 29 Tafeln bestehende 
Ausstellung gab eine Grundinformation 
über den Zivilschutz, den Katastrophen­
schutz und uber MögliChkeiten der Vor­
sorge gegen Unfälle, Katastrophen 
und fur den Verteidigungsfall. Auch 
die Moglichkeiten der Unterrichtung 
und Ausbildung der Bevölkerung wurden 
erläutert, Der Leiter der BVS-Landes­
stelle Rhelnland-Pfalz, Hans-Dieter 
Awiszus, dankte dem Vorstand der 
Volksbank Grünstadt fur den Entschluß, 
die Ausstellung in Ihren Räumen zu 
zeigen Das Vorstandsmitglied der 
Volksbank Grunstadt, Benno Lohmann, 
der die Ausstellung eröffnete, meinte 
vor zahlreichen Gästen, die Volksbank 
habe mit dieser Informationsausstellung 
eine "Lucke" in der Reihe besonderer 
Veranstaltungen schließen wollen. Ein 
Thema habe man allerdings bewußt 
in den Mittelpunkt der Aussteltung ge­
steilt, den Schutzraumbau. Die Bank 
berate Bauwillige und informiere dar­
über, wie und von wem finanzielle Mittel 
zu erhalten sind . Zuschüsse des Staa­
tes und die erhöhte steuerliche Ab­
schreibung mache fur viele Bausparer 
den Schutzbau attrakiv. 
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Die gleiche Ausstellung war eine Woche 
später auch in der Volksbank Eisenberg 
zu sehen. In beiden Orten erfreute sie 
Sich eines regen Zuspruchs. Schulklas­
sen besuchten die Ausstellung und 
sahen in den Filmboxen Lehr- und In­
formationsfilme uber lebensrettende 
Sofortmaßnahmen und den Brand­
schutz. 

Reservisten aktiv 

In einem Seminar zur Weiterbildung 
von Reservisten Im Verteidigungsbezirk 
42 wurden neben den Problemen der 
allgemeinen Reservistenarbeit auch 
Fragen der Zivilverteidigung behandelt. 
In seinem Einfuhrungsvortrag hatte 
der Bezirksvorsitzende Dr. Wiegand 
auf eine zunehmende Bereitschaft jun­
ger Reservisten, sich in der Landesver­
teidigung freiwillig zu engagieren, hin­
gewiesen. Lebhaftes Interesse fand 
ein Vortrag des Leiters der BVS-Dienst­
stelle Trier, Gerhard linden, über die 
Aufgaben und Voraussetzungen der 
Zivilverteidigung in der Bundesrepublik 
Deutschland . Anschließend entwickelte 
sich eine lebhafte Diskussion. In ZukUnft 
werden Reservisten verstärkt an Selbst­
schutz-Grundlehrgangen teilnehmen. 

Selbstschutz findet 
Unterstützung 

Die Bemühungen der Stadt Frankenthai, 
den Selbstschutz der Bevölkerung we­
sentlich zu verbessern, haben zu ersten 
Erfolgen geführt. Nachdem das Ord­
nungsamt mit seinem kurzlich fertigge­
stellten Katastrohenschutzplan ein über­
sichtliches Nachschlagewerk für alle 
Hilfsorganisationen und Behörden 
geschaffen hat , wurden jetzt weitere 
Zeichen gesetzt: Der BVS will sich ab 
Herbst dieses Jahres in Frankenthai 
als einem der Schwerpunkte seiner 
Ausbildungstätigkeit besonders enga­
gieren. 

Diese Zusage kam bei einem Gespräch 
mit Vertretem der BundeshauptsteIle 
des BVS in Köln zustande, an dem 
außer Burgermeister Popitz auch der 
Leiter des Rechtsamtes, Jürgen Lüders, 
und Stadtoberinspektor Manfred Amold 
teilnahmen. Alle drei sind Mitglieder 
des engeren Katastrophenschutz-Ein­
satzstabes der Stadt FrankenthaI. Abtei­
lungsprasident Helmut Schuch vom 
BVS zeigte sich, wie Popitz berichtete, 

sehr erfreut uber die außergewöhnliche 
Bereitschaft der Stadt Frankenthai, 
dem Selbstschutz kunftig besondere 
Beachtung zu schenken. 

Wie Popitz später erklärte, sei der 
Selbstschutz lange vernachlässigt wor­
den, weil psychologische Hemmungen 
durch den Krieg bestanden hätten, In­
zwischen aber drohten andere Gefah­
ren, was allerdings keinerlei Anlaß zur 
Panik gebe. Zur Vorbeugung von Schä­
den bei Katastrophen gewann er den 
BVS dafür, sich für den Zeitraum eines 
Jahres verstärkt um den Selbstschutz 
bei Behörden, Betrieben und einzelnen 
Bürgern zu kurnmern. Zu dem Gesamt­
programm, das mit der Stadtverwaltung 
in Kürze detailliert abgesprochen wird, 
gehört als Auftakt eine Selbstschutz­
Werbewoche, die von verschiedenen 
Aktionen begleitet Wird. 

Gedacht ist an Selbstschutz-Grundlehr­
gänge, die Mitarbeitern von Verwaltun­
gen und Betrieben sowie interessierten 
Bürgern Grundwissen vermitteln sollen. 
Dieses könnte, so Popitz, in einer be­
triebs- und behörden bezogenen Fach­
ausbildung in den Bereichen des Sani­
täts-, Brandschutz-, Strahlenschutz-
und Bergungswesens vertieft werden . 

Der Burgermelster Will sich auch dafur 
einsetzen, daß so bald wie möglich 
entsprechende Informatlonsschnften 
an alle Bürger verteilt werden. Denn 
beispielsweise die verschiedenen 
Signale der Sirenen könne ja niemand 
im Kopf behalten. Da aber wohl nicht 
alle Bürger im Ernstlall erreicht werden 
könnten, wollen Stadtverwaltung und 
BVS Selbstschutz-Berater in den ein­
zelnen Wohngebieten gewinnen, Diese 
würden dann bei einer Katastrophe 
benachrichtigt, damit sie bei Anfragen 
Auskunft uber richtiges Verhalten geben 
könnten. 

Am Herzen liegt POPltz auch die Bereit­
stellung öffentlicher Schutzräume fur 
die Bevölkerung, zumindest fur Jene 
Personen, die besonders gefährdet 
seien: Kinder und Schwangere, alte 
und kranke Menschen. Die geplante 
Stadthalle von FrankenthaI biete sich 
an, sie so zu konzipieren, daß sie im 
Notlall Schutz in einem Schutzraum 
geben könne. Aber auch einzelne Bür­
ger, besonders Bauwillige, sollen über 
die Möglichkeiten des privaten Schutz­
raumbaues in technischer und finanziel­
ler Hinsicht aufgeklärt werden. 
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Selbstschutzarbeit 
wird forciert 

Die Aktivierung der Selbstschutzarbeit 
im Kreis St. Wendel stand im Mittel­
punkt einer Unterredung zwischen 
Landrat Dr. Mamer und BVS-Landes­
stellen leiter Koch . Nachdem Koch einen 
Überblick über die derzeitige umfangrei­
che Tätigkeit des BVS innerhalb des 
Saarland es gegeben hatte, wurden 
die vordringlichsten Maßnahmen erör­
tert. Übereinstimmung bestand darüber, 
die bereits eingeleitete Bestellung und 
Ausbildung von Selbstschutz-Beratern 
in den Gemeinden beschleunigt durch­
zuführen. Weiterhin wird auch der Auf­
bau des Behördenselbstschutzes und 
des betrieblichen Katastrophenschutzes 
verstärkt vorangetrieben, dem sich dann 
die fachliche Unterweisung anschließen 
soll. Gleichrangig soll auch die Aufklä­
rung und Selbstschutz-Ausbildung der 
Bevölkerung forciert werden, wobei 
die bisherige erfolgreiche Tätigkeit des 
BVS eine besondere Anerkennung fand. 

Landrat Dr. Marner zeigte nicht nur 
ein großes Interesse für die Belange 
des Selbstschutzes, er gab auch die 
Zusicherung, sich bei den Gemeinden 

"Schutz und Wehr" 

Nicht mit realistischen Bildern unserer 
Tage, sondern mit zeitgenössischen 
Werken aus früheren Jahrhunderten 
wurden in der Ausstellung " Schutz 
und Wehr" Katastrophen, Katastrophen­
abwehr und Selbsthilfe der Bevölkerung 
dargestellt. Selbsthilfe und Selbstschutz 
sind also keineswegs Erfindungen unse­
rer Zeit , sie waren schon in der Vergan­
genheit lebensnotwendig. " Schutz und 
Wehr" will nicht nur informieren, son­
dern zum Nachdenken anregen. Frei­
burg, Mannheim, Weinheim, Hartheim, 
Buchen, Aalen und Urbach waren die 
Stationen dieser Ausstellung; alle vier 
Regierungspräsidenten Baden-Würt­
tembergs hatten in ihren Bezirken die 
Schirmherrschaft übernommen. In vielen 
Fällen war die Ausstellung auch Anlaß 
zu Sonderveranstaltungen. Insgesamt 
wurden etwa 14000 Besucher gezählt. 
Die Presse berichte waren ausführlich, 
auch Rundfunk und Fersehen sendeten 
Beiträge. 

dafür einzusetzen, daß die entspre­
chenden räumlichen Ausbildungsmög­
lichkeiten geschaffen werden, um dem 
BVS die Erfüllung seiner Aufklärungs­
und Ausbildungstätigkeit zu erleichtern. 

Selbstschutz beim 
Seniorenclub 

Der monatlich stattfindende Kaffee­
nachmittag des Seniorenclubs St. Boni­
fatius in Dudweller stand diesmal im 
Zeichen des Selbstschutzes. Die Vorsit­
zende des Clubs, Barbara Behles, hatte 
kürzlich an einem Informationsseminar 
"Zivilschutz" teilgenommen und nun 
ausdrücklich zu dieser Veranstaltung 
eingeladen. 

Die BVS-Mitarbeiterin Helene Demuth 
hatte ihr Referat auf die älteren Men­
schen abgestimmt. Sie sprach über 
die Aufgaben des BVS und umriß die 
Bedeutung des Selbstschutzes als einen 
wesentlichen Teil des Zivilschutzes. 
Wie die Katastrophensituationen des 
letzten Winters gezeigt hätten , sei eine 
gute Bevorratung oft lebens rettend. 
Danach kam Frau Demuth auf Alltags­
gefahren zu sprechen und gab wichtige 
Hinweise, wie man solchen Gefahren 
begegnen oder sie verhindern könne. 

Realistische Einsatzübung 

Die BVS-Dienststelle Ludwigsburg hat 
von April 1978 bis Mai 1979 für die 
Firma Bosch sechs dreitägige " BKO­
Fachlehrgänge Bergungsgruppe" mit 
insgesamt 78 Teilnehmern und zwei 
dreitägige " BKO-Fachlehrgänge Sani­
tätsstaffel" mit insgesamt 31 Teilneh­
mern durchgeführt. Am 12. Juni 1979 
hatten die Helfer nun Gelegenheit, ihre 
beim BVS erworbenen Kenntnisse unter 
Beweis zu stellen. Der Absturz eines 
Flugzeuges auf das Gelände der 
Hauptverwaltung der Firma war die 
Ausgangslage für die erste Übung der 
Helfer des betrieblichen Katastrophen­
schutzes der Firma Bosch. 

Unter Mitwirkung der Werksfeuerwehr, 
der Freiwilligen Feuerwehr Gerlingen 
und des DRK Leonberg wurde auf dem 
Gelände der Hauptverwaltung in GerIin­
gen (Schillerhöhe) eine großangelegte 
Katastrophenschutzübung durchgeführt. 
Nach dem angenommenen Absturz 

BVS-Dienststellenleiter 
Karl Munkes verabschiedet 

Der langjährige ehrenamtliche Dienst­
stellenleiter Karl Munkes, Katastrophen­
schutzsachbearbeiter beim Landratsamt 
St. Wendel, hat nach seiner Pensionie­
rung auch seine Mitarbeit im BVS auf­
gegeben. 

BVS-Landesstellenleiter Christian Koch 
würdigte die Aufbauarbeit, an der Mun­
kes einen beachtlichen Anteil hat. Für 
diese Verdienste ist ihm bereits vor 
Jahren die Ehrennadel des Verbandes 
verliehen worden . Trotz Arbeitsüberla­
stung habe er sich stets erfolgreich 
für die Aufklärung und Selbstschutz­
Ausbildung der Bevölkerung eingesetzt. 
Die Bestellung und Ausbildung der 
Selbstschutz-Berater innerhalb des 
Kreisgebietes gehe ebenfalls auf seine 
Initiative zurück. Gleichzeitig hob Koch 
auch die vertrauensvolle Zusammenar­
beit mit der Landesstelle lobend hervor. 

Mit anerkennenden Worten würdigte 
er die ehrenamtliche Tätigkeit und über­
reichte Munkes die Dankurkunde mit 
den besten Wünschen für einen glückli­
chen Lebensabend. 

eines Flugzeuges wurden die BKO-Hel­
fer alarmiert und die Räumung aller 
Gebäude angeordnet. Die Räumung 
vollzog sich schnell und reibungslos. 
Nach etwa acht Minuten waren die 
ca. 1500 Mitarbeiter an den Sammel­
punkten angekommen. Die Katastro­
phenschutzkräfte hatten die Aufgabe, 
an drei Stellen Brände zu bekämpfen, 
eingeschlossene Personen und Ver­
letzte aus oberen Stockwerken zu ber­
gen, die Verletzten zu versorgen und 
für den Abtransport vorzubereiten. 

Die "Brände" wurden von der Werks­
feuerwehr und der Freiwilligen Feuer­
wehr Gerlingen schnell unter Kontrolle 
gebracht. 

Schwieriger gestaltete sich die Bergung 
der eingeschlossenen, teilweise verletz­
ten Personen aus dem 1. und 2. Stock­
werk des Forschungszentrums, weil 
das Treppenhaus " zerstört" war. Die 
Einsatzleitung beschloß, eine Seilbahn 
(2. Stockwerk) und einen Leiterhebel 
(1. Stockwerk) einzusetzen. Diese Auf-
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gaben wurden von den beim BVS aus­
gebildeten BKO-Bergungshelfern über­
nommen. Nach etwa zehn Minuten 
schwebte der erste" Verletzte", einge­
bunden auf einer Trage, an der Seil­
bahn nach unten. Vor dem Gebäude 
wurden die Verletzten von den Sanitäts­
helfern übernommen. die Erstversor­
gung durchgeführt und die Vertetzten 
dem DRK zum Abtransport in ein Kran­
kenhaus übergeben. Der Abtransport 
erfolgte mit Krankenwagen und einem 
Hubschrauber. 

Als Beobachter waren auch zwei Mitar­
beiter der BVS-Dienststelle Ludwigsburg 
zu dieser Übung eingetaden. Mit Freude 
konnten sie beobachten, daß ihre Aus­
bildung Früchte getragen hat. Alle ein­
gesetzten Helfer haben die ihnen ge­
stellten Aufgaben schnett und fachlich 
richtig durchgeführt. 

Verdiente Helfer geehrt 

" Ungezählte Stunden ihrer Freizeit 
haben Sie geopfert und während dieser 
Zeit fur die Ziele des Verbandes gear­
beitet. Off taten Sie mehr, als man von 
einem ehrenamtlichen Helfer überhaupt 
erwarten kann." So würdigte der Leiter 
der BVS-Dienststelle Heidelberg , Erich 
Wenzel, die tangjährige Tätigkeit von 
elf ehrenamtlichen Helfern für den BVS 
im Rahmen einer Feierstunde im Alten 
Rathaus von Wiestoch. Rektor Gerhard 
Jung, Helfervertreter der Dienststelle, 
bescheinigte den Geehrten: " Sie haben 
in ständigem Einsatz dafür gesorgt, 
daß Jahr für Jahr wenigstens ein Schul­
jahrgang über Schutzmöglichkeiten 
und Schutznotwendigkeiten informiert 
und im Selbstschutz ausgebildet 
wurde." 

Stadträ tin Maria Gantner nimmt aus der 
Hand von BVS- landesstellenleiter Wolf­
gang Rasch die Ehrenurkunde entgegen. 

BVS-Landesstellenleiter Wolfgang 
Raach überreichte die Ehrenurkunde 
des BVS an Maria Gantner (Heidel­
berg), Adam Held (Sinsheim), Dieter 
Schutenburg und Phitipp Straub (Hei­
deiberg), Berthold Herrting (Wiesloch), 
Heinz Krawutscke (Sinsheim-Reihen), 
Ernst Langer (Heidelberg), Hermann 
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Ollram (Bammental), Hans Runge 
(Sand hausen) , Dr. Ktaus Schrode (He i-
deiberg) und Erwin Mierick (Reicharts-
hausen). 

Informationsseminar 
"Schutzraumbau" 

Vom 11 . bis 13. Juni führte die BVS-
Dienststelle Reutlingen ein Informa-
tionsseminar zum Thema "Schutzraum-
bau" in Rottenburg/Neckar durch. 
Als Teilnehmer wurden Bedienstete 
der staatlichen Hochbauverwaltung 
und der unteren Baurechtsbehörden 
eingeladen, die sich mit Beratung, Pla-
nung, Prüfung von Planunterlagen und 
Abnahme von Schutzbauten befassen. 
Während des Seminars wurde auch 
über bautechnische Grundsätze für 
Mehrzweckanlagen, Schutzräume in 
Schulen, die MögliChkeiten der Finan-
zierung und Abschreibung informiert. 
AIs Referenten konnten Dipl.- Ing. 
Neckermann von der BVS-Bundes-
hauptsteile und Ministerialrat Dr. Müller 
vom Innenministerium Baden-Württem-
berg gewonnen werden. 
Die 22 Teilnehmer, Beamte des geho-
benen und höheren Dienstes, zeigten 
an den Ausführungen der Referenten 
reges Interesse. Auch in den Pausen 
und bei GespräChen an den Abenden 
wollte die Diskussion über den Schutz-
raumbau nicht abreißen. 

Selbstschutzmäßiges 
Verhalten bei radioaktivem 
Niederschlag 

Die BVS-Dienststelle Mannheim begann 
mit einer gezielten Aufklärung über 
die Wirkung von Angriffswaffen, hier 
besonders über die Schutzmöglichkeiten 
vor radioaktivem Niederschlag. Im ein-
zeinen umfaßt die Information: 

• Entstehung und Ausbreitung des 
radioäktiven Niederschlags 

• Strahlenstärke und Strahlungsdauer 
radioaktiver Spaltprodukte 
• Strahlungsschäden durch Aufnahme 
von verstrahlter Nahrung 
• behetfsmäßige Entstrahlung einer 
Person 

• Notwendigkeiten des baulichen 
Schutzes. 

Am 8. Juni 1979 wurden zu diesem 
Thema die Sicherheitsbeauftragten 
der Mannheimer Industrie und der 
Großhandelsfirmen in den Blauen Saat 
der Industrie- und Handelskammer 
Rhein-Neckar in Mannheim gebeten. 
Darüber hinaus nahmen Stadträte sowie 
Vertreter der Berufs- und der Werks-
feuerwehren Mannheims an dieser 
Veranstaltung teil . 

Die Thematik war so aufgegliedert, 
daß immer wieder durch Filmausschnit-
te, durch Dias und Bilder die einzelnen 
Unterthemen optisch anschaulich dar-
gestellt wurden. 

Eine gteiche Veranstaltung fand am 
20. Juni im Rathaussaal der Stadt 
Weinheim statt. Es waren dazu eingela-
den die Selbstschutz-Berater, die Ver-
treter der Katastrophenschutz-Organisa-
tionen, des Strahlenmeßtrupps der 
Freiwilligen Feuerwehr und die für den 
Zivilschutz bei der Stadt Weinheim zu-
ständigen Herren. 

Auf Grund dieser beiden Veranstaltun-
gen sollen nun weitere Zielgruppen 
angesprochen werden, darunter die 
Behörden-Selbstschutzleiter der Stadt-
verwaltung Mannheim, die Behörden-
Selbstschutzleiter der Bundes- und 
Landesbehörden im Mannheimer Raum, 
die Bediensteten des staatlichen Hafen-
amtes Mannheim, die Freiwilligen 
Feuerwehren und nicht zuletzt der 
Gemeinderat der Stadt. 

Am Rande sei betont, daß bei der 
Mannheimer Veranstaltung die dort 
anwesenden Stadträte sich bereits für 
diese Information vor dem Gemeinderat 
aussprachen. 

Rund um die Solitude 

Die BVS-Dienststellen Stuttgart, Lud-
wigsburg, Esslingen und Böblingen 
sowie die Fahrbare Zivilschutz-Ausstel-
lung waren eingesetzt, als am Himmel-
fahrtstag zum 9. Male der ADAC-Wan-
dertag " Rund um die Solitude" statt-
fand . Ca. 10000 Teilnehmer wurden 
gezählt. Der BVS zeigte an vier Statio-
nen des Wanderweges die Handhabung 
von Feuerlöschern, die Bekämpfung 
von Entstehungsbränden, das Ablö-
schen in Brand geratener Menschen 
sowie das Bergen eines Menschen 
aus einem Kraftfahrzeug. Das Interesse 
der Wanderer an diesen Demonstatio-
nen war sehr groß. Weitere Veranstal-
tungen sind vom BVS bereits mit den 
ADAC-Ortsclubs vereinbart worden. 

Nachruf 

Unerwartet verstarb im Alter von 62 
Jahren der ehrenamtliche BVS-Helfer 

Julius 51011. 

Seit 1954 war Julius Stall in der Aufklä-
rungs- und Ausbildungsarbeit der 
BVS-Dienststelle Waldshut tätig. Schon 
vor Jahren wurde er mit dem Ehrenzei-
chen des Verbandes ausgezeichnet. 
Die Helfer der Dienststelle Watdshut 
werden ihm ein ehrendes Andenken 
bewahren. 
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Kein Hausbau ohne spräch auch MdL Olto ZeitIer, Landrat nisse erweitert und Neues gelernt. Ganz 

Schutzraum Hans Schierer, Bürgermeister Hans gleich, ob es galt, Entstehungsbrände 
Hottner und die Vertreter der in zu löschen, brandgefährdete Güter 

Auf der 32. Passauer Frühjahrsausstel- Schwandorf ansässigen Behörden und zu retten, sich mit den jeweiligen Gerä-

lung zeigte der BVS Möglichkeiten auf, Organisationen. Er gab zu bedenken, tsn wieder vertraut zu machen, nach 

wie man im eigenen Haus einen daß, wenn der Bürger keine Zeit für Verschütteten zu suchen, Menschen 

Schutzraum einrichten kann. Ein Haus- die Katastrophenvorsorge aufwende, auf Tragen einzubinden und abzulas-

schutz raum für 25 Personen wurde die Verantwortung der Politiker und sen, Einsturzgefahren zu beseitigen, 

in Originalgröße mit sämtlichen Kon- der leitenden Persönlichkeiten des Eingeschlossene zu bergen, Verletzten 

struktionsmerkmalen und technischen öffentlichen Lebens um so größer sei. Erste Hilfe zu leisten, den Abtransport 

Einrichtungen gezeigt. Sechs Modelle Stieger appellierte an die zuständigen von Verunglückten zu tätigen , Verletz-

im Maßstab 1 : 10 vermittelten Anregun- SteIlen, bei Bauplanungen auch den tenablagen vorzubereiten oder Hifs-

gen für die Nutzung des Schutz raumes Schutzraumbau einzubeziehen. bedürftige zu betreuen, alle halfen 

als HObby- , Trimm-Dich-Raum, Kinder- Direktor Walter Pflaum vom Amt für nach Kräften mit. 

spielzimmer, Hausbar, Musikstudio Landwirtschaft betonte, daß Selbst- Gerade dies beeindruckte Bezirkskata-
oder Abstellraum. Ein großes Modell schutz in modernen landwirtschaftlichen strophenschutzleiter Mauser besonders , 
zeigte die verschiedenen Arten privater Unternehmen immer aktuell sei. Bei wie er in der Abschlußbesprechung 
und öffentlicher Schutzräume. längeren Stromunterbrechungen infolge feststellte. Er dankte Katastrophen-

Diese Sonderschau war vor allem für Katastrophen würden z. B. Betriebe schutz leiter Werner Busch und seinen 

die Bewohner des ostbayerischen Rau- ohne Notstromaggregate vor unlösbare Helfern für die gezeigte Leistung, dankte 

mes von großem Interesse. Hier haben Probleme gestellt. der Stadt Landshut für die Bereitstellung 

sich bisher nur wenige Bauherren ent- Anschließend informierten sich die des Lehrsaales im Katastrophenschutz-

schließen können, einen Schutzraum Journalisten und Vertreter des öffentli- zentrum und hob die gute Zusammen-

mit einplanen zu lassen. Auch in öffent- ehen Lebens an dem Großmodell eines arbeit mit dem BVS hervor. 

lichen Amtern verzichtete man bisher Einödhofes im Rahmen der Sonder-
zumeist noch auf solche bauliche Vor- schau " Vorsorge in Grün" über Selbst- Informationstagung 
kehrungen. schutz möglichkeiten auf dem Lande. bei der 

Über die einzelnen Maßnahmen, die Eisenbahner-Gewerkschaft Frauenbund informiert sich durch die Bewohner selbst getroffen 

Bei der letzten Versammlung des Ka-
werden können, sprach Fritz Polster Auf Anregung des Gewer1<schaNssekre-
direkt am Modell. tärs der Gewer1<schaN der Eisenbahner 

tholischen Frauenbundes informierten 
Deutschlands, Stadtrat 0"0 Richter, 

BVS-Mitarbeiter die Anwesenden über hielt BVS-Dienststellenleiter Josef 
den Zivil- und Selbstschutz . BVS-Helfer Katastrophenschutz Sommer, Aschaffenburg, bei zwei Schu-
Ernst Kilger berichtete über die Aufga- der Post vorbildlich lungen der GwdED für Personalräte 
ben des BVS und betonte, Selbstschutz 
müsse heute ein Teil jeder vernünftigen Auch die Deutsche Bundespost hat 

und Vertrauensleute in Wernstein bei 

Lebensplanung sein. In einem hoch- ihre Verpflichtung er1<annt, Leben und 
Passau einen Informationsvortrag über 

technisierten Zeitalter seien Schutzvor- Gesundheit ihres Personals in Notzeiten 
die zivile Verteidigung in der Bundesre-

kehrungen besonders notwendig; und zu schützen. Sie hat daher eine eigene 
publik, mit besonderem Hinweis auf 
den Selbstschutz in Wohnstätten und 

wie sich immer wieder zeige, seien Organisation zur Selbsthilfe geschaffen: 
den Selbstschutz in den Verwaltungen. 

Naturkatastrophen nicht zu verhindern. den Katastrophenschutz der Deutschen 

Besonderes Interesse erregten die Aus- Bundespost. In den Diskussionen und Einzelgesprä-

führungen über eine richtige VorratshaI- Auch in diesem Jahr fanden beim 
ehen stellte sich heraus, daß ein Groß-
teil der Anwesenden mit diesem Thema 

tung und Schutzmaßnahmen für die Fernmeldeamt Landshut wieder Übun- zum ersten Male konfrontiert wurde 
Familie. Möglicherweise soll im Herbst gen für die Katastrophenschutzhelfer und daß das Interesse an der Thematik 
eine Selbstschutz-Grundausbildung in den Bereichen Brandschutz, Bergung wir1<lich groß ist. Es wurde angeregt, 
in Massing durchgeführt werden und Sanitätsdienst statt. In Gesprächen 

auch bei anderen Zusammenkünften 
zwischen dem Leiter des Katastrophen-

über dieses Problem zu sprechen. 
Keine Zeit für schutzes des Fernmeldeamtes, Werner 
Katastrophenvorsorge? Busch , und BVS-Dienststellenleiter 

Georg Seemann sowie den Lehrkräften Ausstellung für 
Die Notwendigkeit einer Schulung im der Fahrbaren Schule Landshut, Robert 
Selbstschutz - im Hinblick auf unvor- Bemard und Ernst Rößner, mit Bezirks-

die Schuljugend 

hersehbare Katastrophen - wurde in katastrophenschutzleiter Mauser aus- In Anwesenheit zahlreicher Ehrengäste 
einem Pressegespräch anläßlich der Regensburg und den Führungskräften aus Politik, Behörden und Verbänden 
Frühjahrsschau in Schwandorf von des Femmeldeamtes Landshut wurden wurde in der Aula der Staatlichen Real-
BVS-Fachgebietsleiter Fritz Polster die Einzelheiten festgelegt und die schule Landshut eine vom BVS in Zu-
nachdrücklich herausgestellt. Übungen vorbereitet. sammenarbeit mit der Freiwilligen Feu-
Der Landkreisbeauflragte für den Trotz mancher Witterungsunbilden war erwehr, dem Roten Kreuz, dem THW, 
Selbstschutz, Verwaltungsamtmann man an den drei Übungstagen voll in dem ABC-Zug der Stadt Landshut und 

..':!:'erner Stieger, begrüßte zu dem Ge- Aktion. Altes wurde aufgefrischt, Kennt- der Deutschen Angestellten-Kranken-
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kasse zusammengestellte Ausstellung 
unter dem Motto " Selbstschutz und 
Nächstenliebe - Gebote unserer Zeit" 
eröffnet. Die Ausstellung ist vor allem 
für die Schuljugend der Stadt gedacht 
und soll das Interesse der Jugendlichen 
an der Mitarbeit in den verschiedenen 
Organisationen wecken. 

Dieses Anliegen stellten in den Eröff­
nungsansprachen Bürgermeister Karl 
Holzer, der Leiter der BVS-Dienststelle, 
Georg Seemann, und der Hausherr, 
Realschuldirektor Hans Schmitzer, 
heraus. 

In seinem Grußwort betonte Realschul­
direktor Schmitzer, der auch Ministerial­
beauftrater für das Realschulwesen 
ist, daß Selbstschutzkurse bereits in 
den Abschlußklassen stattfinden; in 
einer Zeit zunehmender Gefährdung 
seien Selbstschutz und Nächstenliebe 
von größter Bedeutung. 

In einer Zeit fortschreitender Technolo­
gie sei das Helfen-Wollen und -Können 
schwierig geworden, so daß man sich 
bemühen müsse, die Jugend auch in 
diesem Bereich fortzubilden; ein Auftrag, 
der schon in der Bayerischen Verfas­
sung verankert sei , wo den Schulen 
aufgegeben werde, nicht nur Bildung 
und Wissen zu vermitteln, sondern auch 
Herz und Charakter heranzubilden. 
Abschließend velWies der Schulleiter 
noch auf den mit der Ausstellung ver­
bundenen Mal- und Zeichenwettbewerb, 
der die Schüler zum Nachdenken anre­
gen soll . 

BVS-Dienststellenleiter Seemann gab 
ausführliche Erläuterungen zur Ausstel­
lung. Er wies darauf hin , daß es zu 
keiner Zeit ein Leben ohne Bedrängnis, 
Not und Gefahr für Leben und Gesund­
heit gegeben habe und daß die Men­
schen gezwungen gewesen seien, um 
ihr Dasein zu kämpfen. Unfälle, Kata­
strophen und Kriege seien auch heute 
in der Welt an der Tagesordnung, das 
technische Zeitalter fordere laufend 
Opfer an Leben und Gesundheit. 

Interesse an Schutzräumen 

Von einem Fenster der neubezogenen 
BVS-Dienststelle Hof aus ist die velWit­
terte Inschrift " OLSR" an der gegen­
überliegenden Kirche zu sehen. Eine 
Idee gewinnt Gestalt: " Das müßte man 
fotografieren und die Leute raten lassen, 
was es bedeutet." So entstand die Ak­
tion .,Bilderrätsel". 

Bei einem der nächsten Besuche bei 
der " Frankenpost" konnte der Lokalre­
porter für diese Aktion gewonnen wer­
den. Er erteilte einem Bildreporter den 
Auftrag, die beiden Objekte (inzwischen 
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wurde eine zweite gleichartige Inschrift 
im Stadtgebiet aufgespürt) aufzunehmen 
und sicherte der BVS-Dienststelle eine 
VerÖffentlichung zu. 

"Was bedeutet die aufschrift O.LS.R.?" 
fragte die BVS-Oienststelle Hof und be­
kam über 900 Antworten aus allen Kreisen 
der Bevölkerung. Mit Hil fe dieser Aktion 
konnte das allgemeine Interesse an 
Selbstschutz und Schutzraumbau weiter 
gefördert werden. 

Das Bilderrätsel erschien in der Wo­
chenendausgabe der .. Frankenpost 
Hof" mit einer Auflage von 75000 Ex­
emplaren. Der Widerhall war uneIWartet 
stark. Mehrere Tage lang war ein reger 
Publikumsverkehr in der BVS-Dienst­
stelle zu verzeichnen. Die Post brachte 
schriftliche Lösungen ins Haus, das 
Telefon stand tagelang kaum still . Hier 
das Ergebnis: 

367 Anrufe bei der Dienststelle 

402 Besucher in der Dienststelle 

146 schriftliche Lösungen. 

Nun erst begann für die Dienststelle 
noch einmal die so oft fehlende und 
notwendige Kontaktarbeit. Jede richtige 
Lösung wurde mit einem BVS-Taschen­
atlas belohnt, der uberreicht bzw. über­
sandt wurde. Die Anrufer wurden, so­
weit sie im Stadtgebiet wohnten, zur 
Abholung ihres Atlas in die Dienststelle 
gebeten. Bei den Auswärtigen wurde 
die Anschrift notiert und der Atlas zuge­
schickt. 

Mit den Besuchern in der BVS-Dienst­
stelle konnten Informationsgespräche 
geführt werden, aus denen hervorging, 
daß in den Familien durch diese Aktion 
eine rege Diskussion über Schutzraum­
bau und Selbstschutzmaßnahmen ent­
standen war. Alle schriftlich eingegan­
genen Lösungen wurden durch ein 
Schreiben der Dienststelle beantwortet. 

Durch diese kleine Aktion wurde er­
reicht, daß die Diskussion über Schutz­
raumbau und Selbstschutz neu aufge­
griffen wurde. Darüber hinaus verhalf 
sie den neubezogenen Räumen der 
Dienststelle zu einem Bekanntheitsgrad , 
der selbst durch groß aufgemachte 
Anzeigen nicht zu erreichen gewesen 
wäre. 

Weiterbildung der Helfer 
förd ern 

Bei einer Versammlung der ehrenamtli­
chen Helfer des BVS unter der Leitung 
des Kelheimer Dienststellenleiters Kon­
rad Würdinger legte der BVS-Bereichs­
beauftragte für Niederbayern, Georg 
Seemann, einen Arbeitsbericht vor und 
betonte dabei, daß in dem zurücklie­
genden Berichtszeitraum die Vorausset­
zungen für einen wirksamen Selbst­
schutz geschaffen worden seien. 

In erfolgreicher Zusammenarbeit mit 
dem Katastrophenschutz-Sachbearbei­
ter des Landratamtes, Heinz Hammer, 
konnten ausnahmslos in allen Gemein­
den des Landkreises Selbstschutz-Bera­
ter für ihre Aufgaben bestellt und in 
die Fachausbildung eingeführt werden. 

Bisher war die BVS-Dienststelle Lands­
hut für die Durchführung von Vortrags­
und Lehrgangsvorhaben zuständig und 
setzte ihre haupt- und ehrenamtlichen 
Fachleute erfolgreich ein. Diese Fach­
betreuung durch eine hauptamtlich ge­
führte BVS-Dienststelle wurde nunmehr 
verbandsintern neu geregelt und in 
die Zuständigkeit der BVS-Dienststelle 
Regensburg gestellt. 

Dienststellenleiter Peter Blazejewski 
und seine Regensburger Mitarbeiter 
konnten sich bei dieser Helferversamm­
lung persönlich vorstellen. Blazejewski 
bat die Anwesenden, die begonnenen 
Arbeiten zum Wohle der Bürger fortzu­
setzen und das Vertrauen auf gute 
Zusammenarbeit auch auf die neue 
Betreuungsdienststelle Regensburg 
zu übertragen. 

Als Schwerpunkt der künftigen Tätigkeit 
beabsichtigt die BVS-Dienststelle 
Regensburg die fachliche Weiterbildung 
der Helfer im BVS verstärkt zu fördern , 
um damit die Qualität der Offentlich­
keitsarbeit und Ausbildung auf einen 
Stand anzuheben, den der Bürger er­
wartet. Das wachsende Interesse an 
Vorsorgemaßnahmen und die Größe 
des Dienstbereiches erfordern den ver­
mehrten Einsatz von ehrenamtlichen 
Helfern. Der Kreis der Mitarbeiter soll 
daher durch Werbung von Helfern er­
weitert werden, die sich der Gemein­
schaftsaufgabe verpflichtet fühlen und 
Freude an der Lehr- und Vortragstätig­
keit finden. 

Die Helferversammlung schloß mit ei­
nem Grußwort des Helfervertreters, 
Erich Günther, und mit der Überrei­
chung eines Erinnerungspräsents zum 
Dank an die wirksame Arbeit des Be­
reichsbeauftragten, Georg Seemann, 
der künftig in Landshut einen neuen 
Dienstbereich betreuen wird. 



SOHL8SWIGNHOLST81n f) 
THW.lnformationsveranstal· 
tung in Kiel 

Die Erstaufführung des neuen 
THW-Films " Deichbruch - Alarm für 
das THW" war der besondere Anlaß 
tür eine Informationsveranstaltung, die 
vom THW-Landesbeauftragten für 
Schleswig-Holstein in Kiel durchgeführt 
wurde. 

Schon lange vor Beginn der Veranstal­
tung - die Gäste waren für 11 .00 Uhr 
eingeladen - herrschte auf dem Ge­
lände des KatS-Zentrums der Landes­
hauptstadt, das sowohl dem THW-Ge­
schäftsführerbereich als auch dem 
THW-Ortsverband Kiel als Domizil dient, 
reger Betrieb. 

Da den Gästen eine möglichst umfas­
sende Information geboten werden 
sollte, war es notwendig, einige Einsatz­
fahrzeuge und Großgeräte auch aus 
anderen Ortsverbänden des Landesver­
bandes heranzuführen. 

Pünktlich eröffnete der Landesbeauf­
tragte die Veranstaltung. In seiner Be­
grüßungsansprache hieß Dipl.-Volkswirt 
Meier den Innenminister des Landes, 
Rudolf Titzck, und die rund 50 anderen 
Gäste des THW - unter ihnen der Be­
fehlshaber des Territorialkommandos 
Schleswig-Holstein und Deutsche Be­
vollmächtigte im Bereich Afnorth, 
Konteradmiral Feindt, Vertreter der 
Zivilschutzämter der Landkreise und 
kreisfreien Städte, Vertreter des Bun­
desgrenzschutzes, der Polizei und der 
befreundeten Hilfsorganisationen Feu­
erwehr, DRK und MHD - herzlich will­
kommen. 

Bevor der Film " THW - Live" und der 
sehr instruktive neue Film "Deichbruch 
- Alarm für das THW" den Gästen ge­
zeigt wurde, wandte sich Innenminister 
Titzck mit einer kurzen Ansprache an 
das im Vortragssaal versammelte Audi­
torium: 

" Das Technische Hilfswerk Schleswig­
Holstein ist durch seine selbst auferlegte 
Verpflichtung ,Helfen, Retten , Bergen' 
zu einem verläßlichen Helfer des in 
Not geratenen Mitmenschen und zu 
einem unentbehrlichen Partner der im 
Katastrophenschutz tätigen Organisatio­
nen und Behörden geworden . In 
Schleswig-Holstein bewiesen mehr 
als 3100 ehrenamtliche Mitarbeiter des 
THW bei Katastrophen und in anderen 
Notlagen, aber auch bei der technischen 
Hilfeleistung im Straßenverkehr und 
als Helfer bei zahlreichen anderen Hilfs-

Innenminister Titzck: .. Das THW ist ein 
unentbehrlicher Partner im Katastrophen­
schutz." 

anforderungen tagtäglich ihre vorbildli­
che Einsatzbereitschaft und ihr fachli­
ches Können. Oie Landesregierung 
und alle Schleswig-Holsteiner schulden 
dem THW dafür Dank und Anerken­
nung." Auch dankte der Minister den 
THW-Helfern noch einmal für ihren 
uneigennützigen Einsatz bei den Unwet­
tern um die Jahreswende, als fast 
100000 Einsatzstunden geleistet wurden . 
Die mehr als 1000 THW-Helfer, die 
seinerzeit zum Einsatz kamen, hätten 
gemeinsam mit den Helfern der anderen 
Hilfsorganisationen, der Bundeswehr, 
des Bundesgrenzschutzes und mit vie­
len privaten Helfern entscheidend dazu 
beigetragen, in Not geratene Mitmen­
schen zu bergen, mit dem Nötigsten 
zu versorgen und das Ausmaß der 
Schäden in Grenzen zu halten. 

" Es ist gut bestellt um ein Volk" - so 
stellte Minister Titzck abschließend 
fest - "wenn auf allen Gebieten soviel 
Bereitschaft zur Mitverantwortung vor­
handen ist, wie sie von den Helfern 
des Technischen Hilfswerks gezeigt 
wird ." 

Nach der Filmvorführung, bei der be­
sonders der Film " Deichbruch - Alarm 
für das THW" mit seinen einmaligen 
Dokumentaraufnahmen bei den fach­
kundigen Besuchern der Veranstaltung 
großen Anklang fand, besichtigten die 
Gäste die auf dem Gelände des KatS­
Zentrums aufgestellten Fahrzeuge und 
Großgeräte. 

Außer einem kompletten Bergungszug 
und einem Instandsetzungszug (dieser 
ebenfalls mit allen Fahrzeugen und 
vorschriftsmäßiger StAN-Ausstaltung) 
wurden u. a. gezeigt: 

Trinkwasser-Aufbereitungsanlage, 
Sonder-Kfz "Olschadenbekämpfung", 

Unfallhilfs-Kombi, Kranwagen und An­
hänger mit Schmutzwasserpumpen. 

Der Zweck der Veranstaltung, die gegen 
13.00 Uhr mit einem Essen aus dem 
Feldkochherd endete, war neben der 
Erstaufführung des neuen THW-Films 
auch das Bestreben, die Leiter und 
Mitarbeiter der im Katastrophen- und 
Zivilschutz tätigen bzw. für diesen Be­
reich wichtigen Behörden, Organisatio­
nen und Verbände über die Ausstattung 
und Arbeit des THW möglichst umfas-
send zu informieren. Voß 

Gemeinsame AbschluBübung 

Den Abschluß der diesjährigen Erste­
Hilfe-Ausbildung der Helfer des 
THW-OV Elmshorn durch das DRK 
Elmshorn bildete eine groß angelegte 
gemeinsame Übung in den Abendstun­
den des 15. Mai auf dem Flora-Ring 
- einer Motorsportarena - in Klein­
Nordende bei Elmshorn mit ca. 140 
Beteiligten. 

Während in der Vergangenheit die Prü­
fung theoretisch durchgeführt wurde, 
haben alle Beteiligten übereinstimmend 
festgestellt, daß eine Prüfung im Rah­
men einer Übung effektiver ist als das 
Ausfüllen eines Fragebogens. 

Ganz wesentlich haben die "Verletzten" 
- 24 Mitglieder der Jugendrotkreuz­
Gruppe Elmshorn - zum Gelingen der 
Übung beigetragen. Sowohl das 
Schminken als auch die schauspieleri­
schen Fähigkeiten der Helfer ließen 
es den Übenden und den Zuschauern 
sehr schwerfallen zu glauben, daß es 
sich " nur" um eine Übung handeln 
sollte. 

Die Lage " Schwerer Unfall auf einer 
Bundesstraße mit zahlreichen Verletz­
ten" wurde durch Fahrzeuge sehr reali­
stisch dargestellt. Drei Hauptaufgaben 
mußten hierbei von den Helfern des 
THW gelöst werden: 

• Bergung der Verletzten 
• Erstversorgung der Verletzten 
• Ausleuchten der Schadensteile. 

Parallel dazu bauten die Helfer des 
DRK einen Verbandplatz auf, der die 
Weiterversorgung der 11 Verletzten" si­
cherstellte. 

Über den Ablauf der Übung und die 
Erfüllung der gestellten Aufgaben äußer­
ten sich alle beteiligten Führungskräfte 
bei der Organisationen ausschließlich 
positiv. H. B. 
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" Ein Mann der Taten, 
nicht der Worte" 

Idealisten sind In unserer materialisti­
schen Welt selten geworden. Aber der 
THW-Ortsbeauftragte Heinz BockeI­
mann gehört zu ihnen; jede freie Minute 
opfert er dem THW. Es gibt wohl keinen 
Lehrgang, den er nicht besuchte, 22 
an der Zahl! Und er hat es mit großem 
Erfolg verstanden, dem THW zu hohem 
Ansehen zu verhelfen. 

Unter Hintansetzung seiner Person 
und familiärer Bindungen hat er stete 
Einsatzbereitschaft gezeigt. Seit 25 
Jahren steht er im THW-Ortsverband 

Heide schon 1962 bei der ersten 
großen Flutkatastrophe in verantwor­
tungsvoller Stellung - zuverlässig und 
treu seinen Mann. 

So würdigte THW-Landesbeauftragter 
Dipl.-Volkswirt Meier in einer morgendli­
chen Feierstunde mit vielen Ehrengä­
sten den Jubilar, überreichte ihm mit 
herzlichen Dankesworten eine Ehrenur­
kunde des Direktors des Technischen 
Hilfswerks und heftete ihm das THW­
Ehrenzeichen in Silber an die Brust. 

Landrat Buhse als Hauptverwaltungsbe­
amter gratulierte und stellte heraus, 
der Kreis sei darauf angewiesen, 
daß die Bürger freiwillig Hilfe leisteten. 

Das geschehe unter erheblichen per­
sönlichen Opfern, die für die Gemein­
schaft gebracht wurden. Auch Bürger­
meister Dr Wilkens zählte die Helfer 
des THW zu den Idealisten, die sich 
immer für die Allgemeinheit einsetzten. 
Bockelmann sei kein Mann der großen 
Worte, sondern der Tat. 

Fruhere und letzige Orts- und Kreisbe­
auftragte des THW sowie Vertreter 
der anderen Hilfsorganisationen bekun­
deten ihre Verbundenheit mit dem Hei­
der THW-Ortsbeauftragen. Ihr Zusam­
mengehörigkeitsgefühl werde durch 
Kameradschaft dokumentiert, sagte der 
frühere THW-Kreisbeauftragte Jatho. Jo. 

Bremen !I 
THW-Ortsverband Neustadt 
hat neues Unterkunftsge­
bäude 

Der THW-Ortsverband Bremen-Neu­
stadt ist in sein neues Unterkunftsge­
bäude mit dazugehöriger Kraftlahrzeug­
halle eingezogen. Nach den ersten 
sechs Betriebsmonaten heißt das Re­
sumee der Neustädter THW-Helfer 
und Ihres Ortsbeauftragten Hermann 
Sedlatschek einhellig: " Die Aufregung 
während der Bauzeit, des Umzuges 
in die neue Unterkunft und der an­
schließenden Einweihungsfeier hat sich 
gelohnt. Wir fuhlen uns woht. " 

Die Bauarbeiten fur den Gebäudekom­
plex am Seesenthom 2 begannen schon 
vor langerem. Zunachst wurde die fast 
57 Meter lange, nahezu 18,5 Meter 
breite und genau 5,87 Meter hohe Kraft­
fahrzeughalle in Stahlbeton errichtet, 
die zur Unterbringung der Fahrzeuge 
des Ortsverbandes dient. Die Halle 
hat eine Nutzfläche von t 008 Quadrat­
metern. 

Nach Abschluß dieser Baumaßnahme 
hieß es: " Grünes Licht fur die Errichtung 
des neuen Unterkunftsgebäudes". Es 
ist in eingeschossiger Bauweise direkt 
neben der Kfz-Halle in wenigen Mona­
ten Bauzeit entstanden und verfügt 
bei rund 36 Metern Länge und fast 
14 Metem Breite über eine Nutzfläche 
von 422 Quadratmetem. Das Unter­
kunftsgebäude war planmäßig für 120 
Helfer vorgesehen, aber zeitlich mit 
der Fertigstellung erhöhte sich der Hel­
ferbestand zahlenmäßig auf über 300, 
so daß die Unterkunft bereits wieder 
aus den Nähten platzt. 
Neben modern eingerichteten Unter­
richts- und Aufenthaltsräumen findet 
man einen Umkleideraum sowie Werk­
und übungsräume vor. Fur die Finan-
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zierung des Neubauprojektes in der 
Bremer Neustadt stellte die Bundesre­
gierung insgesamt 1,5 Millionen Mark 
zur Verfügung. 

Angesichts dieser stattlichen Summe 
wollte der Neustädter THW-Ortsverband 
etwas Besonderes leisten, um sich 
sozusagen zu bedanken. Oie Einwei­
hungsfeier sollte dazu genutzt werden, 
darüber war man sich schnell einig, 
in der Offentlichkeit darzustellen, welche 
Leistungen das THW in Notsituationen 
erbringen und welche Hilfeleistungen 
die Bevölkerung und der einzelne Bür­
ger in Katastrophenfällen erwarten kann. 

In den Wochen vor dem großen Ereignis 
" rauchten" den Helfem und dem Orga­
nisationskomitee die Köpfe, Ideen wur­
den eingebracht, verworfen, nochmals 
durchgedacht. Schließlich war es soweit: 
In der Kraftlahrzeughalle, die man kur­
zerhand mit Girlanden und Blumen­
schmuck in einen Festsaal verwandelt 
hatte, nahmen die Gäste Platz, darunter 
der Bremer Innensenalor Helmut Fröh­
lich, der Sprecher in der Innendeputa­
tion Helmut Dittrich, sein Stellvertreter 
Dr. Johann Tönjes-Cassens, Bremens 
Polizeipräsident oiekmann, der Leiter 
des Landeskriminalamtes Dr. Schäfer 
und Senatsrat Dr. Jurgen Engelmann, 
Leiter der Abteilung " Ziviler Bevölke­
rungsschutz" in der Innenbehörde, so­
wie die Burgerschaftsabgeordneten 
Karl Armgort und Horst-Jürgen Lah­
mann. Natürlich konnte Hermann Sed­
latschek auch den Direktor der Bundes­
anstalt Technisches Hilfswerk und Vize­
präsidenten des Bundesamtes für den 
Zivilschutz, Dipl.-Ing. Hermann Ahrens, 
und den THW-Landesbeauftragten für 
Bremen begrüßen. Weitere Festgäste 
waren der Präsident der Oberfinanzdi­
rektion Bremen Dr. Dunfründt und der 
Präsident der Landesvermögens- und 

Bauabteilung Dipl.-Ing Reese, die fur 
die Durchführung und Ordnungsmäßig­
keit der Bauarbeiten in der Neustadt 
verantwortlich waren. Auch H. Tiemann, 
Vorsitzender des Landesfeuerwehrver­
bandes, und Oberbranddirektor Braun, 
Leiter der Berufsfeuerwehr Bremen, 
nur um einige zu nennen, waren ebenso 
wie Herren aus dem Vorstand oder 
der Geschäftsleitung von Firmen der 
Einladung gefolgt. 

In seiner Festrede lobte Innensenator 
Fröhlich das Engagement und den Ein­
satz der THW-Helfer, die sie immer 
wieder bei vielen Gelegenheiten bewie­
sen hätten, und wünschte ihnen viel 
Freude und angenehme Stunden in 
der neuen Unterkunft THW-Direktor 
Ahrens schloß Sich diesen Wunschen 
an und erklarte: " Die neue Unterkunft 
soll vor allem den kameradschaftlichen 
Geist fördern und gleichzeitig ein An­
sporn dazu sein, auch weiterhin so 
hervorragende Leistungen wie bislang 
zu erbringen." 

Im Anschluß verlieh THW-Direktor Ah­
rens Senatsrat or. Engelmann für seine 
Verdienste um das Technische Hilfs­
werk das Ehrenzeichen in Silber. Auch 
Hermann Sedlatschek wurde mit dieser 
Auszeichnung für seine engagierte und 
unermüdliche Arbeit geehrt . In der 
Schlußrede wies Dr. Dolber auf einen 
wichtigen Aspekt hin, der In der Offent­
lichkeit leider immer zu wenig beachtet 
wird, nämlich, daß " dieser Staat mehr 
Bejahung und Hingabe verdient als 
viele ihm bisher zu geben bereit sind". 

Beim anschließenden Rundgang durch 
die neuen Gebaude konnten die Gäste 
einen "Blick hinter die Kulissen" des 
THW-Ortsverbandes Neustadt werfen 
und die MögliChkeiten des Bergungs-, 
Instandsetzungs- sowie Fernmeldedien­
stes kennen lernen. U. W. 



HOmBUrG e> 
Feuerwehr-Weltrekord! 

Nahezu der gesamte THW-Landesaus­
schuß Hamburg hatte sich auf dem 
Hof der Hauptfeuerwehrwache Berliner 
Tor eingefunden, um den neuen Welt­
meister der Feuerwehr Hamburg zu 
empfangen: 

32 durchtrainierte Männer der Feuer­
wehr hatten ein 508 kg schweres Feu­
erwehrfahrzeug innerhalb von 24 Stun-

Wochenendübung der 
Altonaer THW.Jugendgruppen 

Hauptaufgabe der diesjährigen Wo­
chenendausbildung der Jugendgruppen 
des THW Altona war der Bau eines 
35 Meter langen Hängestegs über eine 
ehemalige Bahnanlage. Durch beson­
ders günstig stehende Bäume konnte 
ein Portal eingespart werden. Alle Sti­
che und Bunde wurden ständig vom 
Leiter der Jugendgruppen überprüft, 
damit sich keine Fehler einschleichen 
konnten, denn die Tragseile des Steges 
waren 7,50 m über dem Grund der 
ehemaligen Bahnanlage gespannt. Nach 
ca. fünf Stunden konnte die Brücke 
überquert werden, und davon wurde 
von den Jugendlichen reichlich Ge­
brauch gemacht. Am Abend war man 
recht zufrieden mit der geleisteten Ar­
beit, aber auch sehr müde. 

Am Sonntag sollte der Sport auch nicht 
zu kurz kommen; eine Jugendgruppe 
war beim Hanstedter Feuerwehrmarsch 
angemeldet. über 100 Feuerwehr- und 
Jugendfeuerwehrgruppen waren ange­
treten. Der Marsch ging über eine 
Strecke von 10 km mit verschiedenen 
Einlagen, Geländelauf, feuerwehrtechni-

den 350 km weit geschoben. Damit 
übertrafen sie die bisherige Weltrekord­
leistung der Feuerwehr Dublin/ lrland 
um fast 70 km. Die Weltrekordleistung 
der Hamburger Feuerwehr wird jetzt 
im " Buch der Rekorde" verzeichnet. 
Der THW-Landesbeauftragte Trauvetter 
übergab den neuen Weltmeistern übri­
gens als Gruß des THW ein 50-liter-
Faß Bier. H. K. 

Die Weltmeister 
mit der über 
500 kg schweren 
Spitze auf der 
350 km langen 
Tour - zu Fuß! 

sehe Fragen, Schlauchbootfahren, über 
einen Bach hangeln und allgerneine 
Fragen. 

Durch ein Versehen wurde die THW­
Jugendgruppe bei den "gestandenen" 
Feuerwehrgruppen gewertet und landete 
im Mittelfeld. Erst nach der Veranstal­
tung stellte sich heraus, daß die THW­
Jugendgruppe den zweiten Platz bei 
den Jugendgruppen belegt hatte. Nun 
soll der Pokal nachgereicht werden! 

M. D. 

Leitende Feuerwehrbeamte 
geehrt 

In Anwesenheit des Staatsrates der 
Innenbehörde, Dr. Frenzel, zeichnete 
der Direktor des THW den Ud. Branddi­
rektor Maximilian Puchner, stellv. Leiter 
der Hamburger Berufsfeuerwehr, mit 
dem THW-Helferzeichen in besonderer 
Ausführung aus. Die Verleihung erfolgte 
im Rahmen einer Tagung der Landes­
beauftragten des THW in Hamburg, 
nach der Besichtigung der computerge­
steuerten Feuerwehreinsatzzentrale 
Hamburg, auf einer Barl<asse des 
Senates. 

Der Leiter der Harnburger Feuerwehr, 
Oberbranddirektor Manfred Gebhardt, 
dem ebenfalls das Helferzeichen verlie­
hen werden sollte, hielt sich zu diesem 
Zeitpunkt im Ausland auf. Die Verlei­
hung an Gebhardt wurde durch den 
THW-Landesbeauftragten Trautvetter 
im Rahmen einer Sitzung rnit den 
THW-Bezirl<sbeauftragten und deren 
Stellvertretern nachvollzogen. 

Beide Herren erhielten ihre Auszeich­
nungen als Dank und Anerl<ennung 
für die gute und konstruktive Zusam­
menarbeit zwischen allen Bereichen 
der Feuerwehr und des THW in Ham­
burg, nicht zuletzt auch wegen der För­
derung der kameradschaftlichen Bezie­
hungen zwischen allen im KatS beteilig­
ten Organisationen. H. K. 

Alle 3 Sekunden 
ein "Schlag" Suppe 

Am 13. Mai war es wieder soweit: 
40 000 Hamburger folgten dem Aufruf 
einer großen Hamburger Zeitung und 
machten sich auf den (Fuß-)Weg um 
die Außenalster. 

Die Versorgung der Teilnehmer mit 
Erbsensuppe durch das THW Ham­
burg-Mitte ist dabei schon zur Tradrtion 
geworden. So waren auch diesmal sie­
ben Feldkochherde in Betrieb, rund 
25 000 Portionen wurden in fünf Stun­
den ausgegeben. Daraus ergibt sich, 
daß pro Herd stündlich etwa 680 Portio­
nen ausgegeben wurden. Diese Lei­
stung ließ sich nur dadurch erzielen, 
daß die Suppe, mit freundlicher Unter­
stützung der Polizei, in der Küche der 
Polizeikaserne gekocht wurde. Der 
Transport von der Polizeiküche zur 
Alster erfolgte durch zwei 1-Trupp-Kfz. 
Zur Abwicklung waren insgesamt 
88 Helfer eingesetzt. p.w. 
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nledersOOHsen f) 
Ein großer Tag beim 
THW-Ortsverband Achim 

15 Jahre lang hatte Ortsbeaultragter 
Günter Hinerasky auf diesen Tag warten 
müssen, nun war es nach vielen ver­
geblichen Bemühungen endlich seweil: 
Der THW-Ortsverband Achim konnte 
nach bereits erfolgtem Umzug im No­
vember letzten Jahres am 19. Mai 1979 
die offizielle Einweihung seiner neuen 
Unterkunlt feiern. Damit ging ein lang­
jähriges räumliches Provisorium zu 
Ende, bei dem sich der Orts beauftragte 
und die 54 Helfer mit ganzen 40 Qua­
dratmetern an Sozialräumen und einer 
16 Quadratmeter " großen" Gerätekam­
mer hatten bescheiden müssen. Gara­
gen fur die Fahrzeuge des Ortsverban­
des, einen VW-Kombi und zwei MLW, 
hatte es ebenfalls nicht gegeben. Daß 
OB Hinerasky und seine Führungskrälte 
trotzdem stets versucht hatten, den 
- wenn auch improvisierten - Ausbil­
dungsbetrieb aufrecht zu erhalten, 
wurde vom niedersächsischen THW­
Landesbeaultragten Hans Sahlender 
in seiner Festansprache besonders 
gewurdigt. Aber auch die Einsatzbereit­
schalt des OV Achim wurde gelobt. 
Obwohl ohne KatS-Aufstellungssell 
im Landkreis Verden , hatte man bei 
zwei uberörtlichen Einsätzen des THW 
in Niedersachsen, bei der Bekämpfung 
der Waldbrandkatastrophe 1975 im 
Raum Celle und der Hochwasserkata­
strophe in Stade t 976, tatkrältig mitge­
holfen. 

Der Direktor des THW, Dipl.-Ing. Her­
mann Ahrens, bekundete anschließend 
seine besondere Freude darüber, daß 
der THW-Ortsverband seiner Heimat­
stadt - er wurde nur rund 1000 Meter 
vom jetzigen Standort entfernt geboren 
- nun nach vielen Jahren des Wartens 
über diese moderne Unterkunlt verfüge. 
Mit dem Wunsch, daß sie sich über 
den reinen Dienstbetrieb hinaus zu 
einem echten Helfer-Helm entwickeln 
möge, ubergab er mit einem herzlichen 
Händedruck symbolisch die neue Unter­
kunft an den Ortsbeauftragten und 
zeichnete diesen mit dem THW-Helfer­
zetchen in Gold mit Kranz aus. Die 
gleiche Auszeichnung erhielt auch der 
als Gast anwesende Ortsbeauftragte 
von Rotenburg, Bodo Homann. Mit 
dem Helferzeichen in Gold wurden der 
Achimer Verwaltungshelfer Werner 
Meinken sowie Gruppenführer Walter 
Bachmann geehrt. 
" Freiwilligkeit ist ein Preis der Freiheit", 
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diese Erkenntnis stellte Landrat Dr. 
Puvogel in den Mittelpunkt seines 
Grußwortes. Sein Geschenk für den 
Ortsverband: ein Winkelschleifer. Der 
Achimer Bürgermeister Rippich bedau­
erte es, daß die Stadt nicht in der Lage 
gewesen war, dem Ortsverband in Sa­
chen Unterkunlt zu helfen und nur durch 
Privatinitiative dieser Neubau zu reali­
sieren gewesen sei. 

Aus den Glückwunschen des THW­
Kreisbeauftragten von Verden, Ha"y 
Adam , sowie weiterer anwesender Orts­
beauftragter von benachbarten Ortsver­
bänden, klang die Hoffnung durch, daß 
mit diesem Neubau ein Signal auch 
für eine Verbesserung ihrer eigenen 
unbefriedigenden Unterkunftssituation 
gegeben worden sei. 

Vielfältige Aktivitäten 
des THW 

Der Anfang ist gemacht. An zunachst 
drei Aufzügen, einem Seilaufzug im 
Kreisaltenheim Leer und zwei Hydrau­
likaufzügen im Kreisaltenheim Hollland, 
sind die ersten Leerer THW-Helfer vom 
Sicherheitsbeauftragten des Ortsver­
bandes, Jurgen Bötel, zu Aufzugswär­
tern ausgebildet worden. Bei Verhinde­
rung des zuständigen Aufzugswärters 
seilen sie zukunftig In der Lage sein, 
bei Betriebsstörungen eingeschlossene 
Personen sachkundig aus den Aufzugs­
anlagen zu befreien. Ihr Ausbildungs­
pensum umfaßte u. a. die Verständigung 
mit eingeschlossenen Personen, das 
Ausschalten des Haupt- bzw. Lastschal­
ters, das Betätigen der Handdreh- oder 
Notablaßvorrichtung, um den Fahrkorb 
manuell in die nächste HaltesteIlung 
zu bringen, sowie die Notentriegelung 
der Fahrschachlluren mit entsprechen­
dem Werkzeug. 

Der THW-Ortsverband Leer sucht ne­
ben diesen beiden nun weitere Institu­
tionen oder Firmen in Stadt und Land­
kreiS, die ihre Aufzuge fur Ausbildungs­
zwecke zur Verfügung stellen. Die 
THW-Helfer würden so mit vielen Auf­
zugstypen vertraut und könnten einen 
Alarmplan aufstellen, in dem festgehal­
ten wird , wo sich die Maschinenräume, 
die Spezialwerkzeuge und die Not­
schlüssel befinden. 

Die Im Alarmplan aufgeführten Aufzugs­
halter hätten den großen Vorteil , im 

Ausbildung der THW-Helfer vor Ort -
hier Im Maschinenraum der Aufzugsan­
lage des Kreisaltenheimes l eer. 

Notfall auf einen Partner zurückgreifen 
zu können, der fur Bergungs- und In­
standsetzungsarbeiten ausgerüstet 
ist und daruber hinaus keinen Feier­
abend kennt - das THW. 

Tauchergruppe des 
THW-OV Norden untersucht 
gesunkenes Fahrgastschiff 

Die Einsatzbereiche des THW zu Lan­
de, zu Wasser und "in der Luft" werden 
im Ortsverband Norden durch eine der 
wenigen Tauchergruppen des THW 
in Niedersachsen um eine zusätzliche 
Dimension - den Einsatz unter Wasser 
- erweitert. 

Drei der neun Angehörigen dieser Tau­
chergruppe, Ihr Gruppenführer Horst 
de Wall sowie die Helfer Erwin Harms 
und Wolfgang Ippich, konnten Ende 
Mai im Rahmen einer Einsatzübung 
ihren Ausbildungsstand vertiefen. Auf 
dem sechs Meter tiefen Hafenboden 
im Handelshafen von Leer ruht seit 
März dieses Jahres das alte Fahrgast­
schiff " Tabu". 

Weshalb es gesunken war, konnten 
die Unterwasserexperten trotz einge­
hender UntersUChungen nicht hundert­
prozentig feststellen. Die Außenwand 
fanden sie jedenfalls unbeschädigt vor. 
So vermuten Sie, daß das Wasser in­
folge der seinerzeitigen eisbedingten 
Schräglage durch ein Bullauge halle 
eindringen können. Durch ein Verschlie­
ßen des Bullauges und der Abflußleitun­
gen mit Holzkeilen und anschließendes 
Leerpumpen könnte die " Tabu" nach 
Meinung der THW-Taucher problemlos 
gelenzt werden; eine Arbeit , die der 
THW-Ortsverband Leer in Zusammen­
arbeit mit der Nordener Tauchergruppe 
gern übernehmen würde. Da aber die 



Besitzverhältnisse und damit der Ko­
stenträger für die wirtschaftliche Lei­
stung nicht geklärt sind - der frühere 
Besitzer hat das SchiH angeblich ver­
kauft , aber der neue Besitzer bestreitet 
dies - wird das SchiH seinem Namen 
Ehre machen und für einen größeren 
THW-Einsatz vorläufig " tabu" bleiben. 

Bundesverdienstkreuz 
für Rudolf Froin 

Für sein zwanzigjähriges Wirken im 
THW zum Wohl der Allgemeinheit und 

Neue Räume für die 
Zentralwerkstatt und den 
Bezirksverband Spandau 

Die KatS-Zentralwerkstätten, die in 
den Bundesländem die Fahrzeuge des 
Katastrophenschutzes warten und in­
stand setzen, sind in Berlin nicht vorhan­
den. Der THW-Landesverband Berlin 
betrieb deshalb schon seit jeher eine 
eigene, zwar sehr kleine und nur sehr 
begrenzt ausgestattete und unzurei­
chend untergebrachte Kfz-Werkstatt, 
die für die Betreuung des jetzigen Fahr­
zeugbestandes nicht mehr ausreichte. 
Durch besondere Umstände bedingt­
Konkurs eines Spanplattenwerkes in 
bundeseigener Liegenschaft - hat sich 
die Möglichkeit geboten, dieses Proviso­
rium gemeinsam mit dem ebenfalls 
völlig unzulänglich untergebrachten 
Bezirksverband Spandau zu lösen. 

Im Rahmen einer kleinen Baumaß­
nahme und viel Eigenarbeit konnte 
auf 2500 m' nun die Zentralwerkstatt, 
das Zentrallager und der Bezirksver­
band ordentlich und zweckmäßig unter­
gebracht werden. Natürlich war die 
Einweihung Anlaß, mit Freunden und 
Gästen zu feiern . Die 35-Mann-Kapelle 
des Berliner Zolls sorgte für den gebüh­
renden , musikalischen Auftakt der Fest­
veranstaltung. Nach der Begrüßung 
der Gäste durch Landesbeauftragten 
Brühl sprach der Direktor des THW, 
Dipl.-Ing. Ahrens, der einen Rückblick 
auf die Arbeiten zur Fertigstellung dieser 
neuen Einrichtungen gab. Besondere 
Anerkennung fand die gute Zusammen­
arbeit mit dem Bauamt Nord, aber auch 
die große Helfereigenleistung bei den 
Umbauarbeiten . 

Anschließend konnte Direktor Ahrens 
mit besonderer Freude Landesbrand­
direktor Kurt-Werner Seidel das ihm 
vom Bundesminister des Innern verlie­
hene THW-Ehrenzeichen in Silber über-

im Dienst am Nächsten verlieh der 
Bundespräsident dem THW-Orts- und 
-Kreisbeauftragten für Uelzen, Rudolf 
Froin, das Bundesverdienstkreuz am 
Bande. Zur feierlichen Übergabe der 
Auszeichnung, zu der Landesbeauftrag­
ter Sahlender in das THW-Helferheim 
nach Uelzen geladen hatte, waren ne­
ben den Führungskräften des OV viele 
Gäste und die Familienangehörigen 
von Rudolf Frein erschienen. 

In seiner Laudatio zeichnete der Lan­
des beauftragte dessen Lebensweg 

Zur Einweihung der Werkstatt und der 
Unterttunft des THW-BV Spandau waren 
gekommen (von rechts): Landesbranddi­
rektor Kurt-Werner Seidel, Senatsrat Helnz 
Annußek, THW-Olrektor Hermann Ah­
rens, der Vorsitzende des Ausschusses 
für Sicherheit und Ordnung Im Abgeord­
netenhaus, Franz Ehrtte, und der Bezlrtts­
bü rgermeister von Spandau, Or. Herbert 
Kleusberg. 

reichen. Diese hohe Auszeichnung 
ist ein äußeres Zeichen für das vortreff­
liche Funktionieren der Zusammenarbeit 
zwischen der Berliner Feuerwehr und 
dem THW. Seidel schloß in seiner Erwi­
derung in diese Auszeichnung auch 
alle seine Mitarbeiter ein und versicher­
te. daß an diesem Verhältnis sich auch 
künftig nichts ändern wird. 

Bei der Schlüsselübergabe durch den 
Beauftragten der Sondervermögens­
und Bauverwaltung, Reg.-Dir. Schröter, 

ausführlich nach und hob hervor, daß 
Freins Weg stets vom Willen zum Auf­
bau geprägt worden sei - und der Be­
reitschaft zum freiwilligen und ehrenamt­
lichen Engagement. Wie fruchtbar die 
Aufbauarbeit des 65jährigen Bauunter­
nehmers - der über seine Tätigkeit 
im THW hinaus noch eine Fülle weiterer 
ehrenamtlicher Ämter bekleidet - für 
das THW in Uelzen gewesen ist, zeigt 
sich am hervorragenden Ausbildungs­
und Leistungsstand dieses Ortsverban­
des, der zu den besten im Lande ge­
hört. 

wurde die Baugeschichte dieser Unter­
kunft nochmals exakt aufgezeigt und 
die Leistungen des THW und seiner 
Helfer gewürdigt. THW-Bezirksbeauf­
tragter Heinz Schwentikowski ging in 
seinen Ausführungen auf die Anfänge 
des Bezirksverbandes Spandau ein 
und konnte mit Befriedigung die Fort­
schritte in seiner Ausstattung und Un­
terbringung vermerken. 

Vom Senator für Inneres überbrachte 
Senatsrat Annußek die Grüße des leider 
verhinderten Senators Ulrich. Er betonte 
die schon seit mehr als zehn Jahre 
währende gute Zusammenarbeit mit 
dem THW und wünschte dem Bezirks­
verband allzeit viel Glück. Der schei­
dende Bezirksbürgermeister von Span­
dau, Dr. Kleusberg, erwähnte in seiner 
Ansprache auch die Schwierigkeiten, 
die das THW zu überwinden hatte -
insbesondere auch im politischen Be­
reich - bevor es Anerkennung 
und Ansehen fand. 

Im Anschluß an den Festakt fand eine 
Besichtigung der Räume statt, ebenso 
eine Fahrzeug- und Geräteschau. Mit 
einem gemeinsamen Erbseneintopf­
essen aus der Gulaschkanone, Faßbier 
und den flotten Klängen der Zollkapelle 
hatte das Fest dann einen vorläufigen 
Abschluß. 

Vorläufig deshalb, weil sich am Abend 
die Helfer zu einem wohlgelungenen 
und auch wohlverdienten Helfertest 
zusammenfanden. Der Direktor des 
THW, Ahrens, hatte hier Gelegenheit, 
verdiente Helfer auszuzeichnen. Stell­
vertretend sei der Zugführer des 
I-Zuges Spandau, Karl-Heinz König, 
erwähnt, dem für seine besonderen 
Verdienste das THW-Ehrenzeichen 
in Silber verliehen wurde. Mit einem 
ausgezeichneten BuHet und flotter 
Tanzmusik der Zoll-Combo hat dann 
dieses Ereignis seinen Ausklang gefun­
den. 
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25 Jahre THW·Ortsverband 
Kleve 

Der Ortsverband Kleve des THW beging 
am 5. Mai sein 25jähriges Bestehen. 
Aus diesem Anlaß zeigten die Helfer 
auf einem Parkplatz in der Nähe des 
Rathauses der Stadt Kleve einen Quer­
schnitt ihrer Arbeit mit Fahrzeug- und 
Geräteschau sowie Filmvorträgen. 

Bei einer Erbsensuppe aus der Feld­
küche und Getränken konnten sich 
die Besucher stärken. Für die Kinder 
fand ein Luftballon-Wettbewerb statt. 

Im Laufe des Vormittags wurde in der 
nunmehr vom Bund erworbenen Unter­
kunft des Ortsverbandes Kleve eine 
Feierstunde abgehalten. zu der sich 
zahlreiche Gäste eingefunden hatten. 
Ortsbeauftragter Reuther konnte u. a. 
den Bundestagsabgeordneten Dr. van 
Aerssen, die Burgermeister der Stadt 
Kleve und der niederländischen Nach­
barstadt Millingen sowie den Vertreter 
des Oberkreisdirektors des Kreises 
Kleve, die Vertreter der Kreispolizei. 
des staatlichen Forstamtes, des Deich­
verbandes, die Kommandanten des 
niederländischen Zivilschutzes im Be­
reich Südgelderland und die Führungs­
kräfte der befreundeten Katastrophen­
schutzorganisationen begrüßen. 

Der Leiter des niederländischen Zivil­
schutzes, Langendonck, überreichte 
dem THW-Ortsverband Kleve eine 
Symbolfigur der niederländischen Nach­
barstadt Nimwegen, " das Marieke van 
Nimwegen". Er stellte das Marieke dem 
Klever Schüsterken symbolisch zur 
Seite und sagte dazu, eine Zusammen­
arbeit diene vor allem dem Wohle der 
Menschen diesseits und jenseits der 
Grenze. 

Eine besondere Ehrung erfuhr das 
Gründungsmitglied , der ehemalige 
Ortsbeauftragte des OV Kleve, Bau­
direktor i. R. Johann Haps, der nunmehr 
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Der THW-OV 
Kleve zeigte an­
läßlich seines 
Jubiläums auch 
die Geräte und 
EInsatzfahrzeuge 
- natürlich gab 
es für Interes­
sierte Besucher 
fachkundige Er­
läuterungen. 

25 Jahre Mitglied im THW ist, durch 
den Kreisbeauftragten Fischer mit der 
Überreichung einer Gedenkmedaille 
und Urkunde. 

In einer Festrede nahm der stellv. Bun­
deshelferspracher Piepenbrock Stellung 
zu den Aufgaben des THW. Er sprach 
von der Selbstdarstellung des THW 
aus Anlaß dieses Jubiläums und vom 
Schattendasein, das die Helfer seiner 
Meinung nach führen. Piepenbrock 
meinte dazu, eine "Domröschenexi­
stenz" sei nicht gerade angetan, die 
THW-Helfer zu motivieren: " Es stört 
uns, daß in der Offentlichkeit nur von 
spektakulären Hilfeleistungen berichtet 
wird, nicht jedoch von kleinen, aber 
notwendigen humanitären Einsätzen 
des THW." Ebensowenig werde vom 
Helferalltag berichtet. 

Elternabend beim THW 
in Bonn 

Seit einigen Wochen war schon im 
Gespräch, daß die Jugendgruppe einen 
Eltemabend veranstalten wollte. Die 
Idee wurde auch von unserem Ortsbe­
auftragten, Herrn Spengler, begrüßt, 
da er der Meinung ist, daß den Eltern 
anschaulich dargestellt werden müßte, 
was ihre Söhne im THW lernen. 

Am letzten Dienstabend übten noch 
einmal alle an den Geräten, die sie 
vorführen wollten. Für t 4.00 Uhr verein­
barten wir dann den Treffpunkt an der 
Unterkunft. Wir hatten ein unwahr­
scheinliches Glück mit dem Wetter; 
es schien die Sonne, und warm war 
es auch. Wir konnten also den größten 
Teil unserer Vorführungen im Freien 
abhalten. Später stellte sich heraus, 
daß das einzige, was zu wünschen 
übrig blieb, das Interesse der Eltern 
war. Es kamen nur die Eltern, deren 
Söhne sich auch mehr als die anderen 
für die Jugendgruppe engagieren. 

Zunächst fegten wir die Halle und steil­
ten den Grill auf Die Fahrzeuge waren 
hinter der Halle nach Zügen aufgestellt. 
Dann baute jeder das Gerät auf, das 
er vorführen wollte. Hier eine Aufstel­
lung der Geräte: 

MKW, GKW, Notstromaggregat mit 
Beleuchtung, Lampen, Zweibock, Drei­
bock, Leitern , Hydropresse, Gesteins­
bohrhammer, Motorsäge und Greifzug. 

Um 16.00 Uhr kamen dann die Eltern, 
Herr Imbach und Herr Knimer führten 
die Eltern zu den Geräten, wo wir -
teils todernst, teils mit humoristischen 
Anflügen - unser Wissen weitergaben. 
Bis auf die Vorführung des Gesteins­
bohrhammers lief alles glatt, nur dieses 
Gerät wollte nicht vernünnig funktio­
nieren. 

Nach den Vorführungen gab es dann 
Grillwürstchen und etwas zu trinken. 
Außerdem wurde den Eltern noch etwas 
über die Entstehung der Jugendgruppe 
erzählt und unsere Chronik mit Fotos 
und Beiträgen gezeigt. Nachdem die 
Eltern gegangen waren, war das Gerät 
auch bald wieder vertastet. 

Die Resonanz zeigte, daß der erste 
Eltemabend ein voller Erfolg war. Wir 
wollen deshalb irn nächsten Jahr wieder 
eine derartige Veranstaltung durchfüh­
ren und hoffen, daß dann alle Junghel­
fer anwesend sind und daß das Inter­
esse der Eltern an den Aktivitäten ihrer 
Söhne gestiegen ist. Insofern - bis 
nächstes Jahrl Botho Neumann 

Ein Sitzplatz für Schüler 

Im Rahmen einer Ausbildungsveranstal­
tung des THW-OV Halle wurden auf 
dem Schulhof der Hauptschule Halle 
Sitzgelegenheiten für etwa 1 BO Schul­
kinder aus alten, ausgedienten Freilei­
tungsmasten errichtet. 

Die Schulleitung bestätigte nach mehr­
wöchigem Gebrauch, daß sich die Arbeit 
des THW schon nach wenigen Tagen 
bewährt hat, da diese Sitzgelegenheiten 
ständig genutzt wurden. Da diese Arbeit 
die Möglichkeit bot, die in der Theorie 
gewonnenen Kenntnisse In die Tat um­
zusetzen, fand sie auch bei den Helfern 
ein positives Echo. Man ist seit langem 
bemüht, die Ausbildung der Helfer so 
oft wie möglich mit dem Dienst am 
Nächsten zu verbinden. Der Ausbil­
dungsplan wird auch entsprechend 
aufgestellt und ergänzt. 



Hessen (f) 
Schwierige Lage 
am " Brandherd" 

Freitagabend gegen 20 Uhr: Alarm 
auf Schloß Bieberstein! Im Schloßturm 
ist ein Feuer ausgebrochen. Einige 
Bewohner, die sich beim Ausbruch 
des Brandes im Turm aufhielten, wer­
den geborgen und müssen von Mitglie­
dern des Jugendrotkreuzes behandelt 
werden. 
Der Wehrführer der Werksfeuerwehr 
des Schlosses, Detlef Berhardt, gibt 
den Befehl zum Einsatz . Die aus Lan­
genbieber und Hofbieber angeforderte 
Hilfe trifft wenige Minuten später ein, 
und gemeinsam rücken die drei Wehren 
dem Brand zu Leibe. Die Lage des 
Schlosses und die Dunkelheit erschwe­
ren die Arbeiten erheblich. Das THW 
Fulda leuchtet den Weg zum Brandherd 
mit Scheinwerfern aus und stützt den 
Schloßturm, dessen Dachgebälk vom 
Einsturz bedroht ist, fachgerecht ab. 

Mit AtemSChutzgeräten und Schläuchen 
dringen die Einsatzkräfte bis zum 
" Brandherd" vor. Das Wasser für die 
Brandbekämpfung kann einem angeleg­
ten, etwa 100 Kubikmeter fassendem 

OV Hauenstein in neuer 
Unterkunft 

Genau nach 15jährigem Bestehen 
konnte der THW-OV Hauenstein eine 
neue Unterkunft einweihen, für die 
Helfer Grund zur Freude und Ansporn 
zu neuen Taten. 
Der Anstoß zu Erwerb und Ausbau 
der jetzt eingeweihten Unterkunft wurde 
anläßlich der Feier zum zehnjährigen 
Bestehen des OV gegeben. Damals 
besichtigte der mit der Leitung des 
THW-Landesverbandes beauftragte 
LB Reimann zusammen mit dem Bür­
germeister von Hauenstein die Unter­
kunft und steilte einen äußerst schlech­
ten Bauzustand fest. THW-Ortsbeauf­
tragter Miniskus erhielt den Auftrag, 
sich um eine neue Unterkunft zu bemü­
hen. 
Schon kurze Zeit später konnte er ein 
Kaufangebot für ein Betriebsgebäude 
einer ehemaligen Schuhfabrik vorlegen. 
Für die Ankaufverhandlungen, Planung, 
Genehmigung und Durchführung der 
Ausbaumaßnahmen benötigte man 
genau fünf Jahre. Aber die Zeit des 

Wasserreservoir entnommen werden . 
Nach fast eineinhalb Stunden ist der 
" Einsatz" abgeschlossen und damit 
die Alarmübung auf Schloß Bieberstein 
beendet. J. S. 

Der Anfang ist gemacht! 

Daß im " Jahr des Kindes" nicht nur 
schöne Worte gesprochen, sondern 
etwas Praktisches getan wird, bewies 
die von der Bürgerinitiative " Spielplätze 
Watten heim" eingeleitete Spielplatzre­
novierung der beiden Spielplätze in 
Wattenheim. Dabei wurden die Watten­
heimer Bürger vom THW aus Lampert­
heim, das mit 30 Mann eintraf, in einer 
Weise unterstützt, die größten Respekt 
und ein großes "Danke" verdient. Daß 
der erste Einsatz reibungslos verlief, 
kann nur dem THW gutgeschrieben 
werden. 

Die Helfer vom THW " buddelten" auf 
dem Spielplatz in der Neugasse die 
Grube für den Sandkasten und betonier­
ten die Fundamente für die Rutsche 
und für die Zauneinfassung . Auch die 
defekte Bank wurde fachmännisch repa­
riert . Auf dem Spielplatz hinter dem 

Wartens, die ausgefüllt war mit tatkräf­
tiger Mithilfe, hat sich für die Helfer 
gelohnt. Die neue Unterkunft ist ein 
Schmuckstück geworden, das alle Er­
fordern isse erfüllt. 

Der Einladung zur Einweihungsfeier 
war eine große Zahl von Gästen erfolgt. 
Abgeordnete, Landrat, Bürgermeister, 
Vertreter aller in Hauenstein ansässigen 
Organisationen füllten den geräumigen 
Unterrichtsraum. Als Vertreter des ver­
hinderten Landesbeauftragten, Dr. Döl­
bor, konnte Hauptsachgebietsleiter 
Wagner den Ortsverband zu beiden 
Anlässen, Jubiläum und Einweihung, 
beglückwünschen. 

In seinem Grußwort unterstrich Landrat 
Dr. Uelhoff das gute Verhältnis zwi­
schen den Hilfsorganisationen, die we­
gen ihrer großen Aktivität das volle 
Vertrauen der Bürger verdienen . Beson­
ders angenehm sei ihm schon beim 
Betreten des Unterkunftsgebäudes die 
Betreuung durch die Junghelfer des 
THW aufgefallen . Diese neue Unterkunft 
biete die besten Voraussetzungen, stets 
bereit zu sein. Sein Einweihungsge-

Sportplatz wurde die Sprunggrube von 
einem Mitglied der Bürgerinitiative mit 
einem Frontlader ausgeschoben. Das 
THW sorgte dafür, daß die Anlaufbahn 
ausgegraben wurde. Außerdem wurden 
vom THW die Eichenstämme geschält, 
die von der Gemeinde Biblis bereitge­
stellt worden waren und für eine Kombi­
nation (Schaukel und Kletterteil) benötigt 
wurden. Die vorhandenen Spielgeräte 
wurden vom THW unter Mithilfe der 
Kinder und mehrerer Jugendlicher ge­
säubert und gestrichen. 

Daß bei diesen Aktivitäten der Eintopf 
zum Mittagessen, den das THW mit­
brachte, besonders schmeckte, stellte 
auch Bürgermeister Seib fest. Mit ein 
wenig Solidarität wären die restlichen 
Arbeiten, wie Betonieren der Sprung­
grubeneinfassung, der Sandspielgrube 
und die Schalung der Torwand, zu erle­
digen. Hier sind besonders die Mütter 
und Väter angesprochen, die kleine 
Kinder haben. Einige sagten bereits 
ihre Teilnahme an einem zukünftigen 
Arbeitseinsatz zu. Auch sollten sich, 
wie ein mithelfender Jugendlicher sagte, 
alle Jugendlichen einmal zusammenrau­
fen und erklären: " Wir helfen mit". W. L. 

schenk, das auch diesem Zweck dienen 
soll , waren zwei Funkalarmempfänger. 

Die Grußworte der Vertreter von Feuer­
wehr, DRK, DLRG, der Ortsbeauftragten 
des THW Zweibrücken und Kaiserslau­
tern bestätigten das vom Landrat her­
vorgehobene kameradschaftliche Ver­
hältnis der Organisationen untereinan­
der und den gemeinsamen Willen zum 
Dienst für den Bürger, ohne jedes Kon­
kurrenzdenken. 

Nachruf 

Plötzlich und unerwartet verschied am 
17. Mai 1979 das Gründungsmitglied 
des THW-Ortsverbandes Frankenthai, 
Träger des Helferzeichens des Techni­
schen Hilfswerks in Gold mit Kranz 

August Hofmann 

im Alter von 64 Jahren. Hofmann hat 
sich um den Aufbau des Ortsverbandes 
verdient gemacht. Wir werden ihm stets 
ein ehrendes Andenken bewahren. 

Technisches Hilfswerk 
Ortsverband Frankenthai 
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Informationsfahrt an die 
deutsch-deutsche Grenze 

Der THW-Ortsverband Beckingen un­
ternahm unter Führung des Ortsbeauf­
tragten Willi Schreier eine viertägige 
Informationsfahrt nach Zimmerau, Land­
kreis Bad Königshofen, im Grabfeld 
an der Grenze zur DDR. An dieser 
Fahrt, verbunden mit einem Zusammen­
treffen mit dem THW am Zielort, betei­
ligten sich auch Helfer des THW-Orts­
verbandes Obermosel mit ihren Ange­
hörigen. 

Die Reise der 40 Personen führte von 
Beckingen aus über Darmstadt nach 
Aschaffenburg, durch den Spessart, 
über Bad Kissingen nach Zimmerau, 
wo im Berggasthof Quartier bezogen 
wurde. Nach der ersten Nacht lockte 
am frühen Morgen der Aufstieg zum 
38 Meter hohen Bayernturm, der bei 
klarem Wetter einen weiten Blick hin­
über ins Thüringer Land bietet. 

Die erste Informationsfahrt entlang der 
Grenze stand unter der Leitung 
von Herrn Albert vom Landratsamt Bad 
Neustadt. Die Besuchergruppe, von 
der fast alle Teilnehmer erstmals diese 
Grenze in der bedrückenden Wirklichkeit 
sahen, hatte Gelegenheit, hautnah das 
raffinierteste Grenzbefestigungssystem 
unserer Zeit kennenzulernen. Hinter 
den schwarz-rat-gold gestriChenen Vier­
kantpfosten mit dem Wappenschild 
der DDR beginnt die eigentliche 
Grenzssicherung je nach Gelände in 
einer Entfernung von 5 bis 50 Metern. 
Die Sperranlagen werden vervollständigt 
durch zahlreiche Beobachtungstürme, 
die zur Zeit durch moderne und stabi­
lere Wachtürme ergänzt werden, sowie 
Lichtsperren , Hundelauf- und Signal­
anlagen optischer und akustischer Art. 
In den hinter der Demarkationslinie 
gelegenen Dörfern schien alles Leben 
erloschen zu sein. 

Daran anschließend gab Begleiter Albert 
während einer Rundfahrt durch Bad 
Königshofen, mit dem neuen Kur­
zentrum, eine Übersicht über die Ge­
schichte des urkundlich bereits im Jahre 
770 erwähnten Königshofens mit seinen 
reichen Kulturdenkmälern. In der Infor­
mationssteIle Bad Königshofen ertäu­
terte Albert die an der Grenze herr­
schende Problematik. In einem neuen, 
erst im letzten Jahr aufgenommenen 
Dokumentarlilm " Ein Blick von Bayern 
nach drüben" wurde die harte Wirklich­
keit und die Unmenschlichkeit dieser 
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Grenze allen noch einmal vor Augen 
geführt. 

Am Nachmittag folgte eine Fahrt in 
die alte Residenzstadt Coburg mit Be­
sichtigung der "Veste". Ein gemütliches 
Beisammensein mit Tanz beschloß 
den erlebnisreichen Tag. Den zur freien 
Verfügung stehenden Vormittag des 
nächsten Tages nutzten einige Teilneh­
mer zur Besichtigung des nahegelege­
nen Schlosses Sternberg. 

Am frühen Nachmittag ging es zunächst 
nach Mellrichstadt, wo die Gruppe zu 
Gast beim dortigen THW-Ortsverband 
war. Nach der Begrüßung durch Ge­
schäftsführer Günter Theinert, Schwein­
furt , und Zugführer Horst DIetz, Mell­
richstadt, stand die Besichtigung der 
seit 250 Jahren in Privatbesitz befindli­
chen Streck-Brauerei auf dem Pro­
gramm. Eine Besichtigung der alten 
Stadt Ostheim mit der größten und älte­
sten Kirchenburg schloß sich an. Pfarrer 
Holt gab hierzu geschichtliche Informa­
tionen. Anschließend wurde unter Füh­
rung eines Beamten der Bayrischen 
Grenzpolizei der für den kleinen Grenz­
verllehr zugelassene Grenzübergang 
Eussenhausen - Meiningen besichtigt. 

Zum Höhepunkt des Tages traf man 
sich am Abend mit den Helfern und 
deren Angehörigen vom THW-Ortsver­
band Mellrichstadt in der Unterllunft 
zu einem kameradschaftlichen Beisam­
mensein . Einige THW-Helfer boten 
heitere Kurzbeiträge. Ortsbeauftragter 
Herbert Fick überreichte dem Ortsbeauf­
tragten Willi Schreier, Beckingen, zur 
Erinnerung ein Präsent in Form eines 
gedruckten Stadtbildes von Mellrich-

stadt. Schreier, der sich unter Beifall 
für das schöne Geschenk bedankte, 
lud seinerseits den THW-Ortsverband 
Mellrichstadt zu einem Gegenbesuch 
nach Beckingen ein. 

Geschäftsführer Ballnus dankte im Na­
men aller Fahrtteilnehmer für den über­
aus freundlichen Empfang sowie die 
gute Betreuung, die Besichtigungen 
und Rundfahrt, die vom THW-Ortsver­
band Mellrichstadt bestens organisiert 
waren. P. G. 

Trimm-Dich-Wettbewerb 

Die Männer des 2. Bergungszuges des 
THW-OV Saarbrücken testeten ihre 
körperliche und fachliche Leistungsfä­
higkeit bei einem Gruppenvergleichs­
kampf. Dabei wurden acht Stationen 
nach dem Muster eines Trimm-Dich­
Pfades aufgebaut. Die einzelnen Auf­
gaben Be- und Entladen des MKW, Auf­
nahme von Vertetzten, Durchkriechen 
eines 10m langen Tunnels, Transport 
eines Baumstammes und Überqueren 
einer Schlucht mit Hilfe der Seilbahn 
wurden durch das Mitführen der Ber­
gungsrucksäcke noch erschwert. 

Um der Sache einen besonderen Anreiz 
zu geben, stiftete Zugführer Dieter Mole 
einen Wanderpokal. Die Wertung er­
folgte nach fachlicher Beurteilung der 
neutralen Schiedsrichter und der benö­
tigten Zeit. Die Siegergruppe unter 
Gruppenführer Albert Mayer hat sich 
zum Ziel gesetzt, auch in diesem Jahr 
den Pokal in ihren Reihen zu halten. 

Eine der acht 
Stationen 
des Wettbe­
werbs: Trans­
port eines 
Vertetzten 
durch einen 
Tunnel . 
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Das Leichtmetall-Srückenbaugerät wurde 
frei über den aos-Kanal vorgeschoben. 

THW baute 
16-Tonnen·Brücke 

Innerhalb von wenigen Stunden baute 
der THW-OV Baden-Baden für die Stadt 
Baden-Baden eine Straßen brücke über 
den Oos-Kanal an der Industriestraße. 
Die vorhandene Brücke war nur für 
2 t Tragkraft zugelassen . Sie war zu 
schmal und muß durch eine neue 
Brücke ersetzt werden. Um den Anlie­
gern (NATO-Schule, Zufahrt südlicher 
Teil des Flugplatzes, Gewerbebetriebe, 
Landwirte) während der ca. achtwöchi­
gen Bauzeit längere Anfahrtswege zu 
ersparen, wurde das THW um Hilfe 
gebeten. 

Die Behelfsbrücke wurde aus Stan­
dard-Brücken-Gerät des THW errichtet. 
Mit diesem Leichtmetallgerätläßt sich 
im Baukastensystem jede Tragkraft, 
Länge und Breite einer Brücke herstel­
len . Die Leichtmetallträger und Fahr­
bahnplatten wurden auf der Straße 
(quer zum Wasserlauf) zusammenmon­
tiert und dann mit Hilfe eines Rollenla­
gers und Ballast frei über das Bachbett 
auf das andere Ufer vorgeschoben. 

Die fertige 16-Tonnen-Srücke wird bereits 
genutzt. 

Die Brücke hat eine Tragkraft von 16 t, 
ist 20 m lang und 3,20 m breit. 
Für diese Aufgabe mußte das THW 
38 gut ausgebildete Fachleute des Ber­
gungs- und Instandsetzungszuges ein­
setzen unter der sachkundigen Leitung 
von Herrn Maier und den Zug- und 
Gruppenführern Vogt, Schoog, Hermes, 
Simon und Hallasch. Man konnte eine 
sehr gute und präzise Teamarbeit be­
obachten, die von einer guten Ausbil­
dung zeugt. Als sehr interessierte Be­
obachter konnte Orts- und Kreisbeauf­
tragter Peter Zick begrüßen: Stadtrat 
Ludwig Braun , Stadtbaudirektor Klein, 
Ernst Müller und Gerhard Steiner vom 
Tiefbauamt der Stadt, den Leiter des 
Amtes für Zivil- und Katastrophen­
schutz, Herrn Lang, den Leiter des 
Verkehrsdienstes der Polizei, Haupt­
kommissar Jäckle. 
Als lobenswert sei noch die gute Zu­
sammenarbeit der Führungskräfte des 
THW mit den Mitarbeitern des Tiefbau­
amtes der Stadt Baden-Baden während 
der Durchführung zu erwähnen, die 
hier außerhalb eines Notfalls oder eines 
Katastrophenfalls erprobt werden 
~M~ E. O. 

"Tag der freiwilligen Helfer" in Wiesloch 

"Rettung aus 
Höhen" zeigte 
eine Gruppe des 
THW-OV Wiesloch 
am "Tag der frei­I willigen Helfer". 
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Alle im Rhein-Neckar-Raum ansässigen 
Hilfsorganisationen und Fachdienste 
hatten ihre Wieslocher Ortsverbände 
zum " Tag der freiwilligen Helfer" der 
Weinstadt entsandt. Auf dem Marktplatz 
bot sich der Bevölkerung erstmals die 
Gelegenheit, sich mit den Menschen 
und der Ausrüstung der Organisationen 
vertraut zu machen. Diese Demonstra­
tion sollte aber nicht nur im Sinne einer 
" Beruhigung" der Bevölkerung, sondern 
auch gedacht sein als Aufforderung, 
selbst aktiv mitzuarbeiten und zu helfen, 
sagte Oberbürgermeister BeWnger bei 
seiner Eröffnungsansprache. 
Und die Fachdienste zeigten, was sie 
zu bieten haben. Das DRK hatte Zelte 
aufgebaut und lud zur kostenlosen 
Blutdruckmessung ein. Bei mancher 
Erste-Hilfe-Übung konnte man erken­
nen, was man zu tun hat, um Leben 
zu erhalten. Der MHD gab Gelegenheit, 
Einsatzfahrzeuge zu besichtigen. Die 
Dekontamination war Hauptthema des 
ABC-Zuges, der mi t Zelten und Schleu­
sen sowie einigen Fukow und dem 
Dekontaminationsfahrzeug die Zu­
schauer anlockte. Informationsmaterial 
war vom BVS zu erhalten, und mancher 
konnte hier nützliche Angaben entdek­
ken. Die Freiwillige Feuerwehr war mit 
sämtlichen Fahrzeugen zur Stelle. Eine 
dargestellte Rettung eingeklemmter 
Fahrzeuginsassen zeigte die Arbeit 
mit den Hydrozangen und -pressen, 
die zur Befreiung der Verletzten 
eingesetzt werden . Das THW prä­
sentierte einen Trümmersteg, am Sonn­
tag errichtete eine andere Gruppe eine 
Anlage zur Rettung aus Höhen. Auch 
der VW-Kombi des THW, der als Fahr­
zeug der TUH (Technische Unfall -Hilfe) 
Verwendung findet, konnte genauestens 
inspiziert werden. 
Die I\skulapfunkhilfe, ein Medikamen­
tennotdienst, informierte ebenfalls über 
seine Aufgabe. Begleitend zu der De­
monstrationsaktion auf dem Marktplatz 
wurden im Rathausfoyer Informationen 
über die einzelnen Hilfsorganisationen 
geboten. Ausstellungen und Filme sorg­
ten hier für regen Zulauf. Am Samstag­
abend hielt Fachautor H. G. Prager 
einen Vortrag im Wieslocher Kulturhaus 
über die Feuerwehren. 
Der LandeSbeauftragte des THW Ba­
den-Württembergs, Schneider, äußerte 
sich zufrieden über das Gebotene. 
Diese Idee der Organisationen des 
Wies locher Raumes darf als Beispiel 
dafür gewertet werden, wie sich diese 
Einrichtungen der Bevölkerung präsen-
tieren können. Fi. 
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Hochwasser in Südbayem 

Anhaltende, starke Regenfälle ab Don­
nerstag, dem 14. Juni 1979, ließen 
mehrere Flüsse in Südbayem über 
die Ufer treten. Hochwasser wurde 
gemeldet von Isar, Leisbach, Wertach, 
Ammer und Mangfall sowie vom Inn. 

Ab Montag, 18. Juni, war auch die 00-
nau in weiten Bereichen über die Ufer 
getreten. In den Gebieten um München, 
Rosenheim und Weilheim waren ab 
Sonntag, 17. Juni, mehrere THW-Orts­
verbände im Einsatz. Bis zu 25 Helfer 
des Ortsverbandes Dachau waren drei 
Tage mit Sicherungs- und Pumparbeiten 
beschäftigt. 

Im Landkreis Weilheim-Schongau wurde 
am Sonntagabend der Katastrophen­
alarm ausgelöst. Feuerwehr, Bundes­
wehr und der THW-Ortsverband Weil­
heim mit ca. 60 Helfern waren rund 
um die Uhr im Einsatz. Evakuierungs­
und Rettungsmaßnahmen wurden zwar 
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vorbereitet, mußten aber glücklicher­
weise nicht durchgeführt werden. 

Umso mehr mußte man die Wassermas­
sen mit Sandsäcken, die zu Schutz­
dämmen verbunden wurden, bekämp­
fen. Alle verfügbaren Pumpen waren 
eingesetzt, um Keller in Häusern ent­
lang der Ammer auszupumpen, wobei 
diese Maßnahmen durch auslaufende 
und geborstene Oltanks in manchen 
Bereichen erheblich erschwert wurden. 
Aber auch damit wurden die Helfer 
der Hilfsorganisationen fertig . Trotzdem 
gehen allein in Weilheim die Schäden 
in die Millionen. 

Die THW-Ortsverbände Rosenheim 
und Miesbach wurden am 18. Juni 
frühmorgens alarmiert. Zahlreiche 
Bäche im Landkreis Rosenheim und 
der Inn führten Hochwasser und traten 
über die Ufer. Der Ortsverband Mies­
bach entlemte an Brücken ange-

Angeschwemmtes 
Treibgut mußte 
an der Eisen­
bahnbrücke über 
die Ammer bei 
Weilheim beseitigt 
werden. 

Keller und Ma­
schlnenhalle 
eines Sägewerkes 
waren überllutet ­
auch hier half 
das THW mit 
einem Pump­
einsatz. 

schwemmte Bäume, um die dadurch 
hervorgerufenen Einsturzgefahren zu 
beseitigen. 30 THW-Helfer waren bis 
tief in die Nacht bei Pump-, Rettungs­
und Bergungsarbeiten bis an die Grenze 
ihrer Belastbarkeit eingesetzt. In Rosen­
heim zeigte sich ein ähnliches Bild. 
34 Helfer errichteten Schutzdämme 
aus etwa 1000 Sandsäcken an der 
Mangfall und am Kaltendamm, räumten 
überschwemmte Wohnungen und 
pumpten überflutete Keller aus. Am 
19. Juni waren von 9.00 bis 18.00 Uhr 
noch zwölf Helfer mit Pumpeinsätzen 
beschäftigt. 

Die Donau stellte anfangs, außer in 
Passau, keine Gefahr dar. Nach und 
nach wurde jedoch auch dort Hochwas­
ser erwartet. Dies trat im Raum Ingol­
stadt sehr schnell auf und führte zu 
einem Dammbruch, Wiesen und Felder 
wurden unter Wasser gesetzt, anson­
sten jedoch kein größerer Schaden 
angerichtet. Die hochwassergewohnte 
Stadt Pass au meldete zwar " Land un­
ter" - und das bei einer Wasserhöhe 
der Donau von 9 m - doch ist auch 
dieser Flut schon vor Jahren durch 
Straßenverlegungen und Maßnahmen 
des Hochwasserschutzes begegnet 
worden. Bis auf kleinere Hilfeleistungen 
war der THW-Ortsverband Passau nicht 
eingesetzt. 

Die Zusammenarbeit mit den Freiwilli­
gen Feuerwehren und dem BRK sowie 
Soldaten der Bundeswehr war von Ka­
meradschaftlichkeit getragen. Der 
Bayer. Staatsminister des Innern lobte 
in seinem Schreiben vom 25. Juni 1979 
den Einsatz aller Kräfte u. a. so: "Der 
Ablauf der Katastrophenabwehr hat 
die Einsatzbereitschaft, den hohen Aus­
bildungsstand und die Funktionsfähigkeit 
der Organisation des Katastrophen-
schutzes in Bayern bestätigt." J. D. 

Nachruf 

Der THW-Ortsverband München-Land 
trauert um seinen Kameraden 

Peter Albert 

der am 27. 5. 1979 tödlich verunglückte. 
Seine THW-Kameraden werden ihm 
ein ehrendes Andenken bewahren. 

Der Ortsbeauflragte und die Helfer 
des Ortsverbandes München-Land 
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Lloydexpreß 
gegen Militärsonderzug 
Wie der ASS bei Eisenbahnunglücken half 

Zu den immer wiederkehrenden Kata­
strophen der Zeit vor dem 2. Weltkrieg 
gehörten die zahlreichen Eisenbahnun­
glücke. Diese Katastrophen sind von 
der verständtichen Aufregung atler öf­
fentlichen Stellen und von der Bevölke­
rung her gesehen vergleichbar mit den 
Diskussionen um die Unglücke in der 
heutigen Zivilluftfahrt. Wie der Arbei­
ter-Samariter-Bund mit seinen Samari­
tem dabei half, schildert unser Bericht. 

Am Mittwoch, dem 30. März 1910, ge­
gen 13.57 Uhr, prallte der Lloydexpreß 
Hamburg-Genua auf einen Militärson­
derzug, der von Hagen über Düsseldorf, 
Köln Richtung Lothringen fuhr. "Es 
gab einen fürchterlichen Knall, und 
dann sind wir Kinder auch schon hinge­
laufen", berichtete dieser Tage Aenne 
Heister, eine Augenzeugin, im "Kölner 
Stadt-Anzeiger '. Frau Heister verdankt 
das Bundesarchiv des ASB auch einige 
wertvolle Fotos. ,. 

Die zum Zeitpunkt des Unglücks schon 
6 Jahre alte ASB-Kolonne Köln war 
mit dabei, die verletzten Passagiere 
zu bergen und zu versorgen. Die 
D-Zug-Lokomotive des Lloydexpreß 
hatte sich bis in die Mitte des letzten 
Wagens hineingebohrt. Die Soldaten 
mußten durch das Dach herausgezogen 
werden. Der zweite Waggon blieb relativ 
unbeschädigt, der Dritte fuhr durch 
den Vierten hindurch und rasierte ihn 
bis auf das Gestell zu Splittem und 
Trümmern herunter. Hier kam keiner 
mit dem Leben davon. 

Die Bergung der Verletzten dauerte 
bis spät in die Nacht. Sie mußten teil­
weise aus den ineinander verkeilten 
und umgestürzten Waggons herausge­
schweißt werden. Einige waren gräßlich 
verstümmelt. Hunderte Leichtverletzte 
wurden im Mülheimer Bahnhofsrestau­
rant verbunden, vbn den Bürgern ver­
pflegt und aufgenommen. Um 15.00 

Als am 30. März 
1910 in Köln zwei 
Eisenbahnzüge 
zusammengeprallt 
waren, beteiligte 
sich der ASS 
an den Bergungs­
und Versorgungs­
arbeiten. 

Bel der Alarmle­
rung zu dem 
Unglück in Sie­
gelsdorf gab 
es erhebliche 
Pannen. So wur­
den die ASS-Hel­
fer erst eineinhalb 
Stunden nach 
dem Unglück 
alarmiert. 

Zerstörte Waggons nach dem Eisenbahn· 
unglück in Siegelsdorl in Franken am 
10.6. 1928.24 Tote und 30 Ver1etzte 
waren die Folgen dieses Unglücks. 

Uhr brachte der erste Sonderzug Ver­
letzte auf die Samariter-Station des 
Kölner Hauptbahnhofes. Hohe Eisen­
bahnfunktionäre und Minister eilten 
zur Unglücksstelle, der Kaiser selbst 
schaltete sich ein. Große Menschen­
massen sammelten sich vor den Redak­
tionen der Zeitungen und Extrablätter. 

Um 19.00 Uhr erging die erste amtliche 
Stellungnahme, 19 Tote und 49 schwer­
verletzte Soldaten waren zu beklagen. 
Ein Unglück solchen Ausmaßes war 
noch nicht dagewesen, und das bei 
einer Eisenbahnanlage, die erst vor 
Jahresfrist neu errichtet worden war. 
Das automatische Stellwerk galt als 
unfallsicher. 

Viele Leute wendeten sich nun generell 
gegen den Bau von Eisenbahnen und 
den technischen Fortschritt. Daß diese 
Forderung jedoch verständlicherweise 
nicht eingehalten werden konnte, zeigte 
der weitere Einsatz der ASB-Kolonnen 
bei solchen Unglücken. 

So entgleiste am Sonntag, dem 10. 
Juni 1928, 2.13 Uhr, der D-Zug Mün­
chen-Frankfurt von Nürnberg kommend, 
ungefähr 400 Meter hinter der Station 
Siegelsdorf in Franken. Die Maschine 
entgleiste, überschlug sich und stürzte 
den ungefähr 9 bis 10 Meter hohen 
Eisenbahndamm hinunter, wobei sie 
sich tief in den Boden einwühlte. Bei 
dem Sturz der Lokomotive platzten 
die Kesselrohre, so daß der Dampf 
der Maschine in die über der Lokomo­
tive liegende Wagen eindrang und die 
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Fahrgäste verbrühte, 24 Tote und 30 
Verletzte waren die Folge. 

Ats die ersten Berichte des Unglücks 
eintrafen, glaubte man, daß der notwen­
dige Alarm rechtzeitig eingesetzt hätte, 
damit die fürchterliche Wir1<ung durch 
Sanitätspersonal und freiwillige Helfer 
so weit als möglich behoben werden 
konnte. Später stellte sich aber heraus , 
daß der Alarm zu spät erfolgte. Die 
Reichsbahn alarmierte die Rettungs­
mannschaften erst um 3.55 Uhr. Die 
ASB-Kolonne Fürth, die der Unglücks­
steIle am nächsten lag, wurde amtlich 
überhaupt nicht alarmiert, die Meldung 
ertolgte über die freiwillige Sanitätsko­
lonne. So konnte der ASB-Rettungswa­
gen sofort losfahren und sich an der 
Bergung der Verletzten beteiligen. Auch 
der ASB Nürnberg wurd bahnamtlich 
nicht alarmiert. Ein Samariter ertuhr 
auf der Straße von dem Unglück und 
alarmierte die ASB-Rettungswache. 
Dadurch konnte die ASB-Kolonne erst 
um 4.15 Uhr mit 20 Helfern abrücken. 
" An der Unglücksstelle entschuldigte 
sich dann der Eisenbahnrat Raab, daß 
die Reichseisenbahn in der Aufregung 
über das Unglück den Kopf verloren 
hätte und deshalb die Alarmierung un­
terblieben sei", berichtet Alfred Scher­
ber, der Vorsitzende des ASB-Kreises 
Franken auf einer rasch einberufenen 
Sitzung der Technischen Leiter des 
ASB. 

Allerdings verfuhren nicht alle Reichs­
bahndirektionen so kopflos wie in Sie­
gelsdort. So berichtete beispielsweise 
die ASB-Kolonne Meerane (Sachsen) 
über einen Alarm, der am 7. Dezember 
1927 um 8.35 Uhr durch die Eisenbahn 
ertolgte. 8.45 Uhr waren schon die er­
sten Samariter an Ort und Stelle und 
um 9.00 Uhr die fahrbare Trage mit 
einer großen Menge Verbandmaterial. 
"Die Samariter waren durch die gute 
Alarmierung schneller als die Ärzte 
mittels Auto, obwohl sie erst von ihrer 
Arbeitsstelle, die weit abgelegen ist, 
alarmiert wurden", gab Erich Dunkel , 
der Bundestechniker aus Chemnitz, 
stolz bekannt. 22 Verletzte wurden von 
den Ärzten und Samaritern behandelt. 
Sämtliche Fahrgäste konnten ihre Reise 
fortsetzen. Die Reichsbahndirektion 
Dresden schrieb dann dem ASB am 
1. Juni 1928 folgendes: " Bei dem Zug­
unfall am 3. Dezember 1927 auf dem 
Bahnhof Meerane hat der Arbeiter-Sa­
mariter-Bund ausgezeichnete Dienste 
geleistet. Durch ihr rasches Erscheinen 
am Unfallort konnte den Verletzten • 
schnelle Hilfe geleistet werden. Wir 
sprechen deshalb der ASB-Kolonne 
unseren herzlichen Dank aus." 

Wilhelm Müller 
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Bei dem Sturz der Lokomotive platzten die Kesselrohre, so daß der Dampf der Ma­
schine In die Waggons eindrang und viele Fahrgäste verbrühte. 

Thema: "Brutkasten" 

In diesem Brutkasten, einer transporta­
blen Intensivstation, können Frühgebur­
ten und neugeborene Aisikokinder vom 
Kreißsaal der Frauenklinik in Darmstadt 
und Umgebung auf schnellstem und 
gefahrlosestem Wege in die Eberstädter 
Kinderklinik gebracht werden. Da die 
Rettungswagen des Arbeiter-Samari­
ter-Bundes für solche Transporte sehr 
oft eingesetzt werden - was steh durch 
die unmittelbare Nähe der Rettungswa-

ehe zur Kinder1<linik ergeben hat - , 
nehmen jetzt die ASB-Helfer an einem 
von den Städtischen Kliniken mitveran­
stalteten Fortbildungskurs über den 
Inkubator (Brutkasten) und seine techni­
schen Möglichkeiten teil. Unser Bild 
zeigt die Helfer mit (Bildmitte, kariertes 
Hemd) Dr. Hans Menningmann von 
der Kinderkl inik , der ihnen den Trans­
portinkubator er1<lärt. 
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"Blut" 
war eine Mischung 
aus Johannis- und Himbeeren 

JUH-Bundeswettkampf in Münster mit 240 Teilnehmern 

Es nahm kein Ende, Gruppe um Gruppe 
drängte in das kleine Büro des Ortsbe­
auftragten Joachim Schmidt. Nach lan­
ger Fahrt - die Gäste kamen aus allen 
Winkeln der Bundesrepublik - suchten 
sie ein Bett. Doch so groß die Unter­
kunft der Johanniter-Unfallhilfe in Mün­
ster auch ist, für alle Teilnehmer des 
Bundeswettkampfes - immerhin 240 
an der Zahl mit Schiedsrichtern und 
Beobachtem - reichte die Kapazität 
nicht. 

All ihre Gäste zu betreuen, den Bun­
deswettkampf mit zu organisieren, ver­
langte den münstersehen Johannitern 
einiges ab. Zumal gleichzeitig noch 
die Säcke für die Altkleidersammlung 
eingeholt werden mußten. Da aber alle 
200 Helfer im Einsatz waren, konnte 
die Aufgabe gelöst werden. 

Nur um wenige Minuten verspätet traten 
die Mannschaften aus acht Bundeslän­
dern - Nordrhein-Westlalen wurde von 
Hilden vertreten - auf dem Hof an. 
Bundesausbildungsleiter Peltz begrüßte 
sie zu dem nur alle zwei Jahre stattfin­
denden Wettkampf. Die Teilnehmer 
sollten sich einmal mit "Kollegen" mes­
sen können und auf diese Weise auch 
Gelegenheit erhalten, sich kennenzu­
lernen. 

Bevor sie ihr Können zeigen konnten, 
begann für viele Teams erst einmal 
das lange Warten in der "Quarantäne". 
Bis sie an der Reihe waren, mußten 
sie im Lehrsaal " abgeschirmt" von der 
Außenwelt warten. Beifall begleitete 
den Abrnarsch zum theoretischen Test. 
Gut 20 Fragen waren zu lösen, bevor 
es ins Diagnosezelt ging. Ein Magen-

durchbruch und Verletzungen beim 
Fall von einer Leiter waren an den Mi­
men zu erkennen. Das aus dem Mund­
winkel laufende Blut sah zwar recht 
echt aus, schmeckte aber nach einer 
Mischung von Johannisbeer- und Him­
beersaft. Der Inhalt der zerkauten Kap­
seln wurde mit Cola etwas verdunkelt, 
um Magenblut darzustellen . Nach zwei 
Minuten mußten die Verletzungen er­
kannt sein. 

Die fünffache Zeit stand für zwei weitere 
Verletzte bei einer Gasexplosion zur 
Verfügung . Vier der acht Mannschafts­
mitglieder hatten sie zu versorgen. 
Ebenso wie hier hatten die Schiedsrich­
ter auch bei der Herz-Lungen-Wieder­
belebung alles im Auge. Für Herzmas­
sage und Beatmung gab es zwei Pup­
pen, deren Schreiber genau anzeigten, 
ob der Helfer eventuell das Herz etwas 
überstrapazierte oder so sehr geschont 
hatte, daß kein Blut geflossen wäre. 
Währenddessen waren zwei Johanniter 
mit 70 kg Sand auf einer Rundstrecke 
mit Hindemissen unterwegs. Für den 
Tragetest war ein feinfühliges Gerät 
konstruiert worden , das wie rohe Eier 
über den Parcours balanciert werden 
mußte, damit es möglichst wenig Minus­
punkte gab. Wurde die Erschütterung 
zu stark, schloß ein elektrischer Kontakt. 
Die Teams hatten es dann geschafft, 
für die Auswerter begann die Arbeit. 
Nach langen Rechnungen standen Re­
gensburg (A-Gruppe) und aidenburg 
(B-Gruppe) als Sieger fest. 

Nach der Siegerehrung begann das 
Wesentliche am Bundeswettkampf. 
Bei Tanz und Unterhaltung schlossen 
die Johanniter Kontakt und tauschten 
Erfahrungen aus. 

Fast 
1000 Lehrgangsteilnehmer 

Hunderte von " Gästen" konnte die 
JUH-Landesschule in Münster im ver­
gangenen Jahr empfangen. Die meisten 
von ihnen kamen allerdings nicht, wie 
der Ranghöchste, Innenminister Hirsch, 
um sich die Räumlichkeiten nur anzu­
schauen und sich über Material- und 
Ausbildungsstand zu informieren. Fast 
alle kamen in die Weißenburgstraße, 
um hart zu arbeiten, sei es auf Lehr­
gängen oder auf Tagungen . Insgesamt 
wurden 955 Personen gezählt, die 
daran teilnahmen. 166 Lehrgangstage, 
vor allem am Wochenende, waren not­
wendig, um den Andrang zu bewältigen. 
Dadurch wurden auch - die Schwe­
sternhelferinnenausbildung eingeschlos­
sen - 3700 Übernachtungen registriert . 
Entsprechend hatte auch die Küche 
der münstersehen Johanniter Hochbe­
trieb. Der Versorgungszug bereitete 
im letzten Jahr 20 000 Portionen zu. 
Dabei wurden, urn nur ein Beispiel zu 
nennen, 2000 Liter Kaffee ausgeschenkt 
und 8000 Brötchen verteilt. Neben den 
Gruppenführer-, Ausbilder- , Rettungs­
sanitäter- , Fernmelde-, Schmink-, Ju­
gendgruppenführer- und Zugführer­
Lehrgängen wurden vier Kurse Schwe­
sternhelferinnenausbildung angeboten, 
die von 114 Frauen und Mädchen be-
sucht wurden . hgw 

Neue Anschriften 
für die 
Schwestern­
helferinausbildung 

Wir möchten allen Interessenten in 
Sachen SChwestemhelferinausbildung 
mitteilen, daß sich die Kontaktanschrif­
ten in den Bundesländern geändert 
haben. Fordern Sie bitte Auskünfte 
über Kurse,Termine etc. nur noch bei 
umstehend angegebenen Adressen an. 
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Baden Würtlemberg 

Johanniter-Unfall-Hitfe e. V. 
- Landesgeschäftsführung -
- Schwestemhelferinausbildung -
Speichinger Str. 21 
7000 StuHgart 75 

Bayern 

Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. 
- Landesgeschäftsführung -
- Schwestemhelferinausbildung -
Hans-Sachs-Str. 6 
8000 München 

Berlln 

Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. 
- Landesgeschäftsführung -
- Schwesternhelferinausbildung -
Berner Straße 3 
1000 Berl in 45 

Hamburg 

Johanniter-UnfaJl-Hilfe e. V. 
- Landesgeschäftsführung -
- Schwesternhelferinausbildung -
Barmbeker Str. 19 
2000 Hamburg 60 

Hessen 

Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. 
- Landesgeschäftsführung -

- Schwesternhelferinausbildung -
Güterstraße 26 
6110 Dieburg 

Niedersachsen! Bremen 

Johanniter-UnfaJl-Hilfe e. V. 
- Schwesternhelferinausbildung -
Donandtstraße 61 
2800 Bremen 1 

Niedersachsen 

Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. 
- Landesgeschäftsführung -
- Schwestemhelferinausbildung-
Oeltzenstraße 4 
3000 Hannover 1 

Schteswig-Hoistein 

Hohanniter-Unfall-Hilfe e. V. 
- Landesgeschäftsführung -
- Schwesternhelferinausbildung -
Waitzstr. 44 a 
2300 Kiel 1 

Nordrhein-Westfaten 

Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. 
- Landesgeschäftsfuhrung -
- Schwesternhelferinausbildung-
Grafenberger Allee 107 
4000 Düsseldorf 1 

" Johanniter-Unfall-Hilfe" stellt sich vor 

Für Katastrophen gerüstet 
Auftakt zu einer Seminarreihe im Stuttgarter 
Landespavillon 

Auch in Katastrophenfällen stehen in 
Baden-Württemberg jederzeit genügend 
organisierte Retter und Helfer zur Ver­
fügung. Diese für den Bürger beruhi­
gende Erkenntnis vermitteIle im Landes­
pavillon ein Podiumsgespräch über 
das Thema " Johanniter-Unfall-Hilfe -
Partner im Katastrophenschutz" zum 
Auftakl einer Seminarreihe, die während 
der Sommermonate die freiwilligen Or­
ganisationen des Katastrophenschutzes 
der OHentlichkeit vorstellen will. Mit 
der Vorstellung der " Johanniter-Unfall­
Hilfe" (JUH) wurde der Anfang gemacht. 

Zu Beginn des von Landespolizeipfarrer 
Wolfgang Kilger geleiteten Podiumge­
sprächs, an dem außer Vertretern der 
Landtagsfraktionen auch Staatssekretär 
Robert Ruder als Repräsentant der 
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Landesregierung und der JUH-Bundes­
geschäftsführer Dietrich Willikens teil­
nahmen, erläuterte die Offentlichkeitsre­
ferentin des JUH-Landesverbandes 
Baden-Württemberg, Veronika Besau, 
die Arbeit der 1100 JUH-Mitglieder 
des Landes, von denen nur 53 haupt­
amtlich angestellt sind . Dabei bezeich­
nete Frau Besau die Ausbildung großer 
Bevölkerungskreise in Erste-Hilfe-Maß­
nahmen als Hauptziel der Arbeit. Wei­
tere Schwerpunkte seien der Transport 
von Kranken und Behinderten sowie 
der Einsatz im Katastrophenschutz. 

Hauptsächlicher Gegenstand des 
Podiumgesprächs war dann das am 
1. Juli in Kraft tretende neue " Landes­
katastrophenschutzgesetz", das die 
Rechtsverhältnisse der Organisationen 

ST ELLENAUSSCHREIBUNG 

In der Landesgeschäftsstelle NRW der 
Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. ist ab 1. 1. 
1980 die Stelle eines! einer 

Sachbearbelters!in 

für das Sachgebiet Schwesternhelferin­
ausbildung und Häusliche Krankenpflege 
zu besetzen. Es wird eine kaufmännische 
Kraft erwartet, die nach entsprechender 
Einarbeitung die anfallenden Arbeiten 
selbständig erledigt. 

KontakHreudigkeit und organisatorisches 
Geschick wäre von Vorteil. 

Da ein Großteil des Aufgabengebietes 
mit einer AußendiensHätigkeit verbunden 
ist, wird ein Dienstwagen zur Verfügung 
gesteift. 

Die Vergutung erfolgt in Anlehnung an 
den BAT. 

Bewerbungen erbeten an folgende An­
schrift: 

JOHANNITER-UNFALL-HILFE e. V. 
Landesverband NRW 

Grafenberger Allee 107 
4000 DOSSELDORF 1 

zu Bund und Ländem im Einsatzfall 
klären und die Kompetenzen regeln 
soll. Dabei wurde deutlich, daß den 
bundesweiten Hilfsorganisationen zwar 
ein einheitliches Bundesgesetz am lieb­
sten wäre, daß sie aber auch vernünfti­
ge, aufeinander abgestimmte Länderge­
setze für hilfreich halten. Freilich unter 
der Voraussetzung, daß auch Kommu­
nal- und Länderbehörden die Notwen­
digkeit einer grenzuberschreitenden 
Hilfeleistung, einer ausreichenden Fi­
nanzierung der Hilfsorganisationen und 
einer gleichmäßigen Ausbildung und 
Ausrüstung der freiwilligen Helfer erken­
nen und anerkennen. 

Schon jetzt sei , so wurde gesagt, die 
Ausbildung und Ausrüstung der Helfer 
der verschiedenen Hilfsorganisationen 
dank eigener finanzieller und personeller 
Leistungen ungefähr auf einen Nenner 
gebracht. Den Verwaltungen der Kom­
munen und den Länderregierungen 
stünden also jetzt schon jederzeit ein­
satzbereite, zusammenfaßbare und 
austauschbare Katastrophenschutz-Ein­
heiten zur Verfügung. Aufgabe der Be­
hörden sei es lediglich, diese gerätemä­
ßig und finanziell so auszustatten, daß 
sie allen Anforderungen des modemen 
Katastrophenschutzes gerecht werden 
können. 



mOLT8S8r N HILFSDI8nST 

Freiherr Heereman 
neuer Generalsekretär des MHD 

Nachfolge r Konsul von Truszczynski' beste llt 

Der Vorstand des Malteser-Hilfsdienstes 
8 . V. hat Johannes Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck zum neuen Generalse­
kretär des Malteser-Hilfsdienstes be­
slellt. Er wird damit Nachfolger des 
am 6. Februar dieses Jahres verstorbe­
nen steIIv. Leiters und erslen General­
sekrelärs des MHD, Konsul Georg von 
Truszczynski. 
Johannes Frhr. Heereman wurde 1944 
in Göttingen geboren. Nach dem Stu­
dium der Staats- und Rechtswissen­
schaften in Berlin, Genf, München und 
Köln, legte er 1973 in Düsseldorf das 

2. juristische Staatsexamen ab. Von 
1973-1976 war er Geschäftsführer 
des Heilbades Bad NeustadtlRhön 
und übernahm 1976 die Diözesange­
schäftsstelle des MHD in der Diözese 
Mainz . In dieser Zeit war Frhr. Heere­
man gleichzeitig Landesgeschäftsführer 
für den MHD in Hessen und Rhein­
land-Pfalz. Unter Beibehaltung dieser 
Funktion war er von 1978 bis zur Über­
nahme des Amtes als Generalsekretär 
des MHD als Rechtsanwalt in Si m­
mern/ Hunsrück tätig; er ist verheiratet 
und hat vier Kinder. 

Freiherr Heereman hat an die Mitglie­
der, Freunde und Förderer des MHD 
folgendes Grußwort gerichtet: 

" Zu Beginn meiner Tätigkeit als Gene­
ralsekretär des MHD begrüße ich alle 
ehrenamIlichen und hauptamtlichen 
Mitarbeiter des MHD, alle aktiven Helfe­
rinnen und Helfer, alle inaktiven Mitglie­
der und alle Förderer unserer Organisa­
tion sehr herzlich. 

Es ist ein schweres Amt, das ich durch 
den plötzlichen Tod Herrn v. Trusz­
czynskis übernehme, der in 25jähriger 
harter und engagierter Arbeit den MHD 
gemeinsam mit Ihnen zu dem gemacht 
hat, was er heute darstellt. Aber ich 
darf Ihnen versichern, daß ich mit be­
stem Willen und Vorsatz an die Arbeit 
gehe. Miteinander wollen wir, dem 
Wahlspruch des Ordens folgend , in 
Treue zur Kirche den Armen und Hilfs­
bedürftigen in Christi Geist und Liebe 
dienen. Mit Gottes Hilfe und Ihrer aller 
Unterstützung möge mir, möge uns 
diese Aufgabe gelingen." 

Verleih von Filmen des MHD 

Die Nachfrage nach leihweiser Überlas­
sung der MHD-Filme seitens der 
MHD-Gliederungen und anderer Orga­
nisationen hat zur Einrichtung einer 
Film-Verleihstelle beim Produzenten 
der MHD-Filme, der München-Film 
GmbH, Bauerstraße 15, 
8000 München 40, geführt. 

Dort können folgende Filme entliehen 
werden: 

• Sofortmaßnahmen am Unfallort 
(Prädikat: Besonders wertVOll) 

• Ärtzliche Sofort maßnahmen am 
Unfallort (Prädikat: WertVOll) 

• Der Einsatz von Hubschraubern im 
RettungSdienst (Prädikat: Besonders 
wertVOll) 

• Sicherheit für uns 

• SOS-Information - Identifikation 

Die Verleihbedingungen sind wie folgt: 

Verle ihbedingungen 

1. Die Entleihung von Filmen kann nur 
nach vorheriger Anerkennung dieser 
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Verleihbedingungen erfolgen. Zugleich 
mit jeder Bestellung erklärt der Entleiher 
sein Einverständnis mit den Entleih­
bedingungen. 

2. Die Entleihung von Filmen ist aus­
schließlich zur unentgeltlichen Vorfüh­
rung für nichtgewerbliche Zwecke, im 
Rahmen von Ausbildungs- und Informa­
tionsveranstaltungen sowie Ausstellun­
gen zulässig. 

3. ErstbesteIlungen können nur in 
schriftlicher Form entgegengenommen 
werden. Jeder Besteller erhält bei Erst­
bestellung eine Kundennummer. Diese 
ist bei jedem Schriftwechsel oder son­
stiger Korrespondenz anzugeben. Die 
Bestellung kann nur bearbeitet werden, 
wenn in dem Bestellschreiben folgende 
Angaben VOllständig enthalten sind : 

a) genaue Postanschrift des Bestellers, 

b) vollständige Rechnungsanschrift 
des Bestellers, 

c) gen aue Lieferadresse - wenn sie 
nicht mit der Postanschrift des Bestel­
lers übereinstimmt, 

d) gewünschter erster Vorführterrnin, 

e) Termin der voraussichtlichen Rück­
sendung, 

f) Vorführzweck, 

g) Einverständniserklärung mit den Ver­
leihbedingungen (nur bei Erstbestellung 
erforderlich) unter Verwendung des 
folgenden Wortlautes: 

Wir erkennen Ihre Verleihbedingungen 
hiermit ausdrücklich und auch für jede 
weitere Bestellung verbindlich an. 

4. Bestellungen sollen mindestens 
14 Tage vor dem gewünschten ersten 
Termin der jeweiligen Vorführungen 
beim Verleiher eingehen. Der Verleih­
vertrag kommt nur dann zustande, wenn 
die Bestellung schriftlich bestätigt wird. 

Bestellungen werden in der Regel noch 
am Tage des Eingangs bearbeitet. Die 
Bestätigung kann nur erfolgen, wenn 
die Kopie des gewünschten Films zum 
gewünschten Vorführtermin zur Verfü­
gung gestellt werden kann. Kann keine 
Kopie des gewünschten Films zur Ver­
fügung gestellt werden, so erhält der 
Besteller eine femmündliche oder 
schriftliche Mitteilung. 

Ein Rechtsanspruch auf Belieferung 
des Bestellers besteht nicht, da nur 
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so viele Filmkopien zur Verfügung ge­
halten werden können, daß den durch­
schnittlich anfallenden Bestellwünschen 
entsprochen werden kann. 

5. Die Leihdauer wird individuell nach 
den Wünschen des Bestellers jeweils 
für ganze Wochen festgelegt. Sie be­
trägt maximal 3 Wochen. Unter Leih­
dauer ist die Zeit vom ersten Vorführ­
termin bis zum Tage der Rücklieferung 
(Poststempel) zu verstehen. Die Ver­
sandzeit wird nicht berechnet. Termin­
verlängerungen sind nur nach Rück­
sprache mit dem Verleiher und nur 
rechtzeitig vor Ablauf der gewünschten 
Leihdauer möglich . Verlängerungsab­
sprachen bedürfen der schriftlichen 
Bestätigung durch den Verleiher. 

6. Die Verleihgebühr beträgt für die 
erste Woche - gerechnet ab erstem 
Vorführterrnin - derzeit DM 42,-, für 
die zweite und dritte Woche derzeit 
je DM 27,- . Terminüberschreitungen 
bis zu einem Tag werden mit DM 10,­
berechnet. Bei längerer Überschreitung 
des Rücksendetermins wird der volle 
Satz für jede Verlängerungswoche fällig . 

Versand kosten und Verpackungskosten 
für die Beförderung der Kopie zum Ent­
leiher sind im Leihpreis enthalten. Ko­
sten der Rücksendung gehen zu Lasten 
des Entleihers. Als Versandart ist das 
Postpaket verbindlich vorgeschrieben. 
Der Versand zum bzw. vom Entleiher 
darf nur in der Originalverpackung des 
Verleihers erfolgen. Bei Verstößen ge­
gen diese Vorschrift wird der Entleiher 
mit den dem Verleiher entstandenen 
Kosten belastet. 

7. Der Verleiher übemimmt keine Haf­
tung bei Lieferbehinderungen irgendweI­
cher Art und kann für etwa entstehende 
Schäden in keiner Weise haftbar ge­
macht werden, selbst wenn ein rechts­
verblndlicher Entleihvertrag zustande 
gekommen ist. 

Der Entleiher haftet für Beschädigungen 
und Verlust, soweit diese durch bei 
ihm aufgetretene grobe Fahrlässigkeit 
oder Mutwilligkeit verursacht werden. 

Sollte ein Film bei der Vorführung mit 
technisch einwandfreiem Gerät und 
sachkundiger Bedienung reißen, oder 
sonstwie beschädigt werden, so ist 
der Verleiher unverzüglich, spätestens 
aber am folgenden Werktag zu benach­
richtigen. Inzwischen hat jede weitere 
Vorführung des betreffenden Films zu 
unterbleiben. 

Bei Benachrichtigung und Bekanntgabe 
von Art und Ausmaß der Beschädigung 

wird der Verleiher entscheiden, ob bei 
einer nach seinen Anweisungen ausge­
führten provisorischen Reparatur der 
Film weiter vorgeführt werden kann. 
Entscheidet der Verleiher, daß eine 
weitere Vorführung des beschädigten 
Films nicht möglich ist, so ist der Film 
sofort zurückzusenden. Es wird dann 
nur der Wochen preis für die effektive 
Leihdauer bis zum Zeitpunkt der Be­
schädigung berechnet. Der Verleiher 
wird , wenn es der Entleiher wünscht. 
sich bemühen, noch am gleichen Tag 
eine Ersatzkopie zum Versand zu brin­
gen, sofern eine solche vom gleichen 
Film zur Verfügung steht. Dabei kann 
der Entleiher bei Übemahme entspre­
chender Kosten den Versandweg wäh­
len (z. B. Luftfracht) . Eine Entschädi­
gung für Ausfalltage innerhalb der Ge­
samtleihzeit ist nicht vorgesehen. Bei 
wiederholt auftretenden Beschädigun­
gen von Filmkopien kann der Entleiher 
von einer weiteren Belieferung ausge­
schlossen werden. 

8. Dem Entleiher ist es ausdrücklich 
untersagt, Aufzeichnungen oder Verviel­
fältigungen oder Kopien der entliehenen 
Filme herzustellen oder herstellen zu 
lassen. Auch nicht von Teilen der Filme. 
Bei Zuwiderhandlung ist ein Schadens­
ersatzanspruch verwirkt, der bis zur 
Höhe der Herstellungskosten der Filme 
gehen kann. Dem Entleiher ist es nicht 
gestattet, Schnitte an den entliehenen 
Filmen vorzunehmen, Teile des Films 
zu entnehmen oder zurückzubehalten. 

9. Die Leihgebühren sowie sonstige 
Rechnungen des Verleihers sind nach 
Rücklieferung der Filmkopien und 
Rechnungsstellung sofort und ohne 
jeden Abzug zur Zahlung fällig . Kommt 
ein Entleiher mit der Zahlung mehr 
als einen Monat in Verzug, so ist der 
Verleiher berechtigt, vom 1. Tage der 
Rechnungsstellung an fur jeden ange­
fangenen Monat 1 % der Leihgebühr 
an Verzugszinsen zuzügl. DM 5,­
Mahngebühren zu berechnen. Wieder­
holter Zahlungsverzug kann zur Ableh­
nung weiterer Belieferung führen. 

10. Sollten Teile dieser Verleihbedin­
gungen geltendem oder zukünftigem 
Recht zuwiderlauten, so sollen sie im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmun­
gen sinngemäß gelten . Alle anderen 
Teile der Verleihbedingungen bleiben 
uneingeschränkt gültig . Von den Ver­
leihbedingungen etwa abweichende 
besondere Vereinbarungen bedürfen 
der Schriftform. 

Erfüllungsort und Gerichtsstand ist 
München. 



DeUTSOHer FeuerweHrverBanD €~t.' i) 

Schnelle Hilfe - Feuerwehrruf 112 

Brandschutzwoche 1979 
vom 22. bis 30. September 

Zum fünften Mal führen die Feuerweh­
ren der Bundesrepublik Deulschland 
mit Unterstützung der Innenminister 
und -senatoren der Bundesländer eine 
gemeinsame und einheitlich ausgerich­
tete Brandschutzwoche durch. Sie ist 
nach Abstimmung mit den Landesorga­
nisationen auf den Zeitraum 

vom 22. bis 30. September 1979 

gelegl worden und erstreckt sich über 
zwei Wochenenden. 

Mit diesem Leitfaden sollen den Feuer­
wehren Hilfen und bundeseinheitliche 
Richtlinien gegeben werden. Sie stützen 
sich auf die Erfahrungen der letzten 
Brandschutzwochen 1974, 1975, 1976 
und 1977. In der Brandschutzwoche 
sollen die Feuerwehren möglichst viele 
Aktivitäten entwickeln, die der Öffent­
lichkeitsarbeit dienen. Den örtlichen 
und überörtlichen HÖhepunkt der Brand­
schutzwoche soll überall der " Brand­
schutztag 1979" bilden, der variabel 
in den Zeitraum zwischen den 22. und 
30. September gelegt werden kann. 
Es ist wünschenswert, wenn die Lan­
desfeuerwehrorganisationen einen 
Brandschutztag auf Landesebene mit 
repräsentativer Veranstaltung gestalten. 

Die diesjährige Brandschutzwoche steht 
unter dem Motto: 

" Schnelle Hilfe - Feuerwehrrull12" 

Neben den täglichen Aufgaben der 
Feuerwehren im vorbeugenden und 
abwehrenden Brandschutz sowie im 
Bereich der Technischen Hilfeleistung 
soll die Bevölkerung in dieser Brand­
schutzwoche insbesondere aufgeklärt 
werden, wie sie durch eine schnellst­
mögliehe Alarmierung die Hilfe der Feu­
erwehr in Anspruch nehmen kann. Nach 
den Planungen des Bundesministeriums 
für Post- und Femmeldewesen wird 
bis zum Jahresende 1979 in der gesam­
ten Bundesrepublik Deutschland bei 
der Post die technische Voraussetzung 
geschaffen, daß die Feuerwehr überall 
über den Feuerwehrruf 112 zu erreichen 
ist. Dieses wird erreicht mit Hilfe des 

Notrufsystems 73 und der damit ver­
bundenen Notrufschaltung zur " Polizei 
110" oder zur " Feuerwehr 112". Die 
Feuerwehren sollten die diesjährige 
Brandschutzwoche zum Anlaß nehmen, 
in ihrem Zuständigkeitsbereich die Be­
völkerung auf diesen bundeseinheitli­
ehen " Feuerwehrruf 112" aufmerksam 
zu machen. Wo die Bundespost diese 
technischen Voraussetzungen zum 
Zeitpunkt der Brandschutzwoche noch 
nicht hergestellt hat, sollte die Bevölke­
rung örtlich auf die derzeit gültige Ruf­
nummer der Feuerwehr hingewiesen 
werden. 

Die Hilfe der Feuerwehr kann nur so 
schnell erfolgen, wie das örtliche Alar­
mierungssystem einschließlich der Be­
nachrichtigung der Feuerwehr funktio­
niert. Hierauf hinzuweisen ist der Sinn 
der diesjährigen Brandschutzwoche. 

Die Bevölkerung ist aufzuklären, wie 
wichtig es ist, bei drohender Gefahr 
oder eingetretenen Schadensfällen 
die Feuerwehr schnellstmöglich zu be­
nachrichtigen. 

Die Aufklärung soll jeden Bürger errei­
chen. Aufklärungsmaßnahmen sind 
deshalb in der gesamten Wirtschaft 
und Verwaltung, im Handwerf<, in der 
Industrie, in den öffentlichen Gebäuden 
und sonstigen öffentlichen Versamm­
lungsstätten und insbesondere innerhalb 
der gesamten Bevölkerung notwendig. 
Bei dieser Aufklärungsaktion (rasche 
Alarrnierung der Feuerwehr über den 
bundeseinheitlichen I,Feuerwehrruf 
112") sollte aber nicht versäumt werden, 
die Bevölkerung auch auf die zu erwar­
tende Hilfe hinzuweisen; die Hilfsmög­
lichkeiten und die Aufgabenbereiche 
der Feuerwehren sollten mit dargestellt 
werden. Das Motto der Brandschutzwo­
che 1979 verlangt von den Feuerwehren 
u. a. eine enge Zusammenarbeit und 
Kooperation mit der Polizei und den 
anderen Hilfsorganisationen. 

1. Werbematerial auf BUNDESEBENE 

1,1 Informationskarte zur Brandschutz­
woche 

Die Innenminister und -senatoren haben 
für die Brandschutzwoche 1979 eine 

Diese Selten 
erscheinen In 
Verantwortung des 
Deutschen 
Feuerwehrverbandes 

bundeseinheitliche Informationskarte 
über das Bayerische Landesamt für 
Brand- und Katastrophenschutz herstel­
len lassen und werden den rechtzeitigen 
Versand der Karten an die Feuerwehr 
veranlassen. Diese Karten sollen an 
die Bevölkerung verteilt werden. 

1.2 Werbebuttons zur Brandschutz­
woche 1979 

Der DFV hat über sein Versandhaus 
für die Brandschutzwoche 1979 Werbe­
buttons aus Plastikmaterial als Ansteck­
plakette herstellen lassen. Diese sollten 
als Werbeträger für Schüler und für 
sonstige Werbeaktionen der Feuerweh­
ren verwendet werden. 

1.3 Sonstiges Werbematerial 

Das Versandhaus des DFV, Postfach 
240 125, 5300 Bonn 2, hält eine Viel­
zahl von weiteren Werbemitteln zur 
Brandschutzwoche vor. Auf die ver­
schickten Werbeschriften wird hingewie­
sen, 

Nachstehend werden den Feuerwehren 
Vorschläge zur Gestaltung der Brand­
schutzwoche 1979 für die verschiede­
nen Ebenen gemacht. Der DFV hofft, 
daß diese Anregungen eine wertvolle 
Hilfe für die Durchführung sind : 

2. Brandschutzwoche 1979 
auf LANDESEBENE 

• Gemeinsamer Aufruf des Innenmini­
sters (Innensenators) und des Landes­
verbandsvorsitzenden an die Bevölke­
rung zur aktiven Mitarbeit und Unter­
stützung der Feuerwehrarbeit. 

• Repräsentative Veranstaltung. Gestal­
tung eines. Brandschutztages durch 
den Landesfeuerwehrverband . 

• Pressekonferenz des Landesfeuer­
wehrverbandes in Zusammenarbeit 
mit dem Brandschutzreferat des Innen­
ministers (Innensenators). 

• Schwerpunktmäßige Unterrichtung 
der Presse, des Rundfunks, der Pres­
seagenturen , der Tages- und Fach­
presse. 

• Sonderstempel bei der Bundespost 
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(Oberpostdirektion) mit Hinweis auf 
Feuerwehrtätigkeit (Signet) beantragen. 

• Flugblätter fertigen mit Hinweis auf 
den " Feuerwehrruf 112" und aul be­
sondere Brandgefahren wie Brandher­
beifuhrung durch Kinderhand, Verhalten 
bei Bränden in Hochhäusern, Richtlinien 
über den Brandschutz in Hotels, Gast­
stätten und Pensionen, im Haushalt. 

• Notwendigkeit von Feuerlöschern 
im Kfz. erläutern. 

• Feuerwehrwettbewerbe , Feuerwehr­
märsche, Sternfahrten der Fahrzeuge. 

• Leistungswettkämpfe innerhalb der 
Feuerwehren. 

• Großkonzerte von musik treibenden 
Zügen der Feuerwehren . 

• Feuerwehrball als gesellschaftlicher 
Höhepunkt eines repräsentativen 
Brandschutztages. 

• Dienstversammlungen der Führungs­
kräfte der Feuerwehren unter Vorsitz 
des Innenministers (Innensenators). 

• Repräsentative Veranstaltungen (Ge­
spräche am Runden Tisch, zu der Re­
präsentanten der Hilfeleistungsorganisa­
tionen einzuladen sind : Frühschoppen, 
(Stammtisch). 

• Durchführung von Symposien und 
fachbezogene Veranstaltungen für 
BrandschU1zkräfte, für Sicherheitsbeauf­
tragte, für Feuerwehrleute, für ArcMek­
ten, Leiter der Bauaufsichtsämter in 
Zusammenarbeit mit Versicherungsge­
sellschaften. 

• Durchführung einer Gemeinschafts­
übung mit allen im Katastrophenschutz 
kraft Gesetzes, Auftrages oder freiwillig 
mitwirkenden Behörden, Dienststellen 
und Organisationen. 

3. Brandschulzwoche 1979 
auf KREISEBENE 

• Unterrichtung der örtlichen Tages­
presse über Aktionen der Feuerwehr 
zur Brandschutzwoche 1979. 

• Eröffnung der Brandschutzwoche 
durch eine Gemeinschaftsübung aller 
Hilfeleistungsorganisationen. 

• " Tag der offenen Tür" in den Kreis­
feuerwehrzentralen. 

• Ausstellung von Feuerlöschgeräten 
aus Vergangenheit und Gegenwart 
mit Vorführung von Feuerwehr- und 
Brandverhütungsfilmen. 

• Vortragsveranstaltungen über Aufga­
ben und Leistungen der Feuerwehren 
vor kommunalen Institutionen, Kinder-

72 

gärten, Vorschulen, Allgemeinbildenden 
Schulen, Fachschulen, Bürgervereinen, 
Hausfrauenverbänden, in Seniorenhei­
men. (In diesem Bereich sind bevorzugt 
die weiblichen Feuerwehrangehörigen 
mit einzusetzen.) 

• Feuerwehrveranstaltungen wie: Groß­
konzerte von Feuerwehrmusik-, Spiel­
manns- und Fanfarenzügen. Feuer­
wehrmarsch, Feuerwehrball . Sternfahrt 
der Feuerwehrfahrzeuge mit Leistungs­
prüfung, Feuerwehrwettbewerbe für 
aktive Einsatzkräfte, Veranstaltungen 
der Jugendfeuerwehren. 

• Verteilen der Informatlonskarten. 

4. Brandschutzwoche 1979 
auf GEMEINDEEBENE 

• Schwerpunkt der Öffentlichkeitsarbeit 
sind alle mit Engagement getrOffenen 
Maßnahmen, die dem Bürger Kenntnis 
über seine Feuerwehr vermitteln, des­
halb: Eigeninitiative ergreifen. 

• Rechtzeitig die Informatlonskarten 
verteilen. 

• Absprache mit der Gemeinde treffen 
und Veranstaltungen mit anderen Orga­
nisationen absprechen. 

• " Tag der offenen Tür" in Verbindung 
mit Besichtigung des Feuerwehrhauses. 

• Einsatzvorführungen zur Überprüfung 
der Einsatzbereitschaft und Brandsi­
cherheit in Kindergärten, Vorschulen, 
Schulen, Senioren-Wohnheimen, Fir­
men, Betrieben, Verwaltungen und Be­
hörden. 

• Gemeinde- und Stadt parlamente 
besonders einladen. 

• SChaufensterwerbung durch Ausstel­
lung von Feuerwehrgeräten mit Hinweis 
auf die Tätigkeit der Feuerwehr. 

• Aufklärungsveranstaltungen in den 
Schulen. 

• Flugblattaktionen unter Hinweis auf 
besondere Schwerpunkte des vorbeu­
genden und abwehrenden Brandschut­
zes sowie den Feuerwehrruf 112. 

• Besuch bei den Kindergärten und 
allgemeine Aufklärung über die Feuer­
wehr (hier sind besonders weibliche 
Feuerwehrangehörige mit einzusetzen). 

• Veranstaltungen in den Schulen, 
insbesondere Malwettbewerbe (Preise 
für die Wettbewerbe zur Verlügung 
stellen) . 

• Unterweisung in der Handhabung 
von Feuerlöschern . 

• Prüfung der Feuerlöscher durch den 
Fachhandel im Feuerwehr-Gerätehaus. 

BeVÖlkerung durch rechtzeitige Hinweise 
in der Presse und durch Handzettel 
auf diese Möglichkeit hinweisen (Son­
derpreise mit Fachhandel vereinbaren). 

• Rundfahrten für Kinder mit Löschfahr­
zeugen (Versicherung beachten). 

• Information uber technische Einrich­
tungen. 

• Ausstellung historischer Gegenstände 
und Schriften. 

• Eintopfessen (z. B. Gulasch - Erb­
sensuppe) für die Bürger gegen Koste­
nerstattung. 

• LatemenumzlJge für die Kinder. 

• Luftballon-Wettbewerbe für Kinder 
organisieren (Genehmigung der Luftauf­
sicht erforderlich). 

• Ausstellung von Kinderzeichnungen 
als Ergebnis eines Malwettbewerbs 
in den Schulen. 

• Quizwettbewerb über Feuerwehren 
in kommunalen Mitteilungsblättern. 

• Kaffeestunde mit Feuerwehrfamilien. 

• Platzkonzerte durch Musik- und oder 
Spielmannszüge. 

• Verteilung von Feuerwehrfähnchen 
und anderem Werbematerial. 

• Veranstaltungen der Jugendfeuer­
wehr. 

• Ein " Tag der oHenen Tür" und damit 
die Brandschutzwoche kann u. a. aus­
klingen mit einem Kameradschafts­
abend, mit einer abendlichen Kundge­
bung, mit Ansprachen des Bürgermei­
sters und der Feuerwehraufsicht, mit 
einem abendlIChen Platzkonzert und 
einer Fackelbeleuchtung/Laternenzug. 

Aufruf: 

Der Deutsche Feuerwehrverband bittet 
alle Feuerwehren nach Abschluß der 
diesjährigen Brandschutzwoche um 
einen kurzen Bericht, welche Aktionen 
sie in diesem Jahr durchgeführt haben. 
Diese Informationen sollen dazu dienen. 
für die kommenden Brandschutzwochen 
allen Feuerwehren noch detailliertere 
Anregungen uber mögliche Aktionen 
geben zu können. Ihre Anregungen 
sind uns eine Hilfe, die wir durch eine 
Ergänzung dieser veröffentlichten Auf­
stellung allen Feuerwehren bei der fol­
genden Brandschutzwoche dann zur 
Kenntnis geben werden. 

Mitteilung an: 

Deutscher Feuerwehrverband 
Koblenzer Str. 133 I Posrtach 20 02 69 
5300 Bonn 2 
Telefon 0 22 21 - 33 1093 



Nächstes .Jahr ins Ausland? -
Werden Zuschüsse beantragt? 

Alle Jugendfeuerwehren der Deutschen 
Jugendfeuerwehr werden an den An­
tragsschluß für internationale Begeg­
nungen im Jahre 1980 im Ausland erin­
nert. 

Antragsschluß bei der Deutschen Ju­
gendfeuerwehr: 1. November 1979. 

Diese Anträge können gestellt werden 
bei: 

a) Internationale Begegnungen zwischen 
deutschen und französischen Jugend­
feuerwehren im Rahmen des Deutsch­
Französischen-Jugendwerkes. 

b) Intemationalen Jugendbegegnungen 
mit Jugendgruppen anderer Nationen 
im Rahmen des Bundesjugendplanes. 

Die zu beachtenden Richtlinien für beide 
Finanzierungsmöglichkeiten sind in 
Kurzfassung in der Zeitung "lauffeuer" 
(Ausgabe 8/78) als " Helfer in der 
Jugendfeuerwehr", Nr. 22.01 und 
Nr. 22.02 veröffentlicht worden 

Es wird darauf hingewiesen, daß die 
gestellten Anträge entsprechend den 
Richtlinien sein müssen. Wichtig ist, 
daß alle benötigten Unterlagen dem 
Antrag beiliegen . 

Unvollständige Anträge können nicht 
berücksichtigt werden. 

Es ist zu beachten, daß mit der Antrag­
steIlung noch keine Bewilligung eines 
Zuschusses verbunden ist. Nicht alle 
Anträge können berücksichtigt werden. 

Die Bewilligung ist von der Summe der 
Zuschüsse abhängig, die der Deutschen 
Jugendfeuerwehr für 1980 aus dem Bun­
desjugendplan bzw. vom DFJW zur Ver­
fügung gestellt werden. In den vergange­
nen Jahren konnten deshalb nur ein 
Teil der Anträge berücksichtigt werden. 

Die zu bezuschussenden Anträge legt 
der Deutsche Jugendfeuerwehraus­
schuß fest. 

Anträge termingerecht richten an: 

Deutsche Jugendfeuerwehr 
Postfach 20 02 69 
5300 Bonn 2. 

Teilnahme an ausländischen 
Feuerwehr-Wettbewerben 

Startenaubni s des DFV muß 
vorliegen 

Meideschluß: 31 . Januar 1980 

Zwischen den Bundesfeuerwehrverbän­
den besteht eine internationale Verein­
barung, daß Feuerwehren im Ausland 
nur dann an dortigen Feuerwehr-Wett-

bewerben teilnehmen können, wenn 
eine Starterlaubnis des jeweiligen natio­
nalen Feuerwehrverbandes für das 
Ausland vorliegt. Hiemach benötigen 
alle deutschen Feuerwehren für einen 
Start im Ausland die Starterlaubnis 
des Deutschen Feuerwehrverbandes! 

Der Deutsche Feuerwehrverband macht 
auf diese internationale Vereinbarung 
aufmerksam. Nachstehende Punkte 
sind von den deutschen Feuerwehren, 
die 1980 im Ausland an einem Feuer­
wehrwettbewerb teilnehmen wollen, 
zu beachten: 

1. Teilnahme im Ausland ist nur mit 
einer Starterlaubnis des Deutschen 
Feuerwehrverbandes möglich. 

2. Bis zum 31. Januar 1980 dem Deut­
schen Feuerwehrverband (Bonn) die 
Meldungen der Feuerwehren zusenden, 
die 1980 beabsichtigen , im Ausland 
zu starten. 

3. Diese Feuerwehren erhalten vom 
DFV alle ihm bekanntgegebenen Ter­
mine und Orte mitgeteilt, wo Wettbe­
werbe stattfinden. Außerdem erhalten 
diese Feuerwehren die notwendigen 
Anmeldeunterlagen zugeschickt. 

4. Die Erteilung einer Starterlaubnis 
ist davon abhängig, ob die sich bewer­
bende Feuerwehr im Training eine Min­
deslpunktzahl von 350 Punklen erreicht 
hat. Diese Leistung ist durch einen 
vom DFV beauftragten Schiedsrichter 
abzunehmen und von ihm auf dem 
Anmeldebogen zu bestätigen! 

5. Diese Anmeldebogen sind bis späle­
slens 15. März 1980 an den Deutschen 
Feuerwehrverband zurückzusenden. 
- Bis zu diesem Termin muß auch be-

Ein Europa 

reits die Trainingsleistung nachgewiesen 
sein. 

6. Mit der Anmeldung beim DFV ist 
gleichzeitig anzugeben, an welchem 
Wetlbewerb die Feuerwehr wünscht 
teilzunehmen. - Eine Verteilung der 
sich bewerbenden Feuerwehren auf 
die einzelnen Wettbewerbe im Ausland 
enolgt durch den DFV anhand der bei 
den einzelnen Wettbewerben zuge­
lassenen Anzahl von Gruppen; teilweise 
gibt es eine Höchstzahl. 

7. Vom DFV wird eine Liste mit 
Schiedsrichtem herausgegeben, die 
die Trainingsleistung der Gruppen ab­
nehmen kann. Andere Schiedsrichter 
sind nicht zugelassen. 

8. Der DFV weist darauf hin, daß alle 
durch die Teilnahme entstehenden Ko­
sten zu Lasten der sich bewerbenden 
Gruppen gehen. 

Der Deutsche Feuerwehrverband hofft, 
durch diese Regelung den deutschen 
Feuerwehren eine bessere Teilnahme 
an den verschiedenen Auslandsveran­
stallungen ermöglichen zu können. 
In den vergangenen Jahren führten 
kurzfristige Anmeldungen immer wieder 
zu Problemen bei der sich bewerbenden 
Gruppe und insbesondere beim auslän­
dischen Veranstalter. Dieses soll künftig 
durch diese Regelungen vermieden 
werden . Die Feuerwehren werden des­
halb auf die Einhaltung der hier ange­
gebenen Termine hingewiesen. 

Meldungen richten an: 

Deutschen Feuerwehrverband, 
Bundesgeschäftsstelle 

Koblenzer Str. 133 
Postfach 20 02 69 
5300 Bonn 2 

der Feuerwehrmänner 
Ein Europa der Feuerwehrmänner ... , 
die unbürokratisch handeln, Grenzen 
überwinden und immer den Nächsten 
zu helfen bereitstehen, schwebte sicher­
lich dem französischen Marine-Feuer­
wehr-Offizier Marcel Contamin vor, 
als er sich entschloß, einen Brief an 
den Bürgermeister der Stadt Wegberg, 
Regierungsbezirk Köln, zu schreiben . 
Hierin teilte er mit, daß die Fahne der 
Freiwilligen Feuerwehr Wegberg, gestif­
tet aus Anlaß des 15jährigen Bestehens 
der Wehr im Jahre 1901 , sich in seinem 
Besitz befindet. " Ich glaube," so schrieb 

Marcel Contamin aus Marsaille: " Sie 
werden glücklich sein, die Fahne wieder 
zurückzuerhalten; ich bin bereit, sie 
Ihrer Stadt und der Freiwilligen Feuer­
wehr als Geschenk zu überlassen." 

Hierzu bleibt anzumerken, daß Marcel 
Contamin die Fahne bei einem Antiqui­
tätenhändler in Marsaille vor ca. sechs 
Jahren erworben hat. Vermutlich ist 
die Fahne im Ersten Weltkrieg auf un­
bekanntem Weg nach Frankreich ge­
langt, wo sie jetzt nach mehr als einem 
halben Jahrhundert wieder auftauchte 
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und die Aufmerksamkeit von Marcel 
Contamin erregte. 

Josef Sallads, Wehrführer der Freiwilli­
gen Feuerwehr der Stadt Wegberg, 
war überglücklich, nach so vielen Jah­
ren wieder etwas von der Fahne zu 
hören, die auf so manchen Erinnerungs­
fotos zu sehen war. Schrihlich und tele­
fonisch wurden die ersten Kontakte 
geknüpft. Am 13. Januar 1979 reisten 
nun Marcel Contamin (42) und sein 
Freund und Kamerad Rolland Ifrene 
(32) an , um das kostbare Stück den 
Kameraden der Wegberger Feuerwehr 
zu übergeben. Doch sichtlich überrascht 
waren die beiden Feuerwehroffiziere, 
als nicht nur die Feuerwehr Wegberg 
mit dem Löschzug 1 zum Empfang 
angetreten war, sondern auch das 
WDR-Team der Redaktion " Aktuell" 
von " Hier und Heute" sich für das freu­
dige Ereignis interessierte. Marcel Con­
tamin war von dem Empfang zutiefst 
beeindruckt und betonte, daß er damit 
nicht gerechnet habe. Da er inzwischen 
gemerkt habe, welchen Wert die Fahne 
für Weg berg habe, sei es für ihn selbst­
verständlich gewesen, sie der Stadt 
und seinen Feuerwehrmännern zurück­
zugeben. Mit einigen Tränen in den 
Augen meinte er, es ginge ihm wie 
einem Vater, der ein liebgewonnenes 
Kind weggebe; da er jetzt aber wisse, 
in welche Hände die Fahne komme, 
gebe er sie gerne zurück. 

Diese nette Geste im Zeichen eines 
vereinten Europas war auch tür den 
Regierungspräsidenten Dr. Antwerpes 
Grund genug, die Wegberger Feuerwehr 
mit den französischen Gästen nach 
Köln einzuladen. Begleitet von Bürger­
meister Dr. Fell, MdL, und Stadtdirektor 
Sieben trafen beide am 15. 1. 1979 
in Köln ein . Im gleißenden licht der 
Femsehkameras drückte Regierungs­
präsident Dr. Antwerpes beiden die 
Hände und meinte, die Geste sei der 
praktische Beweis eines Europas der 
kleinen Schritte und bedeutungsvoller 
als so manche Rede. Daß ein Franzose 
1000 km fährt, um ein Stück deutscher 
Feuerwehrgeschichte zu übergeben, 
sei vor 30 Jahren noch nicht möglich 
gewesen. Erst durch diese Aktivitäten, 
so betonte Dr. Antwerpes, sei es mög­
lich, zu einem " Vereinten Europa" zu 
kommen. 

Bezirksbrandmeister Hans Schröder 
wartete mit einer weiteren Überra­
schung auf. An Marcel Contamin 
konnte er im Namen des Präsidenten 
des DFV die "Ehrenmedaille des Deut­
schen Feuerwehrverbandes" überrei­
chen. In seiner Ansprache verwies 
Schröder auf die Zusammenarbeit 

74 

Unser Foto zeigt die Obergabe der Feuer­
wehrlahne durch die französischen Feu­
erwehr1c.ameraden an die Feuerwehr Weg­
berg. V.l.n.r. Marcel Contamin, Wehrlührer 
Josef Sallads und Rolland Ifrime. 

zwischen französischen und deutschen 
Feuerwehren während der Olkatastro­
phe in der Bretagne. Bei den Feuer­
wehren, so betonte er, sei das " Vereinte 
Europa" längst verwirklicht. 

Stadtwehrführer Josef Sallads nahm 
diesen denkwürdigen Tag zum Anlaß, 
um Regierungspräsident Dr. Antwerpes 
mit der Verdienstmedaille der Wegber­
ger Feuerwehr auszuzeichnen, als 
Dank für die Verdienste um den Feuer­
schutz in der Stadt Wegberg. 

Mit dem Besuch beim Regierungsprä­
sidenten wurde auch eine Besichtigung 
der Hauptleuerwache Köln in der 
Scheibenstraße verbunden. Besonde­
res Interesse erregte verständlicher­
weise die neu eingerichtete Leitstelle 
der Berufsfeuerwehr Köln. Ud. Branddi­
rektor Preuß und Brandrat Dr. Loch­
mann erläuterten die elektronisch ge­
steuerten Einsatzleitplätze, über die 
ca. 80000 Einsätze im Jahr abgewik­
kelt werden. Ein Erinnerungsgeschenk 
für die Besuchergruppe hielt zum Ab­
schluß Ud. Branddirektor Preuß bereit. 
Wie könnte es in Köln anders sein, 
als daß ein " echtes Kölschglas" mit 
dem Wappen der Berufsfeuerwehr 
Köln übergeben wurde. Mit einem herz­
lichen " Merci" verabschiedeten sich 
die beiden FeuerwehroHiziere von ihren 
Kölner Kollegen. 

Dann war es endlich soweit. In der 
Sitzung des Hauptausschusses der 
Stadt Wegberg übergaben Marcel 

Contamin und Rolland Ifrene ganz 
offiziell " das gute Stück" an die Kame­
raden des Löschzuges I (Wegberg 
und Harbeck). Löschzugführer Heinz 
Jansen versprach, die Tradition, die 
mit dieser Fahne verbunden sei, auch 
in Zukunft fortzusetzen. Kreisbrandmei­
ster Paul Savoir faßte in seiner Anspra­
che noch einmal die Beweggründe 
und die Freude über die Rückkehr 
der Feuerwehrfahne zusammen und 
bedankte sich auch im Namen von 
Oberkreisdirektor Dr. Esser für diese 
wahrhaft kameradschaftliche Geste. 

Er zeichnete beide Offiziere mit der 
Ehrennadel des Kreisfeuerwehrverban­
des Heinsberg aus. Doch die Ehrungen 
rissen nicht ab. Josef Sallads ernannte 
Marcel Contamin zum Ehren-Ober­
brandmeister und Rolland Ifrene zum 
Ehren-Brandmeister. Im Auftrage des 
Löschzuges I übergab Löschzugführer 
Heinz Jansen eine wertvolle Armband­
uhr mit Widmung und für Madame 
Contamin eine gefaßte Goldmünze, 
geprägt aus Anlaß des 1000jährigen 
Bestehens der Stadt Wegberg, an 
Marcel Contamin. Schließlich übergab 
Regierungs-Brandoberinspektor Half­
kann im Auftrag von Abteilungsdirektor 
Gerd Wend noch zwei Polizeihelme 
als Zeichen der guten Zusammenarbeit 
zwischen Polizei und Feuerwehr. 

Aber auch Marcel Cant amin hielt eine 
Überraschung bereit. Als Ausbildungs­
leiter der Feuerwehr Marseille, so be­
tonte er, habe er immer ein Herz für 
den Feuerwehrnachwuchs gehabt. 
Er übergab deshalb an die beiden 
jüngsten Feuerwehrmann-Anwärter 
der Stadt Wegberg je eine Dienstmarke 
mit dem Wappen der Feuerwehr Mar­
seille. In diesem Augenblick spürten 
wohl alle Anwesenden, wie herzlich 
und voll aufrichtiger Gefühle die franzö­
sisch-deutsche Feuerwehrkamerad­
schaft in wenigen Tagen geworden 
war. 

Die restlichen Tage dieser deutsch­
französischen Woche verbrachten Mar­
cel Contamin und Rolland Ifrime als 
Gäste der Stadt Wegberg. Wie fest 
die deutsch-französischen Bande mitt­
lerweile geknüph waren, zeigte sich 
am Freitagmorgen, dem Tag der Abrei­
se. Mit den Worten: "So eine Zeit wie 
in Wegberg habe ich noch nie erlebt", 
verabschiedete sich Marcel Contamin 
von seinen Wegberger Kameraden. 
Er versprach, die Kontakte nicht abrei­
ßen zu lassen. Daß dies nicht der Fall 
sein wird, versprach Wehrführer Sal­
lads, der eine Einladung nach Marseille 
dankend annahm. 



DLrG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Dipl.-Psych.lDipl.-Päd. Dr. Knud Eike Buchmann: 

"Ausbilder und Lebensretter in der DLRG 
Eckpfeiler des Humanitären" 

Die Zahl der psychisch gestörten Men­
schen nimmt zu. Die Zahl der Nicht­
schwimmer nimmt ab. Daraus einen 
Zusammenhang zu konstruieren, wäre 
genauso falsch wie etwa aus der Tatsa­
che, daß es im Elsaß weniger Störche 
und auch weniger Geburten gibt als 
früher, zu schließen , daß der Storch 
die Kinder bringe ... Und trotzdem 
haben diese Sachverhalte etwas mitein­
ander zu tun . Unsere Gesellschaft wan­
delt sich: So, wie es zunehmend üblich 
wird , schwimmen und anderes (autofah­
ren, Entspannung, telefonieren ... ) 
zu können, so fordert auch unser Leben 
in dieser Gesellschaft gewisse Opfer 
(mehr Ängstlichkeit und Unsicherheit, 
mehr Hektik, mehr Krankheit und Un­
wohlsein - damit auch seelisch verur­
sachte oder seelisch aufrechterhaltene 
Störungen) . 

In dieser Zeit hat m. E. das hilfreiche 
Miteinander-Umgehen, das Einander­
Helfen-Wollen ... eine ganz besondere 
Bedeutung erfahren: Die wachstums­
und profitorientierte Gesellschaft benö­
tigt mehr denn je Menschen, die ohne 
ein Denken an finanzielle Einnahmen 
und persönlichen Vorteil , ohne Denken 
an "geregelte Arbeitszeit" und " Über­
stundenvergütungen" (zumindest) im 
privaten Bereich für andere Menschen 
eben dieser Gesellschaft (und für sich 
selber!) Sinnvolles tun . 

Es gibt individuell Sinnvolles: Briefmar­
ken- und Münzensammeln usw. 
und es gibt sozial Sinnvolles: helfen 
und ausbilden, retten und vorsorgen. 

Die DLRG hat - in Celle nun seit 
50 Jahren - sich zur Aufgabe gestellt, 
zu retten und dem Ertrinkungstod vor­
zubeugen, d. h. Schwimmer auszubil­
den. 

Ich will - auf das Eingangsbeispiel zu­
rückkommend - versuchen, die psycho­
hygienische Bedeutung des Tätigseins 
in der DLRG, d. h. immer ihrer aktiven 
Mitglieder, darzustellen . (Unter Psycho­
hygiene möchte ich körperlich-see­
lisch-soziales Wohlbefinden verstehen.) 

Zum einen bedeutet allein das Vorhan­
densein von Institutionen wie 
DLRG/DRK/ ASB/ Malteser-Hilfsdienst 

usw. für die Gesellschaft, daß es-
in der Bevölkerung verwurzelt - ein 
" moralisch-ethisches" Bewußtsein gibt, 
welches (noch?) nicht "verstaatlicht" 
oder verbürokratisiert ist . Das Prinzip 
der Ehrenamtlichkeit ist im helfend-mit­
menschlichen Bereich durch nichts 
zu ersetzen. Hierbei muß aber auch 
betont werden, daß bei großen Organi­
sationen hauptamtliche "Koordinie­
rungs"-Kräfte notwendig sind! 

Zum anderen ist das Gedankengut 
der DLRG ein Hinweis auf Einstellungen 
und Verhaltensweisen, die uraltes 
menschliches " Erbe" sind: Solidarität 
mit den oder dem Schwächeren. Wir 
laufen zunehmend in der Leistungsge­
sellschaft Gefahr, dieses Prinzip der 
Solidarität durch das unmenschliche 
Konkurrenzprinzip zu zerstören. 

Weiterhin kommt der nlchtprofessionel­
len helfenden Tätigkeit das Verdienst 
zu, unaufgefordert und ungelenkt das 
Prinzip ~er Mitverantwortlichkeit zu 
praktizieren. Eine menschliche Gesell­
schaft ist (längerfristig) nur gesund le­
bensfähig, wenn auch ein Mindestmaß 
an wechselseitiger personaler Verant­
wortung und an Verantwortung für " das 
Ganze" von den Mitgliedern übernom­
men wird. In der Hoffnung, daß auch 
demokratische Prinzipien in der Verwal­
tung und Führung der Gesamtorganisa­
tion DLRG Anwendung finden, ist die 
DLRG im politischen Sinne auch demo­
kratieförderlich. (Ich persönlich habe 
in der DLRG demokratische Grundver­
fahrensweisen gelernt und ange­
wendet - nicht im Elternhaus oder in 
der Schule!) 

Letztlich ermöglicht die Tätigkeit in der 
DLRG für das einzelne aktive Mitglied 
ein hohes Maß an "sozialer Individuali­
tät"! Das Prinzip der Individualisation 
besagt, daß der einzelne in der helfen­
den "Auseinandersetzung" mit dem 
anderen Menschen sein Selbst erken­
nen und akzeptieren lernen kann. Die 
Selbslfindung und die Selbstbestätigung 
sind ganz wesentliche Faktoren für 
ein psychohygienisch wichtiges Selbst­
wertgefühl und für die Ich-Identität. 

Neben diesen allgemeinen Prinzipien 
hat aber das Mitarbeiten in der DLRG 
für den Aktiven wie für den " Unbeküm­
merten" weitere, wichtige Bedeutungen, 
die hier nur stichpunktartig angerissen 
werden sollen: 

Der Ausbilder: 

• muß sich ausbilden lassen, sollte 
demnach auch ein " Gebildeter" sein , 
der die oben aufgeführten Prinzipien 
verinnerlicht hat und weitergeben kann; 

• soll in seiner Haltung Vorbi ld sein; 
er ist hilfsbereit und körpertich-seelisch 
belastbar; 

• ist aktiv und damit Modell für Ausein­
andersetzungen im Umgang mit Pro­
blemen unseres Lebens; 

• kann in der Gruppe Gleichgesinnter 
lebensnotwendige " Streicheleinheiten" 
und Anerkennung geben und erhalten; 

• betreibt aktive Jugendarbeit und ge­
staltet sinnvoll Freizeit. 

Darüber hinaus gilt besonders 

Der Lebensretter: 

• übernimmt Verantwortung für Verant­
wortungslose oder noch Verantwor­
tungsunfähige; 

• setzt seine eigene Gesundheit, viel­
leicht sogar sein Leben aufs Spiel, um 
zu helfen, damit Leben erhalten bleibt; 

• gewinnt durch Erfolgserlebnisse per­
sönliche Achtung und damit auch gei­
stig-körperlich-soziales Wohlbefinden; 

• wendet seine Kenntnisse und Fertig­
keiten in optimaler Dichte bei der Le­
bensrettung eines anderen Menschen 
an (diese Kompetenz kann im Berufsall­
tag erlebte Inkompetenzen kompensie­
ren); 

• ist als Helfender angewiesen auf 
die anderen Gruppenmitglieder (Boots­
führer, Gerätewart ... ) und trägt damit 
zur wechselseitigen Verstärkung psycho­
sozialer Beziehungen bei (wesentliche 
Methode gegen Vereinsamungstenden­
zen) . 

Den Ausbildern und Lebensrettern in 
der DLRG sind somit Eigenschaften, 
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Einstellungen und Verhaltensweisen 
eigen, die in einem humanistischen 
und gesellschaftsbejahenden Sinne 
angestrebt werden. 

Beiden ist gemeinsam, daß sie sich 
selber als einzelne und als " Teile eines 
Ganzen" erleben und verstehen, daß 
sie sich erfahren als " Wertschaffende 
und Werterhaltende" sowie als sozial 
erwünschte Modelle in unsere Gesell­
schaft hineinwirken 

Die rhetorisch erscheinende Frage 
" Was wäre, wenn es die DLRG nicht 
gäbe?" wird wahrscheinlich zu der 
Überzeugung führen, daß man sie (wie 
damals t 913!) erfinden bzw. gründen 
müßte! 

Allein der aufgeführten Leitideen wegen 
ist die persönliche Mitarbeit in der 
DLRG ein Gewinn für den einzelnen 
und die Gesellschaft; er wird aber auch 
erst möglich , weil jeder Aktive andere 
Menschen "hinter sich" weiß, die ihm 
seinen Einsatz ermöglichen: Ehepartner; 
Kinder, die zu bestimmten Zeiten auf 
ihre Mütter und/oder Väter verzichten 
müssen; Freunde bzw. Freundinnen, 
die ihre andere Hälfte an den Trainings­
abenden und zu den Einsatzzeiten 
" hergeben" (besser könnte es sein, 
mitzumachen); aber auch jene Mitarbei­
ter in den Geschäftsstellen, an den 
Kassen, in der Organisation . .. ihnen 
muß ebenfalls - dankend - bestätigt 
werden, daß sie mithelfen, zu helfen. 

Zusammenfassend kann festgestellt 
werden, daß der aktive Mitarbeiter in 
der DLRG etwas überaus Sinnvolles 
für die Gemeinschaft und auch zugleich 
fur sich selber tut. Die Prinzipien der 

• Ehrenamtlichkeit, 

• Solidarität, 

• Mit-Verantwortlichkeit und der 

• Individualisation 

sind herausragende Kriterien fur ein 
menschenfreundlicheres, humaneres 
Leben. Der Ausbilder und der Lebens­
retter in der DLRG sind Eckpfeiler unse­
res humanitär gestalteten Zusammenle­
bens. Wir benötigen viele Eckpfeiler. 

Die Rettungswettkämpfe 
in Ludwigshafen-Oggersheim 

Wie bereits im ZS-MAGAZIN 5/79 an­
gezeigt, fanden am 9. Juni 1979 die 
Rettungswettkämpfe im Willersinnbad 
in Ludwigshafen um die Ehrenpreise 
des Innen ministers Kurt Böckmann 
und des Ministers für Soziales und 
Gesundheit Dr. Gölter (für die Gruppe 
A männlich und weiblich) , um die Eh­
renpreise der Stadt Ludwigshafen 
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(Gruppe B männlich und weiblich) und 
den Ehrenpreis der BASF Aktiengesell­
schaft (Gruppe C männlich und weib­
lich) statt. 
Beinahe 60 Mannschaften aus allen 
Teilen der Bundesrepublik mit ca. 550 
aktiven Rettungsschwimmerinnen, Ret­
tungsschwimmem, Betreuem und 
Kampfrichtern nahmen an den Ret­
tungswettkämpfen teil. Etwa 2500 Zu­
schauer erlebten hervorragende Lei­
stungen in den Disziplinen Rettungslei­
nenstaffel, Rettungsstaffel , Flossen­
staffel , Kleiderstaffel und Rettungs­
schwimmstaffel. Ortsvorsteher Richard 
Müller begrüßte die zum Teil weitgerei­
sten Gäste recht herzlich. Der Leiter 
der DLRG Ludwigshafen-Oggersheim 
konnte die Ehrengäste Dr. Rudolph 
und Jürgen Brecht von der BASF Ak­
tiengesellschaft, Dr. Eicher vom Stadt­
verband für Leibesübungen und, wäh­
rend der Wettkämpfe, Innenminister 
Kurt Böckmann begrüßen. Der Schirm­
herr der Veranstaltung, Oberbürgermei­
ster Dr. Werner Ludwig, kam mit dem 
Fahrrad gegen Ende der Wettkämpfe, 
nahm noch ein erfrischendes Bad und 
beeilte sich, mit dem Radi rechtzeitig 
zur Übergabe der Ehrenpreise und 
Geschenke zu kommen. OB Dr. Ludwig 
begrüßte die Wettkämpfer sowie auch 
Dr. Rudolph für die BASF und Stadt­
kämmerer Dr. Knut Weber als Bezirks­
leiter Vorderpfalz der DLRG. 
Den Ehrenpreis in der Gruppe A männ­
lich (des Ministers für Soziales und 
Gesundheit) übergab Dr. Ludwig an 
die DLRG Oggersheim vor Friedrichs­
hafen-Bermatingen und Kirchberg. Bei 
Gruppe A weiblich erhielt den Ehren­
preis des Innen ministers die DLRG 
Kirchberg vor Bermatingen und Wörth. 
Die Ehrenpreise der Stadt Ludwigshafen 
errangen in der Gruppe B männlich 
die DLRG Oggersheim vor Reichen­
bach/ Fils und Bermatingen, in der 
Gruppe B weiblich lag Bermatingen 
vor Kirchberg und Bermatingen 11 . In 
der C männlich übergab Dr. Rudolph 

Spannender 
WeHkampf In 
Ludwigshafen -
hier ein Schnapp­
schuß von der 
Rettungsleinen­
staffel. 

die Ehrenpreise der BASF Aktiengesell­
schaft an die DLRG Reichenbach/ Fild 
vor Duisburg-Homberg und Bermatin­
gen, in der Gruppe C weiblich an die 
DLRG Duisburg-Homberg vor Reichen­
bach/ Fils und Bermatingen. 

DLRG-Vorsitzender Werner Wirth be­
dankte sich bei allen Beteiligten, Förde­
rem und Spendern , insbesondere bei 
der Stadtverwaltung Ludwigshafen, 
der BASF sowie allen Banken, Firmen 
und der Geschäftswelt in Ludwigshafen, 
die zum Gelingen der Veranstaltung 
mitgeholfen haben. Er sprach die Hoff­
nung aus, alle wieder zu den Wettkämp­
fen 1980 begrüßen zu können. 

Bessere Ausbildung bei der 
DLRG Hamm 

Die Ortsgruppe Hamm der DLRG hat 
nun endlich ihre eigene "Anatomic­
Anne". Sie bekam diese Puppe von 
der Sparkasse der Stadt Hamm beim 
Abschlußabend des zweiten Schwimm­
lehrgangs 1979 geschenkt. Die Puppe 
hat einen Wert von ca. DM 3000. Sie 
soll die Ausbildung der Rettungs­
schwimmer noch effektiver machen. 
An der Puppe können Wiederbele­
bungsmethoden gelehrt und geübt wer­
den. Auch " alte Hasen" im Rettungs­
schwimmen können hier zeigen , ob 
sie die Materie völlig beherrschen. 

Die "Anatomic-Anne" mach" s möglich: 
bessere Ausbildung bei der DLRG-Orts­
gruppe Hamm. 
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Schutz für den Aachener 
Domschatz 

Der mit einem Bundeszuschuß von 
550000 DM bedachte Sch utzra um 
für die Kunstschätze des Aachener 
Domes soll im August dieses Jahres 
fertiggestellt werden ... Aachen 
wurde fü r den Bunker (amtlich : " Er­
probungsbau für Objektschutz") aus­
gewählt, weil sein Domschatz als 
der bedeutendste in der Bundesre­
publik gilt. 

... Weil ohnehin gebuddell werden 
mußte, entschloß sich das Domkapitel, 
auch gleich eine neue Domschatzkam­
mer für 1,9 Millionen Mark zu errichten . 
Das Land Nordrhein-WesHalen und 
der LandschaHsverband Rheinland 
geben einen Zuschuß von 570 000 
DM, den Rest finanziert die Kirche. 

... Dombaumeister Dr. Leo Hugot, 
der die beiden Schatzbauten errichtete, 
erläutert: "Wenn sich ein Krisenfall 
abzeichnet, werden die Stücke des 
Domschatzes innerhalb weniger Minuten 
aus der Schatzkammer in den darunter 
befindlichen Bunker gefahren. Vorher 
ausgesuchte Männer werden dann auch 
in aller Eile jene Stücke in den Bunker 
bringen, die im Dom ausgestellt sind." 
Außer vor Atombomben schützt der 
Neubau auch sicher vor Dieben: ,,wir 
haben vier hochmoderne Sicherungs-
systeme." (Kölnische Rundschau) 

Ausstellung "Schutz und 
Wehr" fand Interesse 

In Wesel wurde im Foyer des Rat­
hauses in Anwesenheit zahlreicher 
Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens die Ausstellung " Schutz und 
Wehr" eröffnet. Stadtdirektor Faß­
bender verwies darauf, daß sich die 
Form der Selbsthilfe im Laufe der 
Gesch ichte grundsätzlich gewandelt 
habe. 

... Moderne Deichbauten, Wetterüber­
wachung und nicht zuletzt eine schlag­
kräftig organisierte Feuerwehr seien 

"Garanten dafür, daß Feuer und Fluten 
ihre Schrecken weitgehend verloren 
haben". Dennoch werde der Mensch 
im industriellen Zeitalter durch techni­
sche Katastrophen bedroht. Die vehe­
mente Diskussion um die Kernenergie 
drücke diese Urangst der Menschheit 
sehr plastisch aus. 

... " Gerade dies macht den Selbst­
schutz zu einer wichtigen Aufgabe. 
Die moderne Technik verführt zu dem 
Glauben, daß die Naturgewalten be­
herrschbar seien," In den meisten Fäl­
len sei dies eine sehr "brüchige" These. 
Unsere Gesellschaft müsse bereit sein, 
für den Selbstschutz entsprechenden 
Tribut zu zahlen, sie müsse sich "vor 
der Gefahr darüber Gedanken machen, 
was der Selbstschutz kostet" ... Bür­
germeister Günther Detert erinnerte 
an die SChneekatastrophe in Nord­
deutschland und leitete daraus für die 
Gemeinden die Notwendigkeit finanziel­
ler Vorsorge im Interesse der Bevölke­
rung ab. 

Günter Kopsieker, Landesstellenleiter 
des Bundesverbandes für den Selbst­
schutz, wies auf den besonderen Cha­
rakter der Ausstellung " Schutz und 
Wehr" hin: " Erstmalig werden hier Ge­
fahrensituationen und der Versuch, 
sie zu überwinden, in Form einer kultur­
historischen Betrachtung gezeigt." Für 
seinen Bundesverband sei dies ein 
Mittel, das weitgehende Informationsde­
fizit über seine Institution auszugleichen. 

Kopsieker: " Es ist erstaunlich, daß der 
Staat bei seiner Vorsorge im militäri­
schen Bereich immer wieder auf Ver­
ständnis stößt, im zivilen Sektor vielfach 
jedoch Unsicherheit, Desinteresse oder 
sogar Ablehnung zu registrieren sind . 
Dieser Gleichgültigkeit wollen wir den 
Kampf ansagen" ... 

(Rheinische Post, Wesei) 

Bußgeldbescheide gegen 
"laxe" Dienstmoral 

Im vergangenen Jahr mußten in 
Karlsruhe 60 Fälle - zum Teil eklatan­
ter Art - von Pflichtverletzungen 
untersucht werden, die sich Kata· 
strophenschutzhelfer zu schulden 
kommen ließen. In mehreren Fällen 
wurden bereits Bußgeldbescheide 
erlassen. Der Einspruch eines Helfers 
gegen einen solchen Bescheid wurde 
jetzt vom Amtsgericht als unbegrün­
det zurückgewiesen 

. .. Wer sich zehn Jahre zum Katastro· 
phenschutz verpflichtet, muß nicht zur 
Bundeswehr. Statt Kasernenhof bedeu­
tet dies dann ca. 100 Übungs- und 

Unlerrichtsstunden pro Jahr. Und diese 
100 Stunden, die jeden zweilen oder 
dritten Samstag per Übung und Unter­
richt absolviert werden, kann man auch 
noch in einem Fachdienst eigener Wahl 
" abdienen". Je nach Eignung und Nei­
gung stehen Feuerwehr, Femmelde­
dienst, RettungSdienste, Technisches 
HilfsweIl<, Bergungs- und Räumzug, 
Betreuungszug, Veterinärdienst, Versor· 
gungsdienst oder ABC-Abwehr zur 
Auswahl ... 

Zwar wird diese " Freizeit-Ausbildung" 
nicht honoriert - nur bei mehrtägigen 
Fortbildungskursen gibt es eine Ent­
schädigung für Verdienstausfälle - , 
doch hat ein Angehöriger des Katastro­
phenschutzes einem Wehrpflichtigen 
gegenüber naturgemäß erhebliche Vor­
teile: Er kann seinen Dienst als "ehren­
amtlicher" Helfer in seinem Heimatort 
absolvieren, er kann seinem Beruf ohne 
die durch die Bundeswehr zwangsläufig 
bedingte Unterbrechung nachgehen, 
er kann sich sogar - sollte dies z. B. 
wegen eines studienbedingten 
Auslandsaufenthaltes nötig sein - über 
einen längeren Zeitraum hinweg beur­
lauben lassen. 

Unter diesen Aspekten velWundert es 
um so mehr, daß die Dienstmoral bei 
etlichen Katastrophenschützem im ar­
gen liegt. 60 Fälle entsprechen schließ­
lich fast der jährlichen Neuzugangs­
quote der Karlsruher Katastrophen­
schützer ... Nun bläst Alexander Seitz 
(der Direktor des Amtes für Zivilschutz) 
- eigenen Angaben zufolge - durchaus 
nicht zur großen Jagd auf jeden, der 
einmal unentschuldigt fehlt. Er will aber 
venneiden, daß die Toleranzgrenze 
überschritten wird, daß " die Burschen 
am Samstag ihr Mädchen spazierenfah­
ren, anstatt zum Dienst zu kommen". 
" Eine einmalige Pflichtverletzung wird 
nicht geahndet. Wenn es aber zur Regel 
wird , dann erinnern wir den Betreffen­
den mit einem Bußgeldbescheid an 
seine pflicht. So etwas darf man erst 
gar nicht einreißen lassen!" Seitz stellt 
sich zwar hinter seine Truppe (" Es 
sind nicht alle, sondem nur einzelne"). 
doch nimmt er sich seine " Pappenhei­
mer' durchaus hart " zur Brust", wenn 
sie nicht wollen, wie sie laut freiwilliger 
Verpflichtung sollten. 

Immerhin mußten " müde" Katastro­
phenschützer schon bis zu 600 DM 
berappen. Wobei die " Gesamtstrafe" 
dann weit höher liegt. Denn: Bußgeld­
bescheid Nummer eins kommt auf 
1 00 DM, der nächste kostet dann schon 
etwas mehr. 

(Badener Neueste Nachrichten, 
Karlsruhe) 
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Sicherheits vorräte -
Vorsorge tür jedermann 

VlESTÖNSUOJELULEHTI 

Die sogenannten Sicherheits vorräte 
betreffen - dies muß ausdrücklich be­
tont werden - nicht nur das Militärwesen 
in Finnland, sondern jeden Bürger des 
Landes. Dabei ist es gleichgültig, ob 
es sich um Heizmaterial , Düngemittel, 
Lebensmittel , Kleidung oder Medika­
mente handelt. 
Bereits die Planung und Schulung der 
Organisation, die unter außergewöhnli­
chen Umständen tätig werden muß, 
bildet einen wesentlichen Teil der Vor­
planung. Es ist so undenkbar nicht, 
daß in einem solchen Falle allgemeiner 
Not und Verl<nappung auch wieder 
Lebensmittelkarten ausgegeben werden. 
Die volkswirtschaftlichen Veränderungen 
gegenüber 1939 beispielsweise sind 
nicht zu übersehen. 
Konnte sich das Land damals im Be­
reich der Landwirtschaft und der Ne­
bengewerbe zu 65 % selbst versorgen, 
so ist dies heute nur noch zu 15 % 
möglich. Dies bedeutet, daß heute viel 
mehr Menschen in die allgemeine Ver­
sorgung einbezogen werden müssen; 
es gibt also erheblich weniger Selbst­
versorger als damals. Hinzu kommt 
die steigende Abhängigkeit von liefe­
rungen an Versorgungsgülern. die aus 
dem Ausland kommen. 
Verteidigungswirtschaftliche Plaunungs­
tätigkeit wird vorwiegend von freiwilligen 
Kräften ausgeübt, zudem hat man sich 
erst seit 1955 mehr mit diesem Teil 
der Verteidigung befaßt. Bei uns arbei­
ten diese freiwilligen Gruppen mit sehr 
viel weniger Personal in einem Bereich, 
in dem in Schweden z. B. 1500 Beamte 
eingesetzt sind . Immerhin wurde bereits 
erreicht, daß heute bei eintretendem 
Ernstlalle nicht, wie im Jahre 1939, 
improvisiert werden müßte, sondern 
konkrete Maßnahmen ergriffen werden 
könnten. Es sollte aber noch einmal 
ausdrücklich betont werden, daß alle 
diese Vorbereitungen heute in erster 
linie dem Schutz der Bevölkerung 
dienen. (Helsinki, Nr. 7/ 8, 46. Jahrg.) 
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Zehn Jahre Zivilschutzbund 

BASLER ZEITUNG 
Am 27. März 1969 wurde in Liestal 
der Basellandschaftliche Bund für Zivil­
schutz gegründet. Die . .. Sektion hat 
sich mit heute 1560 Mitgliedern zu einer 
der größten und aktivsten des Schwei­
zerischen Zivilschutzverbandes entwik­
kelt ... Mit Erfolg warb dieser in der 
Bevölkerung für den Zivilschutz als 
notwendigen Teil der Landesverteidi­
gung, aber auch als Hilfsorganisation 
in Katastrophenfällen . .. 

In naher Zukunft werden verschiedene 
fachtechnische Maßnahmen nötig, so 
die Anpassung der Zivilschutzorganisa­
tionen an die neuen Gliederungen und 
Sollbestände, die Mitberücksichtigung 
der grenzüberschreitenden Probleme, 
der Zusammenschluß kleiner Gemein­
den zu einer Zivilschutz-Agglomeration 
und die Angliederung solcher Gemein­
den an eine größere Nachbargemeinde 
zur Bildung einer gemeinsamen Zivil­
schutzorganisation. 

Nach mehrjähriger Unterbrechung wur­
den wieder Angehörige der Schutz­
raumorganisationen ausgebildet. Vier 
Einführungskurse fanden statt. In den 
nächsten Jahren sollen 5000 Personen 
instruiert werden. Da dies mit dem klei­
nen Bestand an hauptamtlichem Lehr­
personal nicht möglich ist, wurden in 
zwei Kursen 25 neue Instruktoren aus­
gebildet. Neu kamen zwei Einführungs­
kurse für Zivilschutz-Ärzte und fach me­
dizinisches Personal hinzu. In den Ge­
meinden wurden Übungen und Rap­
porte mit insgesamt 5133 Teilnehmern 
und· 11 421 Diensttagen durchgeführt. 

(Basel, 31 . März 1979) 

Metro-Station als Schutzraum 
vorgesehen 

In der Nacht vom 29. auf den 30. März 
1979 wurde in der Amsterdamer 
Metro-Station an der Wibautstraat eine 
Überprüfung der technischen Einrich­
tungen durchgeführt, welche eingerichtet 
wurden, um diese Station im Kriegsfalle 
als Schutzraum für die Bevölkerung 
zu benutzen. 

Diese Überprüfung erstreckte sich auf 
alle nur in Betracht kommenden Mög­
lichkeiten: Betrieb der Notstromanlagen, 
sowohl mit einem, als auch mit zwei 

Aggregaten; Normatventilation und Ein­
schaltung der Sandfilter, Luftansaugen 
mit Hilfe der Sandfilter allein bei Ausfall 
der übrigen Ventilation. Abschließend 
wurde simuliert, daß auch die Notstrom­
versorgung ausgefallen sei. Dadurch 
waren einige automatische Einrichtun­
gen betriebsunfähig. Man ließ dabei 
für einige Zeit die Notbeleuchtung bren­
nen und übte das Offnen der Türen 
und die Erhaltung des Betriebs durch 
manuellen Einsatz. 

Nach der Torprobe wurde bei geschlos­
senen Toren im Inneren der Station 
für kurze Zeit Überdruck hergestellt, 
um die Dichtigkeit der Verriegelung 
zu prüfen. Erst danach wurden die 
Schaltungen zum Innenbetrieb eines 
Schutzraumes vorgenommen. Alle 
Überprüfungsmaßnahmen verliefen 
zur vollen Zufriedenheit. 

(s-Gravenhage, Nr. 5/79) 

Waldgürtel soll Ernten 
schützen 

RADIO 
PEKING 
Ausgewähtte 
Sendungen 

Im Rahmen eines Mammutprogrammes 
zur Sichersteilung der chinesischen 
Versorgung wird quer durch die chinesi­
schen Nordprovinzen ein riesiger Wald­
gürtel angelegt. Diese " Grüne Große 
Mauer" wird von der Mandschurei bis 
nach Sinkiang an den nördlichen Aus­
läufem des Himalaja reichen - über 
40 Breitengrade hinweg bei einer Länge 
von mehr als 4000 Kilometern in der 
Luftlinie. 
Das Projekt ist das größte dieser Art , 
welches je von Menschen geplant wur­
de. Der Waldgürtel wird eine Fläche 
von rund 5,33 Millionen Hektar bedek­
ken und mehr als 13 Millionen Hektar 
landwirtschaftliche Nutzfläche gegen 
Stürme und Sandverwehungen aus 
den nördlichen Steppengebieten schüt­
zen. 
Das Vorhaben wird bis 1985 beendet 
sein; bereits in diesem Jahr werden 
440 000 Hektar aufgeforstet werden. 
In riesigen Gebieten wird dadurch über­
haupt erst eine landwirtschaftliche Nut­
zung möglich. 
Die chinesische Regierung hat in Ge­
sprächen mit dem Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und For­
sten die Möglichkeit der Beteiligung 
deutscher Forstwirte erörtert und den 
Austausch von Expertendelegationen 
vereinbart. (Peking, 11 . 1. 1979) 
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Gefährliche Einkaufswagen 

Die Arbeitsgemeinschaft der Verbrau­
cher hat Eltem gewarnt, kleine Kinder 
in Einkaufswagen zu setzen, wie sie 
in Großmärkten verwendet werden. 
Es seien inzwischen zahlreiche Unfälle 
bekannt, bei denen Kinder durch Hin­
auslehnen aus den Einkaufswagen 
umgekippt und zu Boden gestürzt seien. 
Zwar werde es in Kürze eine Norm 
geben, die die sicherheitstechnischen 
Anforderungen für Einkaufswagen fest­
lege und unter anderem auch die 
Standfestigkeit dieser Wagen berück­
sichtige; die Gefahr des Kippens sei 
durch die neue Norm allerdings noch 
keineswegs beseitigt, hieß es. 
So entspreche zum Beispiel ein Sech­
zig-Liter-Wagentyp mit Kindersitz, der 
bereits mehrfach mit kleinen Kindem 
umgekippt sei, trotz seiner Gefährlich­
keit den Anforderungen des Norment­
wurfs. Die Eltem sollten daher den Wa­
gen so lange festhalten, bis dieser 
durch die Menge der eingeladenen 
Waren eine ausreichende Standfestig­
keit erlangt habe. 

Tragbarer 
Synchron-Defibrillator 

Eine elektromedizin ische Gerätefirma 
hat einen Defibrillator mit Speichermoni­
tor, Herzschritlmacher und Magnet­
bandspeicher auf den Markt gebracht. 

Ein automatisches Testprogramm im 
Gerät testet den Defibrillator intern und 
selbständig in allen Energiebereichen 
auf ordnungsgemäße Funktion. Der 
Speichermonitor zeigt eine funktions­
integrierte Darstellung der EKG-Kurve, 
der Herz- und Stimulations-Frequenz 
sowie der Intensität des Schritlmachers. 
Die Energie-Auswahl erfolgt mittels 
Sensor-Tasten. Der Bandspeicher ist 
robust und funktionssicher. Beim Drük­
ken der Defibrillations-Ladetaste beginnt 
der Magnetspeicher automatisch aufzu­
zeichnen . Er ist aber auch manuell 
startbar. Der Speicher verfügt über 
große Aufzeichnungskapazitäten: 

2 x 30 Minuten bzw. 2 x 15 Minuten 
zur kontinuierlichen Dokumentation 
des EKGs und zur Dokumentation der 
Defibrillations-Aktion. Schneller Kasset­
tenwechsel, auch während der Aufnah­
me, ist gewährleistet. Bandende oder 
das Fehlen einer Kassette wird automa­
tisch durch Blinken der Betriebsleuchte 
angezeigt. Die Wiedergabe des Spei­
cherinhalts ist auf dem internen 
Monitor oder über die Ausgänge auf 
exteme Registrier- und Auswertungs­
einheiten möglich. 

Der leistungsstarke Akku garantiert 
7 Stunden Monitorbetrieb oder 200 
Schocks a 200 Joule. Das separate 
Ladegerät benötigt für eine Normalla­
dung 14 Stunden. Durch eine Schneila­
dung kann 80 % der möglichen Energie 
innerhalb einer Stunde erreicht werden. 
Das Gerät ist tragbar (15 kg) und bean­
sprucht nur wenig Platz (35 cm Breite/ 
20 cm Tiefe/35,S cm Höhe) . Das Gerät 
ist netzunabhängig, robust und stoßge­
sichert. 

Notfall-Beatmungsgerät 

Ärzte haben für Rettungseinsätze aller 
Art, für die Notaufnahme und den 
Transport in die Klinik, für den indu­
striellen Bereich, auf Schiffen und für 
den Zivilschutz ein gleichermaßen mobil 
wie stationär einzusetzendes leichtes 
Beatmungsgerät gefordert, das adäquat 
dem " klassischen" Beutelbeatmer ein­
zusetzen ist, um beide Hände für wich­
tige andere Maßnahmen freizuhalten. 
Dieses Gerät ist jetzt konzipiert und 
entwickelt worden. Überall dort, wo 
Atemstörungen auftreten, kann sofort 
wirkungsvoll geholfen werden. 

Das Beatmungsgerät hat in allen Beat­
mungsfällen Direktkontakt mit der Lunge 
des Patienten über den Beatmungs­
druckmesser. Es ist ein zeit gesteuertes, 
volumenkonstantes Beatmungsgerät 
für die kontrollierte Beatmung. Es hat 
pneumatische Logiksteuerung, eine 
stufenlos einstellbare Beatmungsfre­
quenz 10-35/min., stufenlos einstellba­
res Atemminutenvolumen 2-20 Ilmin. 
Die Skalen für Beatmungsfrequenz 
und Atemvolumen zeigen drei farbiden­
tische Einstellbereiche für die Beatmung 
von Kleinkindern, Kindern und Erwach­
senen. 

Der Erfolg der Beatmung kann über 
den eingebauten Atemdruckmesser 
verfolgt werden. Die Volumenkonstanz 
stellt auch unter schwierig~ten Bedin­
gungen eine wirksame Beatmung si­
cher. Die Verbindung zwischen dem 
Beatmungsgerät und dem Patienten 

wird mit einem voll sterilisierfähigen 
Patientensystem (Atemschlauch, Beat­
mungsventil, Maske oder Endotracheal­
tubus) hergestellt. 

Eine Kurzbetriebsanleitung auf dem 
Gehäuse erklärt den Vorgang zur Ein­
stellung der Beatmungsparameter. 

Ein neuartiges elektrisches 
Prüfgerät 

Dem menschlichen Urdrang folgend, 
etwas Unbekanntes zuerst vorsichtig 
mit nur einem Finger zu berühren, ent­
spricht ein Einhandprüfer mit nur einem 
Tastpol. Keine Prüfschnüre hindern 
den Gebrauch bei Spannungs- und 
Durchgangsprüfungen. Bei Spannungs­
prüfungen erscheint das helle Licht­
und das laute Tonsignal schon ab 
1 Volt; Durchgangsprüfungen sind bis 
zu 20 Megohm möglich. 

Die Leuchtanzeige hat die 2000fache 
Helligkeit gegenüber den bekannten 
Glimmprüfem; das akustische Signal 
ist laut, nämlich bis zu 80 dBA bei 
1,2 m. Damit ist die Anzeige auch unter 
ungünstigen Umgebungs bedingungen 
immer gut wahrnehmbar. 

Mit dem Einhandprüfer ist erstmals 
ein einpoliger Spannungsprüfer erschie­
nen, der jederzeit auf einwandfreie 
Funktion geprüft werden kann. Das 
wird zwar vom VDE in der Vorschrift 
0680 schon lange gefordert, aber keiner 
der bisher üblichen einpoligen Prüfer 
bot die Möglichkeit dazu. 

Durch Einstöpseln einer Prüfschnur 
wird aus dem hochohmigen Einpolprüfer 
auf einfachste Weise ein zweipoliges 
Vielfachprüfgerät mit fremdspannungs­
festem Prüfstromkreis für Durchgang, 
Widerstand, Spannung, POlung, Fre­
quenz und elektronische Bauelemente, 
das akustisch und optisch widerstands­
proportional anzeigt. Der Prüfbereich 
für zweipolige Prüfungen umfaßt 
0-100 000 Ohm/600 V-/500 V ~ . Eine 
grüne bzw. eine rote Glimmlampe zei­
gen 220 bzw. 380 V an. 
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Entscheidung 
über Schweinfurt 

Von Thomas M. Coffey 
Aus dem Amerikanischen übersetzt 
von Hubert Zuerl 
Verlag Ullstein GmbH, Berlin - Frank­
furt/ Main 

Ende t 941 , als die Vereinigten Staaten 
in den Zweiten Weltkrieg eintraten, 
verfügten ihre Luftstreitkräfte angeblich 
über nicht mehr als fünfzig einsatzbe­
reite schwere Bomber des Typs Boeing 
B-17. Die " fliegenden Festungen" wur­
den erst entwickelt und gebaut, als 
in den USA die gesteigerte Kriegspro­
duktion einsetzte. Diese Flugzeuge 
waren - im Gegensatz zu den britischen 
Nachtbombem - speziell für den Ta­
gesangriff konstruiert. Sie verhalfen 
den Vereinigten Staaten zu einer gewal­
tigen Luftstreitmacht. 

Erst als die B. US-Luftflotte, Komman­
deur war Generalmajor Eaker, in Ost­
england stationiert wurde, wagte dieser, 
im Gegensatz zur Führungsspitze der 
R.A.F., die Tagesangriffe für unmöglich 
hielt, die neue Taktik und setzte die 
" fliegenden Festungen" zu Tagesangrif­
fen ein. Bis dahin waren die Angriffe 
nur in der Nacht und unter Gele~schutz 
geflogen worden. 

Damit war ein neues Kapitel im Bom­
benkrieg des Zweiten Weltkrieges ein­
geleitet worden, das Präzisionsbombar­
dement bei Tage. 

In zwei großangelegten Einsätzen, am 
1 B. August und am 14. Oktober 1943, 
flogen Hunderte von B-17 gegen die 
- strategisch wichtigen - Industriege­
biete von Schweinfurt. Minutiös schildert 
Coffey die beiden Angriffe in ihrem 
gesamten Ablauf, der Verfasser hält 
sie für letztlich mit kriegsentscheidend. 
Dank ihrer schweren Bewaffnung konn­
ten die "fliegenden Festungen" die 
deutsche Abwehr durch Jäger überwin­
den. Sie trafen mit ihren neuen Sicht­
und Zielgeräten sehr viel genauer als 
die britischen Lancester-Bomber. 

Gewaltige Zerstörungen wurden in den 
Kugellagerfabriken angerichtet - ein 
entscheidender Schlag gegen die deut-
~che Kriegsindustrie war gelungen. 

BO 

lichkeit genutzt, Deutschland aus der 111 
Luft anzugreifen. 

Das sich auf zahlreiche Quellen des 
In- und Auslandes stützende Buch wird 
durch Karten und Illustrationen ergänzt. 
Ein Personenregister steht dem Leser 
ebenfalls zur Verfügung. 

Churchills deutsche Armee 

Von Arthur Smith 
- Die Anfänge des Kalten Krieges 
1943-1947 -
Gustav Lübbe Verlag GmbH, 
Bergisch-Gladbach 

Es war wohl das für Europa wichtigste 
Geheimnis der Kriegsgeschichte, wei­
ches der Verfasser hier aufgreift; davon 
sprachen im Mai des Jahres 1945 Mil­
lionen deutscher Soldaten als Kriegsge­
fangene: Churchill plane - in Erkenntnis 
der Gefahr für Europa - die Rote Armee 
durch deutsche Truppen zum Stehen 
zu bringen. Wunschträume? Oder gab 
es doch entsprechende britische Pläne? 
Wurde die im Kalten Krieg verborgene 
Gefahr vorausgeahnt? 

Hier nun bestätigt ein Historiker, was 
30 Jahre lang sich als Gerücht gehalten 
hat. Fazit: Der Kalte Krieg hat schon 
im Jahre 1943 begonnen. Im Mai 1945, 
während im Osten noch erbittert ge­
kämpft wird, strömen Hunderttausende 
von deutschen Soldaten nach Westen. 
Die Rote Armee marschiert ebenfalls 
in Richtung Westen durch Europa. Und 
die Russen behaupten, der größte Ver­
rat in der Geschichte der Menschheit 
bereite sich vor. 

Die Amerikaner verlangen die bedin­
gungslose Kapitulation - doch Montgo­
mery schweigt. Seine Truppen schnei­
den den Russen den Weg nach Däne­
mark ab. Er sammelt deutsche Waffen 
und Soldaten; Wehrmachtstäbe in sei­
nem Besatzungsgebiet bleiben intakt. 
Gibt es also doch eine geheime strate­
gische Planung bei den Briten? 

Später läßt Churchill durchblicken, er 
habe eine militärische Zusammenarbeit 
zwischen Briten und Deutschen schon 
1945 geplant und entsprechende Be­
fehle erteilt, ohne seine Verbündeten 
zu fragen. Das wirbelt so viel Staub 
auf, daß Churchill dementiert. 

Arthur Smith hat recherchiert und Fak­
ten gesammelt. Er kommt in seinem 
Buch zu (lem Schluß: Es gab eine ge­
heime Planung Churchills - und zwar 
bereits im Jahre 1943; gegen Stalin 
und den sowjetischen Machtanspruch 
in Europa. 

BZS-Schriftenrelhe Zivilschutz 
Band 11 , Schutz und Schutzbereiche 
für die Zivilbevölkerung In bewaffne­
ten Konflikten. 
Herausgegeben vom Bundesamt 
für Zivilschutz, Schriftleitung: 
Carl Maier und H.C. Toelle 
Mönch Verlag, Bonn 

Der Schutz der Zivilbevölkerung hat 
sich in den letzten Jahrzehnten ange­
sichts der zunehmenden Totalisierung 
bewaffneter Konflikte verschlechtert. 
In der Unvollkommenheit der völker­
rechtlichen Schutznormen - insbeson­
dere der Genfer Konventionen von 1949 
- liegt einer der Gründe dafür. Sie ent­
sprechen in vielem nicht mehr dem 
heutigen Kriegsbild. 

Deshalb hat das Intemationale Komitee 
vom Roten Kreuz die Neukodifizierung 
des Kriegsvölkerrechts in~iert. Auf 
Grund seiner Vorschläge haben Vertre­
ter von über BO Staaten versucht, völ­
kerrechts- und zeitgemäße Normen 
in zwei Zusatz protokollen zu den vier 
Genfer Konventionen von 1949 zu 
schaffen. Die Beratungen hierzu dauern 
noch an. In diesem Band werden die 
Voraussetzungen und Rechtsfolgen 
der alten und neuen Schutzvorschriften 
untersucht. 

Empfehlenswerte 
Hand- und Sachbücher ---
Gerdelmann I Korbmann I Stramka 
Krankentransport und Rettungs­
wesen 
Ergänzbares Handbuch - 4. Lieferung 
Dezember 1978 
Erlch Schmidt Verlag 
Berlin - Bielefeld - München 

Die 4. Lieferung enthält im wesentlichen 
Ergänzungen zu den Beförderungsent­
gelten in einigen Bundesländern. Au­
ßerdem wurden die " Gesetze, Verord­
nungen, Erlasse" für Baden-Württem­
berg und Bayem vervollständigt. 

Roeber/Goeckel 
Katastrophenschutz-Gesetz 
Kommentar - Loseblattsammlung 
8. Ergänzungslieferung - Stand 
1. Oktober 1978 - einschließlich 
3 Registern und Ordner 11 
Verlag fü r Verwaltungspraxis Franz 
Rehm, München 

Diese Ergänzungslieferung enthält u. a. 
die neuen Katastrophenschutzgesetze 
von Hamburg, Hessen, Niedersachsen 
und Nordrhein-Westfalen sowie Ausfüh­
rungsbestimmungen zur Berliner Kata­
strophenschutzverordnung. 



Helmut Freutel 

Das Minimagazin 
In diesem Monat: Schutzraumbau in der Schweiz 

Wußten Sie schon, daß ... 

. . .. es in der Schweiz heute bereits 
über sechs Millionen Schulzplälze gibt? 
Sie ermöglichen Schutz von mindestens 
90 Prozent der Bevölkerung in Kala­
strophen- und Kriegszeiten. Nalü~ich 

war dieser Stand nicht von heute auf 
morgen zu erreichen. Man rechnet auch 
damit, daß der 100prozentige Schulz 
früheslens in den Jahren 1990 bis 2000 
erreichl sein wird. Jedoch wird dieses 
Ziel beharrlich verfolgt. Dabei ist aller­
dings zu berücksichtigen, daß 1,8 Millio­
nen Schulzplätze, also rund 30 Prozent, 
in den Jahren 1951 bis 1956 erstelll 
worden sind, zu einer Zeit also, in der 
die Bemessungsgrundlagen nichl dem 
heutigen Standard enlsprachen. Damals 
beruhte die Dimensionierung der 
Schutzbauten noch auf der sogenannten 
"Trümmerlast". Diese Schutzräume 
bieten nichtsdestoweniger auch heute 
noch einen guten Schutz, nur eben 
nicht den Schutz entsprechend den 
technischen Weisungen , die vom 
Schweizerischen Bundesamt für Zivil­
schutz im Jahre 1966 für den privaten 
Schutzraumbau erlassen wurden. 

Nach der Konzeption 1971 des Zivil­
schulzes gehen die Betrebungen dahin, 
daß wegen der allgemeinen, örtlich 
nicht begrenz baren Bedrohung jedem 
Einwohner der Schweiz ein Schutzplalz 
zur Vertügung stehen muß. 

Wußten Sie schon, daß ... 

... mit Inkrafttreten des revidierten 
schweizerischen Zivilschutz-Gesetzes 
vom 1. Februar 1978 die Zivilschutz­
Bau- und Organisations pflicht des Lan­
des auf alle Gemeinden ausgedehnt 
wurde? Von den 3065 Schweizer Ge­
meinden waren Ende 1977 1264 bau­
pflichtig. Diese Gemeinden repräsentie­
ren allerdings mit 5,5 Millionen Einwoh­
nern bereits 85 Prozent der Schweizer 
Bevölkerung. Es müssen heute noch 
etwa zwei Drittel aller Gemeinden erfaßt 
werden mit einer Gesamtzahl von einer 
Million Einwohnern. Oie Konzeption 
1971 des Zivilschutzes sieht vor, daß 
im Ernstfall der Bezug der Schutzräume 
auf Grund der politischen und militäri­
schen Lage auf Anordnung der Behör-

den vorsorglich ertolgen muß. Das er­
fordert nicht nur genügende Beurtei­
lungsgrundlagen, sondern auch eine 
klare Regelung der Befugnisse für die 
rechlzeitige Anordnung und konse­
quente Durchführung des Schulzraum­
bezugs. Den Zivilschutz organisationen 
kommt die Aufgabe zu, die Zivilbevölke­
rung über das Vorgehen und Verhalten 
in den Schutzräumen zu orientieren, 
sie zu führen und im Schadens- und 
Katastrophenfall Hilfe zu leisten Das 
Konzept verzichtet auf die Evakuierung 
und Verlagerung von Bevölkerungstei­
len. Man ist zu der Überzeugung ge­
kommen, daß auf Grund des heutigen 
Bedrohungsbildes kein Gebiet des Lan­
des mehr als "sicher" bezeichnet wer­
den kann. Oie zu erwartende Dauer 
und Intensität der Waffenwirkungen 
machen es unmöglich, die Versorgung 
von evakuierten Bevölkerungsteilen 
zu garantieren. Oie Möglichkeit überra­
schender Einsätze neuzeitlicher Waffen 
verhindert auch umfangreiche Trans­
porte der Bevölkerung. 

Wußten Sie schon, daß .. . 

... auch in der Schweiz der Schutzraum 
dem Schutzsuchenden die Möglichkeit 
bieten soll , sich solange darin aufzuhal-

Schulzraumbelegungsversuch 

ten, bis eine Gefährdung durch feindli­
che Waffenwirkung nicht mehr besteht? 
Es ist davon auszugehen , daß bei einer 
Verstrahlung oder beim Einsatz chemi­
scher Kampfstoffe mit einer Aufenthalts­
zeit von mehreren Tagen bis Wochen 
zu rechnen ist. Aus diesem Grund 
kommt den technischen Einrichtungen 
eine besondere Bedeutung zu. So wer­
den z. B. nur noch künstlich belüftete 
Schutz räume mit einer Kollektivgas­
schutzanlage zugelassen . Beim privaten 
Schutzraumbau wird einkalkuliert, daß 
im Kriegsfalle die elektrische Stromver­
sorgung ausfallen kann. Belüftungsein­
richtungen müssen darum mit menschli­
cher Kraft betrieben werden können. 
Je nach Schutzraumfassungsvermögen 
werden hier vier verschiedene Größen 
vorgeschrieben. 

Schutzräume müssen auch je nach 
Größe mit einem oder mehreren Not­
ausstiegen und Fluchtröhren versehen 
sein, durch welche die Insassen den 
Schutzraum ohne Hilfe von außen ver­
lassen können. 

Große Bedeutung für die Sicherheit 
der Insassen kommt der Schleuse zu. 
Sie wird als Druckschleuse ausgebildet. 
Oie hintereinander angeordneten Pan­
zertüren dürten nie gleichzeitig geöffnet 
werden. Bei Schutzräumen mit 51 und 
mehr Schutzplätzen ist eine Schleuse 
vorgeschrieben. Bei kleineren Schutz­
räumen wird sie empfohlen. Das Pla­
nungsziel des Schutzbaus umfaßt einer­
seits die Bereitstellung von Personen­
schutzräumen für die gesamte Bevölke­
rung, andererseits den Bau der beson­
deren Anlagen der Zivilschutzorganisa­
tion. Solche besonderen Anlagen sind 
die Schutzbauten der Führungsorgane, 
des Sanitätsdienstes, der Rettungsdien­
ste und der lebenswichtigen Betriebe 
samt deren Einrichtungen und Ausrü­
stungen . 

Die in diesem Beitrag enthaltenen Zah­
len und Angaben entstammen dem 
Referat des Chefs der Sektion Bauten 
des schweizerischen Bundesamtes 
für Zivilschutz , Dipl.- Ing. Hallmann, 
das dieser Ende Februar an läßlich einer 
Fachtagung während der in Basel statt­
findenden " Swissbau 79" hielt. 
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